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Editorial: Osteuropäische Metamorphosen 


Länger als noch vor kurzem vermutet, setzt sich die gemeinsame Vergan- 
genheit der osteuropäischen Gesellschaften in eine gemeinsame Gegen- 
wart fort, die durch Rückgänge in der Produktion, inflationäre Prozesse 
und einen sinkenden Lebenstandard gekennzeichnet ist. Der Machtverlust 
der kommunistischen Apparate hat sich in eine »Machtinflation« verlän- 
gert, die eine kohärente Politik kaum zuläßt: Machtanhäufung und Dekre- 
te stehen scheinbar unregierbaren Gesellschaften gegenüber. Stark zurück- 
gehende Investionsraten, die Abwanderung qualifizierter Bevölkerungs- 
gruppen und eine noch weitgehend »verborgene« Arbeitslosigkeit lassen 
vermuten, daß sıch die ökonomische Krise weiter verschärfen wird. Die 
Weltbank hat ihre Prognosen dahin gehend revidiert, daß das durch- 
schnittliche Einkommen von 1989 erst gegen Ende der neunziger Jahre 
wieder erreicht sei. 

So trifft die Situationsbeschreibung der russischen Regierung wohl über 
die Grenzen ihres Landes hinaus zu, daß nämlich die Bevölkerungen Ost- 
europas das »Schlechteste beider Welten« durchleben: weder über eine 
Kommandoökonomie noch über eine Marktwirtschaft zu verfügen. Die 
zweifellos zu beobachtende Differenzierung zwischen den Ländern des 
früheren RGW bezieht sich vorerst auf die jeweils verfolgten Privatisie- 
rungsstrategien, auf das »sequencing« der Reformen - und auf die statisti- 
sche Ausprägung des Zusammenbruchs. Um mit einer zur Zeit beliebten 
Metapher zu sprechen: die ost- und mitteleuropäischen Länder befinden 
sich an unterschiedlicher Stelle ın einem Tunnel, dessen Ausgang nicht 
sichtbar ist - in einem Tunnel, wie Alec Nove hinzufügt, zu dem die Re- 
publiken der früheren Sowjetunion noch nicht einmal den Eingang gefun- 
den haben. 

Große Erwartungen waren seit den Zeiten der Perestroika an die Hilfe des 
Westens gerichtet und wurden durch mehr oder weniger großzügige Zu- 
sagen gestützt. Mit dem Verlust der sowjetischen Machtstellung hat sich 
dies freilich merklich geändert. Während Gorbatschow in seinem Gang 
zum Treffen der Großen Sieben noch um Kredite anhielt, verhandelt Jel- 
zin bereits um die Stundung der zu zahlenden Zinsen. »Interessanterweise 
haben gewisse führende internationale Institutionen - die EG, der IWF, 
die Weltbank - zu einer früheren Zeit wesentlich mehr getan«, stellt An- 
ders Aslund, einer der westlichen Berater der russischen Regierung er- 
staunt fest, obwohl er besser als seine russischen Kollegen wissen sollte, 
daß Marktwirtschaften nicht auf Altruismus, sondern auf Eigeninteressen 
beruhen. Mittlerweile ist die Sprache der westlichen Freunde deutlicher 
geworden. Solange der Vorsitzende des Obersten Sowjets Chasbulatov 
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davor warnte, daß die gegenwärtige Reformpolitik Rußland deindustriali- 
sieren und zu einem Rohstofflieferanten herabsetzten würde, galt dies als 
reformfeindliche Demagogie. Seit westlicher Sachverstand errechnet hat, 
daß der am Weltmarkt zu erzielende Preis der in Rußland geförderten 
Rohstoffe den des gesamten Sozialprodukts um das Zweifache übertreffe, 
wird eine neue Einsicht gefeiert: die osteuropäischen Unternehmen arbei- 
ten ohnehin »wertabziehend«, so daß der Ökonomie eine gewisse »Kuwai- 
tisierung« nicht schaden könne. 

Die Beiträge zum Thema dieses Hefts beschäftigen sich mit der ausweglos 
scheinenden Lage der osteuropäischen Länder und mit der Wissenschaft, 
die zu solchen Ergebnissen kommt. Michael Burawoy und Pavel Krotov 
zeigen in einer subtilen Fallstudie, wie tief die »Kommandoökonomie« in 
das Alltagshandeln eingelassen war. Jede Reformstrategie, die allein auf 
eine »Makrostabilisierung« zielt, läuft Gefahr, auf der Ebene spezifischer 
Nischenrationalitäten unterlaufen zu werden. Die von Aslund beklagte 
Zurückhaltung der internationalen Organisationen hat, wie die folgenden 
Beiträge zeigen, auch mit einer gewissen Hilflosigkeit zu tun. Da sich die 
gesellschaftlichen Voraussetzungen für eine lehrbuchhaft funktionierende 
Marktwirtschaft nicht per Dekret herstellen lassen, ist den offiziellen Re- 
formprogrammen der Boden entzogen. Kurt Hübners Aufsatz demon- 
striert diese Verlegenheit an mehreren neoklassisch inspirierten Tranfor- 
mationstheorien und unterstreicht anhand der monetärkeynesianischen Ge- 
genvorschläge zugleich die Schwierigkeiten, eine theoretisch ausgewiese- 
ne Alternative zu bieten. Andreas Wittkowsky stellt die unter Leitung des 
IWF und der Weltbank verfaßte Studie zur Wirtschaft der späten Sowjet- 
union vor und skizziert im Kontrast zu deren Modellannahmen einige 
Vorschläge, die der Gefahr eines transformationsspezifischen Marktver- 
sagens eher gerecht werden könnten. Jacek Tittenbrun zeichnet ein Porträt 
der polnischen Politik der letzten Jahre, deren »Schocktherapie« sie als 
Musterkind des IWF auszeichnen sollte, die nun aber auf depremierende 
Weise zeigt, daß »Experimente« auch fehlschlagen können. Heiner Ganß- 
mann befaßt sich mit dem Politikversagen, das den ostdeutschen Sonder- 
weg in den Kapitalismus auszeichnet und mit den Aussichten eines natio- 
nalen Ersatzprogramms zu Bewältigung der deutsch-deutschen Vereini- 
gungskrise. Außerhalb des Schwerpunkts weist Anna Bergmann den Zu- 
sammenhang von neuen medizinischen Techniken und modernen Herr- 
schaftspraktiken nach, die sich in eine lange Geschichte einfügen. Mar- 
tina Herrmann beschäftigt sich aus aktuellem Anlaß mit den aus fort- 
schrittenen Diagnosemöglichkeiten resultierenden ethischen Problemen. 
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Michael Burawoy / Pavel Krotov 

Der Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus in 
der früheren Sowjetunion: Arbeiterkontrolle und 
Bargaining in der Okonomiel 


Während der Sozialismus in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts als 
eine wirkliche Alternative zum Kapitalismus betrachtet wurde, scheint er 
heute nur noch ein Irrlicht zu sein. Im fortgeschrittenen Kapitalismus gibt 
es zahlreiche und vielfältige Hindernisse für einen Übergang zum Sozia- 
lismus: Der Kapitalismus war und ist in der Lage, Krisen, die er ber- 
vorbringt, zu überwinden, indem er sich ständig revolutioniert, während 
sein Epizentrum sich von Nation zu Nation verlagert; der Staat hat die 
ökonomischen Beziehungen wirksam aufeinander abgestimmt und abwei- 
chende Gruppen der kapitalistischen Ordnung einverleibt. 

Insbesondere ist die Arbeiterklasse, die als Subjekt des Übergangs vom 
Kapitalismus zum Sozialismus vorgesehen war, keine revolutionäre Klas- 
se geworden - sie war entweder zu schwach oder hat, wo sie stark war, 
ihre Interessen innerhalb des Kapitalismus und nicht gegen ihn verfolgt. 
Die Kräfte des internationalen Kapitalismus haben zusammengearbeitet, 
um Versuche, den Sozialismus durchzusetzen, durch wirtschaftliche 
Strangulierung oder direkte politische Intervention abzuwehren. Schließ- 
lich haben die mangelnde Anziehungskraft existierender Formen des So- 
zialismus und der Mangel an plausiblen sozialistischen Alternativen den 
angezielten Übergang utopisch werden lassen. 

Dagegen sind die Bedingungen für den Übergang vom Staatssozialismus 
zum Kapitalismus günstig. Erstens war der sowjetische Staatssozialismus 
bei weitem nicht in der Lage, die Krise, die er hervorgebracht hatte, zu 
überwinden, und verfiel in wirtschaftliche Stagnation. Es herrscht allge- 
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meine Übereinstimmung, daß die sowjetische Ökonomie ihre Talfahrt in 
den 70er Jahren begann, ein Niedergang, von dem sie sıch nie erholt hat. 
Zweitens war der Parteistaat nicht nur unfähig, die Ökonomie wirksam zu 
koordinieren, sondern war zumindest ın der SU nicht in der Lage, ad- 
äquate Hilfsmärkte zu entwickeln, um die von der Planung hinterlassenen 
»funktionalen Lücken« zu füllen. Drittens hatte die SU nur begrenzten Er- 
folg, als es darum ging, den aktiven Konsens untergeordneter Gruppen zu 
gewinnen, wozu die Arbeiter zählen, aber, wichtiger noch, die Intellektu- 
ellen, die oft die Opposition gegen den Parteistaat anführten. Als sich die 
Perestrojka entwickelte, kündigten große Teile der sowjetischen Führung 
der sozialistische Zukunft die Treue und wandten der Vergangenheit, als 
einem bestürzenden Fehlschlag, den Rücken zu. Viertens arbeiten interna- 
tionale politische und wirtschaftliche Kräfte zusammen, um den schnellst- 
möglichen Übergang zum Kapitalismus zu bewerkstelligen. Die Gewäh- 
rung von Wirtschaftshilfe wird abhängig gemacht von der Einführung 
eines stabilen Geldsystems, der Freigabe von Preisen, der Privatisierung 
von Staatsunternehmen und dem Abbau von Zollbarrieren. Fünftens, auch 
wenn es keine starke Bourgeoisie im Land gibt, übt der Kapitalismus eine 
magische Anziehungskraft auf alle Schichten der sowjetischen Gesell- 
schaft aus - als mögliche Entlastung von der Mangelökonomie und all den 
mit ihr verbundenen Entbehrungen und Erniedrigungen. Schließlich ist 
der Übergang nicht utopisch - es gibt konkrete Beispiele »erfolgreicher« 
kapitalistischer Gesellschaften, ‘von Schweden bis Deutschland, von den 
USA bis Japan, von Südkorea bis Taiwan. Kurz, wenn es je günstige Um- 
stände für einen Übergang von einem Wirtschaftssystem zu einem ande- 
ren gab, dann in der neuen Gemeinschaft Unabhängiger Staaten. 

Zumindest ın ihrer Rhetorik und ihren Programmen wird dieser Optimis- 
mus durch die Gruppen sowjetischer »Wirtschaftsexperten« verbreitet, die 
den Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus planen. So hat etwa der 
500-Tage-Plan Schatalins, der weitgehend von Yavlinsky und seinen Mit- 
arbeitern entworfen wurde, wenig dem Zufall überlassen: Er hat ein de- 
tailliertes Programın für jede einzelne Woche entfächert, das in vier Pha- 
sen implemtiert werden sollte. Solche Programme tragen die Merkmale 
der alten sowjetischen Ordnung, nicht nur in ihrer Hingabe an die Pla- 
nung, sondern auch in ihrem Vertrauen darauf, daß die bestehende Ord- 
nung qua ideologischer Mobilisierung und politischem Dekret umgewan- 
delt werden kann. Siebzig Jahre lang waren Ideologie und Politik auf den 
schnellstmöglichen Aufbau des Sozialismus ausgerichtet, jetzt sind sie zu 
Instrumenten für den raschesten Übergang vom Sozialismus zum Kapita- 
lismus geworden. Ein Gesetz nach dem andern wurde erlassen: das Gesetz 
zur Arbeitstätigkeit von Individuen (1986), das Gesetz zu den Staatsunter- 
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nehmen (1987), das Gesetz zu den Kooperativen (1988) und als Kulmina- 
tionspunkt das Eigentumsgesetz (1989), das im Prinzip das kapitalistische 
Unternehmen legalisiert (Pomorski 1991). Diese Gesetze ermöglichten 
neue Organisations- und Eigentumsformen - von Kooperativen zu kleinen 
Unternehmen, von Leasingverträgen bis zu Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung, von joint-ventures zu Aktiengesellschaften. 

Während sowjetische Gelehrte und Journalisten ihre Aufmerksamkeit zu- 
nächst auf die legislative Inangriffnahme der Wirtschaftsreform Konzen- 
trierten und danach auf die formelle Auflösung des Parteistaates, wurden 
die Auswirkungen dieser Änderungen auf bestehende gesellschaftliche 
Beziehungen innerhalb oder zwischen Unternehmen kaum beachtet. Fakti- 
sche ökonomische Verhältnisse werden immer noch mit ihrer juristischen 
Ausdrucksform verwechselt (Lewin 1974, Kap 8; Bettelheim 1976), als 
ob das Verbot der Partei die Beseitigung des letzten Hindernisses für eine 
umfassende Wirtschaftsreform darstellte. 

Westliche Gelehrte erliegen derselben politisierten Sichtweise des Über- 
gangs vom Sozialismus zum Kapitalismus. So behaupten etwa die Ökono-: 
men Sachs und Lipton (1990, S. 63), die größten Hindernisse für die 
Wirksamkeit einer »Schocktherapie« seien die Nachgiebigkeit der Regie- 
rung gegenüber Forderungen aus dem Volk nach Protektionismus oder 
Reflation der Wirtschaft und die Lähmung der Privatisierungsdebatte. 
Auf ähnlicher Linie vertritt der Politikwissenschaftler Przeworski (1991, 
Kap.4) die Auffassung, je radikaler die Übergangsstrategie, desto wahr- 
scheinlicher sei ihr Erfolg; ihre Durchsetzung könne jedoch mit einer li- 
beralen Demokratie unvereinbar sein. Wiederum liegt der Schwerpunkt 
auf den politischen Bedingungen des Übergangs. In einer mehr triumpha- 
listischen als sorgfältigen Analyse feiert der Historiker Malia (1991) das 
Scheitern des Moskauer Putsches (August 1991) als Aufräumung mit der 
Vergangenheit: »Denn das wichtigste Faktum der russischen Revolution 
von 1991 ist, daß praktisch nichts mehr vom alten leninistischen System 
übrigbleibt. Keine wesentlichen kommunistischen Institutionen haben sich 
als brauchbar für eine 'normale' Gesellschaft erwiesen« (S.28). Die Revo- 
lution hat die liberale Demokratie eingesetzt mit dem Auftrag, »mit den 
Doppelzüngigkeiten des alten Regimes zur Einführung eines Marktsy- 
stems und Privatisierung der Wirtschaft Schluß zu machen und, während 
die neue Regierung das Vertrauen des Landes genießt, sich in eine 
»Schocktherapie« nach polnischem Vorbild zu stürzen, was sie auch tat- 
sächlich vorhat.« ($.27). 

Unserer Ansicht nach unterschätzen diese Beobachtungen, die sich auf die 
politischen Bedingungen des Übergangs zu einer Marktwirtschaft konzen- 
trieren, die Fähigkeit der sowjetischen Ökonomie, sich zu reproduzieren 


Der sowjetische Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus 511 


und der Transformation zu widerstehen. Auch Umfragen, die der Ein- 
schätzung der gesellschaftlichen Unterstützung oder Ablehnung der öko- 
nomischen Reform dienen sollen, geben kein genaues Bild der ökonomi- 
schen Realität. Diese Untersuchungen mögen in der flüssigen politischen 
Sphäre relevant sein, aber sie nehmen nicht zur Kenntnis, wie Interessen 
im alltäglichen Betrieb der existierenden Ökonomie eingebettet sind. 
Selbst wenn alle Akteure sich als enthusiastische Anhänger des Kapitalis- 
mus bekennen würden, wären sie immer noch in ein schon gegebenes Sy- 
stem ökonomischer Verhältnisse eingeschlossen, »notwendige, von ihrem 
Willen unabhängige Verhältnisse« (Marx 1859, S.8). 

In diesem Artikel vertreten wir die Auffassung, daß (1) das politische Re- 
gime der Sowjetunion nicht gestürzt wurde, sondern sich aufgelöst hat; 
daß (2) die Auflösung der Partei weder alle Hindernisse einer ökonomi- 
schen Reform beseitigt noch die Wirtschaft ins völlige Chaos gestürzt hat; 
schließlich daß (3) selbst im unwahrscheinlichen Falle, daß sich eine libe- 
rale Demokratie etablieren sollte, sie nicht in der Lage wäre, eine zähe 
sowjetische Ökonomie zu transformieren. Unser Argument ist einfach. 
Wir waren nicht Zeugen einer »Revolution«, sondern des (lange vorherge- 
sagten !) Absterbens des Staates. Zurück bleibt eine Ökonomie, die, frei- 
lich in zugespitzter Form, viele der Tendenzen und Pathologien der sow- 
jetischen Ordnung aufweist. Insbesondere hat das Verschwinden des Staa- 
tes den Arbeitern eine stärkere Kontrolle der Produktion ermöglicht, die 
Monopolstellung ökonomischer Konglomerate gefestigt und den Wa- 
rentausch zwischen den Unternehmen verstärkt. Der Abgrund zwischen 
Ideologie und Realität ist so breit wie eh und je - die Posen der Marktan- 
hänger verdecken die Zähigkeit der alten ökonomischen Ordnung. Wenn 
es überhaupt einen Übergang zur Marktökonomie gibt, dann in Richtung 
eines Handelskapitalismus, der, wie Marx und Weber sich bemühen zu 
zeigen, eine (reale) Revolution hinter dem bürgerlichen Industriekapitalis- 
mus her ist. 


1. Idealtypen des Kapitalismus und des Sozialismus 


Wir brauchen Mebßlatten zur Einschätzung realer Veränderungen in der 
sowjetischen Ökonomie: idealtypische Modelle dessen, woher die Öko- 
normie kommt (Staatssozialismus) und wohin sie vielleicht geht (Kapita- 
lismus). Die Modelle leiten sich aus einem metatheoretischen Rahmen ab, 
der Produktionssysteme durch zwei Reihen von Beziehungen definiert: 
Produktionsverhältnisse, über die Güter und Dienstleistungen angeeignet 
und verteilt werden, und Verhältnisse in der Produktion, die die Produk- 
tion derselben bestimmen (Burawoy 1985). 
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Kapitalismus 


Marx und Engels definierten den Kapitalismus als die private Aneignung 
der Produktion und ihrer Produkte, in der Absicht, im Rahmen der 
Marktkonkurrenz Profit zu akkumumulieren. Kapitalisten reagieren auf die 
Marktkonkurrenz durch die Senkung der Kosten der Arbeitskraft (Löhne), 
die Intensivierung der Arbeit, die Einführung neuer Formen der Arbeits- 
organisation und vor allem durch technische Innovationen. Wenn ein Ka- 
pitalist eine Innovation einführt, müssen dies alle Konkurrenten bei Strafe 
der Auslöschung ebenfalls tun. Die Stürme der schöpferischen Zerstörung 
wüten unablässig. Kapitalisten wissen nicht, woher die nächste Innovation 
kommen wird; sie Kriegen sie erst zu spüren, wenn andere Kapitalisten 
die Preise brechen und sie zwingen zu folgen, um zu überleben. So sehen 
die einzelnen Kapitalisten den Markt als ein Meer unkontrollierbarer 
Kräfte, das sie zwingt, ihre unternehmerischen Fähigkeiten auf die Kon- 
trolle des Produktionsprozesses zu konzentrieren. 

»Die Anarchie der gesellschaftlichen Produktion trat an den Tag und wurde mehr und mehr 
an die Spitze getrieben. Das Hauptwerkzeug aber, womit die kapitalistische Produktions- 
weise diese Anarchie in der gesellschaftlichen Produktion steigerte, war das gerade Gegen- 
teil der Anarchie: die steigende Organisation der Produktion, als gesellschaftlicher, in je- 
dem einzelnen Produktionsetablissement« (Engels 1882, S.216). 

Somit führt die Anarchie auf der Ebene der gesellschaftlichen Produkti- 
onsverhältnisse zur Planung auf der Ebene der Verhältnisse in der Pro- 
duktion. 

Aus diesem Modell des Konkurrenzkapitalismus leiteten Marx und Engels 
dessen unvermeidbaren Niedergang ab. Einerseits werde das Profitstreben 
die Kapitalisten zur Umwandlung der Produktion, Homogenisierung der 
Arbeiterklasse, Erzeugung eines Reservoirs an Arbeitslosigkeit, Senkung 
der Löhne und Intensivierung der Arbeit führen. Kleinkapitalisten würden 
verschwinden und die Gesellschaft werde sich in zwei antagonistische 
Klassen aufspalten. Der Klassenkampf werde sich verschärfen. Anderer- 
seits würden die Kapitalisten beständig akkumulieren, immer mehr Güter 
und Dienstleistungen produzieren, die sich immer weniger Leute leisten 
könnten. Dies würde zu Überproduktionskrisen und der damit einherge- 
henden Vernichtung und weiteren Konzentration und Zentralisation von 
Kapital führen. Die Krisen würden immer tiefer, der Klassenkampf im- 
mer heftiger werden. 

Wenn auch Marx und Engels mit der Vorhersage des Niedergangs des 
Konkurrenzkapitalismus recht hatten, sie haben dennoch nicht die Stabili- 
sierung einer neuen Form des organisierten Kapitalismus vorhergesehen, 
in der die Konkurrenz zwischen den Kapitalisten reguliert wird und der 
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Klassenkampf eingedämmt ist. Allerdings ist organisierter Kapitalismus 
immer noch Kapitalismus. Trotz der Veränderungen im Charakter der 
Produktion, verstärkter staatlicher Aufsicht über die Konkurrenz und Ver- 
suchen der größten Unternehmen, die Konkurrenz abzuschaffen, gibt es 
immer noch Märkte und immer noch keinen Akteur, der die oberste Kon- 
trolle ausübt. Kurz, der organisierte Kapitalismus hat die Anarchie des 
Marktes nicht aufgelöst, sondern sie in unterschiedlichen Formen neu 
konstituiert (Fligstein 1990). Tatsächlich behaupten einige Autoren, daß 
der organisierte Kapitalismus sich zunehmend desorganisiert, indem die 
Produktion internationalisiert und gleichzeitig fragmentiert wird (Lash 
und Urry 1987). 

Mit der Transformation kapitalistischer Produktionsverhältnisse einher 
gingen Veränderungen in der Sphäre der Produktion. Während Marx die 
Produktionsplanung als despotisch und ziellos betrachtete, sah sich das 
Management durch die Ausweitung sozialer Garantien und politischer 
Rechte wie durch geänderte technische Erfordernisse dazu veranlaßt, neue 
Formen der Kontrolle über die Arbeit einzuführen. Edwards (1979), 
Friedman (1977), Wood (1989) und Piore und Sabel (1984) haben ge- 
zeigt, daß ziellose oder despotische Organisation oft kontraproduktiv ist. 
Effektive Planung erweist sich als Herrschaftsverhältnis, das Verhandlun- 
gen und Kompromißbildung einschließt. Die Arbeitstätigkeit im Kleinsten 
Detail festzulegen und dann auf ihrer Ausführung zu beharren, ist sowohl 
technisch unmöglich wie politisch konfliktträchtig. Es ist besser, die Ko- 
operationbereitschaft der Arbeiter zu wecken, indem man ihnen einen 
Grad an Autonomie zugesteht, wenn diese Autonomie auch durch die An- 
wendung von Zwang streng begrenzt ist. Unter diesem Forschungsaspekt 
hat Smith (1990) für den Bereich des Managements gezeigt, wie leitende 
Manager in Unternehmen die Beteiligung der Manager auf mittlerer Ebe- 
ne am »streamlining« ihrer eigenen Arbeit zu gewinnen suchen. Wo auch 
immer ihre Differenzen liegen mögen, stimmen diese Untersuchungen in 
zwei Ergebnissen überein, nämlich in der Wichtigkeit hierarchischer Kon- 
trolle im Unternehmen und in deren Formenvielfalt. Kurz, obwohl der 
Kapitalismus in den letzten hundert Jahren wichtige Veränderungen 
durchgemacht hat, ist er immer noch Kapitalismus mit anarchischen Ver- 
hältnissen der Produktion und geplanten Verhältnissen in der Produktion. 


Staatssozialismus 
Der klassische Marxismus hat den Zusammenbruch des Konkurrenzkapi- 


talısmus ineinsgesetzt mit dem Aufstieg des Kommunismus - einer neuen 
Ordnung, in der die Planung des Arbeitsprozesses neu konstifuiert werden 
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und davon ausgehend auf die gesamte Ökonomie übergreifen würde.2 
»...an die Stelle der gesellschaftlichen Produktionsanarchie (tritt) eine ge- 
sellschaftlich-planmäßige Regelung der Produktion nach den Bedürfnissen 
der Gesamtheit wie jedes einzelnen« (Engels 1882, S.223). Gesellschaftli- 
che Aneignung werde an die Stelle privater Aneignung treten, und der 
Plan den Markt ersetzen, während die Arbeit organisiert werde durch »as- 
soziierte Produzenten, (die) diesen ihren Stoffwechsel mit der Natur ratio- 
nell regeln« (Marx, 1894, S. 828). Der Kommunismus sollte eine Gesell- 
schaft sein, in der die Menschen kollektiv ihre eigene Geschichte machen, 
auf der Basis der Kontrolle über die Produktionsmittel. Sowohl die Pro- 
duktionsverhältnisse als auch die Verhältnisse in der Produktion sollten 
Gegenstand der Planung sein. 

Statt des Kommunismus schuf die Sowjetunion eine ökonomische Ord- 
nung, die wir nach Konräd und Szeleny (1979) als Staatssozialismus be- 
zeichnen, ein System, das durch die zentrale Aneignung und Verteilung 
von Gütern und Dienstleistungen gekennzeichnet ist. Wie entschlossen 
auch immer die zentralen Planer waren, den Unternehmen Produktions- 
ziele zu diktieren, in Wirklichkeit handelte es sich um ein Bargaining- 
Verhältnis, in dem die Unternehmen versuchten, den Teil zu minimieren, 
den der Staat sich aneignete, und den Teil zu maximieren, den er umver- 
teilte. 

Das zentrale Eigentum an den Produktionsmitteln veranlaßte die Unter- 
nehmen, nicht wie auf einem Markt um Profite zu konkurrieren, sondern 
ihr Bargaining-Potential innerhalb einer Hierarchie zu erhöhen. Sie taten 
dies, indem sie sich bemühten, die Ressourcen, über die sie verfügten, zu 
vergrößern. Der Bewegungsspielraum der Unternehmen wurde weniger 
durch den Profitdruck oder das, was Kornai (1980, 1986) harte Budgetre- 
striktionen nennt, umrissen, sondern durch die Bereitschaft des Staates, 
Ressourcen bereitzustellen. Der unersättliche Appetit auf Ressourcen un- 
ter weichen Budgetrestriktionen erzeugte eine Mangelökonomie, in der 
die Unternehmen sich ständig um Material, Technologie und Arbeitskraft 
schlugen. Das Ergebnis war die Entzweiung von Allokationslogik und 
Produktionslogik. Während Manager unterm Kapitalismus nie sicher sein 
können, ob sie ihre Produkte verkaufen können, können sie unterm 
Staatssozialismus nie sicher sein, ob sie die notwendigen Mittel für die 


2 So sahen Engels, Kautsky und Luxemburg die Erringung der Macht durch das Proleta- 
riat zusammenfallen mit dem Übergang zum Kommunismus, während die Lenin'sche 
Neuerung darin bestand, von Marx' Kritik des Gothaer Programms auszugehen und 
theoretisch zwei Stufen zu entwerfen - einen revolutionären Übergang vom Kapitalis- 
mus zum Sozialismus und einen evolutionären Übergang vom Sozialismus zum Kom- 
munismus. 
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Produktion haben. Die sozialistischen Manager waren ständig im unge- 
wissen über Quantität wie Qualität von Material, Technologie und Ar- 
beitskraft. Kurz, Planung auf der Ebene der Produktionsverhältnisse führt 
zu anarchischen Verhältnissen in der Produktion - das genaue Gegenteil 
des Kapitalismus. 

Natürlich sind auch kapitalistische Manager mit Unwägbarkeiten kon- 
frontiert, aber normalerweise auf der Nachfrageseite. Sie können daher 
zumindest kurzfristig reagieren, indem sie die Produktion ausweiten oder 
einschränken. Darüber hinaus haben die kapitalistischen Manager den 
Vorteil, daß sie den Arbeitsprozeß kontrollieren. Im Staatssozialismus ist 
die Situation ganz anders. Erstens erzeugen die Unwägbarkeiten des Res- 
sourcennachschubs viel größere kurzfristige Probleme für die Arbeitsor- 
ganisation, die sie dazu zwingen, ständig mit den Produktionsfaktoren zu 
jonglieren. Zweitens, und noch wichtiger, können staatssozialistische Ma- 
nager bei ihren Bemühungen, sich den Nachschubknappheiten anzupas- 
sen, den Arbeitsprozeß nicht kontrollieren. Dies deshalb, weil sie nicht 
nur mit einem Mangel an Material und Technologie zu tun haben, son- 
dern auch mit einem Mangel an Arbeitskräften. Von daher sind die Sank- 
tionsmöglichkeiten, die das Management gegenüber der Belegschaft in 
der Hand hat, begrenzt. Niedrige Arbeitslosenraten, extensive Beschäfti- 
gungsrechte und Mangel an Arbeitskräften machen es dem Management 
praktisch unmöglich, die Produktion zu kontrollieren - es muß diese Kon- 
trolle an die Arbeiter abgeben (Bahro 1977; Holubenko 1975; Ticktin 
0.J.; Connor 1991).3 

Ob die Anarchie in der Produktion zum Chaos führt, hängt davon ab, ob 
die Arbeiter ihre Kontrollmöglichkeiten in einer »negativen« oder »posi- 
tiven« Weise ausüben. Noch wichtiger sind allerdings die objektiven Be- 
dingungen der Knappheiten. In der frühen Periode der ursprünglichen so- 
zialistischen Akkumulation, in der Zeit der ersten Fünfjahrespläne der 


3 Wir sollten zwischen zwei Erklärungen von Arbeitermacht im Betrieb unterscheiden. 
Autoren wie Kornai (1980) sehen das zentralisierte Eigentum der Produktion als Ursa- 
che eines Systems von Knappheiten, unabhängig von der spezifischen Politik des Zen- 
trums. Andere, wie Granick (1987) argumentieren, daß Arbeitsplatzrechte und Überbe- 
schäftigung absichtliche politsche Strategien der zentralen Planer darstellen, entweder 
als Teil eines impliziten Vertragsverhältnisses mit der Arbeiterschaft oder als deutliche 
Verpflichtung auf sozialistische Prinzipien. Aus Granicks Sicht können Veränderungen 
in der Politik des Zentrums die Macht der Arbeiter effektiv untergraben, während Kor- 
nai eine solche Möglichkeit nicht sehen würde. In ihrer jüngsten Arbeit über Transfers 
konnte Henley (im Ersch.) keine Hinweise darauf finden, daß die sowjetischen Mana- 
ger aus neuen und günstigen rechtlichen Veränderungen Nutzen gezogen hätten, die 
ihnen theoretisch eine stärkere Kontrolle über die Arbeiter verliehen haben. Natürlich, 
wo es weder einen Mangel an Arbeitskräften noch an physischen Inputs gab und wo 
die Arbeitsrechte begrenzter waren (wie oft im militärisch-industriellen Komplex), 
konnten die Manager stärkere Kontrolle über die Arbeit ausüben. 
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30er Jahre und des Zweiten Weltkriegs, waren Aneignung und Umvertei- 
lung zentralistischer organisiert. Um die sowjetische Industriewirtschaft 
aufzubauen, war es nötig, eine Arbeiterschaft aus einer vorwiegend bäu- 
erlichen Bevölkerung zu formen, eine Infrastruktur aufzubauen, die ein 
riesiges Land zu einer Ökonomie integrieren sollte, und Rohmaterial für 
eine moderne Industrie zu produzieren. Dies war eine Periode extensiver 
Entwicklung, deren Erfolg in quantitativer Weise zu messen war. Obwohl 
die ursprüngliche Akkumulation mittels Kommando erzielt werden konnte 
und auch wurde, führte sie zu extremen Mißverhältnissen und Knapp- 
heiten, ganz zu schweigen von der bestürzenden Repression. Der Staat re- 
agierte auf die ökonomischen Pathologien, die er erzeugt hatte, mit dem 
Versuch, die Aktivität der Arbeiter mittels drakonischer Gesetzgebung 
oder sozialistischem Wettbewerb ä la Stachanow zu regulieren. Obwohl 
despotische Produktionsregime geschaffen wurden, waren die zentralen 
Planer nie in der Lage, den Managern die Kontrolle über die Produktion 
zu übergeben (Filtzer 1986; Andrle 1988; Siegelbaum 1988). 

Weiterhin führte die rationale Verfolgung von Planzielen auf Seiten der 
Unternehmen zu verbreiteter Irrationalität vom Standpunkt der Ökonomie 
als ganzer: produktive Kapazitäten wurden versteckt, Ressourcen gehor- 
tet, Ausschuß produziert, Investitionen wurden unterschätzt, um Planer 
für Projekte einzunehmen, und es wurde rückwärts integriert mit der Ab- 
sicht, Zulieferbetriebe zu gewinnen (Berliner 1957, 1976; Nove 1965, 
1983; Kornai 1959; Asselain 1981; Granick 1954, 1967; Hewett 1988; 
Bauer 1978; Linz 1988; Aslund 1989). Diese Irrationalitäten wirkten sich 
in der Periode nach Stalins Tod noch schädlicher auf die Wirtschaft aus, 
als der Übergang von extensiver zu intensiver Entwicklung komplexere 
Produktionsprozesse und strengere Qualitätskontrollen erforderte. Dem- 
entsprechend trat an die Stelle der despotischen Ordnung der Kommando- 
planung eine System hegemonialer Planung - ein verwickeltes hierarchi- 
sches Verhandlungsspiel um Ziele, Preise und Sanktionen, das die Aneig- 
nung und Distribution der Ressourcen beherrschte. 

Den Unternehmen wurde mehr Autonomie verliehen, so daß die Manager 
sich der Anhäufung von Ressourcen widmen konnten, die zum Teil dazu 
eingesetzt wurden, die Arbeiter zu bestechen, damit sie bei der Erfüllung 
der Planziele kooperierten. Im Gegensatz zu anderen Ländern, wie Un- 
garn4, blieb es bei der physischen Planung, die den Anreiz für die Unter- 


4 In Ungarn wurde 1968 mit der Einführung des neuen ökonomischen Mechanismus die 
physische Planung durch die fiskalische Planung ersetzt, die den Unternehmen mehr 
Autonomie gab, zu produzieren was sie wollten und zu kaufen, was sie brauchten. Die 
Manager hatten daher ein Interesse, mehr aus ihren Arbeitern zu herauszuholen. Aber 
sie hatten auch eine bessere Position, um die Kontrolle auszuüben. Einerseits waren die 
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nehmen, Planziele durch Innovation oder Expansion zu übertreffen, 
dämpfte. Die Manager verlangten von den Arbeitern ein Mindestmaß an 
Kooperation, um die Planerfüllung sicherzustellen, während die Arbeiter 
wiederum von den Managern angemessenen Ressourcennachschub und 
den Schutz eines minimalen Lebensstandards erwarteten (Lampert 1985, 
bes. Kap. 5; Lampert 1986). Dies waren die Vereinbarungen des von 
Voskamp und Wittke (1991, S. 360-64) so genannten »Planerfüllungspak- 
tes«, der, wie verschwenderisch auch immer, die Organisation der Arbeit 
mit der notwendigen Flexibilität versah, um mit Nachschubmängeln zu- 
rechtzukommen. So konnten die Manager mit der Anarchie in der Pro- 
duktion umgehen, indem sie die betriebliche Ebene den Arbeitern über- 
ließen und ihre mangelnde Kontrolle über die Produktion kompensierten, 
indem sie versuchten, die Außenbeziehungen über Verhandlungen zu re- 
gulieren. 


gesellschaftliche Produktionsverhältnisse: 


Verhältnisse in Planung Anarchie 
der Produktion 


Planung Kommunismus (1) Kapitalismus (2) 
Anarchie Staatssozialismus (3) Handelskapitalismus (4) 


Schaubild 1. Vier Produktionssysteme 


Schaubild 1 faßt unsere Unterscheidungen zwischen Kapitalismus, Staats- 
sozialismus und Kommunismus zusammen. In Lenins Modell sollte sich 
der Staatssozialismus zum Kommunismus entwickeln. Obwohl die »Dikta- 
tur des Proletariats« abgestorben ist, wie Lenin vorhersah, ist der gegen- 
wärtige Übergang keiner in Richtung Kommunismus. In den offiziellen 
Plänen der Führer Russlands und anderer Nationen der Gemeinschaft 


Knappheiten oft weniger einschneidend, weshalb die Manager die Arbeitsorganisation 
leichter rationalisieren konnten. Andererseits konnten sie den ArbeitsprozeB besser 
kontrollieren, weil die Arbeiter aufgrund ökonomischer Anreize mobilisieri werden 
konnten. All dies war möglich, weil die Expansion des Konsumgütermarkts und die 
zweite Ökonomie es erlaubten, fast alles mit einheimischer Währung zu kaufen. Aller- 
dings sollten wir darauf achten, die Unterschiede nicht zu übertreiben. Die ungarische 
Industrie litt weiterhin unter Knappheiten, und es finden sich ebenfalls Tendenzen zur 
Zweiteilung der Kontrolle (Stark 1986, 1989; Burawoy und Lukäcs 1992, Kap. 9. 
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wird der Übergang zu einer »Marktwirtschaft« westlichen Stils ge- 
wünscht, und wie zuvor sind die Ziele der Planer im Widerstreit mit der 
Wirklichkeit. Vom Standpunkt der Bürger bewegt sich ihre Gesellschaft 
weder in Richtung Kommunismus noch in Richtung Kapitalismus, son- 
dern auf ein allgemeines Chaos (bardak) zu. Aber nimmt eine neue Ord- 
nung trotz des Chaos oder sogar durch das Chaos Gestalt an? Wir mei- 
nen, daß eine solche emergente Ordnung, wenn es sie gibt, durch Feld 4 
von Schaubild 1 repräsentiert wird, wo die Anarchie sowohl in den ge- 
sellschaftlichen Produktionsverhältnissen wie in den Verhältnissen in der 
Produktion herrscht. Dies ist nicht notwendig allgemeines Chaos, selbst 
wenn es den Beteiligten so erscheint. Anarchie meint einfach, daß es kei- 
nen übergeordneten Kontrolleur gibt - sie bedeutet nicht notwendigerwei- 
se die Abwesenheit aller Koordination. 

Was ist dies nun für eine neue Ordnung, die in Feld 4 repräsentiert wird? 
Was passiert, wenn der Parteistaat sich erst aus der Ökonomie zurück- 
zieht, dann zerfällt und die Unternehmen mit größerer Autonomie zurück- 
läßt? Wir glauben, daß dieses Absterben des Staates weder zu Kommunis- 
mus noch zu bürgerlichem Kapitalismus führt, sondern zu einer Form des 
Handelskapitalismus. Wir stellen vier Thesen auf: 

(1) Selbsterzeugte Querverbindungen zwischen Unternehmen, die von der 
Partei beschränkt und kontrolliert wurden, gewinnen an Bedeutung. Dies 
hat nicht das Wachsen von Märkten zur Folge, sondern die Ausdehnung 
eines Systems des Tauschhandels. 

(2) Während sich politische Organe als »parastaatliche« Zentren ökonomi- 
scher Macht neu konstituieren, verstärken sich regionale Monopole. Sie 
teilen das Ziel der Profitmaximierung und nicht der Befriedigung irgend- 
welcher gesellschaftlich definierten Bedürfnisse. 

(3) Die Quelle des Profits sind Handel, Spekulation oder sogar Erpres- 
sung - nicht die Transformation der Produktion, die »rationale kapitalisti- 
sche Organisation (formell) freier Arbeitskraft« (Weber). 

. (4) Die Arbeiterkontrolle über die Produktion wird größer, wenn die Mo- 
nopole stärker werden und die Materialknappheiten sich verschärfen. 
Letztlich werden diese Monopole, die die Ressourcen kontrollieren, zu 
riesigen Handelsgesellschaften, die die Produktion an Arbeiterkollektive 
innerhalb von Unternehmen »auslagern«. 

Wir entwickeln diese Thesen anhand einer Fallstudie über ein einziges 
Unternehmen - der Möbelfabrik Polar in Arktika. Wir glauben, daß die 
systematischen Merkmale einer Ökonomie und ihre Dynamik am besten 
begriffen werden können, indem Unternehmen von Standpunkt dessen 
untersucht werden, was ihren Erfolg ausmacht und verursacht. Polar Mö- 
bel ist solch ein erfolgreiches Unternehmen. Unsere Erklärung seines Er- 
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folgs beruht zum Teil auf einem Vergleich mit einem auf derselben Meß- 
latte erfolglosen Unternehmen - Rezina, eine Moskauer Gummifabrik 
(Burawoy und Hendley, i.Ersch.). 

Unsere Feldarbeit in Arktika dauerte von Ende März 1991 bis Ende Juli 
1991. Während des Mai und Juni arbeitete Burawoy an einer Maschine in 
der Möbelfabrik, während Krotov Interviews mit den Managern der Fa- 
brik führte.5 Im April und Juli führten wir Interviews mit Managern in 
vielen verschiedenen Unternehmen und Kooperativen im Umkreis der 
Holzindustrie, wie auch mit Gewerkschaftsvertretern, Politikern der nörd- 
lichen Republik und Vertretern des Holzindustrieverbandes der nördli- 
chen Territorien. Dem oben vorgestellten theoretischen Rahmen entspre- 
chend beginnt unsere Analyse von Polar mit den Verhältnissen in der Pro- 
duktion und greift dann auf die komplexen Bargaining-Beziehungen über, 
die das Unternehmen in die Holzindustrie der Nordrepublik einbetten. 


2. Arbeiterkontrolle über die Produktion 


Die Hauptniederlassung von Polar-Möbel befindet sich in der Nähe der 
Außenbezirke von Arktika, der Hauptstadt der nördlichen Republik, und 
hat etwa 1300 Beschäftigte. Sie ist auf die Produktion von Wandmöbeln 
spezialisiert, die vom Kunden selbst zusammengebaut werden - Baukästen 
für Regale und Schränke aus Preßholz. Das Unternehmen hat zusätzlich 
drei kleine Tochterunternehmen.s Das erste und älteste Tochterunterneh- 
men befindet sich ebenfalls in Arktika. Es produziert gepolsterte Wohn- 
zimmermöbel (550 Beschäftigte). Die anderen beiden Tochterunterneh- 
men befinden sich ın anderen Städten - eines davon produziert Betten 
(170 Beschäftigte), das andere Küchenmöbel. Polar ist das einzige Unter- 
nehmen der nördlichen Republik, das solche Produkte herstellt. Im Jahr 
1990 wurden all diese Möbelkategorien »Mangelwarex und waren in 
staatlichen Läden praktisch nicht aufzutreiben. 


5 Um den teilnehmenden Charakter von Burawoys Forschungstätigkeit zu kennzeichnen, 
wird auf ihn im folgenden in der ersten Person, mit »Ich«, Bezug genommen. Burawoy 
hat seinen Arbeitsplatz bei Polar erhalten, nachdem er von einer Reihe anderer Unter- 
nehmen in Arktika abgelehnt worden war. Es war schwierig, Generaldirektoren davon 
zu überzeugen, einem Fremden die Arbeitserlaubnis zu geben, wenn sie innerhalb 
ihres Unternehmens unter Druck standen (vgl. Burawoy und Henley, i. Ersch.). Was 
Polar auszeichnete, war das Selbstvertrauen und der Zusammenhalt ihrer Topmanager. 
Der Generaldirektor war einer der großen alten Männer der Holzindustrie in der nörd- 
lichen Republik - er hatte durch Burawoys Anwesenheit wenig zu verlieren. 

6  Cbwohl wir Polar Möbel als Unternehmen bezeichnen, handelt es sich technisch um 
eine »Produktionsassoziation« (proizvodstvennoe ob'' edinenie) - eine Organisations- 
form, die durch die ökonomischen Reformen von 1973 geschaffen wurde (Hewett 
1988, $.245-56). 
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Kennzeichen des Erfolgs 


Allem Anschein nach ist die Hauptabteilung von Polar sehr erfolgreich. 
Ihre Beschäftigten gehörten zu den bestbezahlten der Stadt. Sie bekamen 
großzügige zakazi (Zuweisungen) und konnten sich im fabrikeigenen La- 
den zusätzlich versorgen.’ Die Umkleideräume waren groß und sauber. 
Die modernen Gebäude waren von der Hauptstrasse aus leicht zu errei- 
chen, wo Schilder mit den Produktionszahlen des vergangenen Jahres 
prahlten. Ein schneller Rundgang durch die Fabrik mit dem herausge- 
putzten Gewerkschaftsvorsitzenden vermittelte uns den Eindruck von Ef- 
fizienz und Rationalität. Die Arbeitskräfte waren jung und geschäftig. 
Der Produktionsfluß von einer Abteilung zur nächsten schien gut organi- 
siert zu sein. Es war sehr laut und die Arbeitsbedingungen, besonders bei 
der Lackierung, waren gefährlich. Als wir zu diesem Thema nachfragten, 
zuckte man mit den Schultern - die Manager meinten, daß die Arbeiter 
frei seien zu gehen oder daß sie sich an die Farbdämpfe gewöhnten und 
sie nach ein paar Jahren nicht mehr wahrnähmen. 

Der Ausstellungsraum von Polar Möbel ließ auf ein reiches Unternehmen 
schließen, das seine Produkte regelmäßig veränderte. Das Unternehmen 
leistete sich sogar ein eigenes Museum, das seine Geschichte, von der er- 
sten Gruppe von Möbelhandwerkern im Jahr 1939 bis zum modernen 
Unternehmen von heute, nachzeichnete. Die Insignien des Kommunismus 
waren verschwunden - es gab keine Lenin-Photos, abgesehen von dem 
immer noch obligatorischen im Büro des Generaldirektors.8 Verschwun- 
den waren die Plakate, die die Tugenden des Kommunismus gefeiert hat- 


7 Im Mai bekam ich 776 Rubel vor Steuern und im Juni 698 Rubel, nach der offiziellen 
Umtauschrate etwa 25 bzw. 20 Dollar. Es gab eine Reihe unterschiedlicher Schlangen 
für knappe Güter wie Kleidung, Autos, Fernsehgeräte und Möbel, aber im Frühjahr 
1991 standen die meisten für Wohnungen an. Beschäftigte, die im Juli 1991 Wohnun- 
gen erhielten, hatten 12 Jahre gewartet, eine viel kürzere Zeit als die duchschnittlichen 
20 Jahre bei anderen Unternehmen. Nahrungsmittel waren in Päckchen erhältlich, die 
bei Polar als nabor (Bündel) bezeichnet wurden. Während der zwei Monate, die ich 
dort arbeitete, konnte ich zwei Päckchen kaufen, von denen jedes 1,5 Kilo Wurst und 
5 Eier enthielt. Bei anderen Gelegenheiten konnte ich Honig und Dosenfleisch bestel- 
len. Weil unsere Arbeit »gefährlich« war, erhielten wir Gutscheine für Milch, die aber 
nicht immer zu bekommen war. Einmal konnten wir unsere monatliche Ration Zucker 
(1,5 Kilo pro Person) im Unternehmen kaufen. Der Stadtrat verteilte Lebensmittelkar- 
ten, aber es gab keine Garantie, daß wir die rationierte Nahrung in den Läden finden 
würden, daher war die Versorgung im Unternehmen entscheidend. 

& Tatsächlich habe ich noch ein weiteres Photo gefunden - ein sehr staubiges oben an 
meiner Bohrmaschine. Als ich meinen Arbeitskollegen Sergej fragte, was Lenin da 
oben zu suchen habe, zuckte er nur mit den Schultern, als ob er ihn nie bemerkt hätte. 
Etwa einen Monat später verschwand Lenin plötzlich und fand sich in einem Abfall- 
haufen wieder. Ich schien der einzige zu sein, der seine Abwesenheit bemerkt hatte. 
Dies war im Juni, vor den dramatischen Ereignissen des August 1991. 
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ten. Es gab kein Parteikomitee. Der letzte Anschlag am Notizbrett der 
Partei - wer wem in der Machtpyramide folgen sollte - stammte von 
1989. Die Notizbretter für sozialistischen Wettbewerb, die Jugendorgani- 
sation, für Arbeitsdisziplin und politische Verpflichtungen waren entwe- 
der leer oder es fanden sich alte Verordnungen. Niemand hatte sich die 
Mühe gemacht, sie herunterzunehmen. Das meistgenutzte Notizbrett hatte 
den Titel »Informationen zur wirtschaftlichen Bildung« - dort hingen Arti- 
kel zur Marktforschung und wurden Seminare zum »ABC des Markts« an- 
gekündigt, die von einer ortsansässigen Beratungsfirma angeboten wur- 
den. Der Betrieb schickte seinen stellvertretenden Direktor für ökonomi- 
sche Fragen zu einem zweiwöchigen Wirtschaftsseminar, das von ameri- 
kanischen Akademikern und Geschäftsleuten abgehalten wurde. 

Das Unternehmen besaß ein Computersystem, um die tägliche Produktion 
aufzuzeichnen. Es hatte vor kurzem moderne deutsche Produktionsanla- 
gen zum Preis von 12,5 Mill. DM erworben, die ältere Maschinen erset- 
zen und die Entwicklung einer neuen Produktlinie aus Hartholz ermögli- 
chen sollten. Der Chefingenieur entwarf anspruchsvolle Pläne zur Re- 
konstruktion des gesamten Unternehmens, um dem neuen Produktions- 
prozeß gerecht zu werden. Man sprach sogar davon, daß Polar die an- 
grenzende Holzverarbeitungsfabrik übernehmen wolle, um sich das we- 
sentliche Material für die neuen Möbel zu sichern. Solche Rationalisie- 
rungsschritte wurden nicht durch eine staatliche Planungsagentur oder das 
Ministerium diktiert, sondern gingen auf die Initiative einer offensichtlich 
dynamischen Gruppe von Managern bei Polar zurück. Das Unternehmen 
hatte beträchtlichen Autoncmiespielraum, um seine eigenen Preise und 
sein Produktionsprofil festzusetzen. Es war auf arenda, d.h. vom Staat 
geleast, angeblich ein Übergangsschritt zur vollen Privatisierung. Das 
Unternehmen saß keineswegs in einer rigorosen bürokratischen Hierar- 
chie fest, sondern machte den Eindruck eines unabhängigen Zentrums un- 
ternehmerischer Aktivität. Treten wir nun aus dieser Welt der Erschei- 
nungen in die wirkliche Welt der Produktion ein. 


Arbeitsprozeß und unstimmige Technologie 


Ich (Burawoy, vgl. Fn.5) arbeitete zwei Monate lang in Abteilung 3, dem 
Herz der Fabrik. Ich bohrte Löcher in Holzplatten, die späteren Seiten- 
wände und Einlagen der Schränke. Wie alle andern war ich Mitglied einer 
Arbeitsgruppe und einer Brigade. Es gab drei Gruppen in meiner Brigade 
- die Arbeiterinnen und Arbeiter an den Bohrmaschinen, die Leute an den 
vier maschinellen Fertigungsstraßen, wo die Platten zugeschnitten und die 
Ecken mit Furnier beklebt wurden, und die Gruppe der Frauen, die die 
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Platten mit Azeton reinigten, bevor sie in die nächste Abteilung geschickt 
wurden. Mit vierzig Mitgliedern war meine Brigade die größte in Abtei- 
lung 3, daneben gab es noch zwei kleinere. In Abteilung 2 wurden die 
Hauptoberflächen der Platten mit Textilpapier überzogen, in Abteilung 4 
wurden sie lackiert und für die Kunden verpackt. 

Die Abteilung machte einen effizienten und industriemäßigen Eindruck 
und war sachgemäß angelegt. Die vier parallelen Maschinenstraßen, die 
die Platten aus Abteilung 2 aufnahmen, belegten fast die Hälfte der Flä- 
che unserer Abteilung. Von den Fertigungsstraßen weg wurden die Plat- 
ten gestapelt und auf Rollbändern zu den vier elektrischen Bohrern ge- 
schoben, die gegenüber den Sägen aufgebaut waren. Jede Bohrmaschine 
befand sich zwischen Rollbändern, so daß die Maschinisten leichten Zu- 
gang zu den Platten hatten. Wir arbeiteten in Zweiergruppen: Einer führte 
die Platten in die Maschine ein, während der andere sie nach dem Bohren 
vom Band nahm, Wir konnten einen Stapel mit 100 Platten in 10 Minuten 
verarbeiten. Im Schnitt bohrten wir zwischen 1000 und 1500 Platten pro 
Schicht, in zwei bis drei Arbeitsstunden. Die Fertigkeit bestand darin, die 
Bohrer einzurichten, so daß die Löcher, bis zu elf pro Platte, genau in der 
richtigen Position waren, mit der richtigen Größe und Tiefe. Ein erfahre- 
ner Maschinist konnte die Maschine in 20 Minuten einrichten. Da wir die 
Maschineneinstellung nur zwei- bis dreimal pro Schicht veränderten, kam 
nur noch etwa eine Stunde zu den drei Stunden Bohren hinzu. 

Wenn wir nicht die Maschinen einrichteten oder bohrten, hielten wir dann 
und wann ein Schwätzchen oder gingen in die Duschräume, um eine Zi- 
garette zu rauchen, aber meist mochten wir es nicht, ohne Beschäftigung 
zu sein. Tatsächlich war das Umherstreunen in der Halle ein Zeichen 
niedrigen Status’. So halfen wir öfter bei einer Reihe von Zusatzarbeiten 
an kleinen Brettern oder an Türen aus, an einer Fertigungslinie mit klei- 
neren, antiquierten, mit den Füßen betriebenen Bohrern, die auf Dauer 
für Einzelaufgaben eingerichtet waren. Manche Teile der Schrankeinhei- 
ten, etwa die »flügelförmigen« Regale, die oft mit einem Haushaltsreini- 
gungsmittel aufpoliert wurden, verlangten besondere Beachtung. Die 
Platten, die von den Maschinen kamen, mußten an den Ecken mit einem 
Messer gesäubert werden. Die Arbeiterinnen aus der Frauengruppe wech- 
selten sich bei dieser mühseligen Arbeit ab.9 


9 Es herrschte eine strikte Arbeitsteilung nach Geschlecht - die wesentliche Ausnahme 
war unsere Brigadeführerin, eine Frau, die an den Bohrmaschinen arbeitete. Da die 
Arbeiterinnen mich, wie auch die meisten russischen Männer, schnitten, hatte ich keine 
Gelegenheit zum Einblick in die komplizierten Geschlechterbeziehungen bei der Ar- 
beit. 
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Nicht zusammenstimmende Technologie ist eines der Kennzeichen soziali- 
stischer Produktion. Früher wurde den Unternehmen Maschinen vom All- 
unionsministerium oder ihrem Möbelverband zugeteilt. Diese »Geschen- 
ke« paßten oft nicht zu den Produktionserfordernissen der jeweiligen Fir- 
ma und konnten eher eine Last denn von Nutzen sein. Aber die Unterneh- 
men mußten sie akzeptieren, wenn sie jemals wieder andere Maschinen 
bekommen wollten. Das Hauptunternehmen von Polar startete 1978 als 
experimentelle Fabrik, um speziell entworfene sowjetische Maschinen zu 
testen. Aber die Maschinen entsprachen nicht den Erwartungen - sie pro- 
duzierten nur halb so viel wie geplant. Das Allunionsministerium ver- 
suchte, den Verlust wettzumachen, und übergab Polar 1980 einige deut- 
sche Maschinen. Bei dieser Gelegenheit hatte das Management Glück - 
die Maschinen arbeiteten äußerst gut. Unter den elektrischen Bohrern war 
die deutsche Maschine zwar doppelt so alt wie die sowjetischen und bul- 
garischen, aber immer noch die effizienteste und verläßlichste. Während 
meiner zwei Monate an dieser Maschine war sie nur zweimal außer Be- 
trieb und jedesmal nur für ein paar Stunden. 

Während ich 1991 bei Polar arbeitete, kamen langerwartete Maschinen 
aus Deutschland an. Sie waren vom Unternehmen für den Umbau der 
Produktion ausgewählt worden. Das volle Potential der neuen Maschinen 
für Abteilung 3 konnte nicht ohne beträchtliche Steigerung des Platten- 
nachschubs aus Abteilung 2 ausgeschöpft werden, was unwahrscheinlich 
schien. Darüber hinaus war die neue Maschinenlinie aus Deutschland so 
fortgeschritten, daß sie effektiv die Arbeit aller vorhandenen Maschinen 
in Abteilung 3 tun konnte. Aber das Management hatte nicht die Absicht, 
die alten Maschinen loszuwerden, weil es keine Garantie gab, daß es Er- 
satzteile für die neuen Maschinen kaufen konnte, und die einheimischen 
Ersatzteile oft nicht den ausländischen Normen entsprachen. Selbst bevor 
die neuen Maschinen angekommen waren, gab es zwei sowjetische Boh- 
rer, die nie eingesetzt wurden und nur Staub ansetzten. 

Trotzdem wurde der Arbeitsfluß normalerweise nicht durch technologi- 
sche Unstimmigkeiten unterbrochen. Dies deshalb, weil die Arbeiter, zu- 
mindest innerhalb einer Brigade, darauf eingestellt waren, von einem Ar- 
beitsplatz und von einer Maschine zur andern zu gehen, um den Rück- 
stand aufzuholen. Allerdings wurde die Effizienz durch die Arbeiterkon- 
trolle über die Produktion nicht immer gesteigert. 


Die Akkumulation von Ausschuß 


Die Anordnung der Maschinen in Abteilung 3 war wirklich effizient; aber 
der Ausschuß, der sich daraus ergab, war es nicht. Sauber gestapelte Plat- 
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ten lagen überall auf dem Boden herum. Aber viele dieser Stapel bestan- 
den aus fehlerhaften Platten, die dort als Ausschuß wochen- oder monate- 
lang liegenblieben und die Arbeit behinderten. Die Produktion wurde zu 
Beginn der Schicht manchmal aufgehalten, weil es einfach keinen Platz 
gab, um fertige Arbeit von den Maschinen weg und aus der Abteilung zu 
bringen - es war ein andauerndes Jongleurstück. Das Problem wurde be- 
sonders akut, als wir für die neuen deutschen Maschinen Platz machen 
mußten. Die Akkumulation von Ausschuß war ein zweifaches Problem: 
Ausschußproduktion und Ausschußbeseitigung. Die offizielle Rate der 
Ausschußproduktion im Plan war zwei Prozent. Der Nachalnik (Chef)10 
der Abteilung sagte, in Wirklichkeit seien es mehr als zehn Prozent. Viel- 
leicht waren es noch mehr, so lax war die Haltung des Managements in 
Sachen Qualitätskontrolle. Z.B. gab es zwei Inspektorinnen an den Boh- 
rern, beides wenig sicher auftretende Frauen ohne Sanktionsmacht. Wäh- 
rend einer Schicht mochten sie ein oder zweimal vorbeikommen (manch- 
mal überhaupt nicht), um zu sehen, ob unsere Löcher die richtige Posi- 
tion und Tiefe hatten. Wenn sie ein Problem entdeckten, ergab dies eine 
scherzhafte Diskussion zwischen ihnen und meinem Kollegen Sergej, aber 
die Bretter liefen oft weiter durch die Fabrik. Letztlich waren die Arbeiter 
selbst für die Qualität der Produkte verantwortlich. Tatsächlich hat Sergej 
regelmäßig die Löcher geprüft, und wenn sie an der falschen Position wa- 
ren, verbrachte er recht viel Zeit damit, die Bohrer neu einzustellen. Ich 
habe oft seine Fertigkeit und seine Entschlossenheit bewundert, alles or- 
dentlich zu machen, obwohl es keinen entsprechenden Druck von oben 
gab. Wenn wir Ausschuß produzierten, ruinierten wir einen ganzen Stapel 
Bretter, wenn wir nicht genau bohrten, wurden wir nicht bestraft oder 
auch nur verwarnt. Der Ausschuß häufte sich einfach auf dem Boden zwi- 
schen den Maschinen. Mal wurde er als Abfall von der Qualitätskontroll- 
abteilung registriert, mal nicht. 

Aber warum ließ man es zu, daß sich der Ausschuß auf dem Boden an- 
sammelte? Das Management behauptete, es gebe keinen anderen Platz. 
Aber tatsächlich wurde das Ausschußproblem besonders akut, als das Ma- 
nagement beschloß, den Ausschuß nicht mehr als Brennholz zu verkau- 
fen. Man wollte es stattdessen als Fertigholz für den Hausgebrauch abset- 
zen. Das Management versuchte ein Zweitgeschäft mit den Ausschußplat- 
ten zu machen, aber die Arbeiter waren nicht bereit, den Ausschuß einzu- 


10 Verantwortlich für jede Abteilung war ein Nachalnik, das Äquivalent eines general fo- 
reman in den USA. Jede Schicht hatte ihren eigenen »Vorsteher«, als Master bezeich- 
net. (Im folgenden wird mit »Werkmeister« bzw. »Schichtmeister« übersetzt, a.d.Ü.) 
Um diese Ebenen des Managements nicht mit höheren zu verwechseln, bezeichne ich 
Nachalnik und Master als Aufseher in der Produktion. 
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sammeln, ohne einen Teil des Profits zu bekommen. In der Tat wollten 
sie den Verkauf selbst organisieren. Das Management zögerte zuerst, aber 
als ich Ende Juni ging, stellte der Nachalnik eine spezielle Ausschußbri- 
gade zusammen, um brauchbare Sachen einzusammeln und sie in Abtei- 
lung 4 zur Lackierung zu schicken, bevor sie an die Läden verkauft wer- 
den sollten. Weil es keine festgesetzten Preise für Ausschuß gab und Re- 
gale so knapp waren, meinte ein Nachalnik, man könne mehr Geld mit 
Ausschuß machen als mit den fertigen Schrankeinheiten. Ein anderer 
meinte, das Management hätte Interesse daran, eine Schrankeinheit als de- 
fekt zu bezeichnen, um sie im Tauschhandel einzusetzen. Es hatte defini- 
tiv finanzielle Vorteile, Ausschuß zu akkumulieren, aber die Realisierung 
der Profite erforderte die Kooperation der Arbeiter, die zusätzliche Be- 
zahlung für Arbeit verlangten, die nicht genau in ihrer Arbeitsplatzbe- 
schreibung entsprach. 

Die Ausschußproduktion in Abteilung 3 brachte Schwierigkeiten für Ab- 
teilung 2 mit sich, da deren Plan auf einer zweiprozentigen Ausschußrate 
beruhte. Am Ende jedes Monats stand Abteilung 2 unter Druck, viel 
mehr als geplant zu produzieren, um für die Teile aufzukommen, die in 
den nachfolgenden Abteilungen verschwendet worden waren, besonders 
in Abteilung 3. Die Spannungen nahmen zu, weil der Ausschuß in den 
Abteilungen 3 und 4 bedeutete, daß die Arbeiter in Abteilung 2 länger ar- 
beiten mußten, um mit den Anforderungen Schritt zu halten. In der zwei- 
ten Schicht wurde in Abteilung 2 z.B. oft bis Mitternacht gearbeitet, wäh- 
rend Abteilung 3 schon eine Stunde früher Feierabend hatte. Die Koope- 
ration der Arbeiter innerhalb der Abteilungen griff nicht auf die Bezie- 
hungen zwischen den Abteilungen über. 

Das obere Management war sich über die Spannungen im klaren, die 
durch seine laxen Qualitätskontrollen hervorgerufen wurden, tat aber 
nichts. Die Direktorin der Qualitätskontrolle hatte dem Unternehmen 30 
Jahre gedient und war noch bis vor kurzem Produktionsdirektorin gewe- 
sen. Sie betrachtete ihre jetzige Position als eine Art Vorruhestand und 
war pessimistisch, was irgendeine Verbesserung der Qualitätskontrolle 
anging. Sie gab dem sowjetischen System die Schuld für das mangelnde 
Interesse an Qualität, die geringe Bezahlung der Inspektoren und die Dul- 
dung von Ausschußproduzenten durch das Management. Sie fügte hinzu, 
daß hohe Ausschußquoten auch eine Folge der »verfallenden« Disziplin 
der Arbeiter und der Schwäche der Nachalniki sei. Sie selbst übernahm 
keine Verantwortung. Natürlich ist für Manager in einer Mangelökono- 
mie Ausschuß nicht so problematisch wie für Manager in einer Über- 
schußökonomie. Dennoch, die Tatsache, daß das Management die Kon- 
trolle über die Produktion aus der Hand gibt, ist Teil eines allgemeineren 
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Musters, das in der Regelung der Arbeitszeit durch die Arbeiter prägnant 
zum Ausdruck kommt. 


Flexibilisierung der Arbeitszeit auf sowjetische Art 


Bei Polar gab es kein Zeitkontrollsystem für Kommen und Gehen. Ich be- 
gann mit der Frühschicht und lernte schnell, daß die Arbeit vor 15 Uhr 
und nicht, wie offiziell, 15 Uhr 30 endete. Natürlich hatte dies zur Folge, 
daß es keinen Kontakt oder Informationsaustausch zwischen den Schich- 
ten gab. Obwohl wir unseren Meister, Sveta, um 7 Uhr in der Werkhalle 
treffen sollten, konnten die Arbeiter und Arbeiterinnen allmählich eintru- 
deln, ohne Sanktion, und ohne daß jemand etwas sagte. Es gab eine halb- 
stündige Pause um 9 Uhr 45. Die Mittagspause von 12 bis 13 Uhr begann 
oft um 11 Uhr 45 und wenn das Kartenspiel gerade spannend war, konnte 
sie bis 13 Uhr 15 gehen. Das machte den tatsächlichen Arbeitstag weniger 
als 6 1/2 Stunden lang. Die Nachmittagsschicht wechselte sich wö- 
chentlich mit der Frühschicht ab und begann um 15 Uhr 30. Sie dauerte 
bis 23 Uhr und nicht, wie offiziell, bis Mitternacht, was abzüglich 
Abendbrot und Pausen den Arbeitstag höchstens sechs Stunden lang 
machte. Es gab auch Kurzschichten. Vor Feiertagen gingen die Beschäf- 
tigten eine Stunde früher und an Freitagen wurden oft eine halbe Stunde 
gekürzt - sogar mehr, wenn Spätschicht war und der Monat gerade begon- 
nen hatte. Z.B. machten die Arbeiter am ersten Junifreitag ihre Maschi- 
nen drei Stunden früher aus, um 19 Unr 45. Sergej wandte sich an mich 
und sagte, wir sollten das besser auch tun oder wir würden allein da- 
stehen. Wann immer es an unserer Maschine keine Arbeit gab, fühlten 
wir uns berechtigt, früher zu gehen. Dies war die eine Seite der Medaille. 
Andererseits mochte es vorkommen, daß wir am Ende des Monats inten- 
siv arbeiteten, eine oder zwei Nächte oder einen Samstag in der Fabrik 
verbrachten, ohne daß Überstunden bezahlt wurden. Dennoch, die Zeit, 
die wir »nachholten« war nur ein Bruchteil der Zeit, die wir vorher im 
Monatsverlauf »herausschlugen«. 

Die Kontrolle, die die Arbeiter über ihre Zeit ausübten, zeigte sich deut- 
lich, als eine Werkmeisterin in Abteilung 4 versuchte, einen Arbeiter we- 
gen häufigen Fehlens zu feuern. Nach dem Gesetz war eine Fehlzeit von 
mehr als drei Stunden ohne Erlaubnis mit Entlassung zu bestrafen. Aber 
das Management mußte sich zunächst die Unterstützung des Gewerk- 
schaftskomitees sichern. Der betreffende Arbeiter hatte ohne Erlaubnis 
zwei Tage gefehlt. Auf dem Gewerkschaftstreffen, das Krotov und ich be- 
suchten, behauptete er zu seiner Verteidigung, er habe seine Schichtmei- 
sterin nicht finden können, um sie zu informieren. Seine Brigade habe ge- 
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wußt, daß er nicht da war, warum solle er es dann jemand anderem sa- 
gen; er habe an den Tagen zuvor während Pausen- und Essenszeiten gear- 
beitet. Schließlich fragte er rhetorisch, was der ganze Wirbel denn solle, 
da seine Brigade den Plan immer schaffe. Mit anderen Worten, was er ge- 
tan habe, sei ganz normal. Tatsächlich, als ich meine Kollegen fragte, wie 
man eine Beurlaubung beantragen könne, sagten sie mir, ich solle zur Bri- 
gadeleiterin gehen und nicht zu Sveta, meinem Schichtmeister. 

Im erwähnten Fall wollte die Werkmeisterin den Arbeiter entlassen, weil 
er ein Unruhestifter war.!ı Ihr zufolge war er für seine schlechte Diszi- 
plin bekannt und verhielt sich beleidigend gegenüber den Vorgesetzten. 
Der Einfluß der Brigade in betrieblichen Angelegenheiten wurde deutlich, 
als sie sagte, daß andere Mitglieder der Brigade ihn ebenfalls loswerden 
wollten. Das Gewerkschaftskomitee, das aus Vertretern der Abteilungen 
bestand, neigte dazu, die Werkmeisterin zu unterstützen und der Entlas- 
sung zuzustimmen. Ein Vertreter allerdings meinte, daß auch die Werk- 
meisterin bestraft werden solle, weil sie in ihrer Abteilung eine laxe Ein- 
haltung der Arbeitszeiten zuließ. So wurde die Werkmeisterin zuerst kriti- 
siert, weil sie keine Disziplin in der Werkhalle durchsetzte, und dann dis- 
zipliniert, weil sie versucht hatte, eine Entlassung durchzuboxen. Diese 
paradoxe Situation war ein Versuch des Managements und der Gewerk- 
schaft, die Macht der Produktionsaufseher zugunsten der Arbeiterkon- 
trolle zu untergraben. 


Brigaden erhalten die Kontrolle über die unmittelbare Produktion 


Die Kontrolle der Brigaden über die Werkhallen wurde durch das Entloh- 
nungssystem gestärkt.1?2 Der Lohnfonds für jede Brigade beruhte auf den 
Stückzahlen, die ihre Mitglieder produzierten. Der Fonds wurde von füh- 


11 Nach der Überprüfung vieler Entlassungsfälle kommt Lampert zu dem Schluß: »In der 
großen Mehrzahl der Fälle werden die Entlassenen vom Management als 
‘Unruhestifter' im weitesten Sinne betrachtet - entweder weil sie ihre Arbeitspflichten 
offen vernachlässigt haben, oder weil sie sich mit ihren Vorgesetzten angelegt haben 
und deshalb zum Störenfried geworden sind (1986, S.260). 

12 Brigaden sind in sowjetischen Betrieben nichts neues. Allerdings wurde 1979 eine Re- 
solution verabschiedet, die die Bildung von Brigaden mit größerer Autonomie zur Or- 
ganisation, Verteilung und Entlohnung der Arbeit unterstützte. In den 80er Jahren 
breitete sich das System über die ganze Industrie aus, so daß am Ende des Jahrzehnts 
über zwei Drittel der Arbeiterinnen und Arbeiter Brigaden angehörten (Lane 1987, S. 
182-213; Yanowitch 1991, S. 20-24; Slider 1987; Connor 1991, S.179-84). Bei Polar 
wurde das Brigadesystem 1988 eingeführt. Sowjetische Soziologen haben eher allge- 
meine Umfragen zu Einstellungen von Arbeitern und Managern, weniger sorgfältige 
Untersuchungen zur Funktionsweise des Brigadesystems in verschiedenen Kontexten 
eingesetzt, um seine Effizienz einzuschätzen. Dennoch weist alles darauf hin, daß die 
Brigaden die Kontrolle der Arbeiter über die unmittelbare Produktion erweitern. 
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renden Mitgliedern der Brigade aufgeteilt, gemäß ihrer Beurteilung des 
»Grads der Arbeitsbeteiligung« jedes Mitglieds. Die Prämie für Planerfül- 
lung betrug zusätzliche 75 % dieses Grundlohns. Werk- und Schichtmei- 
ster hatten nicht die Autorität, sich in diese Verteilung einzumischen, ob- 
wohl sie konsultiert werden konnten. Dieses Entlohnungssystem stärkte 
die Autonomie der Brigaden gegenüber diesen Vorgesetzten, die, ohne 
Unterstützung der Unternehmensführung, ohnehin schon abgedrängt wa- 
ren. Aber es nährte auch die engstirnigen Interessen jeder Brigade und 
verstärkte daher unproduktive Konkurrenz und Konflikte in der Produk- 
tion. 

So führte z.B. die mangelnde Koordination zwischen den Abteilungen 2 
und 3 bei Polar zu einem »Krieg« zwischen den Schichten in Abteilung 3. 
Bis zur Produktion der neuen Schrankeinheit 1990 war die Arbeit zwi- 
schen den Abteilungen so organisiert, daß die erste Schicht in Abteilung 3 
die Platten verarbeitete, die von der ersten Schicht in Abteilung 2 produ- 
ziert wurden. Als das neue Schrankwandsystem eingeführt wurde, gab es 
weniger Teile, aber ihre Herstellungskosten unterschieden sich beträcht- 
lich. Anstatt die beiden Schichten sehr unterschiedlich zu bezahlen, ent- 
schieden Nachalnik und Mastera von Abteilung 3, die Arbeit beider 
Schichten zu verschmelzen, so daß jede Schicht beide Typen von Platten 
verarbeitete. Allerdings blieb Abteilung 2 weiterhin dabei, die Produktion 
der Platten zwischen den beiden Schichten aufzuteilen. Die bedeutete, daß 
eine der Schichten in Abteilung 3 zu Arbeitsbeginn auf die Lieferung ei- 
niger Teile warten mußte, was es für sie schwieriger machte, das Plansoll 
jeden Monat zu erfüllen. Dies war eine Konfliktquelle in Abteilung 3. 
Der Konflikt verschärfte sich, als der Nachalnik beschloß, die Arbeit der 
beiden Schichten umzuverteilen, so daß beide den Plan erfüllten, nicht 
nur eine. Meine Schicht schien härter und effizienter zu arbeiten als die 
andere. Wir schafften den Monatsplan immer. Als die andere Schicht das 
Planziel im Mai nicht schaffte, gab ihr der Nachalnik einen Vorschuß 
aufgrund der Überschußproduktion unserer Schicht. Dies führte zu einer 
Arbeitsniederlegung durch die Arbeiterinnen, die ein fest organisiertes 
Team in meiner Brigade bildeten. Warum sollten sie für die Prämie der 
anderen Schicht arbeiten? Sie waren wütend. 

Die Feindseligkeiten zwischen Abteilungen und Schichten wurden offen 
gezeigt, als Anfang Juni der stellvertretende Produktionsdirektor das Ar- 
beitsverhalten ın Abteilung 3 Öffentlich kritisierte. Der Angriff, von den 
Aufsehern in Abteilung 2 und 4 veranlaßt, klagte die Aufseher in Abitei- 
lung 3 an, schlechte Arbeitsdisziplin, mangelnde Einhaltung der Zeitvor- 
gaben und die Ansammlung von Ausschuß hinzunehmen. Der Werkmei- 
ster und der Schichtmeister meiner Schicht erhielten einen disziplinari- 
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schen Verweis, während dem Meister der anderen Schicht mit Rückver- 
setzung gedroht wurde, was tatsächlich später geschah. Anstatt zu versu- 
chen, die Beziehungen zwischen den Abteilungen zu koordinieren und die 
Konflikte zwischen den Schichten zu regulieren, enthielt sich die Unter- 
nehmensleitung jeglicher Intervention und erlaubte es jeder Abteilung und 
Schicht, weiterhin ihre eigenen Interessen auf Kosten der Produktivität zu 
verteidigen. Anstatt ihre eigenen Abteilungsaufseher zu stützen, demütig- 
te die Firmenverwaltung sıe vor ihren eigenen Leuten. Dieser Mangel an 
admistrativer Unterstützung für Nachalniki und Mastera spiegelte sich 
auch in ihrer geringen Bezahlung wider - weniger als einige Arbeiterinnen 
und Arbeiter, die sie beaufsichtigten. Schon in meinem ersten Monat ver- 
diente ich fast soviel wie Sveta, 

Unter diesen Bedingungen war es natürlich sehr schwierig, Arbeiterinnen 
oder Arbeiter zu finden, die bereit waren, diese Leitungspositionen zu 
übernehmen. Früher rief die Partei ihre Mitglieder auf, Produktionsauf- 
seher zu werden, aber mit einer nicht lahmgelegten Partei war die Rekru- 
tierung aus dem Betrieb fast unmöglich. Entweder kamen die Aufseher 
von außerhalb der Fabrik, wie der Nachalnik von Abteilung 3 (der aus 
der Bauindustrie kam) und Sveta (der eine fünfjährige Ausbildung in ei- 
nem Moskauer Institut abgeschlossen hatte), oder sie wurden aus der Bri- 
gade heraus gewählt (wie der master der anderen Schicht). Im Falle der 
Rekrutierung von außen waren ihnen die Einzelheiten des Produktions- 
prozesses nicht vertraut. Als einer meiner Arbeitskollegen, Sascha, der 
nie die Bohrer bedient hatte, für Sergej, der normalerweise an der Bohr- 
maschine war, einspringen mußte, ließ er sich nicht im Traum einfallen, 
den Schichtmeister oder den Werkmeister um Hilfe zu fragen. Die 
Schichtmeister, die von den Brigaden gewählt wurden, warfen ihr Ein- 
kommen mit den anderen Mitgliedern der Brigade in einen Topf, die dann 
kollektiv entschied, wieviel jeder bekam. Es war nicht außergewöhnlich, 
daß der Schichtmeister der anderen Schicht degradiert wurde, da er keine 
Sanktionsmöglichkeiten hatte, um die Kontrolle über die Brigade auszu- 
üben, die ihn gewählt hatte. Nur schwer konnten Nachalniki und Mastera 
den Arbeiterinnen und Arbeitern Respekt abnötigen. Bestenfalls konnten 
sie versuchen, die internen Beziehungen zu koordinieren und die 
Interessen ihrer Schicht oder Abteilung zu verteidigen.13 


13 In ihrer Studie über Rezina, eine Moskauer Gummifabrik, beschreiben Burawoy und 
Hendley {im Ersch.) eins andere Situation, in der Werkmeister und Schichtmeister ver- 
suchten, ihre Autonomie auszunutzen und Kooperativen in ihren Abteilungen zu er- 
richten. Sie waren in der Lage, ausgewählten Arbeitern Zusatzzahlungen in der dreifa- 
chen Höhe des Üblichen anzubieten. Die Werkmeister konnten die Konkurrenz um 
solch lukrative Überstunden einsetzen, um die Beschäftigten während der Normal- 
schicht zu disziplinieren. Die ökonomische Lage von Polar Möbel war viel besser als 
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Das Management untergmub absichtlich die Positionen von Master und 
Nachalnik. Sie waren Sündenböcke, die dafür bestraft wurden, daß sie die 
Disziplin im Betrieb nicht aufrechterhielten. Gleichzeitig wurden ihnen 
jedoch die Unterstützung und die Ressourcen verweigert, um ebendies zu 
tun. Anstatt Stellvertreter des höheren Managements bei der Ausübung 
der Kontrolle über den Produktionsprozeß zu sein, waren die Aufseher 
gezwungen, den Brigaden die Macht zu überlassen in der Hoffnung, daß 
Ruhe herrschen würde, während das Management sich weiter der Aufga- 
be widmete, das Material für die Produktion heranzuschaffen. Wie ein 
Chefingenieur sagte: »Wir fürchten die Arbeiter. Sie können jederzeit auf- 
hören zu arbeiten und wir könnten nichts tun.« Die Nachalniki und Ma- 
stera stärker zu unterstützen hieße, eine Rebellion im Betrieb riskieren. 


Herrschaft durch den Plan 


In dem Maße, in dem das Management überhaupt herrschte, herrschte es 
mittels des Plans. Obwohl das Management nicht in den unmittelbaren 
Produktionsprozeß eingriff, war es dennoch an der Planerfüllung interes- 
siert. Die Brigaden hatten kein Interesse an der Übererfüllung des Plans, 
weil jede Mehrproduktion den anderen Brigaden zugutekommen oder zu 
einer Erhöhung des Plansolls im nächsten Monat führen konnte. In die- 
sem Zusammenhang machten flexible Arbeitszeit und autonome Arbeits- 
organisation sehr viel Sinn - sie waren effektive Anpassungsleistungen an 
eine Mangelökonomie. Flexibilität und Autonomie in der unmittelbaren 
Produktion sind notwendig, wenn der Materialnachschub unwägbar ist, 
die Maschinen nur sporadisch funktionieren und, in diesem Falle am 
wichtigsten, wenn die Technologie nicht zusammenstimmt. Hinzu 
kommt, daß kürzere Arbeitszeiten ein überschüssiges Arbeitspotential der 
Brigade verdeckten, das leicht zu mobilisieren war, wenn am Monatsende 
zusätzliche Leistungen und längere Arbeitszeiten gefordert waren. 

Da die Beschäftigten nur wegen grober Disziplinverstöße, oder wenn sie 
ihren Vorgesetzten Scherereien machten, entlassen wurden (Lampert 
1985) und da sie ihre eigene Entlohnung kontrollierten, waren die Ma- 
stera mehr oder weniger ohne Disziplinarmacht. Wenn die Brigaden ge- 
gen Monatsende eine Sonderschicht einlegten, war dies normalerweise 
eine Entscheidung, die von den Brigaden selbst angesichts der Planziele 
getroffen wurde. Mastera und sogar Nachalniki waren machtlos, wenn 
die Brigade sich anders entschied. In Abteilung 4 z.B. drohten die Be- 


die von Rezina und das Management ermutigte kein solches Unternehmertum seitens 
der Nachalniki. 
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schäftigten gegen Ende eines Monats, die Arbeit niederzulegen, wenn sie 
nicht einen Sonderbonus bekämen. Die Aufseher auf Produktionsebene 
stellten sich gegen diese Forderung, und die Arbeiterinnen und Arbeiter 
appellierten daher direkt an die höchste Ebene des Managements, das den 
Bonus gewährte. Im Tausch für die Planerfüllung überließ das Manage- 
ment der Belegschaft die Kontrolle über die Produktion, selbst wenn dies 
auf Kosten der Autorität von Nachalnik und Master ging. 

In einem Bereich allerdings hatten die Produktionsaufseher Einfluß. Jeden 
Monat wurden die Produktionsziele durch den Produktionsdirektor in Ab- 
stimmung mit Nachalnik und Master festgelegt. Zu Beginn jeder Schicht 
scharten wir uns um Sveta, um zu erfahren, was uns zugewiesen war und 
wie weit wir mit der Planerfüllung waren. Die Ziele konnten während des 
ganzen Monats neu verhandelt werden, was zu wechselnden Normen für 
die tägliche Produktion und widersprüchlichen Nachschubanforderungen 
für Einzelteile führen konnte, besonders am Monatsende. Gegen Ende 
Juni 1991 etwa gab es harte Verhandlungen zwischen dem Nachalnik von 
Abteilung 4 und dem Produktionsleiter. Im ursprünglichen Plan waren 
3000 Schrankeinheiten vorgesehen. In der Mitte des Monats war klar, daß 
wir den Plan nicht schaffen würden, und so kam man überein, das Plan- 
ziel auf 2700 Einheiten nach unten anzupassen. Gegen Ende des Monats 
war sogar diese angepaßte Zahl unrealistisch. Der Produktionsmanager 
gab nach und setzte eine Stückzahl von 2500 fest. Tatsächlich war der 
Monat besonders schlecht und wir schafften nur 2036 Einheiten. Aber wir 
erhielten dennoch unsere Prämie für die Planerfüllung! Es kam selten vor, 
daß die Beschäftigten die Prämie nicht erhielten. 

Wie war es möglich, das Planziel nicht zu erreichen und dennoch die Prä- 
mie zu bekommen? Es gab in Wirklichkeit zwei Pläne: einen Finanzplan 
in Rubel, der in Verhandlungen mit externen Planern festgelegt wurde, 
und einen Produktionsplan, in dem die Stückzahlen durch das Unterneh- 
men festgelegt und an die Produktionsabteilungen weitergegeben wurden. 
Aufgrund fluktuierender Preise änderte sich die Zahl der Schrankein- 
heiten, die dem Finanzplan entsprachen, aber es waren normalerweise um 
die 1700. Die Prämie wurde gezahlt, wenn wir diese Stückzahl schafften, 
obwohl das Ziel des Produktionsplans für jeden Monat viel höher sein 
konnte - 2500 bis 3000 Einheiten. In Verhandlungen mit externen Gre- 
mien arbeitete das Management mit dem Finanzplan, während es vom Be- 
trieb verlangte, den Produktionsplan zu erfüllen. 

Hier besteht eine Analogie zur Strategie im Kapitalismus, die vorgege- 
bene Stückzahl zu »schaffen«, ein Spiel, das von abhängigen Individuen 
unter relativ stabilen Bedingungen gespielt wird (Burawoy 1979). »Den 
Plan schaffen« wurde andererseits durch relativ autonome Arbeitskollek- 
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tive gespielt, die sich in instabilen Verhältnissen bewegten. Die Autono- 
mie der Produktionsebene wurde einerseits sichergestellt, indem die Posi- 
tionen der Aufseher absichtlich untergraben wurden, andererseits durch 
ein Zahlungssystem, das durch die Brigade reguliert wurde und auf der 
Planerfüllung beruhte. Gleichzeitig führte die Schwäche der Produktions- 
aufseher, die Zurückhaltung des Managements und das Brigadesystem der 
Entlohnung zu Konflikten zwischen Schichten und Abteilungen. Das Ma- 
nagement war zufrieden mit diesem »Planerfüllungspakt« (Voskamp und 
Wittke 1991, S.360-64), solange minimale Planziele erreicht wurden und 
das Widerstandspotential der Arbeiter sich in horizontalen Konflikten er- 
schöpfte oder auf die Nachalniki abgeführt wurde. 

Aus einer kapitalistischen Perspektive ist es schwer zu verstehen, wie sol- 
che Anarchie in der Produktion ein derart erfolgreiches Unternehmen wie 
Polar Möbel hervorbringen kann. Das Geheimnis des kapitalistischen 
Unternehmens liegt in der manageriellen Kontrolle über die Produktion, 
die es bei Polar überhaupt nicht gibt. Im Gegensatz zum kapitalistischen 
Unternehmen liegt das Geheimnis des erfolgreichen sowjetischen Unter- 
nehmens in seinen Verhandlungsbeziehungen zu externen Organisationen. 
»Der erfolgreiche Unternehmer in diesem (sowjetischen) System ist nicht 
eine Person, die neue Produkte und Technologien entwickelt, sondern 
eine, der es gelingt, eine verläßliche Beziehung zu den Regierungs- und 
Parteiautoritäten zu entwickeln, die seine Unternehmen beaufsichtigen« 
(Hewett 1988, S.199). Damit hatte Polar eindeutig Erfolg. 


3. Verhandeln mit externen Organisationen 


In einer Mangelökonomie kommen die wichtigsten Beschränkungen für 
ein Unternehmen von der Angebotsseite - materielle Ressourcen, men- 
schliche Ressourcen und Investitionsressourcen. In der Sowjetunion be- 
wegte sich die Organisation des Angebots auf drei Ebenen. Auf der ersten 
Ebene fanden sich Organe der Allunionsministerien, auf der zweiten Re- 
gierungs- und Parteiorgane der Nordrepublik, und auf der dritten Ebene 
die direkten Vertragsbeziehungen zwischen den Unternehmen, die auf 
Tauschhandel beruhten. Unter dem alten System, d.h. bis 1987, als das 
Gesetz zu den Staatsunternehmen »staatliche Verordnungen« anstelle der 
rigiden Planziele einführte (Osborn 1991; Kushnirsky 1991; Pomorski 
1991), waren die Allunionsministerien am wichtigsten, wenn es um die 
Garantie des Nachschubs ging. Territorialorgane spielten eine ähnliche 
Rolle, waren aber den zentralen Ministerien untergeordnet, und der 
Tauschhandel wurde, wo er vorkam, von der Partei reguliert. Heute ist in 
der Holzindustrie das Allunionsministerium ein parastaatlicher »Konzern« 
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geworden, der eine eigenständige Unternehmensassoziation ist und die 
Kontrolle über die meisten Unternehmen an die Territorialorgane abgege- 
ben hat, insbesondere an den regionalen Holzindustrieverband der Nord- 
territorien (HN), aber auch an den Ministerrat der Nordrepublik. Gleich- 
zeitig tauschen die Unternehmen eigenständig oder mittels Kooperativen, 
um die Produkte zu bekommen, die sie nicht über die Territorialorgane 
erhalten können. 


Faktoren, die zum Erfolg beitragen: Nachschub, Tauschhandel, Preise 
und Einfluß 


Das Basismaterial für die Produktion von Schrankeinheiten, Holz, war 
ebenfalls ein Hauptprodukt der Nordrepublik. Das Holz wurde in Holz- 
fällerdörfern geschlagen, von wo es zu den Holzunternehmen transpor- 
tiert wurde. Von dort aus wurde es per Fluß oder Straße zu den Holzver- 
arbeitungsfabriken gebracht. Polar Möbel verwandte Preßholz, das von 
zwei Fabriken geliefert wurde - die bessere Qualität kam von einem Able- 
ger der örtlichen Papierfabrik. Textilpapier war ebenfalls relativ leicht zu 
beschaffen, entweder aus St. Petersburg oder als Importware. Dem Direk- 
tor für Materialbeschaffung zufolge wurden die schwierigsten Probleme 
verursacht durch Nachschubmängel beim qualitativ hochwertigen Sperr- 
holzfurnier, das von außerhalb der Republik kam, beim importierten Lack 
und bei den Spiegeln, die aus Baku kamen. Für Polar waren daher die er- 
sten Voraussetzungen des Erfolgs erfüllt - die wichtigsten Rohstoffe wa- 
ren gut verfügbar und das Nachschubprofil war relativ einfach. Dies al- 
lein gab Polar Möbel einen Vorteil gegenüber anderen Unternehmen, wie 
Rezina.14 Ein zweiter Faktor, der Polar Möbel begünstigte, ist die 
Tauschfähigkeit seiner Produkte. Im Vorjahr unserer Studie waren Wand- 
schränke ganz aus den Läden verschwunden und daher besonders stark 
nachgefragt. Als wesentlicher Teil jeder Wohnung konnten sie als harte 
Währung eingesetzt werden, wenn etwas dringend beschafft werden muß- 
te, seien es Nahrungsmittelgutscheine für die Beschäftigten, Kindergar- 
tenplätze, Ferienhäuser für Angestellte oder Spiegel aus Baku. Sowohl die 
fertigen Schrankeinheiten wie die Vorräte an Preßholz wurden getauscht, 
wenn etwas unbedingt nötig war. Es schien, als ob alle Hauptabteilungen 


14 Unsere Theorie des Erfolgs leitet sich zum Teil aus der Untersuchung dieses Moskauer 
Gummiunternehmens ab, das in einer andauernden wirtschaftlichen Krise steckte. Die 
Produktion bei Rezina war abhängig von einer breiten Nachschubpalette an Chemika- 
lien, die Produkte waren nicht einfach zu tauschen, viele hatten staatlich regulierte 
Preise und die Firma hatte keine vertrauliche Beziehung zu einer Produktions- 
»Assoziation« oder einem »Konzern« (Burawoy und Hendley, i. Ersch.). 
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bei Polar Tauschhandel betrieben, um zu bekommen, was sie brauchten, 
obwohl der gesamte Prozeß durch den Generaldirektor reguliert wurde. 
Als Reaktion auf den Druck einer Mangelökonomie nahm der General- 
direktor selbst jede Gelegenheit wahr zu verlangen, daß die Regierung für 
die Erfüllung der staatlichen Vorgaben nicht nur den Nachschub von Po- 
lar garantieren solle, sondern auch, daß 20 % der Produktion für den 
Tausch freigegeben werden. 

Der dritte Faktor, der Polar begünstigte, war die Preisbildung seiner Pro- 
dukte. Polar war nicht abhängig von staatlich fixierten Preisen, sondern 
verhandelte »vertragliche« Preise, die auf einem System von Kosten plus 
Profit beruhten. Wenn die Manager den Preis einer bestimmten Schrank- 
einheit erhöhen oder eine neue einführen wollten, legten sie der Regie- 
rung der Republik eine Berechnung der neuen Kosten vor. Sie wurde im 
allgemeinen ohne Fragen genehmigt, und Mitte 1991 konnte Polar die 
Löhne und Prämien seiner Beschäftigten entsprechend erhöhen. Andere 
Unternehmen, etwa die Holzunternehmen, waren mit staatlich regulierten 
Preisen für ihre Produkte konfrontiert und hatten viel weniger Bewe- 
gungsspielraum. Steigende Produktpreise hatten Konsequenzen für die 
Planerfüllung, da der Plan und daher die Menge, die Polar an den Staat 
abzuführen hatte, auf Rubeln beruhte und nicht auf dem Produktionsvolu- 
men. Indem es die Preise erhöhte und das Produktionsvolumen beibehielt, 
schaffte es Polar, die Menge der Möbel zu steigern, die es tauschte, da 
weniger Einheiten an den Staat abgegeben wurden. 

Der vierte Faktor, der Polar Möbel begünstigte, war seine einflußreiche 
Position innerhalb des regionalen Holzkonsortiums, des Holzindustrie- 
verbands der Nordterritorien (im folgenden HN). Die meisten Unterneh- 
men ım Umfeld der Holzindustrie gehörten dem HN an, vom Zuschnitt 
und der Verarbeitung bis zur Möbelherstellung. Der HN war eine Art 
große Handelsgesellschaft, er kaufte Produkte von seinen Mitgliedsunter- 
nehmen und verkaufte sie zu einem höheren Preis. Seine Kontrolle über 
den Verkauf von Holzprodukten leitete sich von seiner Kontrolle über den 
Nachschub her, den die Mitgliedsunternehmen brauchten. Bis 1989 war 
Polar Möbel Teil eines riesigen Möbelkonsortiums, dessen Zentrum in 
St.Petersburg war. Wenn es um Materiallieferungen und besonders um 
neue Investitionen ging, war Polar immer am Ende der Schlange. Auf- 
grund seines Monopols bei der Massenproduktion von Möbeln in der 
Nordrepublik änderte sich die Situation des Unternehmens dramatisch, 
nachdem es dem HN beigetreten war. Der Verband half Polar, Material 
nicht nur aus der Nordrepublik zu beziehen, sondern auch von außen. Als 
z.B. ein Moskauer Holzkonsortium Polar nicht mit hochwertigem Sperr- 
holz versorgte, ging das Management sofort zum HN und verlangte, die 
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beträchtlichen Holzlieferungen aus der Nordrepublik an dieses Konsor- 
tium einzustellen. Der HN versorgte seine Unternehmen auch mit Gütern, 
die für den Tausch eingesetzt werden konnten. Polar z.B. tauschte unver- 
arbeitetes Holz für notwendiges Material - Holz, das es vom HN erhielt. 
Schließlich war der HN in der Lage, durch den Holzexport ausländische 
Devisen zu akkumulieren und kaufte damit deutsche Maschinen für Polar, 
das damit solide Holzmöbel erzeugen konnte. Der HN kontrollierte alle 
Verkäufe ins Ausland und hoffte, den Gewinn aus Maschinen einzustrei- 
chen, wenn (und falls) Polar diese Möbel exportieren würde. 


Unternehmensstrategie 


Die erneuerte Stärke des Hauptzweigs von Polar Möbel war zum großen 
Teil dem Einfluß der Firma im Holzindustrieverband zu verdanken. Die- 
ser Einfluß ermöglichte es Polar, hinsichtlich seiner drei kleineren Fir- 
menzweige - Polstermöbel, Betten und Küchenschränke - eine anspruchs- 
volle Strategie einzuschlagen. Vor 1987 wurden diese Tochterunterneh- 
men durch die Hauptniederlassung geleitet, die für sie die Verhandlungen 
mit dem Staat führte. 1987 gingen die Tochterunternehmen zur Selbstfi- 
nanzierung (khozraschet) über, was ihnen zu eigenen Bankkonten und 
mehr Autonomie verhalf, um ihre eigenen Kontakte mit Zulieferern und 
Käufern zu entwickeln. Die Hauptniederlassung besorgte weiterhin die 
Grundmaterialien für alle Unternehmenszweige, z.B. Preßholz, aber die 
Tochterunternehmen mußten sich um das Material kümmern, das ihrem 
besonderen Produktionsprofil entsprach. 

1990 wurde Polar Möbel ein vom Staat geleastes Unternehmen (arenda). 
Dies bedeutete nun auch, daß die Tochterunternehmen ein Leasingver- 
hältnis zum Hauptunternehmen eingingen. Der Leasing-Status brachte 
wenig Änderungen, da die Steuer- und Lohnvorteile, die früher mit 
arenda verbunden waren, gestrichen worden waren. Allerdings fand sich 
hier der Vorwand, um die Beziehungen zwischen der Hauptniederlassung 
und ihren Tochterunternehmen auf eine wirtschaftlichere Basis zu stellen. 
Die Hauptabteilung bestand darauf, daß die Subunternehmen für die 
Dienstleistungen der Zentrale zu bezahlen hatten. Normalerweise wurden 
die Arenda-Abkommen von den Subunternehmen großer Betriebe gutge- 
heißen, da sie mehr Autonomie boten. Aber in diesem Falle stärkte 
arenda die Position des Hauptunternehmens, das härtere Bedingungen für 
die Fortsetzung der Unternehmensassoziation festlegen konnte. Die Sub- 
unternehmen mußten nachgeben, weil sie von der Bürgschaft eines großen 
Unternehmens abhängig waren und der HN nicht bereit war, mit ihnen als 
unabhängigen Firmen zu verhandeln. 
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Die Polstermöbelabteilung in Arktika war die Ausnahme, die die Regel 
bestätigte. Der Übergang zur Selbstfinanzierung im Jahr 1987 fiel mit der 
Wahl eines neuen Direktors für das Tochterunternehmen zusammen. Der 
erfolgreiche Kandidat wurde von der Partei unterstützt. Er war Gewerk- 
schaftsvorsitzender in der Hauptniederlassung gewesen, oft im Konflikt 
mit dem Generaldirektor, der nicht unglücklich war, ihn los zu sein. Das 
Tochterunternehmen wuchs unter seinem neuen Direktor, aber er blieb 
weiterhin eine umstrittene Figur, sowohl für seine Untergebenen, wie 
auch für das Management der Hauptniederlassung. Nachdem Polar Mit- 
glied des HN geworden war, begann das Topmanagement im Hauptunter- 
nehmen, Modernisierungspläne für den Polstermöbelzweig zu entwickeln. 
Aber der Direktor des Tochterunternehmens stimmte den Planungen nicht 
zu - er war dagegen, Matratzen zu produzieren und den Unternehmens- 
zweig auf arenda umzustellen. Sein Widerstand gegen die Reorganisation 
veranlaßte das Hauptunternehmen, eine Übernahemestrategie einzuschla- 
gen. 

Die Ereignisse, die zur Übernahme führten, illustrieren die Pressionen, 
denen sowjetische Unternehmen in der unsicheren ökonomischen und po- 
litischen Situation von 1991 ausgesetzt waren. Im Gegensatz zur Produk- 
tion von Schrankwänden war die Polstermöbelproduktion abhängig von 
Lieferungen von außerhalb der Nordrepublik - Stahlfedern kamen aus 
Tscherepovets, Leinen aus Tscheboksari, Schaumstoff aus Tscherschinsk 
und Klebstoff und Latex aus dem Ausland. Der Nachschub dieser Mate- 
rialien wurde früher durch das Allunionsministerium sichergestellt, aber 
als dieses Ministerium sich auflöste, wurde es schwieriger, an das Mate- 
rial heranzukommen. Darüber hinaus versuchte der Staat, die Menge der 
Möbel zu begrenzen, die getauscht werden konnte. In dieser düsteren 
Lage lösten die chaotischen wirtschaftlichen Bedingungen des Winters 
1991 einen rapiden Rückgang der Produktion aus. Es gab aufgrund der 
Materialknappheit eine Reihe von Produktionsstopps. 

Die Beschäftigten des Polstermöbelzweigs begannen ihre Manager zu kri- 
tisieren, weil sie nichts gegen die Krise unternahmen. Dabei wurden sie 
von den Managern der Hauptniederlassung unterstützt, die ihnen sagten, 
falls das Tochterunternehmen zu einer Abteilung des Hauptunternehmens 
werde, würden sich Arbeitsbedingungen, Entlohnung und Nahrungsmit- 
telversorgung verbessern. Für die Arbeiter im Polstermöbelzweig war 
dies eine attraktive Perspektive, die ncch dazu den Vorteil hatte, daß der 
unpopuläre Direktor verschwinden würde. Im März 1991 stimmten die 
Beschäftigten mit großer Mehrheit dafür, eine Abteilung des Hauptunter- 
nehmens zu werden. Kurz danach seizte die Desillusionierung ein, als Ge- 
rüchte über Entlassungen wegen der vorgeschlagenen Reorganisation in 
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Umlauf kamen. Da sie auf den Status einer Abteilung des Hauptunter- 
nehmens heruntergestuft worden waren, hatten die Beschäftigten einen 
großen Teil ihrer Unabhängigkeit verloren. 

Unter dem Aspekt der vier Bedingungen für den wirtschaftlichen Erfolg 
war die Situation des Subunternehmens für Polstermöbel gemischt. Einer- 
seits produzierte es Güter, die einen guten Tauschwert hatten und deren 
Preis nicht staatlich reguliert war. Andererseits war seine Nachschublage 
prekär, da es von Material abhängig war, das von außerhalb der Nordre- 
publik kam, in einer Situation, wo das Allunionsministerium wenig Hilfe 
bieten konnte. Das Tochterunternehmen war tatsächlich abhängig vom 
Hauptunternehmen, das daran interessiert war, sein Monopol sowohl bei 
Hart- wie bei Polstermöbeln zu behalten. 

Die Lage des Tochterunternehmens, das Betten herstellte, war anders. 
Hier war der Übergang zur Selbstfinanzierung (1987) die Gelegenheit für 
die Manager, die Zahl der Beschäftigten zu reduzieren und die Löhne der 
verbleibenden Belegschaft zu erhöhen. Gleichzeitig wurde die Produktion 
vereinfacht. Im Gegensatz zum Polstermöbelzweig wurde hier der Lea- 
sing-Status als Gelegenheit wahrgenommen, zu expandieren und mehr 
Autonomie gegenüber der Zentrale zu gewinnen. Da sie vom Hauptunter- 
nehmen weiter entfernt und die Bindungen lockerer waren und da sie po- 
tentiellen Zugang zu großen Konglomeraten der lokalen Gas- und Ölindu- 
strie hatten, konnten die Manager eine unabhängigere Strategie einschla- 
gen. Aber dieser Unabhängigkeit waren Grenzen gesetzt, da der HN und 
die Hauptabteilung von Polar immer noch den Zugang zum Holznach- 
schub kontrollierten. Als die Hauptabteilung das Tochterunternehmen an- 
wies, die Produktion von Schrankeinheiten einzustellen und sich auf Bet- 
ten zu konzentrieren, gab es keine andere Möglichkeit, als dieser Anwei- 
sung Folge zu leisten. 

Ähnlich war die Lage im dritten Unternehmenszweig, siebenhundert Ki- 
lometer nördlich von Arktika. 1991 stellte dieses Tochterunternehmen 
von der Produktion von Kleiderschränken auf Küchenschränke um - eine 
lukrativeres Unternehmen, nicht nur, weil in der Nordrepublik keine Kü- 
chenmöbel produziert wurden, sondern auch, weil die Preise der Kleider- 
schränke vom Staat genau festgelegt waren, während die Preise für Kü- 
chenschränke »vertraglich« bestimmt wurden und daher einer Kosten- 
plus-Profit-Formel entsprachen. Als wir dieses Tochterunternehmen im 
Juli 1991 besuchten, war der Direktor energisch dabei, die soziale Infra- 
strukur (Wohnungen, Wohnheime, Häuser) und die Niederlassung selbst 
neu zu organisieren. Das Tochterunternehmen hatte es geschafft, eine di- 
rekte Beziehung zum HN herzustellen, der eine Umstellung auf Küchen- 
schränke und den Import besonderer Sperrhölzer und Kunststoffe finan- 
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zierte. Allerdings waren die Profite durch eine galoppierende Preisinfla- 
tion bei Baumaterialien aufgesogen worden, und in der Folge hatten die 
Löhne gelitten, Arbeitskräfte waren gegangen, und die Gewerkschaft be- 
kämpfte den Direktor. Im Winter 1991, als die Versorgungsmängel ihren 
Höhepunkt erreicht hatten, hatte sich das Topmanagement in der Haupt- 
niederlassung von Polar in Arktika das Preßholz selbst genehmigt, das für 
dieses Tochterunternehmen bestimmt war. Dem zornigen Direktor zu- 
folge verlor der Unternehmenszweig aufgrund der Matertalknappheit 
zwanzig Produktionstage. Wie immer begrenzte die mangelnde Kontrolle 
über den Materialnachschub die Unabhängigkeit des Subunternehmens. 

So wurde der Übergang zum Leasing-Status die Gelegenheit für die 
Hauptabteilung von Polar, eine Doppelstrategie gegenüber den Subunter- 
nehmen einzusetzen. Einerseits setzte das Topmanagement in der Haupt- 
niederlassung die unterstellte »Autonomie« der Subunternehmen als Vor- 
wand ein, um seine Verpflichtungen zu verringern und die Beziehungen 
auf eine wirtschaftlichere Basis zu stellen. Andererseits wurde die Kon- 
trolle über den Materialnachschub eingesetzt, um die Subunternehmen zu 
zügeln und, wenn nötig, jene zu absorbieren, die »zuviel« Autonomie be- 
wiesen. Was innerhalb des Unternehmens galt, nämlich der Einsatz fiska- 
lischer Maßnahmen und des Zugangs zu den Ressourcen, um die Abhän- 
gigkeit der Subunternehmen sicherzustellen, galt auch für das Verhältnis 
zwischen den Unternehmen und ihrem Verband. 


Die wachsende Macht parastaatlicher Konglomerate 


Als der sowjetische Zentralstaat durch politische Bewegungen für regio- 
nale Autonomie gelähmt wurde und sich aus der direkten Regulierung der 
Wirtschaft zurückzog, wurde die ökonomische Macht zugunsten von gro- 
Ben monopolistischen Konzernen dezentralisiert, die den lokalen Zugang 
zu den Ressourcen kontrollierten. Der HN war ein solch monopolistischer 
Konzern oder eine »parastaatliche« Organisation, die die Holzindustrie 
von den Holzfällerdörfern über die Holzunternehmen bis zu den Holzver- 
arbeitungsfabriken kontrollierte. 1988 wurden Polar Möbei und die 
Sperrholzfabrik Pitirim Mitglied des HN, und 1991 stellte die große Pa- 
pierfabrik in Arktika einen Aufnahmeantrag (vgl. Schaubild 2). Es war 
nicht einfach für den Holzindustrieverband, all diese Glieder in der Kette 
der Holzverarbeitung zu managen. Am wichtigsten waren die Holzunter- 
‚nehmen, die die Baumstäinme lieferten. 1991 waren diese Unternehmen 
in einer schwierigen Situation - das Forstministerium der Nordrepublik 
kontrollierte die Menge des Holzes, die geschlagen werden konnte, und 
die Arbeiter gingen, weil sie schlecht bezahlt wurden. Diese Holzunter- 
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nehmen versuchten daher, den HN zu umgehen, indem sie eigene Ab- 
kommen direkt mit den Kooperativen, Joint-ventures und anderen Organi- 
sationen schlossen, die höhere Preise für Holz bezahlten. Sie sollten den 
HN mit etwa 70 % ihres Holzes zu staatlich regulierten Preisen beliefern, 
aber erfüllten diesen Vertrag in Wirklichkeit nicht. Die Zahlen, die man 
uns gab, zeigten, daß die Holzlieferungen an den HN jedes Jahr zurück- 
gingen: von 15,5 Mill. Kubikmetern 1989 auf geschätzte 10 Mill. Kubik- 
meter 1992. Die Holzunternehmen behaupteten, daß sie ihre Seite des 
Vertrags nicht erfüllen konnten, da der HN seine Versprechen nicht er- 
füllte, Maschinen, Ersatzteile, Nahrung usw. bereitzustellen. Andererseits 
verfügte der HN immer noch über genügend ökonomische Ressourcen 
und wirtschaftliche Macht, um die Unterordnung der Holzunternehmen 
zu gewährleisten. Indem er die Ressourcen kappte, konnte der HN den 
Unternehmen, die seine monopolistische Kontrolle über das Holz zu un- 
tergraben suchten, das Leben recht schwer machen. 

Während die Holzunternehmen wohl zu klein waren, um sich gegen den 
HN zu wehren, wären größere Unternehmen vielleicht dazu in der Lage 
gewesen. Ein Unternehmen, die Sperrholzfabrik Pitirim, hatte großen 
Appetit auf Unabhängigkeit und versuchte 1990, den HN zu verlassen. 
Das Unternehmen war nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet worden. 
Es lag an einem großen Fluß und in der Nähe einer Bahnstrecke, drei 
Autostunden von Arktika enfernt. Es war mit der großen Papierfabrik in 
Arktika verbunden gewesen, war dann aber 1988 Mitglied des HN ge- 
worden. Das Management von Pitirim war über den HN schnell ent- 
täuscht, weil dieser sein Versprechen gebrochen hatte, beim Aufbau einer 
Möbelfabrik auf dem Gelände von Pitirim zu helfen. Tatsächlich hatte 
Pitirim im Vergleich zu Polar Möbel wenig Unterstützung bei der Be- 
schaffung von Maschinen erhalten. Der HN hatte auch nicht das geeignete 
Qualitätsholz besorgen können. 1990 begann sich MCI, ein mächtiges 
Moskauer Konsortium der Maschinenbauindustrie, um Pitirim als Mit- 
glied zu bemühen. MCI machte Pitirim einige attraktive Angebote, dar- 
unter neue sowjetische Maschinen, niedrigere Steuersätze und höhere 
Gewinne aus den Holzexporten. Die Manager von Pitirim organisierten 
im November 1990 ein Treffen, auf dem die Beschäftigten beschlossen, 
den HN und verlassen und Mitglied des MCI zu werden. Der HN drohte 
sofort, die Holzlieferungen an Pitirim einzustellen. Unbeeindruckt, sandte 
Pitirim die Resolution an den Ministerrat der Nordrepublik, der die Er- 
laubnis, den HN zu verlassen, nicht gab. Während wir unser Forschungs- 
projekt durchführten, versuchte MCI, die Entscheidung auf der Ebene des 
Allunionsministerrats zu Fall zu bringen. Obwohl es nicht sicher war, 
daß Pitirim mit der Bürgschaft von MCI mehr Ressourcen bekommen 
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: würde, war es klar, daß die Unternehmen sich an ein großes Konglomerat 
binden mußten, das die Mittel hatte, die Nachschublieferungen sicherzu- 
stellen. 
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Schaubild 2. Kette der Holzverarbeitung (Juli 1991) 
(NTWA = HN) 


Das Beispiel Pitirim-Sperrholz wirft die Frage nach der Verteilung der 
Ressourcen innerhalb des HN auf. Ein Vorstandsgremium, das mit den 
Direktoren aller großen Mitgliedsunternehmen besetzt war, kontrollierte 
die Bank des HN und die dringend benötigten Devisen. Welche Unter- 
nehmen des HN erhielten Mittel? Es ist lehrreich, das Schicksal von Polar 
Möbel mit dem einer benachbarten Holzverarbeitungsfabrik, Nord-Holz, 
zu vergleichen, einem der ältesten Unternehmen in Arktika. Nord-Holz 
exportierte sein Holz und brachte dem HN damit Devisen ein. Die Devi- 
sen wurden innerhalb des HN umverteilt, so daß etwa das Nachbarunter- 
nehmen Polar Möbel (das nichts exportierte) neue deutsche Maschinen 
kaufen konnte. Auf zwei benachbarten Grundstücken der Stadt liegend, 
stachen die Unterschiede zwischen den beiden Unternehmen ins Auge. 
Das eine war modern, kompakt und gut organisiert, während das andere 
ungleich entwickelte Technologie einsetzte, die über einen riesigen Be- 
triebskomplex verteil war. Im einen waren die Löhne hoch, die Zusatz- 
vergütungen relativ großzügig und die Arbeitskräfte jung, während im 
andern die Löhne niedrig und die Arbeitskräfte älter waren. Im Vorjahr 
hatte es einen Streik wegen der schlechten Arbeitsbedingungen gegeben. 


Der sowjetische Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus PL? 


Warum gelang es Polar Möbel so viel besser als Nord-Holz, sich vom 
HN Ressourcen zu beschaffen? Zunächst hatte der HN als Beitrittsanreiz 
für Polar Möbel harte Währung angeboten, um neue Maschinen zu kaufen 
und Material, wie etwa Lasur, zu importieren. Zweitens hatte der Gene- 
raldirektor von Polar Möbel langjährige Erfahrung mit der Leitung von 
Unternehmen in der Holzindustrie der Nordrepublik. Er hatte Patronage- 
beziehungen und ein eindrucksvolles Managerteam aufgebaut, dem der 
HN vertraute. Der Generaldirektor von Nord-Holz kam dagegen aus dem 
regionalen Parteikomitee und hatte viel weniger Erfahrung in der Holzin- 
dustrie. Darüber hinaus hatte er es mit einem gespaltenen Management- 
team zu tun. Drittens betrachtete der HN Polar Möbel als die bessere In- 
vestition, einfach weil der Export von Möbeln lukrativer sein würde als 
der von Holz. Das Managerteam bei Polar hatte es geschafft, den HN zu 
überzeugen, daß man auf dem internationalen Möbelmarkt wettbewerbsfä- 
hig sein würde. Viertens waren Möbel auf dem einheimischen Markt pro- 
fitabler als Holz, weil deren Preise nicht reguliert waren. Auch war 
Nord-Holz der Konkurrenz von Holzunternehmen ausgesetzt, die das 
Holz lieferten. Diese Unternehmen hatten damit begonnen, das Holz 
selbst zu verarbeiten, mit Sägen, die sie hatten beschaffen können. Es war 
nicht nur für die Holzunternehmen lukrativer, sondern überhaupt effizien- 
ter, das Holz dort zu verarbeiten, wo es geschnitten wurde. Von daher 
verhielt sich der HN, als er Polar und nicht Nord-Holz unterstützte, wie 
eine Geschäftsbank, die ihr Geld dort investiert, wo die höchsten Gewin- 
ne zu erwarten sind. 

Dennoch war der HN auch eine große Handelsorganisation, die jedes 
Unternehmen im Umfeld der Holzindustrie beeinflußte. Nehmen wir etwa 
die ortsansässige Fabrik für Traktorausrüstungen, Nord-Stern, die kein 
Mitglied des HN war. Mit 2000 Beschäftigten war sie eine der größten 
Fabriken in Arktika. Sie produzierte spezielle Geräte für Zuschnitt und 
Transport von Baumstämmen, die in den Holzfällerdörfern eingesetzt 
wurde. Die Geräte wurden auf Traktoren montiert, die aus einem anderen 
Gebiet importiert wurden. Nord-Stern monopolisierte die Produktion die- 
ser Ausrüstung in der Nordrepublik, die es direkt, zu »vertraglich festge- 
legten« Preisen, an die Holzunternehmen verkaufte. 1991 versuchte das 
zentrale Ministerium der russischen Föderation immer noch, die Vertei- 
lung dieser Ausrüstung zu diktieren, aber es Konnte den Nachschub für 
deren Produktion nicht mehr garantieren. Dies bedeutete, daß Nord-Stern 
seine Produkte für Holz tauschen mußte, das dann für den Kauf neuer 
Maschinen, den Stahlnachschub usw. gebraucht wurde. Gleichzeitig be- 
stellte der Staat immer weniger Traktoren, die mit dieser Ausrüstung 
versehen waren (die Jahresproduktionszahl fiel von 1100 auf 710), wäh- 
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rend die Holzunternehmen autonomer wurden und sich gleichzeitig weni- 
ger neue Maschinen leisten konnten. Diese schwierige Lage spiegelte sich 
ım Durchschnittslohn bei Nord-Stern wider, der nur wenig mehr als die 
Hälfte desjenigen bei Polar Möbel betrug, und die Wartezeit für Woh- 
nungen betrug 17-22 Jahre, doppelt so lange wie bei Polar. Nord-Stern 
hatte damit begonnen, Autoanhänger zu produzieren, und die Manager 
dachten über die Herstellung von Sägemaschinen nach. Aber niemand 
wußte, wo die nötige Kapitalinvestition herkommen sollte, um eine alte 
und desorganisierte Fabrik zu sanieren. Ohne einen reichen Geldgeber 
würde die Fabrik nur verfallen. Der HN war natürlich ein Kandidat - aber 
warum sollte dieses schon überdehnte Konglomerat Nord-Stern für eine 
attraktive Investition halten? 

Das überraschendste Zeugnis für die wachsende Macht des HN war der 
Mitgliedschaftswunsch der großen Papierfabrik in Arktika. Die Papierfa- 
brik hatte sich immer mit ihrer Unabhängigkeit vom HN gebrüstet. Sie 
war direkt vom Allunionsministerium aufgebaut worden, um Qualitätspa- 
pier für Bücher und Zeitungen in der ganzen Sowjetunion zu produzieren. 
Hier wurde teure finnische und österreichische Technologie eingesetzt. 
1991 reduzierte das zentrale Ministerium seine Bestellungen um die Hälf- 
te, was dessen schwächere Stellung widerspiegelte. Der HN zog aus die- 
ser Wende Nutzen und drohte, die Holzlieferungen für die Papierfabrik 
um eine entsprechende Menge zu kürzen. Da der HN praktisch ein Mono- 
pol über die Verteilung von Holz hatte, sah sich die Papierfabrik unter 
beträchtiichem Druck, Mitglied des HN zu werden und ihre Unabhängig- 
keit aufzugeben. Dem HN würde der Neuzugang viel Kopfschmerzen be- 
reiten, besonders hinsichtlich der Holzversorgung und dem Erhalt und 
Ersatz ausländischer Maschinen, aber die Tauschmacht des HN würde be- 
trächtlich gestärkt. Wiederum führte der Entzug der Unterstützung durch 
die zentralen Staatsorgane selbst die größten Unternehmen dazu, eine 
Verbindung mit parastaatlichen Konglomeraten anzustreben, die dadurch 
noch mächtiger wurden. Der Zusammenbruch des Parteistaats schafft 
nicht Märkte und Konkurrenz, sondern stärkt Hierarchien und Monopole. 


4. Vom Staatssozialismus zum Handelskapitalismus 


Bedeuten alle Bekundungen und Pläne für den Übergang zur Marktwirt- 
schaft, daß das sowjetische System sich tatsächlich in Richtung Kapita- 
lismus bewegt? Um diese Frage zu beantworten, muß man über die politi- 
schen Dekrete und die ideologische Mobilisierung hinausgehen und die 
wirklichen Veränderungen in den ökonomischen Verhältnissen untersu- 


Der sowjetische Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus 543 


chen. Die Dynamik des Kapitalismus beruht auf dem ständigen Druck, 
Produkte und Arbeitsorganisation zu verändern, um die Profite in der 
Marktkonkurrenz zu halten. Das Management kann die Marktverhältnisse 
nicht kontrollieren und ist gezwungen, sich auf die Umwälzung der Pro- 
duktion zu konzentrieren. Im Gegensatz dazu machen im Staatssozialis- 
mus die Nachschubmängel und die Kontrolle der Arbeiter über die Pro- 
duktion deren Steuerung durch das Management unmöglich - daher kon- 
zentriert es sich auf die Verhandlungen mit dem Staat. Das erfolgreiche 
Unternehmen zeichnet sich dadurch aus, daß es in diesen Verhandlungen 
gut wegkommt und daher in der Lage ist, einen stabilen Kompromiß mit 
den Beschäftigten zu schließen. In welchem Maße hat sich dies inzwi- 
schen geändert? 


Das »Vergangene« kehrt bekräftigt wieder 


Unsere Fallstudie läßt vermuten, daß die sowjetische Wirtschaft mit dem 
Absterben des Parteistaats nicht einfach zusammengebrochen ist, sondern 
eine drastischere Version ihres früheren Selbst angenommen hat.15 Der 
Zwiespalt zwischen innerbetrieblichen Prozessen und externen Verhand- 
lungen bleibt bestehen. Während das Unternehmen früher durch hierar- 
chische Kanäle mit den regionalen Ministerien, dem regionalen Parteiko- 
mitee, den Gebietskonglomeraten und den Allunionsministerien verhan- 
delt hat, ist die Zahl der Kanäle inzwischen reduziert, in unserer Fallstu- 
die vor allem auf das einzige Konglomerat, den Holzindustrieverband der 
Nordterritorien (HN). Der Zusammenbruch des Parteistaats hat zur Ver- 
knüpfung monopolistischer Gruppen zu parastaatlichen Konglomeraten 
geführt, die versuchen, alle Transaktionen zu kontrollieren. 

Freilich, auch wenn sie sich an die Stelle des Parteistaats in der hierarchi- 
schen Ordnung gesetzt haben, sind die Parastaatlichen nicht in der Lage, 
das gleiche Monopol über die horizontalen Querverbindungen auszuüben 
wie der Parteistaat. Die Parastaatlichen verfügen nicht über die notwen- 
dige Macht, um ihren Mitgliedern Ressourcen zu garantieren, die daher 
gezwungen sind, einen Teil ihrer Produktion einzusetzen, um Lieferungen 
direkt mittels Tausch zu erhalten. Oft drehen sich die intensivsten Ver- 
handlungen um die Frage, welchen Prozentsatz der Produktion die Para- 


15 Auf der Basis einer Untersuchung der Betriebe in Arktika glauben wir, daß unsere 
Schlußfolgerungen verallgemeinerbar sind. Allerdings haben wir nur die zivile Pro- 
duktion untersucht. Rüstungsunternehmen sind für strikte Disziplin, effektive Arbeits- 
organisation und wenig chronische Nachschubprobleme bekannt (Zaslavsky 1982, 
Kap. 3). In welchem Maße eine solche Arbeitsorganisation im militärischen Sektor 
weiterhin herrscht, besonders dort, wo Konversion zu ziviler Produktion in Gange ist, 
wissen wir nicht. 
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staatlichen als »Staatsorder« für sich beanspruchen können, und wieviel 
entsprechend dem Unternehmen für den Tausch zur Verfügung bleibt. 
Während es den Parastaatlichen nicht gelingt, zu liefern, was die Unter- 
nehmen brauchen, verstärkt sich der Tauschhandel, der wiederum die 
Stärke der Parastaatlichen unterminiert. 

Natürlich gab es auch unter dem alten Regime Tauschverhältnisse zwi- 
schen Unternehmen, aber diese waren entweder über rolkachi (Schieber) 
vermittelt, die halblegal zwischen den Unternehmen operierten, oder 
durch regionale Parteisekretäre, die ihre Kollegen in anderen Regionen 
auffordern konnten, bei der Lieferung von dringend benötigtem Nach- 
schub zu helfen (Hough 1969; Hewett 1988, S.162-70; Zaslavskaya 
1990, S.60-73). Somit gab es zwar horizontalen Tausch, aber er wurde 
sorgfältig überwacht. Der Parteistaat begrenzte die Autonomie der Unter- 
nehmen durch die Kontrolle über Beförderung und Rückversetzung der 
Unternehmensdirektoren. Wenn die Manager den Planzielen nicht zu- 
stimmten, konnten sie ihre Jobs verlieren oder sogar aufgefordert werden, 
»ihren Parteiausweis abzugeben«. Heute haben die Manager größere 
Autonomie, auf horizontaler Ebene zu verhandeln, was ihnen wiederum 
in vertikaler Richtung mehr Machthebel an die Hand gibt. 

Man sollte die Auswirkungen des Zusammenbruchs des Parteistaates nicht 
überbetonen. Sicher, während unserer Fallstudie, Anfang 1991, wurde 
die einst übermächtige Abteilung für Holz- und Forstwirtschaft bei der 
regionalen Parteiverwaltung aufgelöst und gegenüber, am zentralen Platz 
in Arktika, wurde im Gebäude des Ministerrats ein völlig neues Ministe- 
rıum eingerichtet. Und wahrhaftig, dieses in den Kinderschuhen steK- 
kende Ministerium ist nicht so effektiv wie die ehemalige Abteilung des 
regionalen Parteiapparats, wenn es um die Kontrolle über die Kette der 
Holzverarbeitungsindustrie geht. Es hat z.B. nicht die Macht, Direktoren 
ihrer Posten zu entheben. Gleichzeitig haben viele der wichtigen Parteibü- 
rokraten ihren Weg zu neuen Machtpositionen gefunden, wo sie ihre 
Kontrolle über die Wirtschaft fortsetzen können. Die Fülle von Koopera- 
tiven, die aus dem Boden sprießen, um Handel und Verhandlungen zwi- 
schen den Unternehmen zu vermitteln, werden oft von ehemaligen Partei- 
sekretären gegründet und geleitet.16 Was sie früher im Namen des »Kom- 


16 Ähnliche Prozesse der Reorganisation alter Verhältnisse in neuen Formen finden sich 
in Polen (Staniszkis 1991) und Ungarn (Stark 1990; Burawoy und Lukäcs 1992, Kap. 
6). Interessanterweise konzentriert sich die Literatur zu den sowjetischen Kooperativen 
häufig auf den bürokratischen Widerstand gegen ihre Gründung (Jones und Moskoff 
1991; Slider 1991) und übersieht, wie sich die Partei mittels Kooperativen neu konsti- 
tuieren konnte. 1991 belegten die Kooperativen das Erdgeschoß der regionalen Partei- 
zentrale in Arktika. Eine von ihnen, »Prognos«, war eine Soziologenkooperative, die 
Meinungsumfragen unternahm, um das demokratischen Bewußtsein von Führungs- 
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munismus« getan haben, tun sie jetzt als selbsternannte »Geschäftsleute«. 
Die Ideologie mag sich gewandelt haben, aber die Grundfunktionen sind 
sich gleichgeblieben. 

Sicherlich sind die ökonomischen Beziehungen weniger politisiert. Sie 
werden auch in zunehmendem Maße eingegangen mit der Absicht, den 
»Profit« zu steigern. Parastaatliche Konglomerate wie der HN führen ihre 
Verhandlungen in der Sprache der Rentabilität. Aber die Profite stammen 
aus Monopolstellungen, dem Tausch, aus valuta (Devisen), und nicht aus 
der Produktion. Die neu geschaffenen Banken geben Geld für unter- 
nehmerische Projekte im Handel, nicht im produktiven Bereich. Koopera- 
tiven, kleine Unternehmen und sogar joint-ventures, die angeblichen Vor- 
boten des Kapitalismus, werden durch die monopolistischen Aktivitäten 
der Staatsunternehmen, Banken und parastaatlichen Konglomerate an un- 
abhängigen produktiven Aktivitäten gehindert.17 

Das Streben nach Profit mittels Handel und Monopol verträgt sich gut mit 
der Beibehaltung der Arbeiterkontrolle über die Produktion. Tatsächlich 
wird die Arbeiterkontrolle sogar noch gestärkt. Erstens führen zunehmen- 
de Lieferknappheiten zu stärkerer Anarchie in der Produktion und somit 
zu spontaner Selbstorganisation der Beschäftigten. Zweitens, wenn die 
Lieferschwierigkeiten zunehmen, sind die Manager mehr damit beschäf- 
tigt, nach Material zu suchen, und haben noch weniger Zeit, die Produk- 
tion zu regulieren. Drittens, mit dem Ende der Parteinominierungen wer- 
den die Produktionsaufseher als Beauftragte managerieller Kontrolle noch 
schwächer. Viertens, monetäre Anreize zur Regulierung der Arbeit verlie- 
ren an Effizienz, weil es mit den Sonderzulagen weniger zu kaufen gibt. 
Um die Kooperation der Beschäftigten zu gewinnen, muß das Manage- 
ment geeignete Belohnungen bieten, besonders Lebensmittel. In dieser 
Hinsicht war Polar in einer besseren Lage als die meisten Unternehmen, 


kräften zu stärken. Der Vorsitzende war einst der erste Parteisekretär für ideologische 
Fragen. Vielerorts ist Soziologie zur Nachfolgeideologie des Marxismus-Leninismus 
geworden. So wurden etwa Universitätsfakultäten für »Philosophie und Wissenschaftli- 
chen Kommunismus« in Fakultäten für »Philosophie und Soziologie« umbenannt, aber 
die Stelleninhaber sind dieselben geblieben. 

17 Kroll (1991) hat gezeigt, wie Regierungsprogramme zur Dezentralisierung der sowjeti- 
schen Industrie auf einer Überschätzung der Wirkung politischer Verordnungen be- 
ruhten. Die Programme gingen davon aus, daß eine »wettbewerbsfähige Industrie- 
struktur durch bürokratisches Fiat erzeugt werden könne, anstatt sich als Folge der 
Marktkräfte zu entwickeln« (S. 171). Anstatt Monopole aufzulösen und die Preise zu 
regulieren (d.i. die Politik der Regierung) schlägt Kroll das unbeschränkte Wachstum 
eines privaten Sektors neben dem staatlichen Sektor, die Deregulierung der Preise und 
die Offnung des Landes für die internationale Konkurrenz vor. Dies ähnelt Kornais 
(1990) Programm für einen ungarischen »Weg zu einer freien Wirtschafi«. Kroll und 
Kornai unterschätzen die Macht der vorhandenen Monopole, sich gegen jede Konkur- 
renz - von innen oder außen - zu schützen. 
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weil es ein Produkt herstellte, das mit Lebensmitteln getauscht werden 
konnte. Weniger glückliche Unternehmen müssen alternative Strategien 
einsetzen, um Kompromisse mit den Beschäftigten zu schließen, wie etwa 
die Schaffung von »Kooperativen« oder »Kleinunternehmen« innerhalb der 
Fabriken, um die Arbeiterinnen und Arbeiter für höhere Löhne in Über- 
stunden zu beschäftigen (Burawoy und Hendley, i.Ersch.). Aber das Er- 
gebnis ist dasselbe: Die Kontrolle wird den unmittelbaren Produzenten 
überlassen. 


Die Entwicklung der Unterentwicklung 


Die doppelte Anarchie der Verhältnisse in der Produktion und der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse der Produktion kann als eine schärfere Ausprä- 
gung des alten ökonomischen Systems oder als der Vorbote einer neuen 
Ordnung gesehen werden. Diese neue Ordnung beruht auf der Beherr- 
schung durch Monopole, deren Macht auf der Kontrolle des Zugangs zu 
den Ressourcen beruht. Wie wir gesehen haben, wird dieses ökonomische 
System angetrieben durch das Streben nach Profit, der vor allem aus dem 
Handel und weniger aus der Umwälzung der Produktion stammt. Letzt- 
lich wird Arbeit an Arbeiterkollektive in den Unternehmen »ausgelagert«. 
Dies sind die Merkmale des Handelskapitalismus. »Selbständige und vor- 
wiegende Entwicklung des Kapitals ais Kaufmannskapital ist gleichbe- 
deutend mit Nichtunterwerfung der Produktion unter das Kapital...« 
(Marx 1894, S. 30). Allerdings entwickelt sich das Handelskapital nicht 
von Natur aus zum bürgerlichen Kapitalismus. Es enthält keine im- 
manenten Tendenzen der Selbsttransformation. Ganz im Gegenteil: »(Der 
Kaufmannskapitalismus) bringt...es an und für sich (nicht) zur Umwäl- 
zung der alten Produktionsweise, die er vielmehr konserviert und als 
seine Voraussetzung beibehält« (Marx 1894, S. 347). 

Die Faktoren, die einen erfolgreichen Übergang zum Industriekapitalis- 
mus herbeiführen, hängen von dem besonderen gesellschaftlichen Kontext 
ab, in dem der Handelskapitalismus herrscht. Im sowjetischen Fall würde 
es ein solcher Übergang erfordern, die Monopole durch konkurrierenden 
Unternehmen zu ersetzen, Tauschhandel durch Marktaustausch und die 
Arbeiterkontrolle durch managerielle Kontrolle. Da Monopole, Tausch- 
handel und Arbeiterkontrolle eine selbstverstärkende Triade bilden, kann 
nichts unterhalb einer Revolution das sowjetische Wirtschaftssystem in 
einen Industriekapitalismus verwandeln. Sicher kann die liberale Demo- 
kratie nicht das Instrument eines solchen Wandels sein, da sie den Ten- 
denzen des Handelskapitals, die Sowjetunion in lokale »Lehnsgebiete« 
(Humphrey 1991; Verdery 1991) zu fragmentieren, machtlos gegenüber- 
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steht. Der Handelskapitalismus wird die ökonomische Basis für intensiven 
Nationalismus und Lokalismus. Während die Sowjetunion zerfällt, wer- 
den die Nationen und Regionen versuchen, ihre Kontrolle über den Han- 
del zu steigern, indem sie den Güterstrom über ihre Grenzen kontrollie- 
ren, ihre eigenen Währungen einführen und Exportlizenzen regulieren. 
Wenn die liberale Demokratie kein Heilmittel ist, was ist mit dem ande- 
ren Allheilmittel, dem Weltmarkt? Im allgemeinen kann wirtschaftlicher 
Druck von außen nicht allein den Übergang zum bürgerlichen Kapitalis- 
mus herbeizwingen, ohne innere Akteure, die Interessen und Fähigkeiten 
haben, einen solchen Übergang zu betreiben (Brenner 1976, 1977). Aber 
gibt es gegenwärtig solche internen gesellschaftlichen Kräfte? Wer vor- 
schlägt, einen unabhängigen kapitalistischen Sektor zu gründen, übersieht 
die Stärke des Handelskapitals. Ausländische Investoren fanden sich bis- 
her nicht in der Lage, unabhängig von den parastaatlichen Konglomeraten 
zu operieren, die Ressourcen und Infrastruktur kontrollieren. Daher über- 
rascht es nicht, daß das Auslandskapital mit diesen Konglomeraten zu- 
sammenarbeitet, um westliche Konsumgüter zu liefern und Rohstoffe aus- 
zubeuten. »Die selbständige Entwicklung des Kaufmannskapitals steht 
also in umgekehrtem Verhältnis zur allgemeinen ökonomischen Entwick- 
lung der Gesellschaft« (Marx [1894] 1964, S.340) Wie ın der Dritten 
Welt kommt das ausländische Kapital in Form des Handelskapitals und 
vertieft damit die Unterentwicklung, weil es von der Produktion zumeist 
die Finger läßt (Kay 1975, bes. Kap.5). 

Die Verfechter der Schocktherapie versprechen die wirtschaftliche Erho- 
lung. Selbst wenn der Schmerz groß sei, der Übergang von einer Kom- 
mandowirtschaft zu einer Marktwirtschaft werde letztlich alle besser stel- 
len. Wie im Falle des Kommunismus können die populären Modelle des 
Kapitalismus ihre Fruchtbarkeit oder Umsetzbarkeit nicht beweisen, und 
ebenso dienen sie als ideologische Verschleierung einer ganz anderen 
Form der vorhandenen Gesellschaft. So ist es keineswegs klar, daß eine 
»freie Marktwirtschaft«, die »allgemeinen Überfluß« erzeugt, irgendwo im 
modernen Weltsystem existenzfähig ist, geschweige denn in der neuen 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten. Zweitens, selbst wenn das Modell 
intern stimmig wäre, könnte es dennoch keinen möglichen Weg geben, es 
zu verwirklichen, wenn man die Zähigkeit einer Ökonomie zur Kenntnis 
nimmt, die auf Tauschhandel, Monopolen und Arbeiterkontrolle beruht, 
sowie die Kräfteverhältnisse des internationalen Kapitalismus in Betracht 
zieht. Drittens verdeckt die Ideologie der Marktwirtschaft, die in Russ- 
land inzwischen fast so durchdringend ist wie ehemals die Ideologie des 
Kommunismus, den enormen Abstand zwischen Handelskapitalismus und 
bürgerlichem Industriekapitalismus. Dieser Abstand ist nicht weniger ent- 
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mutigend als jener, der den Staatssozialismus vom Versprechen des Kom- 
munismus trennte, 

Wir behaupten nicht, daß die russische Ökonomie auf den Kollaps zu- 
treibt. Der Handelskapitalismus wird sich weiterhin reproduzieren, wenn 
auch in schrumpfendem Maße. Die parastaatlichen Konglomerate werden 
sich um Allianzen mit den lukrativeren Unternehmen bemühen und die 
anderen sich selbst überlassen. Daher wird es weiterhin erfolgreiche Un- 
ternehmen wie Polar geben, wenn auch auf Kosten scheiternder Unter- 
nehmen wie Rezina. Wir behaupten allerdings, daß die Beendigung der 
wirtschaftlichen Talfahrt nicht durch monetäre Stabilisierung, Privatisie- 
rung, Freigabe der Preise und Verringerung der Zölle gestoppt werden 
kann. Das Handelskapital ist durchaus vereinbar mit all diesen ökonomi- 
schen Reformen.18 Angesichts von Konkurrenz bewahrt und verstärkt der 
Handelskapitalismus die Unterentwicklung des Produktionssystems, dem 
er entsprungen ist und auf dem er beruht. 


Epilog: Die strahlende Vergangenheit 


Es gibt natürlich ein alternatives Szenario, das im vierten Feld von Schau- 
bild 1 steckt, nämlich der Syndikalismus. Denkbar ist, daß die vorhande- 
nen Formen der Arbeiterkontrolle nach oben ausgedehnt werden könnten, 
so daß die Wirtschaft von unten rekonstruiert und nicht von oben frag- 
mentiert würde. Eine solche Bewegung könnte im Aufstand der Bergleute 
ausgemacht werden, die 1989 und 1991 den Gesellschaftsvertrag brachen, 
der sie an ihre Bosse band, und gewaltige politische und wirtschaftliche 
Streiks durchführten (Friedgut und Sıegelbaum 1990; Rutland 1990; Con- 
nor 1991, Kap.7). 

Aber die Bergleute sind eine Ausnahme. Weit entfernt davon, militant 
oder radikal zu werden, wurden die Arbeiterinnen und Arbeiter in Ark- 
tika immer demoralisierter, während sich die Perestrojka entfaltete. Sie 
sind gedemütigt durch die Art und Weise, wie sie ihr Leben fristen müs- 
sen: »Wir werden bald in die Wälder zurückkehren...«, »Dies ist kein zi- 
vilisiertes Land...«. Sie fragen mich, warum ich sie nicht vor fünf Jahren 
besucht habe: »Damals war es viel besser.« Wenn im Betrieb etwas schief- 
ging, gaben sie der Herrschaft des bardak (Chaos) die Schuld: »Wir brau- 
chen Ordnung. Das alte System hat viel besser funktioniert.« »Aiso wol- 


18 Selbst in Polen, der angeblichen Erfolgsgeschichte der »Schocktherapie« durch Mark- 
treform, finden sich Bauern, die auf die Flut billiger ausländischer Nahrungsmittel 
durch Rückzug auf einen geschlossenen Produktionszyklus reagieren. Eingekreist 
durch Handelsmonopole, ist ihr Unternehmergeist erstickt worden, obwohl sie gut mit 
Privateigentum ausgestattet sind (Salameh, im Ersch.). 
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len Sie das alte System zurückhaben?«, frage ich. Und sie antworten: 
»Einerseits wäre es nicht allzu schlecht; einerseits wäre zumindest Ord- 
nung, einerseits...« Sie kommen nie zum Andererseits. 

Gewiß sieht die Zukunft für die meisten düsterer aus als die Vergangen- 
heit. Ein junger Lehrling fragt mich, ob das Leben »dort drüben« besser 
sei. Ich zucke mit den Schultern und sage, es hängt davon ab, wer Du 
bist. Ich frage ihn, was er denke. »Natürlich ist es besser«, antwortet er. 
»Es gibt dort alles.« Für ihn und seine Generation ist der Kapitalismus 
einfach ein Traum, ein Phantasiebild, das von zweitklassigen amerikani- 
schen Filmen im Fernsehen gezeigt wird. Es hat natürlich eine besondere 
Anziehungskraft in einer Mangelökonomie. Aber es ist nicht weniger uto- 
pisch als die Vorstellung eines Sozialismus in den Vereinigten Staaten. Es 
ist nicht etwas, von dem sich die Arbeiterinnen und Arbeiter vorstellen 
können, daß es in Arktika jemals Wirklichkeit wird. So trauern, während 
wir im Westen den »Zusammenbruch des Kommunismus« feiern, die Ar- 
beiterinnen und Arbeiter bei Polar der Vergangenheit nach und verzwei- 
feln an ihrer Zukunft. 
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Kurt Hübner n 
Wege nach Nirgendwo: Okonomische Theorie 
und osteuropäische Transformation 


1. Einleitung 


Bei all dem wort-, keineswegs immer gedankenmächtigem Getöse, das 
seit dem Zusammenbruch der realsozialistischen Gesellschaften um einen 
vermeintlichen Konkurs der Marxschen Theorie als einer theoretischen 
Alternative zu den gängigen Theorien bürgerlicher Marktgesellschaften 
veranstaltet wurde, wird gerne übersehen, daß letztere selbst mit dem von 
den osteuropäischen Gesellschaften anvisierten Ziel eines schnellen und 
erfolgreichen Übergangs zu kapitalistischen Geld- und Marktwirtschaften 
auf den Prüfstand des geschichtlichen Prozesses gestellt wurden. Dieser 
Herausforderung hat sich in erster Linie die ökonomietheoretische 
Orthodoxie zu stellen,! die mit ihren Modellen der allgemeinen 
Gleichgewichtstheorie in gleichsam selbstreferentieller Weise von Mal zu 
Mal in formal immer aufwendigerer Weise die Behauptung wiederholt, 
daß auf Eigeninteresse der ökonomischen Akteure basierende und über 
Märkte verknüpfte Individualhandlungen allen anderen Organisationsfor- 
men des wirtschaftlichen Lebens überlegen seien. Privateigentum, Preis- 
bildung auf freien Märkten, Herausbildung einer Vielzahl unabhängiger 
ökonomischer Akteure sowie die Einführung marktwirtschaftlich orien- 
tierter Rechtsnormen lauten mithin die reformpolitischen Zauberformeln 
des neoklassischen Lagers. Genauso unsinnig wie aus dem Zusammen- 
bruch der realsozialistischen Gesellschaften die Fehlerhaftigkeit der 
Marxschen Theorie abzuleiten, wäre es nun, aus dem aktuellen Transfor- 
mationsdesaster ın Osteuropa auf das Versagen der neoklassischen Markt- 
und Transaktionstheorie rückzuschließen.? Was allgemein gilt, daß näm- 
lich zwischen sozialwissenschaftlichen Theorien und ihrem politisch-ge- 
sellschaftlichen Praxisbezug eine ganze Reihe vermittelnder Variablen 
wirken, die nur um den Preis einer unzulässigen Simplifizierung kurzge- 


1 Ich beschränke mich hier auf die Diskussion ökonomietheoretischer Beiträge zum 
Transformationsprozeß. Eine Übersicht über das Revival der (neo-)parsonsianischen 
soziologischen Modernisierungtheorie bietet Müller 1992. 

2 Es steht außer Frage, daß sowohl die Marxsche wie auch die neoklassische Theorie 
eine ganze Reihe von Defekten aufweisen. Diese Defekte können aber nicht im un- 
mittelbaren Rekurs auf empirischer Ereignisse, sondern müssen in ersier Linie im 
theoretisch-analylischen Apparat aufgespürt werden. 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 89, 22. Jg. 1992, Nr. 4, 552-579 


Ökonomische Theorie und osieuropäische Transformation 353 


schlossen werden können, darf selbstredend auch die neoklassisch-markt- 
liberale Theorie für sich reklamieren. 

Immerhin gilt es festzuhalten: In keiner osteuropäischen Transformati- 
onsökonomie hat die neoklassische Behauptung gleichgewichtsschaffen- 
der, effizienz- und wohlfahrtsstiftender Wirkungen reiner Marktprozesse 
bislang ihren praktischen Beweis antreten können, und zwar aus dem 
einfachen Grunde, weil bislang nirgendwo von der Etablierung einer 
Markt- und Geldwirtschaft gesprochen werden kann. Offenbar ist die 
Einführung all dieser Institutionen nicht so einfach wie von den 
marktliberalen Protagonisten der Reformprozesse erhofft und von man- 
cher sozialwissenschaftlichen Begleitforschung noch heute angenommen. 
Zudem ist es keineswegs sicher, daß marktwirtschaftliche Reformschritte 
in den Transformationsökonomien überhaupt zu den von den Akteuren 
gewünschten Ergebnissen führen. Geld- und marktwirtschaftliche Organi- 
sationsformen des ökonomischen Prozesses verkörpern heute für die ost- 
europäischen Gesellschaften.ein Nirwana, von dem zwar viel gesprochen 
wird, das aber in Osteuropa nıcht anzutreffen ist. 

Auf diese enttäuschten Erwartungen angesprochen, bringt die praktische 
Politikberatung das Standardargument hervor, daß die Zeit noch nicht 
ausgereicht habe, als daß die eingeleiteten Transformationsschritte bereits 
hätten Erfolge zeitigen können (vgl. dazu Schrader/ Laaser 1992, 63). 
Unbestreitbar kommt dem Zeitfaktor im Transformationsprozeß eine hohe 
Bedeutung zu. Nachdem der anfängliche Optimismus verflogen ist und 
sich die schmerzliche Einsicht durchsetzt, daß es im besten Fall langer 
Zeiträume bedarf, um Anschluß an die OECD-Welt zu finden, wurde der 
Zeithorizont der Transformation zum Gegenstand politischer Optionen: 
Der individuelle Wunsch nach durchgreifender Verbesserung der kurz- 
wie mittelfristigen Wohlfahrtsaussichten schlägt entweder in Abwande- 
rungspläne in Richtung entwickelter Marktgesellschaften um (exit) oder 
gewinnt die Form verstärkter politischer Willensäußerungen (voice), die 
keineswegs immer per Wahlzettel erfolgen. Stellt man ın Rechnung, daß 
der Übergang zu kapitalistischen Markt- und Geldwirtschaften in einer er- 
sten Phase die ökonomischen Ausgangsprobleme noch vertiefen und das 


3 Vgl. etwa Herr 1992, S. 15f., der schreibt: »Die Einführung marktwirtschaftlicher 
Rechtsnormen und Institutionalisierungen sowie von Märkten mit freier Preisbildung 
hat sich in den Transformationsökonomien als relativ einfach erwiesen...«, um dann 
freilich skeptischer fortzufahren: »...während faktisches marktwirtschaftliches Handeln 
und funktionierende Märkte weitaus schwieriger zu initiieren sind«. Letztere 
Behauptung ist, wie noch ausführlicher zu zeigen ist, nur zu unterstreichen. Gerade die 
Einführungsprobleme aber sollten nicht unterschätzt werden, gefährden doch gerade 
sie die ökonomische Zukunft der osteuropäischen Länder. 
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allgemeine Wohlstandsniveau der Bevölkerung senken wird,4 dann spricht 
vieles dafür, daß sich Ökonomische, soziale, politische und kulturelle 
Krisenprozesse vielfach überlagern. Stabilität ıst ım einer solchen 
Situation eher die Ausnahme als die Regel. 

Verwerfungen dieser Art machen eine theoretische Analyse der bislang 
eingeleiteten Maßnahmen zur Etablierung geld- und marktwirtschaftlicher 
Strukturen, der mit ihnen verknüpften Erwartungen sowie ihrer 
Erfolgschancen freilich nicht hinfällig - zumal eine Auseinandersetzung 
mit theoretischen Konzepten der Transformation kein akademischer 
Selbstzweck ist. Theoretische Konzepte der Transformation können in 
Umbruchphasen, wie sie in Osteuropa verlaufen, ein ausgeprägtes stra- 
tegisches Gewicht haben, dienen sie doch zum einen als Leitfaden der 
praktischen Politik, insbesondere der Sequenz der Reformen, und zum 
anderen als Legitimation gegenüber einer ungeduldigen Bevölkerung. 


2. Sequenzphilosophien 


Die Transformation der Planwirtschaften in kapitalistische Geld- und 
Marktwirtschaften läßt sich als ein wirtschaftlicher Akt interpretieren, bei 
dem die Käufer - die Bevölkerungen - sofort hohe Anzahlungen und dann 
über einen unbestimmten Zeitraum stetige Raten für ein Produkt zu 
bezahlen haben, von dem sie nicht wissen, zu welchem Zeitpunkt die 
Zahlungen degressiv verlaufen und ob sie über dieses Produkt überhaupt 
einmal verfügen werden, d.h. zu Nettozahlungsempfängern werden. Öko- 
nomisch gesprochen: Es handelt sich weniger um ein risikoreiches denn 
um ein mit hohen Unsicherheiten behaftetes Geschäft. Ein solches, grund- 
sätzlich nicht versicherbares und auf objektive Wahrscheinlichkeiten hin 
zu kalkulierendes Zukunftsgeschäft setzt, neben vielen stofflichen und 
wertmäßigen Bedingungen, vor allem ein großes Zukunftsvertrauen der 
involvierten Menschen voraus. Im Prozess der Transformation wird Ver- 
trauen, so bereits das wirtschaftsethnologisch gefaßte Argument von Karl 
Polanyı (1979, 225ff.), zu einer bedeutsamen politischen Ressource, de- 
ren Existenz und deren Stabilität in hohem Maße über das Gelingen des 
angestrebten Projektes entscheidet. 


Vgl. zu dieser Überlegung Hübner 1990, 325. 

Auf das hohe strategische Gewicht theoretischer Konzepte verweist auch Müller. Eine 
diametral entgegengesetzte Position vertritt WVäclav Klaus, der ehemalige 
marktorthodoxe Finanzminister der CSFR. Er bezeichnet theoretisch fundierte Re- 
forınkonzepte, die eine eindeutige Sequenzhierarchie angeben, als »technokratische 
und unrealistische Giaubensbekenntnisse«, die endgültig aus der Geschichte verab- 
schiedet werden sollten; vgl. Klaus 1991. 


un 
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Die Herstellung von Vertrauen hängt von vielen Faktoren ab, nicht zu- 
letzt auch von der Fähigkeit der politischen Klassen, ein konsistentes, 
praktikables und sozial effizientes Reformprogramm zu entwickeln und 
operativ umzusetzen. Dazu bedienen sich die politischen Klassen mit 
Unterstützung westlicher Expertenstäbe vor allem aus dem Modellbauka- 
sten der ökonomietheoretischen Orthodoxie. Wie schwierig ein solches 
Vorhaben zu realisieren ist, läßt sich tagtäglich in allen Transfor- 
mationsökonomien beobachten: Reformprogramme und ihre einzelnen 
Sequenzen werden revidiert, modifiziert oder erweisen sich schlicht als 
untauglich angesichts der beharrenden Kraft des Faktischen. Eine Re- 
aktion auf derartige Probleme war bislang die zeitliche Beschleunigung 
der Transformationsprozesse. Ließ sich die schnelle Integration der ehe- 
maligen DDR in das Wirtschafts- und Gesellschaftsystem der alten Bun- 
desrepublik noch als deutscher Sonderfall begründen, so zeigen die Er- 
fahrungen in den anderen ehemals sozialistischen Ländern, daß die Stra- 
tegie der Beschleunigung zu einem gemeinsamen Merkmal der Um- 
wandlungsprozesse geworden ist. So wurden in vielen Fällen die Preise 
liberalisiert noch bevor die staatlichen Monopole und Oligopole aufgelöst 
und damit wenigstens Grundvoraussetzungen einer Preiskonkurrenz 
gelegt worden wären. Preisfreigabe und vermachtete Angebotsstrukturen 
müssen nahezu zwangsläufig zu steigenden Preisen und, bei staatlich kon- 
trollierten Lohnbildungen, zu einer Schlechterversorgung der Nachfrager 
führen.$ Es sollte nicht erstaunen, wenn derartige reformpolitische Ma- 
növer zu unerwünschten, weil nicht-intendierten Mengeneffekten führen, 
die das Vertrauen der Bevölkerung in die reformtechnischen Fähigkeiten 
der neu-legitimierten und sich - zumindest partiell - neu konstituierten po- 
litischen Klasse unterhöhlen. Selbstredend verbergen sich hinter solchen 
Reformmanövern nicht nur »Anfängerfehler« der politischen Klassen und 
ihrer Berater. Derartige Reformentscheidungen reflektieren auch die poli- 
tischen Kräfteverhältnisse und Interessenkonstellationen, denn schließlich 
gibt es im unübersichtlichen Neuerungsprozeß die Chance, mit wenig 
Aufwand schnell viel Geld zu verdienen und im Wandel begriffene 
Machtpositionen zur Steigerung des eigenen Nutzen einzusetzen.’ So 
wurde beispielsweise die in Rußland überhastet eingeleitete Freigabe bzw. 
Erhöhung der Preise zentraler Warengruppen erst gar nicht mit ökonomi- 


6 Vgl. genauer: Hübner 1993. Bianchard/Dornbusch/Krugman/Summers 1991 argu- 
mentieren, daß der Preisanstieg die Einkommensverteilung zuungunsten der Lohnab- 
hängigen und zugunsten der Profitbezieher und Vermögensbesitzer verschoben habe, 
mit dem Resultat, daß die aggregierte Nachfrage sinken musste. 

7 Zu den alten und den im Transformationsprozeß neu entstehenden Rentenkonstella- 
tionen vgl. Punkt 3. 
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schen Rationalitätsargumenten zu begründen versucht. Getrieben und le- 
gitimiert wurde diese Maßnahme allein von dem Motiv, den Apparat- 
schiks der staatlichen Plan- und Preisbehörden einen Schlag zu versetzen 
und sie ihrer Einflußnahme zu berauben. Ähnlich wie die über Nacht 
vollzogene Konfiszierung von 100 Rubel-Noten hat diese Maßnahme frei- 
lich weniger den marktwirtschaftlichen Reformen als vielmehr der neu 
entstandenen Schicht von Händlern, Mafiosi und Staatsbürokraten ge- 
nutzt. Angesichts solcher Interessenlagen und Manöver ist es noch keines- 
wegs ausgemacht, ob der Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft 
nicht etwa, wıe der Soziologe David Stark am Beispiel Ungarns veran- 
schaulicht hat, in einer »Clan-Wirtschaft« steckenbleibt (Stark 1990). 

Die Beschleunigungsstrategie darf als eine Antwort auf derartige Pro- 
bleme gedeutet werden: Je schneller die Reformsequenzen geschaltet 
werden, so die Hoffnung, desto größer sind die Chancen eines Erfolgs 
und desto kleiner können die insgesamt auflaufenden Umstellungskosten 
gehalten werden. Einer solchen Überlegung dürften sich auch die 
Ankündigungen der russischen Regierung verdanken, ihre Währung in 
dem überaus kurzen Zeitraum bis zum 1. August 1992 unbeschränkt 
konvertibel zu machen.® Die Rechtfertigung dieser Entscheidung, daß nur 
so die Auflagen zur Vollmitgliedschaft im Internationalen Währungsfonds 
zu erfüllen seien, war wenig überzeugend. Zwar sieht das IWF-Statut in 
der Tat die Herstellung von Konvertibilität für die Währungen seiner 
Mitgliedsländer vor, doch ist die Zahl der Mitglieder mit beschränkt kon- 
vertiblen Währungen größer als die Zahl derjenigen mit unbeschränkt 
konvertiblem Geld. Zu erinnern ist auch daran, daß sich die westeuropäi- 
schen Ökonomien bis zum Jahr 1958 mit der Einführung der freien Um- 
tauschbarkeit ihrer Währungen Zeit ließen. Länder wie Frankreich und 
Italien haben sogar erst jüngst, in Zusammenhang mit dem EG-Binnen- 
marktprojekt, bedeutende Einschränkungen der Währungskonvetrtibilität 
aufgehoben. Solche historischen Erfahrungen könnten dafür sprechen, 
den Zeithorizont des Reformprogramms zu strecken und die Konvertibili- 
tätssequenz in kleinere Schritte aufzuteilen. Vorstellungen eines »Mini- 
mum Bang«, wie sie beispielsweise von John Williamson - Senior Fellow 
am Institute for International Economics in Washington - entwickelt wur- 
den, stoßen freilich weder bei den politisch-ökonomischen Eliten der 
Transformationsökonomien noch bei ihren westlichen Ratgebern bislang 
auf Resonanz. Die Chance wird vielmehr allein in der Beschleunigung ge- 


83 Diese Ankündigung wurde unter dem Eindruck der faktischen Unmöglichkeit dieses 
Vorhabens schnell revidiert. Es steht außer Frage, daß derartige Manöver das Ver- 
trauen der Bevölkerung, aber auch der internationalen ökonomischen Akteure in die 
Politikfähigkeit der Reformfraktionen unterminieren. 
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sehen. Jeffrey Sachs, Harvard-ansässiger Berater der polnischen und rus- 
sischen Regierung, führt die folgenden vier Gründe für ein hohes Re- 
formtempo ins Feld: 


(1) Weil partikulare Reformmaßnahmen notwendigerweise ins Leere 
laufen, müssen mikro- wie makroökonomische Reformschritte Hand in 
Hand gehen. So erfordert beispielsweise die finanzielle Kontrolle des 
öffentlichen Sektors einen funktionierenden Wettbewerb, der wiederum 
freien Handel und die freie Umtauschbarkeit der Währung voraussetzt. 
Letztere mache im Verein mit stabilen Wechselkursen wiederum eine 
restriktive Geld- und Fiskalpolitik notwendig. 

(2) Weil die aufgeblähten bürokratischen Apparate weder sofort abgebaut 
noch ihre politische Bedeutung ohne weiteres geschmälert werden kann, 
müssen umgehend marktförmige Parallelstrukturen aufgebaut werden, die 
die bürokratische Kontrolle der Ressourcenallokation unterminieren. 
Preisliberalisierung genießt mithin höchste Priorität. 

(3) Nur die rasche Inthronisierung der Prinzipien des Freihandels, der 
Währungskonvertibilität und des freien Marktzutritts könnten gewähr- 
leisten, daß die notwendigen Anpassungsprozesse der etablierten öko- 
nomisch-politischen Strukturen und der damit verbundenen Machtfelder 
ohne größeren Widerstand der Betroffenen ins Werk gesetzt werden. 

(4) Schließlich verlangt die in einigen Ländern bestehende oder zu be- 
fürchtende Hyperinflation schnelle reformpolitische Maßnahmen, weil 
jeder wirtschaftspolitische Gradualismus zu unkontrollierbar beschleu- 
nigten inflationären Prozessen führt (Sachs 1991, 238£.). 


Geradezu ein Musterfall für eine solche Beschleunigungsstrategie stellt 
die Reformpolitik der Russischen Föderation dar.? Seit dem Erlaß des 
Unternehmensgesetzes vom 25. Dezember 1950, das die verschiedenen 
juristischen Unternehmensformen gleichstellt, die Autonomie der Un- 
ternehmen verankert und die bis dahin geltende Genehmigungspflicht von 
Neugründungen durch eine bloße Registrierpflicht ersetzt hat, wurde in 
amtemberaubendem Tempo ab Mitte 1991 eine Vielzahl von Gesetzen zur 
beschleunigten Transformation der Ökonomie verabschiedet: Das Gesetz 
»über den Wettbewerb und die Eindämmung monopolistischer Tätigkeit 
auf den Warenmärkten« (22.3.1991), das »Gesetz über die Privatisierung 
von Staats- und Kommunalbetrieben« (3.7.1991, revidiert am 3.6.1992), 
gesetzliche Regelungen über Arbeitsverträge und Mindestgehälter inklusi- 
ve einer gesetzlichen Indexierung, ein Gesetz über die Mehrwertsteuer 


9 Den Kontrastfali stellt Ungarn dar, das seit 1980 in kontinuierlicher Weise wirt- 
schaftspolitische Reformen eingeführt hat. Vgl. dazu Hare/T.Revesz 1992, S. 228-264. 
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(Januar 1992), über die Einkommenssteuer für natürliche Personen (Mai 
1992), über »Vermögenssteuern für natürliche Personen, die sich mit Un- 
ternehmertätigkeit befassen« (April 1992), über die Gewinnsteuer der Be- 
triebe und Organisationen (März 1991), über »die Banken und Bankentä- 
tigkeit« (Februar 1991), über die Warenbörsen und den Börsenhandel 
(20.2.1992) usw. Ergänzt wurde diese Gesetzesflut durch eine noch grö- 
Bere Zahl von Erlaßen, Verordnungen, Instruktionen und Beschlüssen des 
Präsidenten, des Ministerrates, einzelner Minister sowie des Präsidiums 
des Parlaments der Russischen Föderation.10 Insbesondere die hohe Zahl 
von Erlaßen, die jederzeit wıderrufen oder geändert werden können, deu- 
tet darauf hin, daß die politischen Ausgangsbedingungen der Transforma- 
tıon in der russischen Föderation denkbar ungünstig sind.!! Im Urteil der 
professionellen Politikberatung ließt sich das folgendermaßen: 

»Mit den vielen Gesetzen und Erlassen hat Rußland in kurzer Zeit versucht, marktkon- 
forme Institutionen zu schaffen. Da das Problem der Kompetenzverteilung zwischen den 
zentralen und regionalen Körperschaften jedoch ungeklärt blieb, entfalteten die Gesetze und 
Erlasse nur geringe Wirkung. In vielen Bereichen ist stattdessen ein Chaos ausgebrochen, 
selbst Recht und Ordnung werden nur unzureichend durchgesetzt. Individuelle Selbsthilfe 
äußert sich in Wirtschaftskriminalität und Korruption; organisierte Wirtschaftskriminalität 
und Selbstbedienungen an kollektivem Eigentum ufern aus. Die großen Staatsunternehmen 
unterliegen keinen »harten« Budgetrestriktionen, obwohl sie in ihrem Handeln weitgehend 
autonom sind. Die erwarteten Steuereinnahmen blieben vielfach aus. Das Defizit der 


öffentlichen Haushalte wächst, die Inflation beschleunigt sich wieder. Die Privatisierung ist 
kaum in Gang gekommen« (DIW u.a. 1992, 524). 


Die faktischen Ergebnisse derartiger Politikmanöver könnten es mithin 
nahelegen, simultane Beschleunigungsstrategien, wie sie von Sachs und 
anderen westlichen Politikberatern angemahnt werden, als inadäquat ad 
acta zu legen und über eine angemessene zeitliche wie inhaltliche Hier- 
archisierung der Reformsequenzen nachzudenken. Liberale Markttheo- 
retiker und Politikberater ziehen aus den russischen Erfahrungen, deren 
Grundzüge durchaus verallgemeinert werden können, freilich andere 
Schlüsse. Anstelle einer theoretisch angeleiteten Hierarchisierung!? der 


10 Vgl. ausführlich: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung Berlin/Institut für Wirt- 
schaftsforschung Halle/Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel: Die wirt- 
schaftliche Lage Rußlands und Weißrußlands. Systemtransformation am Scheideweg, 
in: DIW-Wochenbericht 42/92. 

11 Eine ähnliche Entwicklung vollzieht sich in Polen, dessen Parlament am 17.10.1992 
einer Vorlage zustimmte, die Präsident Walesa und der Regierung größere Voll- 
machten gewährt. Der Präsident hat zukünftig größere Mitspracherechte bei der Re- 
gierungsbildung; die Regierung wiederum kann per Dekret Gesetze zur Beschleuni- 
gung der Wirtschaftsreformen erlassen (vgl.Frankfurter Rundschau v. 19.10.1992). 

12 Um ein Mißverständnis zu verhindern. Mit Hierarchisierung der Sequenzen ist nicht 
gemeint, daß die jeweiligen Reformmaßnahmen völlig abgeschlossen hintereinander 
geschaltet werden müssen. Die jeweiligen Sequenzen werden vielmehr in einer be- 
stimmten Rangfolge gestartet, überlagern sich dann und laufen unterschiedlich lange. 
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Sequenzen verlangen sie eine weitere Beschleunigung und Radikalisierung 
der Reformschritte.13 Weil nach ihrer Sicht die einzelnen Maßnahmen zur 
Einführung eines markt- und geldwirtschaftlichen Wirtschaftssystems eine 
enge gegenseitige Abhängigkeit aufweisen und infolgedessen der Verzicht 
bzw. die zeitliche Rückstellung eines Elementes gleichsam destruktive 
Dominoeffekte zeitigt, kann nur ein beschleunigt umgesetztes Sımultan- 
programm zum Erfolg führen. Verstöße gegen die Ordnungsprinzipien ei- 
ner kapitalistischen Marktwirtschaft können sich dieser Interpretation zu- 
folge allein entwickelte Ökonomien wie etwa die Bundesrepublik er- 
lauben, die über ausreichende finanzielle Ressourcen verfügen, um Ver- 
stöße gegen die liberale Marktordnung ohne einschneidende Wohlfahrts- 
einbußen zu finanzieren (Schrader/ Laaser 1992, 63). Für die Transfor- 
mationsökonomien soll deshalb gelten, daß der ordnungspolitische Maß- 
stab höher anzusetzen sei als in den entwickelten Geldwirtschaften mit 
OECD-Profil. Schrader/Laaser zufolge hat ein erfolgversprechendes Re- 
formprogramm folgende Elemente zu umfassen: (1) eine eindeutige Zu- 
ordnung von Kompetenzen an die Gebietskörperschaften gemäß dem Sub- 
sidiaritätsprinzip; (2) eine staatliche Garantie der Vertrags- und Rechts- 
sicherheit privater Akteure; (3) eine verfassungsmäßige Verankerung des 
Privateigentums als dominanter Eigentumsform; (4) eine sofortige Umset- 
zung einer »kleinen« und die Einleitung einer »großen« Privatisierung; (5) 
die staatliche Sicherung des Wettbewerbs und eine Einleitung der De- 
monopolisierung der Wirtschaft; (6) Freigabe aller Preise auf den Güter- 
und Faktormärkten sowie eine Sicherung des freien Marktzutritts; (7) eine 
Sicherung der Preisniveaustabilität durch eine unabhängig agierende No- 
tenbank, die allein der Preisniveaustabilität verpflichtet ist; (8) die Ge- 
währleistung der finanzpolitischen Solidität in Gestalt von Kreditregulie- 
rungen und Verschuldungsobergrenzen der staatlichen Haushalte; (9) die 
Einführung einer frei konvertiblen Währung; (10) eine Öffnung der 
Märkte und ein Verzicht auf protektionistische Maßnahmen (ebd., 68f.). 
Den liberalen Vertretern eines solchen ordnungspolitischen Pakets ist sehr 
wohl bewußt, daß jede Umsetzung dieses Programms »für den Einzelnen 
sicherlich große Härten zur Folge haben und ihn bis an den Rand des Er- 
träglichen belasten« wird. Angesichts mangelnder Alternativen steht kein 
anderer Weg offen: 


»Jedoch rechtfertigt dieses Programm die Hoffnung, daß sich mittel- bis langfristig die 


13 So warnt beispielsweise das der Konservativen Partei nahesichende Adam Smith In- 
stitute in London vor einem drohenden Zusammenbruch der osteuropäischen Volks- 
wirtschaften. Bei dem gegenwärtigen Tempo der Privatisierung, so heißt es, bräuchten 
Ungarn, Polen und die CSFR durchschnittlich 28 Jahre, bis die Staatsindustrien 
privatisiert seien. Erforderlich sei deshalb eine Beschleunigung der Privatisierungen 
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Volkswirtschaft erholt und die soziale Situation der Bürger eine spürbare Verbesserung er- 
fährt. Eine weitere Hängepartie ohne entscheidende Reformmaßnahmen oder ein Zurück 
zur althergebrachten Kommandowirtschaft würde die Lage nur noch verschlimmern. In ei- 
nem reformlosen Zustand würden weder marktwirtschaftliche Anreize noch kom- 
mandowirtschaftliche Zwänge etwas bewirken können. (..) Russischen Reformern wie 
Aven (..) ist daher nur zuzustimmen, wenn sie vor falschen Versprechungen vom Paradies 
warnen und statt dessen 'Blut, Schweiß und Tränen‘ als notwendige Versprechen anse- 
hen«.14 


Dieser Rückzug auf ein Prinzip Hoffnung mutet - bei aller Offenheit der 
Autoren!5 - freilich recht hilflos an, wird doch mit dem Verdikt, ein ka- 
pitalistisches Geld- und Marktwirtschaftssystem könne gleichsam allein 
als »Gesamtkunstwerk« eingeführt werden, ein analytisches wie wirt- 
schaftshistorisches Denkverbot aufgestellt. Immerhin zeigen doch die ra- 
ren Fälle einer erfolgreichen nachholenden kapitalistischen Entwicklung 
wie etwa Japan oder auch die südostasiatischen Schwellenländer, daß al- 
lein die Verletzung zentraler marktwirtschaftlicher Normen zum Ent- 
wicklungserfolg beigetragen hat. Der zur Schau getragene Transformati- 
onsradikalismus darf erstaunen, wenn selbst ein eingefleischer Neolibe- 
raler wie Joachim Starbatty angesichts der Konstellation in den osteuro- 
päischen Länder dafür plädiert, die Ordnungsprobleme von den Allokati- 
ons- und Stabilisierungserfordernissen zu trennen und einem konsistenten 
Stabilisierungsprogramm den Vorrang einzuräumen (Starbatty 1991). Und 
auch ein sich selbst in der Tradition von Walter Eucken und der 
»Freiburger Schule« verortender Vertreter der sozialen Marktwirtschaft 
wie Horst Werner schließt aus der als stimmig unterstellten These einer 
strikten Interdependenz der Reformschritte und dem Dilemma, daß einer- 
seits sımultane Reformschritte erforderlich und andererseits ökonomische 
wie politische Blockaden gleichzeitige Reformen auf allen Ebenen aus- 
schließen, keineswegs auf eine Beschleunigung des Reformtempos; viel- 
mehr formuliert er als wichtigste Aufgabe der ökonomischen Theorie, be- 
gründete Prioritäten des sequencing anzugeben (Werner 1992, 35f.). Es 


Marktreformen (s. den Tagesspiegel v. 19.10.1992). 

14 Schrader/Laaser 1992, S. 69. Als »kritisches Niveau«, unterhalb dessen jeder Schritt 
zur Marktwirtschaft auf Widerstand von Betroffenen zu rechnen hat, wird von den 
Autoren die Sicherung des physischen Existenzminimums angeführt, für die nötigen- 
falls der Westen mittels Hilfeleistungen Sorge zu tragen hat. 

15 Der Direktor des Kieler Instituts für Weltwirtschaft und Mitglied des Sachverständi- 
genrates argumentiert an dieser Stelle sehr viel verklausulierter, wenn er den Übergang 
von einer Plan- zu einer Marktwirtschaft als Preis- mit nachfolgendem Mengenschock 
beschreibi, die zu einem J-Kurven-Verlauf des Wachstumsprozesses führen sollen. 
Sein weiterer Hinweis, daß solche J-Kurven-Verläufe betroffene Arbeiter zu 
politischem Protestverhalten veranlasse, die einen Aufschwung behindern und/oder 
zeitlich verzögern, darf vor allem so verstanden werden, daß ein Gutteil der aktuellen 
Transformationsprobleme exogener, nämlich politischer Natur sind (Siebert/Van Long 
1991). 
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sei nur beiläufig erwähnt, daß der Ordo-Liberale Werner zu der nahezu 
gleichen Prioritätensetzung wie etwa die Monetärkeynesianer 
Herr/Westphal kommen, wenn er - im Sinne von Eucken - der Geld- und 
Währungspolitik absoluten Vorrang im sequencing einräumt. Während 
die Monetärkeynesianer diese Priorität aus der Dominanz des Vermögens- 
über alle anderen Märkte ableiten, begründet Werner den Vorrang der 
Geld- und Währungspolitik mit dem klassischen Argument, wonach die 
wirtschaftliche Belebung der Transformationsökonomien auf externen 
Kapitalzufluß (Nettokapitalimporte) angewiesen sei, der wiederum nur 
zustandekomme, wenn diese über eine wertstabile Währung und einen Iı- 
beralen Kapitalverkehr inklusive einer entsprechenden Konvertibilitätsre- 
gel verfügen.16 

Man kann versuchen, diese verschärfte Rezeptur aus dem Charakter des 
marktliberalen Transformationsprojektes und der von ihm angezielten 
Modernisierung zu erklären: Die Transformation wird als ein Modell- 
transfer begriffen und organisiert, bei dem es darauf ankommt, die in- 
stitutionellen Grundstrukturen einer ideal konzipierten kapitalistischen 
Geld- und Marktwirtschaft, wie sie zum Leidwesen der Berater selbst in 
westlichen kapitalistischen Ökonomien nicht Realität wurde, aus dem 
Modellbaukasten unmittelbar in die Praxis zu übertragen. In diesem Sinne 
handelt es sich bei der Transformation um ein technokratisches und auto- 
ritäres Projekt (vgl. dazu Stojanov 1992, 30), das in einer unnachgiebig 
orthodoxen Manier realisiert werden soll. Pragmatisch orientierte Stu- 
dien, wie etwa die im Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft vom 
Berliner DIW, dem Kieler Institut für Weltwirtschaft und vom Institut für 
Wirtschaftsforschung in Halle bearbeitete Untersuchung der wirtschaftli- 
chen Situation Rußlands und Weißrußlands, wiederum nehmen die fak- 
tisch eingetretenen und als unausweichlich bewerteten Abweichungen von 
einer optimalen Reihenfolge der einzelnen Reformmaßnahmen zum An- 
laß, den außerökonomischen Voraussetzungen des Transformationspro- 
zesses Priorität einzuräumen. Ohne die Herstellung politischer Hand- 
lungsfähigkeit, so die Kernaussage, sei jedes wirtschaftliche Reformpro- 
gramm zum Scheitern verurteilt (DIW u.a. 1992, 544). Diese zentrale 
Einsicht - die freilich selbst von Autoren, die ihre Analysen als theoreti- 
sche und politische Alternative anbieten, in den Datenkranz einer rein 


16 Ders., a.a.0., $. 36ff. Der absolute Vorrang einer gleichsam ohne Seil sich vollziehen 
sollenden Konverübilisierung der Währungen der Transformationsökonomien seitens 
Werner darf allerdings selbst als eine Radikalisierung der Reform bezeichnet werden, 
ist doch zu erwarten, daß sich Abwertungs-Inflations-Spiralen einstellen, die, wenn 
überhaupt, dann nur um den Preis einer Unterminierung des ökonomischen Wachs- 
tums- und Einkommensbildungsprozesses unter Kontrolle gebracht werden können. - 
Auf das Verhältnis von Ressourcen und Entwicklung werde ich noch eingehen. 
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ökonomietheoretischen Argumentation abgeschoben wird!7 - müsste ei- 
gentlich allein ökonomisch ausgelegten Sequenzphilosophien den Boden 
entziehen. Denn es zeigt sich, daß in der Herausbildung markt- und 
geldwirtschaftlicher Strukturen ökonomische, politische, soziale und 
kulturelle Prozesse eng miteinander verwoben sind:18 Wenn die Fest- 
schreibung und die Wirksamkeit allgemeinen Rechts sowie die öffentliche 
Kontrolle staatlichen Handelns 1.S. Max Webers zu den Grundlagen einer 
marktwirtschaftlichen Integration sozialer Gruppen und Individuen zu 
zählen sind und wenn die Konsensbildung zwischen widerstreitenden so- 
zialen Interessen sowie die Konstitution nicht-staatlicher Akteure mit po- 
sitiven Interessen und die Begrenzung von Macht unabdingbare Elemente 
einer marktwirtschaftlichen Ordnung darstellen (vgl. Stojanov 1992, 
31f.), dann haben theoretische Begründungen von Transformationsstrate- 
gien, die sich scheinbar bescheiden auf den »reinen ökonomischen Pro- 
zeß« beschränken, keine realhistorische Fundierung. Faktisch kann frei- 
lich von einem zurückgehenden Einfluß marktliberaler Konzepte nicht ge- 
sprochen werden. 


Die im akademischen Raum verlaufende sequencing debate hat bislang 
nur an ihren Rändern, in Gestalt heterodoxer Ansätze angemessenere 
Überlegungen vortragen können. Dazu zählen inbesondere zwei Ansätze: 
Die als Agenda '92 vorgestellten Überlegungen einer Gruppe von Wirt- 
schafts- und Sozialwissenschaftlern um Egon Matzner sowie das Konzept 
der sequencing tactics von Gerard Roland (Roland 1991, 47-64; 
AGENDA '92). Während die Agenda-Gruppe sich in institutionalistischer . 
Manier um eine alternatives Design der Transformation bemüht, das ins- 
besondere das kulturelle, normative und regulative Netzwerk geld- und 
marktwirtschaftlicher Übergangsprozesse betont, stellt Roland in rational 
choice-Manier auf die theoretische Begründung eines Sequenz-Modells 


17 So sprechen etwa Herr/Westphal 1990 davon, daß der Transformationsprozeß die 
Schaffung institutioneller und juristischer Voraussetzungen bedürfe, die die Heraus- 
bildung einer Konstellation gesellschaftlich-politischer Kräfte erforderlich machten, 
»die den Transformationsprozeß von Stufe zu Stufe vorantreibt und gleichzeitig ein - 
sich ständig verschiebendes - Gleichgewicht im gesellschaftlichen Gefüge wahrt.« 

18 Evolutionstheoretisch orientierte Ökonomen wie Peter Murrell verweisen in diesem 
Zusammenhang darauf, daß die in der Bevölkerung der osteuropäischen Gesell- 
schaften vorhandenen gesellschaftlichen Routinen, Erwartungen und Verhaltensnormen 
so stark ausgeprägt sind, daß sie in einem marktwirischaftlichen Umfeld nahezu hilflos 
agieren müssen: »A radical change in the economic system requires large changes in 
organizational structure, which will induce much poorer economic performance during 
the lengihy and difficult process of changing organizational roufines and reallocating 
managerial personnel. This decline in performance is all the more certain when the 
change in environment produces adversity that removes the possibility of simply conti- 
nuing past behavior« (Murrell 1992, 41). 
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ab, das dem komplexen Charakter des Übergangprozesses Rechnung tra- 
gen soll. In einer einfachen Modellierung wird von ökonomisch-politi- 
schen Individuen mit unterschiedlichen Interessen (am status quo oder 
aber an dessen Veränderung interessierten Personen) ausgegangen, wobei 
die Annahme gilt, daß diese Akteure ihre Interessen nach materiellen 
Motiven ausrichten. Die damit angesprochenen Individuen kennen ihre 
eigenen Ressourcen, Fähigkeiten und Talente und haben abstrakte Vor- 
stellungen über die Funktionsweise nicht-sozialistischer Systeme; aber sie 
kennen weder ihre zukünftige ökonomische Position innerhalb dieser Sy- 
steme noch können sie diese auch nur einigermaßen zuverlässig kalkulie- 
ren. Sozialistische Systeme sind durch eine Vielzahl sog. situation rents 
charakterisiert, die von Individuen bezogen werden, die dank politischer 
Verbindungen über Arbeitsplätze verfügen, die ihre Fähigkeiten überstei- 
gen. Potentiell oder aktuell von Reformmaßnahmen negativ betroffene 
Bezieher solcher situation rents werden sich gegen den Reformprozeß 
sperren. Umgekehrt entstehen zumindest kurzfristig neue situation rents, 
deren Bezieher am Reformprozeß und insbesondere an dessen aktuellen 
Resultaten höchstes Interesse haben. Infolge der Unsicherheiten über die 
zukünftige ökonomische Entwicklung und ihre jeweilige Stellung verän- 
dern die Individuen ihre Erwartungen und Präferenzen nach Maßgabe 
aktueller wirtschaftspolitischer Maßnahmen und deren Auswirkungen, 
d.h. die Erwartungen sind in höchstem Maße von kurzfristigen Ereignis- 
sen bestimmt und entsprechend variabel. Fallen die erwarteten Wohl- 
fahrtsverluste infolge aktueller Reformmaßnahmen im Vergleich zum 
Wohlfahrtsniveau der status quo-Konstellation höher aus als die erwarte- 
ten Wohlfahrtsgewinne, dann wird die positive Haltung gegenüber Refor- 
men zurückgehen, so daß die reformsperrenden Kräfte Oberhand gewin- 
nen. Um solche Entwicklungen zu verhindern, schlägt Roland eine se- 
quencing tactics mit den folgenden Elementen vor: (a) zuerst sollen all 
die Maßnahmen durchgeführt werden, die einer Mehrheit der Bevölke- 
rung Nutzen und nur einer Minderheit Schaden bringen; (b) die härteren 
Maßnahmen müssen dann schnell hintereinander geschaltet werden, um 
sozusagen den Windschatten der ersten Phase zu nutzen, und so die un- 
vermeidlichen negativen Effekte auf die Mehrheit politisch-legitimato- 
risch aufzufangen. Seine Vier-Phasen-Sequenz sieht deshalb vor, mit ei- 
ner breiten Demokratisierung des politischen Systems anzusetzen und 
dann auf die Privatisierung des Staatssektors die Liberalisierung und 
schließlich die Restrukturierung folgen zu lassen (Roland 1991, 48-53). 

Diese mikrotheoretisch fundierte Sequenzphilosophis zeichnet sich ge- 
genüber den marktliberal begründeten sequencing-Vorschlägen auf den 
ersten Blick durch einen höheren Grad an Realitätstüchtigkeit aus, inso- 
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fern sie nämlich versucht, die Sequenzen gemäß abnehmender Popularität 
in eine Rangordnung zu bringen. Läßt man sich auf diese Begründung der 
Sequenzphilosophie jedoch genauer ein, dann zeigen sich wenigstens zwei 
gravierende Schwächen. Zum ersten kann die Ausrichtung der einzelnen 
Reformen an den Interessen einer unqualifizierten Mehrheit der Bevölke- 
rung in die Irre leiten, weil u. U. eine qualifizierte Minderheit für den 
Erfolg des Reformprojektes sehr viel ausschlaggebender sein kann. Ge- 
wichtet man also die sozialen Akteure entsprechendend ihrer Absicht und 
Kapazität, Reformen durchzusetzen oder aber zu verhindern, dann kann 
(a) die Reihenfolge der Sequenzen anders als im Vier-Sequenzen-Schema 
ausfallen, und es könnte sich zeigen, daß (b) bestimmte soziale Akteure 
über eine Art von Sperrminorität im Reformprozeß verfügen. Zum zwei- 
ten erfordert die Letztplazierung der Restrukturierungssequenz die Verfü- 
gung über umfangreiche kompensatorische Finanzressourcen, bedeutet 
diese Rangordnung doch nichts anderes, als die Einführung »harter Bud- 
getrestriktionen« (Kornai) für die Unternehmen möglichst lange hinauszu- 
schieben. Mag die damit verbundene Tolerierung verdeckter Arbeitslo- 
sigkeit!9 auch die politische Stabilität und die Befürwortung des Reform- 
prozesses stärken, so geht mit ihr doch einerseits eine Fehlnutzung 
volkswirtschaftlicher Ressourcen und andererseits ein politisch gewollter 
Stau an Strukturwandel einher. Weil diese Konsequenzen des sequencing 
mit finanziellen Kosten verbunden sind, die die osteuropäischen 
Transformationsökonomien in der Regel nicht aufbringen können, ist jede 
Politik einer solchen sequencing tactics auf den Zufluß externer Finanz- 
mittel angewiesen. 

Ungeachtet solcher Einwände ist die Idee der sequencing tactics, durch 
die Schaffung einer dynamischen Machtbalance zwischen unterschiedli- 


19 Restrukturierung bezieht sich - wenn auch nicht ausschließlich - auf die Schließung al- 
ler Unternehmen und Betriebe, die keine Gewinne erwirtschaften bzw. sich durch ne- 
gative Wertschöpfungen auszeichnen. Solange »weiche Budgetrestriktionen« existieren, 
werden solche Einheiten durch Kredite des Staates bzw. des Bankensystems am Leben 
erhalten. Nicht rentable Arbeitsplätze werden auf diese Weise erhalten. Diese Finanz- 
mittel steigern üblicherweise die öffentlichen Budgetdefizite und befördern inflatorische 
Prozesse. Um dies am Beispiel Rußlands zu veranschaulichen: Die russischen Indu- 
striebetriebe haben über drei Kanäle leichten Zugang zu Krediten zur Finanzierung ih- 
rer Kostenunterdeckung: Die Banken stellen kurzfristige Dreimonatskredite zur Verfü- 
gung, die Zentralbank bietet Refinanzierungsmöglichkeiten zu extrem niedrigen Real- 
Zinsen an, und schließlich verschulden sich die Betriebe untereinander. Allein die zwi- 
schenbetrieblichen Außenstände sind von Anfang 1992 bis Anfang Juli 1992 von 35 
Mrd. Rubel auf 2,5 Billionen Rubel angestiegen. Um die völlig überschuldeten Be- 
triebe nicht Bankrott gehen zu lassen, werden diesen immer neue Kreditlinien einge- 
räumt und zur Bezahlung der Löhne läßt man die Notenpressen immer schneller lau- 
fen. Entsprechend wird geschätzt, daß Ende des Jahres 1992 das Preisniveau etwa 
20mal höher sein wird als zu Beginn des Jahres (vgl. DIW u.a. 1992, 525f.). 
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chen polit-ökonomischen Interessen und durch den Einsatz finanzieller 
Ressourcen zur Kompensation unabdingbarer Anpassungen Zeit und Ver- 
trauen zu »kaufen«, recht überzeugend. Praktiziert wird diese Idee, wenn 
auch mit anderer Rangfolge der Sequenzen, seit geraumer Zeit in 
Deutschland. Zwar muß die Herstellung der deutschen Einheit gemessen 
an den Ausgangsbedingungen und vor allem an den ausgegebenen politi- 
schen Losungen als ökonomisches Desaster bezeichnet werden. Gemessen 
an den Problemen der anderen Transformationsökonomien fallen die Re- 
sultate der geld- und marktwirtschaftlichen Transformation freilich zu- 
friedenstellend aus. Verantwortlich dafür ist in erster Linie die - wenn 
auch innenpolitisch umstrittene und ökonomisch keineswegs unproblema- 
tische - Fähigkeit der alten Bundesrepublik, die erforderliche Zeit und das 
Vertrauen substantieller Bevölkerungssektoren zu »kaufen«. Der Fall 
Bundesrepublik macht freilich darauf aufmerksam, daß ein solcher 
»Kauf«, soweit er mit (wertstabilem) Geld bezahlt werden muß, in der 
Landschaft der Transformationsökonomien singulär bleiben wird, und 
zwar schon aus dem einfachen Grund, daß die anderen Transformations- 
ökonomien über keinen vergleichbar reichen »Bruderstaat« verfügen. 
Vertrauen und Zeit müssen nun freilich nicht ausschließlich mit Geld be- 
zahlt. Die Währung kann auch auf Nationalbewußtsein, Nationalismus, 
Ethnizität oder andere Namen lauten. Die mit solchen Währungen voran- 
getrieben Sozialintegration kann freilich die angestrebte Systemintegration 
mehr behindern als befördern. 20 


3. Theoretisch-therapeutische Defizite von 
Transformationsstrategien 


In den osteuropäischen Gesellschaften scheint allenthalben Einigkeit hin- 
sichtlich des Ziels der Transformationsprozesse zu bestehen. Soll der an- 
gestrebte Aufbau kapitalistischer Geld- und Marktwirtschaften freilich er- 
folgreich in Angriff genommen werden, dann müssen neben dem Endziel 
auch der einzuschlagende Transformationspfad und die Zwischenetappen 
genau angegeben werden können. Heute ist nüchtern festzustellen, daß 
die traditionelle ökonomische Theorie, wie beispielhaft gezeigt, nicht in 
der Lage ist, einen konsistenten Transformationspfad zu begründen. Die 
. schlechte Praxis hat ihr Pendant in einer theoretischen Begründungslücke, 
die auf die nur unzureichend begriffenen Probleme wirtschaftlicher Ent- 
wicklung zurückzuführen sind. 


a. Dieser eklatante Mangel trifft in erster Linie die ökonomische Ortho- 


20 Vgl. hierzu den Beitrag von Heiner Ganßmann in diesem Heft. 
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doxie, die in Gestalt der Neoklassik das Pfadproblem jeder Transforma- 
tionsökonomie gleichsam in ihrem Annahmenset versteckt: Dort wird 
nämlich vorausgesetzt, daß die Wirtschaftsakteure vor Beginn aller öko- 
nomischen Prozesse über produzierte oder nicht-produzierte Güter ver- 
fügen (DeVroey 1991). Diese Anfangsausstattung gegeben, haben die 
Akteure allein das Problem zu lösen, ob sie ihre Güter konsumieren oder 
gegen andere Gebrauchsgüter tauschen wollen. Ist diese neoklassische 
Vorstellung einer Tauschökonomie schon recht naiv, so wird es reichlich 
dunkel, wenn man sich das neoklassische Konzept der Produk- 
tionsökonomie vergegenwärtigt: Dort wirken nämlich Akteure, die mit 
Produkten zu handeln versuchen, die noch gar nicht produziert sind. Erst 
wenn die Marktkonditionen festliegen und sich im Produzentenkalkül 
(Durchschnittskosten-Preis-Kalkül) als günstig erweisen, wird mit dem 
Produktionsprozeß begonnen, wobei die Abnehmer und die abge- 
nommenen Mengen dank der Figur des Walrasianischen Auktionators ge- 
nau festliegen. Die Tauschökonomie ist mithin im Rahmen der neo- 
klassischen Theorie der Produktionsökonomie vorgelagert. Folgerichtig 
kennt die reine neoklassische Theorie kein Konzept von Unsicherheit.21 
Und schließlich ist der Produktionsprozeß nach diesem Theorieverständ- 
nis ein allein technischer Vorgang der Verwandlung physischer Güter in 
andere physische Güter unter Einsatz von Energie, der keinerlei soziale, 
machtpolitische und ökonomische (oder gar ökologische) Strukturen auf- 
weist und mithin als außerökonomische Institution (Black box) zu begrei- 
fen ist. 

Es liegt auf der Hand, daß diese Vorstellung von der Funktionsweise de- 
zentraler kapitalistischer Marktwirtschaften große Probleme bei der For- 
mulierung praktischer Anleitungen für den Transformationsprozeß auf- 
wirft. Diese Probleme werden noch gravierender, wenn es darum geht, 
marktwirtschaftliche Tauschökonomien mit geldwirtschaftlichen Struktu- 
ren zu »unterfüttern«. Die neoklassische Theorie in Form ihrer avancierte- 
sten Arrow-Debreu-Modelle kann mit dem Diktum »only money buys 
goods« nichts anfangen, weil sie davon ausgeht, daß (a) Tauschhandlun- 
gen zu jedem beliebigen Zeitpunkt stattfinden (können) und (b) die Hal- 
tung von Geld als ökonomisch sinnlos angesehen wird, weil - anders etwa 
als in der Keynesschen Theorie - die Akteure keinerlei Unsicherheit hin- 
sichtlich ihrer gegenwärtigen oder zukünftigen Handlungen kennen. In 


21 Sofern Versuche gemacht wurden Unsicherheit zu erfassen, wurde stets mit Wahr- 
scheinlichkeitswerien gearbeitet, die den Akteuren bekannt sind. Unsicherheit im Sinne 
eines prinzipiell nicht voraussagbaren (also auch nicht mit Wahrscheinlichkeiten zu 
gewichtenden) Ausgangs, liegt allerdings jenseits des Horizontes neoklassischer Theo- 
riebildung. 
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der reinen Theorie wird deshalb von Geld, das nicht mur die Rolle eines 
num£raire bzw. eines Medium zur Minimierung von Transaktionskosten 
spielt, abstrahiert. Frank Hahn, einer der wenigen Neoklassiker, der zu- 
weilen über den selbstreferentiellen Rahmen dieser Schule hinausblickt, 
vermutet sogar, daß der Einbau von Kreditgeld in die neoklassische Mo- 
dellwelt zum schnellem Untergang vieler auf elegante Weise gewonnener 
Effizienz-Postulate führen würde (Hahn 1985, 36). Aus der Keynesschen 
Theorie, für die Begriffe wie Unsicherheit und Geld konstitutiv sind, ist 
bekannt, daß sich Geldwirtschaften in ihrem Effizienz- wie Stabilitätsver- 
halten grundlegend von Tauschwirtschaften neoklassischer Prägung unter- 
scheiden: Während Geldwirtschaften durch endogene Instabilitäten und 
die potentielle Nichträumung von Märkten charakterisiert sind, zeichnen 
sich Tauschwirtschaften neoklassischen Typs durch Markträumung und 
stabile Gleichgewichte aus. 

Bereits diese knappe Skizze macht deutlich, daß die neoklassische Theorie 
weder eine Entwicklungstheorie ist noch das das Fundament für eine sol- 
che Theorie bieten kann. Dies zeigt sich besonders krass am Fall der ost- 
europäischen Ökonomien, bei denen es zentral darauf ankäme, für die 
mittlere Frist einen konsistenten Transformationspfad zu entwickeln. Ge- 
rade hierzu aber kann die ökonomische Orthodoxie nichts beitragen.Daß 
gerade die Vertreter dieser Theorie zu den meistbeschäftigten Politikbe- 
ratern osteuropäischer Regierungen gehören, erscheint als ein Paradox, 
das hier nicht weiter erörtert werden soll. Entscheidend für unseren Zu- 
sammenhang ist, daß die Praxis der wirtschaftspolitischen Beratung ganz 
offensichtlich von der theoretischen Basis einer neoklassischen Marktöko- 
nomie abgekoppelt ist. Die ökonomische Grundlagentheorie hat im prak- 
tischen Feld entweder nur eine Orientierungsfunktion, vergleichbar einer 
Übersichtskarte größeren Maßstabs, die wenig beitragen kann, die kleinen 
Wanderwege zum Ziel sichtbar zu machen; oder sie dient als wissen- 
schaftlich-legitimatorisches Basislager, in dem eine Vielzahl von Theore- 
men aufbewahrt ist, auf die zur Legitimation praktischer Politikempfeh- 
lungen zurückgegriffen werden kann. 

Das heißt freilich nicht, daß Institutionen wie der Internationale Wäh- 
rungsfonds oder die Weltbank, ihre an die osteuropäischen Gesellschaften 
adressierten Empfehlungen und Auflagen gleichsam theorielos treffen. 
Tatsächlich versuchen beide Einrichtungen seit langem ihre wirtschafts- 
politischen Empfehlungen und Auflagen durch die monerären Zahlungs- 
bilanztheorie zu begründen. Was bislang vor allem zur Anwendung in so- 
genannten Entwicklungsländern gedacht war, wird jetzt umstandslos auf 
die osteuropäischen Transformationsökonomien übertragen: Vor jeder 
konkreten Maßnahme zur Transformation gelte es nämlich, eine stabile 
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makroökonomische Konstellation herbeizuführen, also die staatlichen 
Budgetdefizite drastisch zu reduzieren, die Inflation zu senken und posi- 
tive Realzinssätze durchzusetzen. 

Das Grundmodell der monetären Zahlungsbilanztheorie, der theoretischen 
Basis traditioneller IWF-Stabilisierugsprogrammen, läßt sich wie folgt 
beschreiben: Hält das Publikum keine ausländischen Währungen in ihrem 
Portefeuille, dann entspricht die Änderung der Geldmenge (dM) in einem 
System fixer Wechselkurse saldenmechanisch der Veränderung der Devi- 
senreserven der Zentralbank (dR) und der Änderung der inländischen 
Geldentstehungskomponente (dD): 


(I) dM = dR + dD 


Die Geldnachfrage (dMd) ist gegeben durch die Veränderung des Real- 
einkommens (dy) und die Anderung des Preisniveaus (dP): 


(2) dMd = fidy, dP,..) 


Ein Gleichgewicht des Geldmarktes liegt vor, wenn gilt: 
(3) dM = dMd oder dM -dMd =. 


Verbindet man die Gleichungen (1) - (3), dann erhält man den zentralen 
ökonomischen Zusammenhang, wie er von der monetären Zahlungsbi- 
lanztheorie formuliert wird: 


(4) dR = dM - dD = fidy,dP,..) - dD. 


Ein Verlust an Devisenreserven, mithin eine defizitäre Zahlungsbilanz, 
liegt genau dann vor, wenn die Änderung der inländischen Geldentste- 
hungskomponente die Änderung der Geldnachfrage übersteigt. In anderen 
Worten: Eine überproportionale Ausweitung der Zentralbankgeldmenge 
führt beim Publikum zu hoher Geldhaltung; die ökonomischen Akteure 
bauen diese eigentlich nicht erwünschte Kasse ab, indem sie entweder 
verstärkt Warenimporte tätigen oder ihren Kapitalexport ins Ausland for- 
cieren. Die solcherart ausgelösten Zahlungsbilanzkrisen können diesem 
Verständnis nach unter Kontrolle gebracht werden, wenn die inländische 
Geldentstehungskomponente in ihrem Wachstum gebremst bzw. reduziert 
wird. Dies erfordert vor allem eine drastische Reduktion von Bankkredi- 
ten an private und Öffentliche Akteure sowie eine drastische Beschneidung 
der staatlichen Budgetdefizite durch Einsparungen und durch Verbesse- 
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rungen der Einnahmesituation.22 Solche wirtschaftspolitischen Schlußfol- 
gerungen stehen denn auch typischerweise im Zentrum von IWF-Aufla- 
genprogrammen (vgl. dazu etwa Edwards 1992, 129-160) und der trans- 
formationspolitischen Vorstellungen von Währungsfonds und Weltbank 
zum Abbau des allenthalben konstatierten Geldüberhangs. Weil nun be- 
kanntermaßen die in vielen verschuldeten Ökonomien der kapitalistischen 
Peripherie und Semi-Peripherie eingeleiteten Kreditkontraktionen in erster 
Linie zu drastischen Wachstumseinbrüchen des realen Sektors führten, 
wurde die monetäre Zahlungsbilanztheorie in jüngster Zeit mit einfachen 
neoklassischen Wachstumsmodellen kombiniert, um so die Auswirkungen 
von Kreditbeschränkungen auf den Wachstumsprozeß analysieren und 
angemessene wirtschaftspolitische Empfehlungen ableiten zu können. 
Diese Modellierungen haben freilich an den Grundaussagen des Modells 
nichts geändert: »...overall the results are consistent with the standard 
view that a reduction (expansion) in domestic credit will reduce (raise) 
prices, diminish (increase) output, and improve (worsen) the balance of 
payments« (Khan/Montiel 1989, zitiert in Dembinski/Morriset 1992, 
71.). 

Die in den letzten Jahren eingeführten Fazilitäten zur Finanzierung 
struktureller Anpassungsmaßnahmen spiegeln zwar die neugewonnene 
Einsicht wider, daß die üblichen Auflagen negative Wirkungen auf den 
Wachstumsprozeß zeitigen, die jetzt kontrolliert und kompensiert werden 
sollen. Nach wie vor aber gehen IWF wie Weltbank davon aus, daß die 
so eingeleitete Schocktherapie letztlich heilsame Wirkungen zeitigen und 
über die erfolgreiche Rückführung der Inflation spontan eine endogene 
Wachstumsdynamik in Gang bringen wird. Dank ihres Diktums, wonach 
Geld in der mittleren und langen Frist nicht mehr als einen Schleier ver- 
körpere und deshalb für Prozesse des realen Sektors keinen Belang habe, 
überspringen IWF wie Weltbank den fundamentalen Zielkonflikt, der 
zwischen einer Rückführung der Inflationsrate und damit der Geldentste- 
hungskomponenten einerseits und der Sicherung der Wachstumsdynamik 
andererseits besteht (so auch Herr 1992, 17). Entsprechend problematisch 
fallen ihre transformationspolitischen Empfehlungen aus, die stets aufs 
Neue eine Kombination aus Stabilisierungspolitik im obigen Sinne und 
Liberalisierungen sowie der Einführung von property rights darstellen. 
Die dadurch generierten kumulativen Instabilitäten, die aus den Erfahrun- 
gen mit strukturellen Anpassungsprogrammen in den verschuldeten Öko- 
nomien der kapitalistischen Semiperipherie und Peripherie wohlbekannt 


22 Ich habe mich bei der knappen formalen Darstellung an Herr 1992a orientiert. Eine 
etwas ausführlichere Darstellung findet sich bei Dembinski/Morriset 1991, S. 67ff. 
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sind, deuten sich bereits heute in den osteuropäischen Transformations- 
ökonomien an (Gabrisch et al. 1992). 


b. Eine anders gelagerte theoretische Bestimmung der Transformation re- 
alsozialistischer Planwirtschaften zu kapitalistischen Geld- und Markt- 
wirtschaften liefern die fundamentalen Monetärkeynesianer der soge- 
nannten »Berliner Schule«. Während üblicherweise für die Trans- 
formationsökonomien ähnlich wie für die sogenannten Entwicklungs- 
länder ein Kapitalmangel als zentrales Entwicklungshindernis diagnosti- 
ziert wird,?3 der durch externen Kapitalzufluß zu überwinden sei, lehnt 
die monetärkeynesianische Theorie die These eines Ressourcendefizits als 
Problem nachholender Entwicklung explizit ab (vgl. Herr 1992; 
Herr/Westphal 1990, 35; Riese 1986, 157-196, bes. 170ff.). Nicht feh- 
lende Ressourcen, sondern die Hindernisse einer marktwirtschaftlichen 
Mobilisierung der Ressourcen machten demnach das eigentliche Ent- 
wicklungsproblem aus. Weil die Leistungsbewegungen stets den Kapital- 
bewegungen folgen, so apodiktisch Riese, kann es keinen aus der realen 
Sphäre ableitbaren Importüberschuß und damit auch keinen entwicklungs- 
notwendigen externen Ressourcenzufluß geben: 


»Entwicklungsländer weisen einen Importüberschuß auf, weil ihre Währung überbewertet 
ist, nicht aber deshalb, weil sie einen strukturellen Importbedarf haben... Entwicklungslän- 
der (leiden) nicht an einem Mangel an Kapitalaufbringung, sondern an einem Mangel an 
Investitionen und Exporten (..)« (Riese 1986, 171 u. 173). 

Der Logik der Einkommensbildung zufolge stellt die gesellschaftliche Er- 
sparnis nämlich den Reflex der einkommensbildenden Verwendung der 
Güterproduktion in Gestalt des Export-Import-Saldos und der Inve- 
stitionen dar: Eine Erhöhung der Exporte (bei gegebenen Investitionen) 
und eine Erhöhung der Investitionen (bei gegebenen Exporten) führen 
demzufolge zu einer Erhöhung der Ersparnis. Notwendig ist - binnen- 
ökonomisch gesehen - mithin die Initiierung eines Investitions-Einkom- 
mens-Mechanismus, der gleichsam die entwicklungsnotwendigen finan- 
ziellen Ressourcen selbst generiert: Erst die durch einen Geidkapitalvor- 
schuß generierten Investitionen erzeugen gesamtwirtschaftliche Erspar- 
nisse, die dann wieder investitionsbildend verwendet werden können. 
Eine isolierte Stärkung des Investitionsprozesses reicht Riese zufolge 
freilich nicht für die Ingangsetzung eines dynamischen Akkumulations- 
prozesses aus; weil erst die internationale Konkurrenzfähigkeit der in- 
ländischen Produktion das Entwicklungskriterium liefere, bedürfe es in 


23 Vgl. etwa Debs u.a. 1991. Auf dieser Annahne basieren im übrigen auch die viel- 
fältigen Vorschläge eines »Marshall-Plans« für Osteuropa; vgl. kritisch dazu: Hübner 
1992. 
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erster Linie einer ausgeprägten Exportdynamik und damit eines Han- 
delsbilanzüberschußes (Riese 1986, 177). Voraussetzung dafür wiederum 
sei eine tendenzielle Unterbewertung der Währung in Kombination mit 
einer Politik des selektiven Protektionismus - womit der Bogen zur Be- 
stimmung der zentralen entwicklungsstrategischen Variablen gezogen ist. 
Im Unterschied zur Neoklassik weisen die Monetärkeynesianer dem Geld 
eine nicht-neutrale Funktion zu und nehmen damit eine eindeutige Hierar- 
chisierung der Märkte vor: der Vermögensmarkt dominiert dieser Sicht 
zufolge die Güter-und Arbeitsmärkte. Weil der Vermögensmarkt diese 
zentrale Rolle im ökonomischen System spielt, wird die Vermö- 
genssicherung zum zentralen Handlungsparameter, wobei gilt, daß allein 
wertstabiles, also knappgehaltenes Geld Vermögenssicherungsfunktionen 
übernehmen kann. Restriktive Geldpolitik und eine aktive pro- 
tektionistische Handelspolitik zur Sicherung einer aktiven Handelsbilanz 
sind deshalb die beiden wichtigsten Instrumente zur Initiierung eines er- 
folgreichen Entwicklungsprozesses.24 Wenn es umgekehrt nicht gelingt, 
ein wertstabiles nationales Geld und damit einen funktionsfähigen inter- 
nen Vermögensmarkt durchzusetzen, wird es zu keinem internen Akku- 
mulationsprozeß kommen: derartige Ökonomien sind langfristigen Peri- 
pherisierungstendenzen ausgesetzt (Herr 1992, 11f.). 

Die wirtschaftstherapeutische Übertragung der monetärkeynesianischen 
Analyse (erfolgreicher bzw. mißlingender) wirtschaftlicher Entwicklung 
auf die osteuropäischen Transformationsökonomien25 provoziert minde- 
sten zwei Einwände. 

Zum ersten verkennt die emphatisch vorgetragene These, wonach Ent- 
wicklung kein Ressourcen-, sondern ausschließlich ein Ressourcenmo- 
bilisierungsproblem sei, die grundlegende Problematik wirtschaftlicher 
Entwicklung unter den Bedingungen eines entfalteten kapitalistischen 
Weltmarktes.25 Nimmt man einmal an, es gelänge, im Rahmen einer voll- 


24 Riese 1986, 183. Als erfolgreiche Fälle einer solchen Entwicklung werden seitens der 
Monetärkeynesianer mit Vorliebe immer die Bundesrepublik und Japan angeführt: »in 
der Verbindung von Protektionismus und niedrigem Zinsniveau liegt die Antwort, die 
die ökonomische Dynamik der Bundesrepublik Deutschland, Japans und, in jüngster 
Zeit, der ostasiatischen Schwellenländer der Nachkriegsepoche liefert« (Riese 1992, 
139-152, hier: 149). 

25 Interessant bei Riese ist dabei, daß er den osteuropäischen Transformationsökonomien 
implizit durchweg den Status von Nicht-Entwicklungsländern zuweist. Im Zuge der 
Transformation, so die These, werden diese Ökonomien eripherisiert (vgl. Riese 
1992). Jaeger 1992, 153ff., macht mit Recht auf die verwirrenden Definitionen bzw. 
Konzepte des Status von Entwicklungsländern bei Riese aufmerksam. 

26 Vorgeführt wird diese These bei Riese 1986, 170ff. In anderen monetärkeynesiani- 
schen Arbeiten wird die These vom Ressourcenmythos zitierend aufgegriffen; eine ge- 
nauere Begründung wird an diesen Stellen nicht nachgeliefert. 
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kommen offenen Weltwirtschaft alle verfügbaren Ressourcen einer 
Volkswirtschaft ökonomisch zu mobilisieren und einen nationalen Pro- 
duktionsprozeß auf breiter Grundlage in Gang zu setzen. Einem solchen 
Produktionsprozeß wäre sehr schnell dann ein Ende gesetzt, wenn die 
Marktprozesse ex post erweisen, daß sich die verausgabte Arbeit nicht 
verwertet hat - weil die produzierten Waren aufgrund relativer Kosten- 
oder Qualitätsnachteile keinen Absatz finden. Die Mobilisierung vor- 
handener Ressourcen allein führt mithin keineswegs zur einer Wertbil- 
dung bzw. Akkumulation. Die von Riese zunächst als heuristisches Prin- 
zip eingeführte (Riese 1986, 172) - und unter der Hand zum Tatbestand 
aufgebaute - Behauptung, alle Importüberschüße seien als Konsum zu fas- 
sen, reduziert sich (jenseits der Saldenmechanik) auf eine schlichte Defi- 
nition. So führt Riese für den - bewußt extrem - gesetzten Fall, der Im- 
portüberschuß sei stofflich ausschließlich auf einen Kapitalgüterimport 
zurückzuführen, aus: 

»Aber auch wenn der Importüberschuß auf einen Kapitalgüterimport zurückgeführt wird, 
bleibt er ein Überschuß der Güterverwendung über die Güterproduktion, trägt aber nicht zu 
einer Kapitalaufbringung bei. Denn es muß offenbleiben, ob der Kapitalgüterimport eine 


heimische Investition bewirkt oder lediglich eine heimische Kapitalgüterproduktion ersetzt. 
Erfolgt letzteres, so bewirkt auch ein Kapitalgüterimport einen Konsum« (ebd., 174). 


Was aber, so wäre zu fragen, wenn der Kapitalgüterimport eine heimische 
Investition induziert? Indem Riese und seine monetärkeynesianischen 
Schüler sich diese Frage ersparen, verlieren sie den Blick auf das Pro- 
blem, daß eine nationale Ökonomie (a) zwar über quantitativ ausreichende 
Ressourcen verfügen und (b) diese Ressourcen auch ökonomisch mobili- 
sieren mag, daß gleichwohl die mit ihnen hergestellten Waren der Kon- 
kurrenz auf den Weltmärkten nicht standhalten. Der Import welt- 
marktkonkurrenzfähiger Kapitalgüter, die sich von den vergleichbaren 
heimischen Kapitalgütern durch ein höheres Produktivitätspotential aus- 
zeichnen, kann in Kombination mit dem Aufbau entsprechender binnen- 
wirtschaftlicher linkages ein Weg sein, die Konkurrenzposition auf dem 
Weltmarkt zu verbessern. Anders formuliert: entwicklungsstrategisch 
kann ein Bezug externer Ressourcen durchaus sinnvoll sein und gleichsam 
als Initialzändung einen inländischen Investitions- und Einkommensme- 
chanismus generieren.27 Anschauungsmaterial dafür bietet beispielsweise 


27 Diese heuristisch gewonnene Überlegung will keineswegs infragestellen, daß Er- 
sparnisse als Reflex von Einkommensbildungprozessen zu begreifen sind. Sie wende 
sich allein gegen die Vorstellung, der Rückgriff auf externe Ressourcen sei überflüssig 
oder gar ökonomisch schädlich bzw. unsinnig. Faktisch setzt die monetär- 
keynesianische Schule dem Ressourcenknappheitsmythos der orthodoxen Theorie einen 
Ressourcenirrelevanzmythos entgegen. - Vgl. zu den positiven Wirkungen eines exter- 
nen Ressourcentransfers Eichengreen/Uzan 1992, 13-76, bes. 59ff. Auf Grundlage ei- 
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der »Fall Südkorea«, das nicht nur eine nach Weltmarktgesichtspunkten 
erfolgreiche Währungs-und Protektionspolitik betrieb, sondern auf der 
Grundlage von Schenkungen und privater Devisenkredite vor allem eine 
differenzierte Strategie der Kapitalgüterimporte verfolgte, die die Wett- 
bewerbsfähigkeit ausgewählter Schüsselsektoren relativ rasch verbesserte 
und eine Exportdynamik in Gang zu setzten vermochte.28 

Zum zweiten hat der - nicht eben überzeugende - Versuch einer Demy- 
thologisierung des »Mythos des Ressourcentransfers« eines deutlich ge- 
macht: um eine erfolgreiche Akkumulation zu initiieren, müssen aus mo- 
netärkeynesianischer Sicht - im Unterschied etwa zu Vorstellungen von 
IWF und Weltbank - inbesondere geldwirtschaftliche Kriterien erfüllt 
sein. »Erst wenn es gelingt, in Ländern einen stabilen Vermögensmarkt 
zu etablieren, der ökonomische Agenten dazu bewegt, in inländischem 
Geld zu wirtschaften, ist eine marktwirtschaftliche Baclung möglich« 
(Herr 1992, 17). 

Es zählt zweifellos zu den verdienstvollen Erkenntnissen dieser Schule, 
an die Funktion und Rolle des Geldes für die ökonomische Entwicklung 
erinnert und die theoretische Fundierung von Geldwirtschaften weit 
vorangetrieben zu haben. Wenn der Stellenwert eines vermögensstabilen 
Geldes für den Verlauf einer erfolgreicher Entwicklung eines empirischen 
Belegs befürfte, dann würden sich die osteuropäischen Ökonomien als 
Demonstrationsobjekte geradezu aufdrängen. Stetige Abwertungen und 
die Existenz von Parallelwährungen, vor allem in Gestalt von US-Dollar 
und D-Mark, spiegeln in aller Deutlichkeit die Probleme vieler zerrütteter 
Transformationsökonomien wider. Deutlich zeigt sich dies am Beispiel 
des russischen Rubels. Nachdem die politisch gesetzten Wechselkurse 
zunächst durch eine Vielzahl kommerzieller und amtlicher Kurse ersetzt 
wurden und schließlich eine Wechselkursfreigabe erfolgte, erfährt der 
russische Rubel unter dem Eindruck steigender Inflationsraten, hoher 
Budgetdefizite und der Blockierung der Reformprozesse infolge 
konkurrierender Machtinteressen eine ständige Abwertung: Ende Oktober 
mußten bereits 393 Rubel für einen US-Dollars aufgebracht werden (FAZ 
v. 28.10.1992), mittlerweile hält die russische Regierung einen Kurs von 
500 Rubel je Dollar für verteidigenswert - ohne daß sich ein Ende des 


nes einfachen makroökonomischen Modells wird gezeigt, daß Ressourcentransfers zu- 
gunsten von Ökonomien mit niedrigen Investitionsquoten, großen Leistungsbilanzdefi- 
ziten und begrenzten Zugängen der Öffentlichen Hand zu privaten Kapitalmärkten 
überproportional große Wachstumswirkungen zeitigen. 

28 Dazu etwa Amsden 1990. Dort wird ausgeführt, welche Wirkungen es haben kann, 
wenn alle kommerziellen Banken sowie die gesamten Finanzinstitutionen unter der 
Kontrolle des Staates und in ein spezifisches Industrialisierungsmodell eingebettet sind. 
Vgl. dazu auch Urban 1992. 
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externen Wertverfalls absehen ließe. Aus wirtschaftspolitischer Perspekti- 
ve spricht mithin vieles dafür, der internen wie externen Stabilisierung 
des Geldes einen hohen Stellenwert einzuräumen. Zu fragen ist freilich, 
ob die Herstellung eines solchen wertstabilen Geldes jeder Ökonomie ge- 
lingen kann und welche transformationspolitischen Konsequenzen damit 
verbunden sind. 

Um ein wertstabiles Geldes und einen funktionsfähigen Vermögens- 
marktes zu schaffen, schlagen die Monetärkeynesianer folgende Maß- 
nahmen vor: (a) eine Währungsreform mit der Folge einer Entwertung 
von Schulden und Forderungen sowie gehaltener Bargeldvermögensbe- 
stände; (b) die drastische Reduzierung und mittelfristige Beschränkung 
des Budgetdefizits durch Einsparungen und steuerliche Einnahmever- 
besserungen; (c) eine produktivitätsorientierte Nominallohnpolitik mit der 
Folge einer freiwilligen Umverteilung der realen Produktivitätszuwächse 
zugunsten der Unternehmereinkommen; (d) die Einführung eines nomi- 
nellen Wechselkursankers in Verbindung mit (e) einer Politik der Unter- 
bewertung der Währung zur Herstellung einer aktiven Leistungsbilanz; (f) 
die Praktizierung eines selektiven Protektionismus und schließlich (g) 
eine signifikante Reduzierung der Devisenschulden seitens der ausländi- 
schen (westlichen) Gläubiger (Herr 1992c, 19ff.; Herr/ Westphal 1991, 
242-272.; vgl. auch Riese 1992). 

Erstaunlich an diesen Vorschlägen ist weniger die Nähe einzelner Maß- 
nahmen zu orthodoxen Politikempfehlungen neoliberaler »Transformi- 
sten«, als vielmehr das voluntaristische Überspringen des Spannungs- 
verhältnisses zwischen den einzelnen Reform- und Stabilisierungsmaß- 
nahmen. Diese Ausblendung konfligierender Strukturen und Zielsetzun- 
gen (des sog. »Kompatibilitätsproblems«) gilt vor allem für das Verhältnis 
von Unterbewertungsstrategie und Außenverschuldung. Zwar wird insbe- 
sondere von Herr explizit formuliert, daß 

»die in der Regel hohe Auslandsverschuldung in fremder Währung für Transformations- 
ökonomien die Aufrechterhaltung eines nominellen Wechselkursankers (erschwert) und die 
Vermögenssicherungsqualität der Währung (reduziert). Eine Netto-Schuldnerstellung in 
ausländischer Währung ist für das Schuldnerland mit einem ex ante fixierten Devisenabfluß 
verbunden, der durch Exporte und bei hoher Verschuldung und geringen Laufzeiten der 
Kredite zwingend durch Kapitalimporte gedeckt werden muß. .... Eine positive Leistungs- 
bilanz ist zwar auch bei einer Netto-Schuldnerstellung möglich, jedoch bedeutet dies unter 


Umständen drastische Abwertungen der eigenen Währung mit entsprechenden Folgen für 
die nationale Wohlfahrt und das Budget« (Herr 1992b, 23). 
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Die Implikationen dieser an sich richtigen Diagnose einer zerstörerischen 
Abwertungs-Inflations-Spirale werden indessen nicht weiterverfolgt. Em- 
pirisch ist immerhin in Rechnung zu stellen, daß die osteuropäischen 
Transformationsökonomien - bei allen nationalen Differenzen - auch im 
internationalen Vergleich hohe Schuldengrade aufweisen und einzelne 
Länder sich seit einiger Zeit von der Illiquiditäts- zur Insolvenzkrise be- 
wegen.?29 

Das zentrale entwicklungstheoretische Argument des Monetärkeynesia- 
nismus, die Strategie einer Unterbewertung der Währung - »Entwicklung 
verlangt somit eine tendenzielle Unterbewertung der Währung« (Riese) - 
ist mithin faktisch den geschilderten Problemen ausgesetzt.30 Theoretisch 
stellt sich die Frage, ob der in diesem Falle schuldendienst- und nicht 
entwicklungsstrategisch bedingte Zwang zu einem Exportüberschuß nicht 
ein spezifisches Ressourcenproblem der Schuldnerökonomien erzeugt, das 
die angezielten Erwirtschaftung binnenökonomischer Einkommenszu- 
wächse untergraben kann. So ließe sich etwa zeigen, daß der Schulden- 
dienst in ausländischer »Hartwährung« eine doppelte Bezahlung der Au- 
Benschulden nach sich zieht: einerseits als Einkommensverzicht der inlän- 
dischen Arbeiterklasse, andererseits als äquivalente Devisenübertragung 
seitens der geldbehördlichen Instanzen.31 

Die osteuropäischen Transformations- und Schuldenökonomien wären 
demnach einem spezifischen Ressourcenproblem ausgesetzt, das mittels 
interner Maßnahmen kaum bewältigt werden kann. Erforderlich wäre 
vielmehr die Hilfestellung der westlichen Gläubigerökonomien, die - nach 
monetärkeynesianischer Vorstellung - eine substantielle Schulden- 
streichung vornehmen müssten. So einleuchtend eine solche Empfehlung - 
im übrigen nicht allein mit Blick auf Osteuropa - ist, so wenig ist sie doch 
theoretisch aus den Paradigma des Monetärkeynesianismus abgeleitet. Die 
geforderte Streichung von Außenschulden und damit die Reduzierung von 
Schuldendienstleistungen wird nämlich gleichsam als Randbedingung ei- 
nes ansonsten idealtypisch verlaufenden sequencing eingestuft. Faktisch 
läuft dies freilich auf nichts anderes hinaus, als die real existierenden 
Funktionsbedingungen der kapitalistischen Weltwirtschaft, die im Zu- 
sammenspiel von realwirtschaftlichen und monetären Faktoren zu der in- 


29 Zur Außenverschuldung s. Hübner 1993. 

30 Stellt man weiter in Rechnung, daß eine Strategie der Unterbewertung einer entspre- 
chenden einkommenspolitischen Flankierung in Gestalt von unterhalb der Ar- 
beitsproduktivitätsrate liegender Nominallohnsteigerungen bedarf, dann werden die 
Zielkonflikte um ein weiteres Moment verschärft (vgl. Hübner 1991). 

31 Diese Behauptung kann hier nur angedeutet werden. Vgl. dazu ausführlich Cen- 
cinv/Schmitt 1991. 
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ternationalen Schuldenkrise geführt haben, zu überspringen.32 Die gefor- 
derte Schuldenstreichung bzw. substantielle -reduzierung ist darüber- 
hinaus mit einer Demontage des »Ressourcenmythos« nicht in Einklang zu 
bringen, ist doch ein ausländischer Gläubigerverzicht funktional gesehen 
nichts anderes als eine eine Ressourcenübertragung: in beiden Fällen wird 
den begünstigten Ökonomien eine Verfügung über monetäre und materi- 
elle Ressourcen eingeräumt, die sie entwicklungsstrategisch nutzen kön- 
nen. 


4. Eine Schlußbemerkung 


Gesellschaftliche Umbrüche im Zuge »großer Krisen« provozieren Fragen 
nach der Tauglichkeit und Angemessenheit sozialwissenschaftlicher Theo- 
rien - insbesondere dann, wenn die etablierten Theorien von den Ereignis- 
sen überrollt wurden. Angesichts der osteuropäischen Krisen sehen sich 
die Theorien, die schon immer vom strukturellen Mißlingen sozialisti- 
scher Planwirtschaften überzeugt waren, aufgefordert, erfolgreiche Re- 
zepturen für den Übergang zu markt- und geldwirtschaftlichen Systemen 
zu verschreiben. Sowenig wie feststeht, daß die realsozialistischen Plan- 
wirtschaften aus den von den ökonomischen Markttheorien genannten 
Gründen zusammengebrochen sind, dürfe sicher sein, daß die von markt- 
liberalen Politikberatern empfohlenen Reformschritte zum gewünschten 
Erfolg führen. Die bislang erzielten, wenig verheißungsvollen Resultate 
sollten freilich nicht zum Anlaß genommen werden, die in der theoreti- 
schen wie politischen Diskussion exponierten Ansätze schlicht abzutun. 
Nüchtern betrachtet sind analytisch überzeugende Reformalternativen - 
wie exemplarisch vorgeführt - Mangelware. Tatsächlich wird immer 
deutlicher, daß die Interferenz von ökologischen Verwüstungen und Mas- 
senarbeitslosigkeit, von sozialer Armut und Peripherisierung, von öko- 
nomischer wie politischer Abhängigkeit sozialwissenschaftliche Theorien 
unterschiedlichster Provenienz unter ungeahnten Realitätsdruck setzen. 
Orthodoxe wie heterodoxe ökonomische Theorien haben ungeachtet aller 
Unterschiede auf die oben dargestellten Fragen nur schlechte Antworten 
anzubieten. 


32 Eine völlige oder wenigstens substantielle Streichung der Außenschulden ist ohne 
Frage eine politisch völlig legitime Forderung. Eine Schuldenstreichung ist nun aber 
kein bloß moralischer Akt. Nicht zuletzt angesichts der Höhe der Schulden sowie der 
beteiligten Akteure müssen Rückwirkungen auf und in den Gläubigerökonomien in 
Rechnung gestellt werden. Auch darf gefragt werden, ob und wie ein privater Kapita- 
limport in die Transformationsökonomien fürderhin erfolgen soll etc. 
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Freilich sollte auch angesichts der Flut von offiziellen wie inoffiziellen 
Analysen und Empfehlungen die praktische Funktion von Theorie für den 
Verlauf der osteuropäischen Transformationen nicht überschätzt werden. 
Die Reformprozesse in den Transformationsökonomien folgen häufig 
nicht einer wie immer bestimmten Programmatik, sondern Machtinteres- 
sen, die die Kohärenz reformpolitischer Programme durchkreuzen. 
Machtinteressen gilt es mithin transformationspolitisch wie -analytisch in 
Rechnung zu stellen. Die Inszenierung einer kapitalistischen Akkumula- 
tion ist freilich ebensowenig mit den neoklassischen Voraussetzungen ei- 
ner Einführung freier Preise und der Herstellung privater Eigentumsver- 
hältnisse wie mit den monetärkeynesianischen Anforderungen an funktio- 
nierende Vermögensmärkte identisch. Kapitalakkumulation setzt in erster 
Linie die Konstitution politisch-ökonomischer Subjekte voraus, die bereit 
sind, innerhalb der neu eröffneten Arenen »produktivistisch« zu handeln. 
Insofern ist die Konstitution individueller _ 

nur ein analytisches Problem. In der reformpolitischen Praxis kann sich 
dieses Desiderat als Differenz ums Ganze erweisen. 
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Andreas Wittkowsky 
Alternativen zu Schocktherapie und Verschuldung. 
Zur Transformation der früheren Sowjetunion 


»In the dark ages of psychiatry, doctors believed that electric shocks could cure depression. 
The bigger the convulsion the better: the patient would recover that much quicker. The 
professionals keenest on electrodes today are economists.« 

Michael Prowse, Financial Times v. 2.3. 1992 


Einleitung 


Ab 1989 führten die wirtschaftlichen Mißerfolge der Perestroika in der 
Sowjetunion zu einer Vielzahl von Reformprogrammen, bei denen sich 
die Positionen eines radikalen Übergangs zur Marktwirtschaft einerseits 
und eines selektiven Einsatzes von Märkten im Rahmen einer weiterhin 
‘sozialistischen’ Wirtschaft andererseits gegenüberstanden. Auf dem 
Weltwirtschaftsgipfel im Juli 1990 in Houston reagierten die Staats- und 
Regierungschefs der G7-Länder auf diese Debatte, indem sie beschlossen, 
eine Analyse der sowjetischen Wirtschaft und einen ersten Transformati- 
onsentwurf der Industrieländer erstellen zu lassen. Beauftragt wurden der 
IWF, die Weltbank, die OECD und die neugegründete European Bank for 
Reconstruction and Development (EBRD), die 1991 eine detaillierte Stu- 
die (A Study of the Soviet Economy) vorlegten.! Quintessenz der Studie 
war die Empfehlung eines radikalen Transformationsszenarios, also einer 
Schocktherapie. Im Juni 1991 wurde zum Weltwirtschaftsgipfel der Yav- 
linsky-Plan (Window of Opportunity) vorgelegt, eine Koproduktion von 
sowjetischen und Harvard-Ökonomen (vgl. Allison/Yavlinsky 1991). 
Dieser baute auf der G7-Studie auf und verband sie mit einem Konzept 
internationaler Hilfe, wurde aber nicht umgesetzt. Ende 1991 brach die 
Sowjetunion auseinander. 

Auch im Transformationsprozeß der Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
sind die internationalen Finanzinstitutionen gefragte Berater und Kredit- 
geber. Die Kredite der G7-Länder - 1992 ca. 18 Mrd. US-$ - werden an 
die Konditionalität des IWF gebunden sein. Diese beinhaltet neben der 
Stabilisierung im wesentlichen eine umfassende Liberalisierung und ent- 
spricht damit einer - aus necklassischen Modellannahmen resultierenden - 
Schocktherapie. Da sich dieses Politikkonzept seit Veröffentlichung der 


1 IMF et al. 1991a,b,c und IMF et al. 1990 (Vorab-Kurzfassung); zusammengefaßt in 
Bredenkamp 1991. 
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Studie von 1991 grundsätzlich nicht verändert hat, (vgl. IMF 1992a; b) 
ist deren Darstellung von mehr als nur historischem Interesse (1.). 

Zur Zeit lassen sich in Rußland zunehmend schärfere Auseinandersetzun- 
gen um diesen radikalen Weg zur Marktwirtschaft erkennen. Konnte noch 
die im April 1992 anläßlich des Volksdeputiertenkongresses erfolgte An- 
kündigung Präsident Jelzins, die seit Januar 1992 betriebene Schockthera- 
pie abzumildern (vgl. Lloyd 1992a), als erfolgreicher taktischer Winkel- 
zug zur Sicherung des politischen Überlebens gewertet werden, so gerät 
er inzwischen ernstlich unter Druck. Die Opposition - an ihrer Spitze der 
Chef des Industriellenverbandes, Arkadij Wolskij - hat sich inzwischen 
organisatorisch gefestigt (Bürgerunion) und ein Alternativprogramm vor- 
gelegt. Die im folgenden vorgenommene Analyse - die inzwischen in der 
realen Welt schon bestätigt wird - stimmt mit derjenigen dieser Opposi- 
tion in bezug auf die Kösten bzw. den Nicht-Nutzen einer Schocktherapie 
weitgehend überein; nicht jedoch mit den daraus zu ziehenden Konse- 
quenzen. Das Gegenmodell der Bürgerunion wäre ein echter Rückschritt: 
Es beinhaltet u. a. die Aufgabe der Stabilitätspolitik, die Ablehnung der 
Privatisierung und eine Rückkehr zu einer eingeschränkten Kommando- 
wirtschaft (zentrale Ressourcenallokation und Wiedereinführung von 
Staatsaufträgen) (vgl. ICFTU 1992; Lloyd 1992e). 

Der Rest der wirtschaftspolitischen Maßnahmen erinnert in diesem Kon- 
text an die gescheiterten Strategien in Ländern der Dritten Welt, durch 
die Abschottung vom Weltmarkt, eine flächendeckende Importsubstitu- 
tion und die allgemeine Subventionierung von Großindustrien ein überle- 
bensfähiges Industriepotential aufzubauen. Ein erfolgversprechender Al- 
ternativpfad - und dieser ist angesichts der Unmöglichkeit einer Schock- 
therapie nötig - wäre demgegenüber ein Konzeptioneller Gesamtrahmen, 
der eine andere Sequenz der Reformen beinhaltet. Dazu gehören eine akti- 
ve Industrie- und Handelspolitik sowie die Regulation der Geldmärkte, 
aber auch ein Konzept internationaler Hilfe (3.). 


1. Die Studie der G7-Länder 
1.1 Markt und Staat 


Nach der Study ofthe Soviet Economy sollte die Transformation mit einer 
umfassenden Preisliberalisierung beginnen, damit sich markträumende 
Preise bilden können und folglich die im Rahmen einer harten Budgetre- 
striktion längerfristig rentablen Betriebe identifiziert werden können. 
Preiskentrollen sollten nur bei Öffentlichen Dienstleistungen und Mieten 
bzw. nach anfänglichen, substantiellen Preissteigerungen bei Energiein- 
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puts weiterbestehen dürfen, um der Industrie eine dreijährige Anpas- 
sungsfrist zu gewähren. Die höheren Produzentenpreise nach der Preisli- 
beralisierung sollten die Nahrungsmittelversorgung wesentlich verbessern 
- der Wegfall vieler Subventionen für Güter der Grundbedürfnisbefriedi- 
gung wurde allerdings als kritische Masse für die Durchsetzbarkeit der 
Reformen erkannt, so daß hier ein Kompensationsmechanismus geschaf- 
fen werden sollte.2 

In bezug auf Privatisierungen wurden unterschiedliche Strategien entwor- 
fen, die von der Größe der betroffenen Betriebe abhängen. Verbunden mit 
der Ausdehnung des Eigentumsrechts auf Bodentitel wurde die schnelle 
Privatisierung der Kollektiv- und Staatsfarmen sowie von Transport-, La- 
gerungs- und Handelsbetrieben empfohlen. Auch kleine Industrie- und 
Handwerksbetriebe sollten durch öffentliche Auktionen in Privatbesitz 
gelangen. Allerdings wurden mit wachsender Betriebsgröße auch zuneh- 
mende Schwierigkeiten gesehen, den Unternehmenswert vor der Etablie- 
rung einer markträumenden Preisstruktur zu bestimmen. Bei der Privati- 
sierung von Großbetrieben wurde deshalb mit großer Zurückhaltung auf- 
grund hoher Unsicherheiten gerechnet. Als Ausweg wurde v.a. die Um- 
wandlung dieser Betriebe in Aktiengesellschaften diskutiert, die in meh- 
rere staatliche Holdinggesellschaften einzubringen wären. Betriebe ähnli- 
cher Produktion sollten dabei unterschiedlichen Holdings angegliedert 
werden, um den Wettbewerb zwischen ihnen zu ermöglichen. Den bevor- 
zugten Verkauf der Unternehmen an die Belegschaften sowie die Schaf- 
fung eines 'Volkskapitalismus’ lehnten die Autoren der Studie ab; letz- 
teres insbesondere deshalb, weil die Kostenlose Verteilung des Volksver- 
mögens den Staat um wichtige Einnahmen bringen würde (vgl. IMF et al. 
1990: 26-28; 1991b: 22 und 1991c: 147-48, 157-58). 

Komplementär zur Privatisierung wird eine Demonopolisierung vorge- 
schlagen, da ansonsten die Gefahr eines anhaltend verzerrten Preissystems 
durch monopolistische Strukturen besteht. Aus diesem Grund wurde eine 
Handelsliberalisierung empfohlen, die durch tatsächliche oder potentielle 
Konkurrenz von außen den binnenwirtschaftlich nur schwer zu erreichen- 
den Wettbewerbsdruck schaffen sollte. Um den Betrieben einen Zeitraum 
zur Anpassung zu gewährleisten, war zunächst ein - schrittweise abzubau- 
ender - relativ einheitlicher Einfuhrzoll von ca. 30% für alle Importgüter 
vorgesehen. Alie Betriebe sollten sich auf freien Auktionen die benötigten 
Devisen beschaffen können, erwirtschaftete Devisen allerdings innerhalb 


2 vgl. IMF et al. 1990:25,40 und 1991b:6. In den Materialbänden wird deshalb empfoh- 
len, u.U. zusätzlich die Preise von Brot, Milch, Butter und Fleisch in die Preiskon-trol- 
len miteinzubeziehen (vgl. IMF et al. 1991b:9), in der Kurzfassung eine Kompensation 
auf der Einkommensseite (vgl. IMF et al. 1990:25). 
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eines bestimmten Zeitraums auf den Markt bringen müssen. Die dadurch 
ermöglichte Bildung eines marktbestimmten Wechselkurses für den Rubel 
sollte dessen Konvertibilität innerhalb zweier Jahre ermöglichen (vgl. 
IMF et al. 1990: 23; 1991b: 51, 60). 
Die Handelsliberalisierung verfolgt nicht nur das Ziel, den Wettbewerb 
zu fördern. Vielmehr sollten Importe während der Transformation Ein- 
blick in ausländische Marketingstrategien, Produktliniengestaltung u. a. 
verschaffen. Die Finanzierbarkeit dieser Importe wurde durch zwei Stra- 
tegien angestrebt: Entlastung bei den Devisenausgaben durch Selbst-ver- 
sorgung der Sowjetunion mit landwirtschaftlichen Produkten; zusätzliche 
Deviseneinnahmen durch gesteigerte Exportproduktion von Öl, Gas und 
Kohle. Diese Exportstrategie sollte allerdings nur für die kurze Frist gel- 
ten (vgl. IMF et al. 1990: 30; 1991b: 51, 61 und 1991c: 274). 

Bei der Neudefinition der Staatsaufgaben stand v.a. die Schaffung einer 
Eigentums- und Geldverfassung im Mittelpunkt. Grundlage hierfür ist 
eine Rechtsordnung, die Eigentumsrechte garantiert und das Vertrags- 
und Konkursrecht regelt. Deren Glaubwürdigkeit ist abhängig von der 
Fähigkeit, unabhängige Gerichte zu schaffen und die Rechtsprechung 
durchzusetzen. Hinzu kommt die Schaffung eines zweistufigen Bankensy- 
stem, also die Schaffung von Geschäftsbanken und einer Zentralbank mit 
den entsprechenden Geldsteuerungsinstrumenten. Zumindest kurzfristig 
wäre mit quantitativen Kreditbegrenzungen zu arbeiten. Gleichzeitig soll- 
ten Privatisierung und Modermisierung des Geschäftsbankensektors sowie 
der Ausbau des Finanzmarktes vorangetrieben werden; letzteres durch die 
Schaffung einer Bankenaufsichtsbehörde und ein umfassendes Ausbil- 
dungsprogramm für Bankangestellte (vgl. IMF et al. 1990: 22, 32 und 
1991b: 120-27, 240-50). 

Um einen ausgeglichenen Staatshaushalt zu ermöglichen, waren Einnah- 
mensteigerungen durch eine Steuerreform (Vereinheitlichung der Ein- 
kommens- und Kapitalertragssteuer und Einführung einer Mehrwert- 
steuer) angestrebt. Einsparmöglichkeiten wurden v.a. bei den Subventio- 
nen (im Rahmen der Preisreform), im Verteidigungshaushalt sowie bei 
den Ausgaben für Staatsangestellte gesehen. Allerdings wurde auch der 
Bedarf für neue Staatsausgaben gesehen, um ein soziales Netz zur Abfe- 
derung der Transformationskosten zu schaffen. Außer durch die bereits 
erwähnten Subventionen für Güter der Grundbedürfnisbefriedigung ent- 
stehen diese z.B. durch den Aufbau einer Arbeitsvermittlung, "public 
works programs’, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen sowie durch eine 
Arbeitslosenversicherung. Da sich hieraus wahrscheinlich ein Zielkonflikt 
zwischen Sozial- und Stabilisierungspolitik ergeben wird, sind diese 
Maßnahmen begleitet von der Mahnung, daß sie die makroökonomische 
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Stabilisierung nicht bedrohen dürfen. Die Konsequenzen dieses Primats 
der Stabilisierung für die entworfenen Sozialpolitiken wurden nicht kon- 
Kretisiert, sie bleiben der Interpretationsgabe des Lesers überlassen.3 


1.2 Risiken und externe Hilfe 


Mittels eines ökonometrischen Modells wurden in der G7-Studie die mit- 
telfristigen Perspektiven der Transformation beleuchtet. Hierbei wurden 
ein »radikales« und ein »konservatives« Szenario gegenübergestellt. Beim 
radikalen Szenario, dem die bisher aufgeführten Empfehlungen entspre- 
chen, wird zunächst eine allgemeine Preissteigerungsrate von ca. 60% 
erwartet. Die Industrieproduktion fällt um 20%, das Bruttosozialprodukt 
um 10%, und die Arbeitslosigkeit steigt von 2% (Ende 1990) auf über 
10%. Trotzdem bleibt das Konsumniveau zumindest Konstant. Nach 2-3 
Jahren (1993) ist der Anpassungsprozeß beendet, die Inflation geht auf 
10% zurück, und die Wirtschaft wächst wieder. Die Arbeitslosigkeit 
sinkt, bleibt aber bis zum Ende der Dekade bei über 6%. 

Demgegenüber ist bei der kontrollierten, graduellen Preisliberalisierung 
des 'konservativen' Szenarios die Anpassungsinflation geringer - sie liegt 
zunächst bei 40%. Die Werte für den Produktionsrückgang und die Ar- 
beitslosigkeit sind genau halb so groß wie diejenigen des radikalen Szena- 
rios. Dafür wird aber der Anpassungsprozeß herausgezögert, und somit 
die wirtschaftliche Erholung. Das BSP sinkt bis 1994, und auch die Infla- 
tionsrate bleibt bei 15-20%. Erst mit zweijähriger Verspätung werden hö- 
here Wachstumsraten erreicht, und im Jahr 2000 ist das Produktions- und 
Konsumniveau noch 20% unter dem der Schocktherapie. Die Arbeits- 
losigkeit steigt anfangs langsamer, dafür aber länger - die Spitzenwerte 
(1995) liegen ebenfalls bei fast 10% (vgl. IMF et al. 1991c: 350-55). 
Beide Szenarien sind bestimmten Bedrohungen ausgesetzt. So könnte die 
notwendigerweise aus der umfassenden Preisliberalisierung resultierende 
Inflation außer Kontrolle geraten. Hier werden die größten Politikan- 
strengungen für erforderlich erachtet. Zumindest zeitweilig wird deshalb 
eine den 'cost push effect' mildernde Einkommenspolitik gefordert, die 
eine Obergrenze für Lohnsteigerungen festlegt, aber auch einen Minimal- 
lohn sichert. Die Autarkiebestrebungen einzelner Sowjetrepubliken könn- 
ten das auf Ricardianischen Modellvorstellungen beruhende System inter- 
republikanischer Arbeitsteilung erheblich stören - v.a. für die kleineren 
Republiken brächte dies hohe wirtschaftliche Kosten mit sich. Auch im 


3 vgl. z.B. IMF et al. 1990: 20-21, 33; 1991b: 11, 160-66 und 1991c: 345. Längerfri- 
süg sollte die Arbeitslosen- (ebenso wie die Rentenversicherung) selbsttragend - und 
somit haushaltsneutral - sein (vgl. IMF et al. 1990:21, 33). 
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Bereich der Fiskalpolitik wird der Staat politischem Druck aus verschie- 
denen gesellschaftlichen Bereichen standzuhalten haben. Die politische 
Bereitschaft, sofort eine konsistente Reformpolitik zu verfolgen, ist von 
höchster Bedeutung - eine Verzögerung würde lediglich die bestehenden 
Probleme verschärfen (vgl. IMF et al. 1990: 24; 1991c: 359-60). 

Für den radikalen Ansatz wird darüberhinaus befürchtet, daß der Produk- 
tionsrückgang erheblich stärker und länger als angenommen sein Könnte, 
weil die Geschwindigkeit der Herausbildung neuer Strukturen überschätzt 
wird. Dagegen ist das "konservative’ Szenario dadurch bedroht, daß es ei- 
nen längeren Zeitraum vorsieht, in dem durch die graduelle Preisfreiga-be 
noch falsche Allokationssignale weiterbestehen und wiederholte inflatio- 
näre Schübe auftreten würden. Dadurch wird u.a. das Vertrauen in einen 
baldigen Aufschwung untergraben, und damit das Risiko eines Schei- 
terns der gesamten Reform beträchtlich. Die Autoren der G7-Studie Kom- 
men deswegen unter Abwägung der genannten Faktoren zu dem Urteil, 
eine radikale Reform zu empfehlen (vgl. IMF et al. 1991c: 353-57). Die- 
se »Schocktherapie« könnte das Ausland in folgenden Punkten unterstüt- 
zen: 


(1) durch den Transfer technischen know-hows und Managementwissens 
im Rahmen von Direktinvestitionen, für die die Sowjetunion aufgrund 
ihres immensen Binnenmarktpotentials die besten Voraussetzungen er- 
füllt, z.B. für den Bedarf an Konsumgütern und Dienstleistungen. Zudem 
bieten die Rüstungskonversion und die Ausbeutung natürlicher Ressour- 
cen profitable Anlagemöglichkeiten (vgl. IMF et al. 1991b: 75). 

(2) durch Kredite zur Finanzierung zusätzlicher Investitionen (Verminde- 
rung der Sparlücke) und strategischer Importe (Verminderung der Devi- 
senlücke). Im Fall von Konsumgüterimporten durch den Staat könnte der 
Weiterverkaufserlös in Rubeln zum Abbau der Staatsschuld verwandt 
werden (vgl. IMF et al. 1991c: 361). 

(3) durch technische Hilfe bei nahezu allen institutionellen Änderungen 
(Gesetzgebung, Statistik, Fiskal- und Geldpolitik, Buchhaltung, Manage- 
ment, Marketing, Banking u.a.). Der Großteil .dieser Hilfe sollte von 
westlichen Privatunternehmen geleistet werden (vgl. IMF et al. 1990:47). 
(4) durch Lebensmittelhilfe zur Abfederung der sozialen Kosten der Re- 
formen und u. U. durch Zahlungsbilanzhilfe (z. B. zur Wechselkursstabi- 
lisierung) - dies aber nur unter der Kondition der tatsächlichen Um- 
setzung eines Konsistenten Reformprogramms (vgl. IMF et al. 1990: 47- 
48). 


Wesentlich deutlicher als die Autoren der G7-Studie entwickelten diejeni- 
gen des Yavlinsky-Plans ein Konzept westlicher Hilfe im Transformati- 
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onsprozeß. Sie begründen dies damit, daß die dabei auftretenden ökono- 
mischen und sozialen Schwierigkeiten die dauerhafte Akzeptanz der ent- 
sprechenden Politik untergraben könnten. Emphatisch wurde deshalb der 
Marshall-Plan als Modell für eine strategische Interaktion und Koopera- 
tion im Interesse aller Beteiligten herangezogen. Allerdings wurden auch 
die Unterschiede der Ausgangsbedingungen hervorgehoben, so der Man- 
gel an marktwirtschaftlichen Strukturen, an Humankapiıtal und Kapital- 
stock sowie das Ausmaß der zu erwartenden politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Umbrüche (vgl. Allison/Yavlinsky 1991: 1, 39-49). 


2. Die Fallstricke der Liberalisierungsempfehlungen 


In der G7-Studie lassen sich drei Faktoren als bestimmend für die radikale 
Politikoption der G7-Studie erkennen. Zum ersten soll durch die Öffnung 
der Wirtschaft Wettbewerb induziert werden (s. hierzu 2.2). Zum zweiten 
ist ein grundlegendes Vertrauen in den Marktpreismechanismus zur Er- 
langung des Transformationsziels zu erkennen. Dies entspricht dem neo- 
klassischen Theorieansatz, der aber - wie im übrigen auch alle anderen 
wirtschaftswissenschaftlichen Modellansätze - ein Idealtyp ist (s. hierzu 
2.1; vgl. Weber 1973a: 234-50). Im Rahmen der seit 1979 durchgeführ- 
ten Strukturanpassungsprogramme der Weltbank und der Konditionalität 
des IWF läßt sich immer wieder ein auf dem neoklassischen Idealtyp be- 
ruhendes Politikmuster erkennen: 'to get the prices right’ (vgl. Stevens 
/Killick 1989: 25-31; Killick/Stevens 1991: 679-82; World Bank 1990: 
40-54). Und zum dritten hat die ökonometrische Simulatıon eines radika- 
len und eines 'konservativen' Transformationsszenarios diesen theoreti- 
schen Ansatz empirisch zu untermauern versucht. 

Grundsätzlich ist diese Art ökonometrischer Modelle der 'Lucas-Kritik' 
ausgesetzt. Lucas geht davon aus, daß ökonometrische Modelle i.d.R. auf 
zwei unterschiedlichen Arten von Verhaltensparametern aufbauen: Die ei- 
nen sind fix und umfeldunabhängig (deep parameters), die anderen sind 
variabel und - z.B. aufgrund von »rationalen Erwartungen« - von der tat- 
sächlich durchgeführten Politik abhängig. Konkret heißt dies, daß die ent- 
sprechenden Modelle zur Evaluation alternativer Politiken ungeeignet 
sind, da die Alternativen von Anfang an mit unterschiedlichen Parametern 
simuliert werden müßten (vgl. Lucas 1976: 24-26; Cuthbertson/Taylor 
1987: 253). 

Zudem gab es für die Simulation keine statistischen Daten über das Ver- 
halten der ökonomischen Akteure unter Marktbedingungen, so daß die 
reale Preisstruktur der Sowjetökonomie Ende 1990 sowie der offizielle, 
admınıstrativ festgelegte Wechselkurs zugrunde gelegt werden mußte, 
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Weitere wichtige Parameter mußten nach Plausibilitätskriterien gesetzt 
werden - so z.B. a=0,3 und b=0,25 für die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktionsfunktion 


Y = TFP (aK(b) + (1-a) Lt) Je1W), 


Obwohl die Autoren der G7-Studie die Begrenztheit ihres Modells durch- 
aus erwähnen, bleiben sie bei ihrer Politikempfehlung für eine radikale 
Liberalisierung. Dies wiederum ist nur möglich unter der (nicht explizit 
ausgesprochenen) Annahme, daß diejenige Transformationsstrategie zur 
Marktwirtschaft die effektivste ıst, die den Versuch macht, die Realıtät so 
weit wie möglich dem neoklassischen Idealtyp anzunähern. Wenn aber die 
Wirklichkeit davon abweicht, dann ergibt sich zwangsläufig die Frage, ob 
dieser für normative Politikempfehlungen geeignet ist. 


2.1 Die Grenzen des Preismechanismus 


Das neoklassische Modell beruht im wesentlichen darauf, daß die Pro- 
duktionsfaktoren durch den Mechanismus der Preisanpassung - ohne äu- 
Bere Eingriffe ın die Märkte - optimal alloziiert werden. Dies ist nur 
möglich unter der Annahme vollkommenen Wettbewerbs, der charakteri- 
siert ist durch die Profit- und Nutzenmaximierung der Akteure, konstante 
bzw. sinkende Skalenerträge, eine unendliche Anzahl von Marktteilneh- 
mern, eine vollkommene Faktormobilität, die unendliche Teilbarkeit der 
Ressourcen und durch vollkommene Information. Tatsächlich aber ist ein 
gegebener Kapitalstock nur begrenzt flexibel. Ähnlich verhält es sich mit 
der freien Verfügbarkeit über Informationen und technologisches Wissen: 
Käufer und Verkäufer haben i.d.R. unterschiedliche und zudem unvoll- 
ständige Informationen über Märkte und Produkte; technologisches Wis- 
sen ist patentgeschützt und führt dadurch zu monopolistischen Vorteilen. 
Auch konstante bzw. sinkende Skalenerträge sind nur Spezialfälle - auf- 
grund positiver economies of scale kommt es zu Konzentrations- und Mo- 
nopolisierungsprozessen, die wirtschaftlicher Optimalität nicht entgegen- 
laufen. Daraus folgt, daß in der realen Welt die Modellbedingungen nicht 
hergestellt werden können (vgl. Lowe 1984: 237; Semmiler 1991: 25-26; 
Stiglitz 1989: 198-99). 

Zu fragen ist allerdings, welche Eingriffe in den Markt die Situation ver- 
bessern können. Die neoklassische Position beharrt auf einer weitestge- 


4 vgl. IMF eı.al. 1991c:375-77. Hierbei ist Y das Bruttosozialprodukt, TFP die Gesamt- 
faktorproduktivität, K der Kapitalstock und L die Beschäftigung. 
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henden Liberalisierung. Staatliche Aufgabe ist es, den Markt so perfekt 
wie möglich zu gestalten, z.B. durch Konsumenteninformationen und eine 
Kartellgesetzgebung. Märkte sind dann immer noch nicht vollkommen, 
aber die vom theoretischen Standpunkt her nur zweitbeste Lösung ist die 
für die Realität bestmögliche. Weitergehende Interventionen von seiten 
des Staats verzerren die Preisstruktur und führen deshalb nicht notwendi- 
gerweise zu einer besseren Ressourcenallokation. Der Staat benötigte da- 
für eine bessere Marktkenntnis als die privaten Akteure - die vielen Bei- 
spiele gescheiterter Staatseingriffe verweisen eher auf das Gegenteil. Mit 
anderen Worten: es gibt auch Staatsversagen (vgl. Stiglitz 1989: 202; 
Weiss 1988: 311; World Bank 1991a: 123). 

Diese Antwort berücksichtigt allerdings nicht die Tatsache, daß der Preis- 
mechanismus auf verschiedenen Märkten grundsätzlich unterschiedlich 
gut funktioniert. Gütermärkte reagieren langsamer als Geldmärkte, auf 
denen sich eine schnelle Anpassungsgeschwindigkeit mit Handeln auf- 
grund von Erwartungsbildung koppelt. Das Verhalten der Akteure ist auf- 
grund dieser Eigenschaften diskontinuierlicher, d. h. auf kürzere Zeit- 
räume ausgerichtet - der Planungshorizont eines Wall-Street-Maklers be- 
trägt 10 Minuten. Zudem können Kursgewinne und -verluste im Rahmen 
von 'self-fulfilling prophecies' überhaupt erst durch entsprechende Er- 
wartungen hervorgerufen werden. So kann es aufgrund spekulativer Bla- 
sen, die später platzen, oder aber aufgrund von 'overshooting', das auf 
der Spekulation an Devisenmärkten beruht, zu Instabilitäten kommen.5 
Die dezentrale Struktur von Märkten führt in diesem Falle dazu, daß bei 
individuell rationalem Verhalten das Gesamtergebnis irrational im Sinne 
aller Akteure ist - in diesem Fall dadurch, daß alle Akteure Spekulations- 
verluste hinnehmen müssen. Die Abweichungen vom modelltheoretischen 
Idealtyp sind also auf den verschiedenen Märkten unterschiedlich stark. 
Werden diese gleichermaßen dereguliert, so kommt es zur Dominanz des 
schnellsten Marktes, da die dort produzierten Instabilitäten Rückwirkun- 
gen auf die langsameren Märkte haben. Dies verweist auf die Notwendig- 
keit der Regulierung der schnelleren Märkte. 

Eine zweite Beschränkung der Effektivität des Preismechanismus ergibt 
sich aus der Existenz externer Effekte. So kann die Konzentration von 
Lern- und Forschungsprozessen an einem Ort zu einem lokalen 'intellek- 
tuellen Ferment' führen, das Innovationstätigkeiten begünstigt - Stiglitz 
nennt als Beispiel für diese positiven externen Effekte das Silicon Valley. 


5 vgl. Keynes 1964: 154-60;, Cuthbertson/Taylor 1987: 117; Semmier 1991: 29-30; Alt- 
vater 1991: 159-61; zur Wall Street: Leadbeater 1992; zum 'overshooting’: Dombusch 
1976: 1162, 1168-69. Bei Dornbusch werden die Erwartungen auf eine Abwertung 
durch eine Ausweitung der Geldmengs ausgelöst - dies ist aber nicht zwingend. 
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Diese lokale Gebundenheit von Lernprozessen begrenzt wiederum 'spill- 
overs' in entfernter gelegene Gebiete. Eng verbunden mit diesen Externa- 
litäten sind 'linkages’, d.h. die interdependenten Verknüpfungen inner- 
halb einer Volkswirtschaft. Gelingt es, die Produktion von Vorprodukten 
innerhalb des Landes zu induzieren, so kommt es zu positiven Rückkop- 
pelungen in Hinblick auf Produktionswissen, Einkommen etc. Die von 
Dualismustheoretikern beobachtete Möglichkeit eines wachsenden Ex- 
portsektors mit geringen Binnenmarktverknüpfungen, der somit wenig 
zur Entwicklung der Gesamtwirtschaft beiträgt, kann somit vermieden 
werden. Zur Förderung dieser gewünschten Effekte sind aktive staatliche 
Politiken gefordert. Beispiele hierfür sind neben der Infrastrukturpolitik 
auch der Aufbau integrierter industrieller Komplexe bzw. Standortpoliti- 
ken, um sowohl die erwähnten Lemeffekte als auch die Senkung der 
Transaktionskosten (Informationsbeschaffung, Kommunikation u.a.) zu 
begünstigen (vgl. Stiglitz 1989: 198-99; Weiss 1988: 98-103; Menzel/ 
Senghaas 1986: 47, 57, 186-88; Wagner et al. 1989: 32-34; Messner 
1990: 73-74). 

Im Transformationsprozeß gibt es zusätzliche Argumente für aktive staat- 
liche Politiken. Da Investitionen und Desinvestitionen eine bestimmte 
Zeit benötigen, ist zunächst von einer kurzfristigen Angebotsstarrheit aus- 
zugehen. In diesem Fall etabliert sich eine Preisstruktur, die die 'geerb- 
ten’ Knappheiten widerspiegelt. Sind die Akteure nicht in der Lage, ratio- 
nale Erwartungen über die mittelfristige Entwicklung der Preisstruktur zu 
bilden - und damit ist aufgrund der Unerfahrenheit mit marktwirtschaftli- 
chen Prozessen zu rechnen -, so fällen sie falsche Investitionsentschei- 
dungen (vgl. Sturn 1990: 307; Grosfeld 1991: 148-50). 

Allerdings droht den Wirtschaften Osteuropas, die sich schon länger in 
der Transformation befinden, die Verwandlung der kurzfristigen in eine 
langfristige Angebotsstarrheit. Der notwendige Strukturwandel scheitert 
an einer schleppenden Demonopolisierung. Schwierigkeiten ergeben sich 
v.a. aus der Tatsache, daß viele Produkte lediglich von einem Betrieb 
landesweit hergestellt werden. Je komplexer das Produktionswissen zur 
Herstellung dieser Produkte ist, desto schwieriger ist der Markteintritt für 
neue Unternehmen. Prozesse der spontanen Privatisierung, bei der die 
Manager mehr oder weniger legal die Eigentümerrechte an ihrem Betrieb 
erwerben, haben die monopolistischen Tendenzen sogar verstärkt - und 
das Vertrauen in den Privatisierungsprozeß untergraben.5 Diese beiden 
transformationsspezifischen Effekte des Marktversagens (erratische Preis- 


6 vgl. Wohlmuth 1991: 13; Granville/Rollo 1991: 3-6,20; für Polen Staniszkis 1991: 
129, 137-38; für die Sowjetunion die Analyse der US-Bank Morgan Stanley in Robin- 
son 1991 und Johnson 1991. 
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struktur und Monopolprofite) haben in der G7-Studie zu der Überlegung 
geführt, eine Liberalisierung der Wirtschaft nach außen könne hier Ab- 
hilfe schaffen. Am 'Problemlöser' Weltmarkt sind jedoch Zweifel ange- 
bracht. 


2.2 Der dynamische Charakter des Weltmarkts 


Entsprechend der Theorie der komparativen Vorteile erzwingt die Libera- 
lisierung der Wirtschaft die Spezialisierung eines Landes auf bestimmte 
Produkte. Nach der neoklassischen Variante sind dies Produkte, in deren 
Produktion ein hoher Anteil der national reichlich bzw. kostengünstig 
vorhandenen Produktionsfaktoren eingeht. Allerdings kann eine Speziali- 
sierung auf Produkte mit geringem Verarbeitungsgrad zum Verlust dyna- 
mischer Potentiale führen - so z.B., wenn wichtiges Produktionswissen 
verloren geht. Die Spezialisierungsentscheidung ist nicht oder nur unter 
großen Kosten reversibel, so daß im Wettbewerb aus dem von Schumpe- 
ter benannten Prozeß der »schöpferischen Zerstörung« ein Prozeß der 
wahrhaft 'destruktiven Zerstörung‘ werden kann (vgl. Raffer 1989: 289; 
Schumpeter 1987: 138). Dies zeigt auch die Erkenntnisgrenzen der Theo- 
rie der komparativen Vorteile auf, da sich diese definitionsgemäß aus- 
schließlich auf Produkte beziehen, die in allen betrachteten Ländern her- 
gestellt werden können. Die Spezialisierung auf technologisch wenig an- 
spruchsvolle Produkte kann von vornherein den Aufbau dynamischer Po- 
tentiale behindern, so daß die Analyse - in Schumpeterscher Tradition - 
von dynamischen komparativen auf absolute Vorteile ausgedehnt werden 
muß: 

»Die Ökonomen entwachsen nun endlich dem Stadium, wo sie nur Preiskonkurrenz sahen 
und nichts sonst. Sobald die Qualitätskonkurrenz und der Kundendienst in die geheiligten 
Gefilde der Theorie zugelassen werden, ist die Preisvariable aus ihrer beherrschenden Stel- 
lung vertrieben. (...) In der kapitalistischen Wirklichkeit (...), im Unterschied zu ihrem 
Bild in den Lehrbüchern, zählt (...) die Konkurrenz der neuen Ware, der neuen Technik, 
der neuen Versorgungsquelle, des neuen Organisationstyps (...) - jene Konkurrenz, die 
über einen entscheidenden Kosten- und Qualitätsvorteil gebietet und die bestehenden Fir- 
men nicht an den Profit- und Produktionsgrenzen, sondern in ihren Grundlagen, ihrem ei- 


gentlichen Lebensmark trifft. Diese Art der Konkurrenz ist um so viel wirkungsvoller als 
die andere, wie es ein Bombardement ist im Vergleich zum Aufbrechen einer Tür (...)« 


(Schumpeter 1987: 139-40). 

Die Bedeutung absoluter Vorteile läßt sich an der Tatsache ablesen, daß 
der intra-industriellen Handel der Industrieländer einen Großteil des 
Welthandels ausmacht - und dieser beruht nur zu einem geringen Teil auf 
dynamischen komparativen Vorteilen. Dadurch führt das beschriebene 
Spezialisierungsmuster zur Verstärkung technologischer Lücken zwischen 
Ländern. Lediglich die Spezialisierung auf technologisch anspruchsvolle- 


Alternativen zu Schocktheraphie und Verschuldung 591 


re Produkte bietet die Chance, über innovative Prozesse und den Erwerb 
des Produktions-know-hows eine Dynamik zu induzieren (vgl. Dosi/Soete 
1983: 199,210-11; Todaro 1989: 385-86; Menzel/Senghaas 1936: 206; 
Rose 1989: 280-31). 

Empirisch lassen sich für die GUS schon heute die Grenzen einer Strate- 
gie erkennen, die auf neoklassischen komparativen Vorteilen (Rohstoffe 
und Energie) aufbaut. Auf der Exportseite hat die in 1991 erhöhte Aus- 
fuhr von Rohstoffen - unterstützt durch eine rückläufige Nachfrage auf 
dem Weltmarkt - zum Zusammenbruch der entsprechenden Märkte, ins- 
besondere des Aluminiummarktes, geführt. Bei den gewaltigen Rohstoff- 
potentialen der ehemaligen Sowjetunion muß von der Großen-Land-An- 
nahme ausgegangen werden, also daß die Exporte Auswirkungen auf das 
Weitmarktpreisniveau haben. Insofern entspricht auch die geplante Aus- 
beutung der GUS-Ressourcen im Rahmen der im Dezember 1991 verab- 
schiedeten European Energy Charter eher den Interessen der Industrielän- 
der Europas an einer langfristig gesicherten, preisgünstigen Energiever- 
sorgung als den Devisenerlösinteressen des Lieferlandes. 

Auf der Importseite ist demgegenüber mit einer wachsenden Nachfrage 
nach Kapitalgütern neueren technologischen Standes als auch nach Kon- 
sum- und Luxusgütern durch die Transformationsgewinner zu rechnen.? 
Die unterschiedlichen Perspektiven der Export- und der Importseite spre- 
chen dagegen, daß die Wechselkursstabilität mithilfe von Zentralbankin- 
terventionen oder eines Wechselkursstabilisierungsfonds alleine gelingen 
kann. Permanente Abwertungen - oder gar ein floating - verstärken dar- 
überhinaus die bereits genannten Instabilitäten (over-shooting-Effekte) an 
den Devisenmärkten. Diese führen auf mikroökonomischer Ebene zu 
einer abwartenden Haltung der Unternehmen wegen abnehmender Verläß- 
lichkeit der Preissignale und zu einer größeren Anfälligkeit für externe 
Schocks aufgrund von Marktversagen auf den internationalen Finanz- 
märkten. 

Die sofortige Liberalisierung der Wirtschaft nach außen läßt sich also als 
falsche Strategie erkennen. Die dadurch induzierte Spezialisierung auf 
komparative Vorteile droht, die Rückständigkeit zu verstärken. Und nur 
bei komparativen Vorteilen kann der Anpassungsmechanismus (Abwer- 
tung) dem unproduktiveren Land die Weltmarktintegration ermöglichen; 
bei (fehlenden) absoluten Vorteilen versagt dieser Mechanismus. Positiv 
an einer Abwertung ist, daß geschützte Lernphasen begünstigt werden. 


7 vgl. Robinson 1991; zum Markt für Aluminium und Platin vgl. Blackwell/Mooney 
1991; zu Magnesium: Gooding 1991; zur European Energy Charter: Hill 1991; zur 
Einschätzung der Ölpreisentwicklung und des möglichen sowjetischen Drucks auf die 
Preise: Hargreaves 1991. 
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Negativ ist jedoch die Verteuerung der für die langfristige Entwicklung 
wichtigen strategischen Importe und die Verminderung des Wettbewerbs- 
drucks, der Innovationen erzwingen soll. Die sofortige Öffnung der Wirt- 
schaft würde also weder den gewünschten Wettbewerbseffekt, noch die 
benötigten strategischen Importe ermöglichen. Insofern spricht vieles für 
die These, daß sie erst dann vorteilhaft ist, wenn ein weltmarktadäquates 
. Dynamisierungspotential aufgebaut ist. Ansonsten drohen der Wirtschaft 

eine strukturelle Abhängigkeit, Instabilitäten und die Zwangsabkoppelung 
vom Weltmarkt. Stattdessen ist ein Konzept des geleiteten Kapitalismus 
gefragt, das sich sowohl neoklassischer Instrumente der Perfektionierung 
des Preismechanismus als auch qualitativer Instrumente der Industriepoli- 
tik bedient (vgl. Weiss 1988: 274-75,289; Menzel 1988: 534). 


3. Alternative Transformationspolitiken 
3.1 Nationale Politiken 


Obwohl hier keine Blaupause vorgelegt werden kann, so legen doch hi- 
storische Analysen nachholender Entwicklung nahe, daß der Aufbau einer 
dynamischen Wirtschaft bestimmte Strukturmerkmale aufweist, an denen 
sich nationalstaatliches Handeln orientieren kann. Hierzu gehören über ei- 
nen leistungsfähigen Agrarsektor hinaus - zu dem Preisreform und Priva- 
tisierung mit Sicherheit beitragen können - eine breitenwirksame Binnen- 
markterschließung, eine hohe Verflechtung der Wirtschaft, die Anglei- 
chung der Produktivitätsniveaus aller Wirtschaftssektoren und die Zunah- 
me der Branchen mit hohem Verarbeitungsgrad. Dementsprechend ist im 
rahmen einer nationalökonomischen Entwicklung - in der Tradition Fried- 
rich Lists - eine selektive, weltmarktorientierte Industriepolitik gerecht- 
fertigt, die zwar kurzfristig zu einer suboptimalen Ressourcenallokation 
führen mag, aber durch den Schutz junger Industrien (infant industries) 
den Aufbau eines nationalen Innovations- und Wissenspotentials - und so- 
mit das mittel- und langfristige Überleben auf dem Weltmarkt - zumindest 
in den Bereich des Möglichen zu rücken (vgl. Menzel/Senghaas 1986: 40- 
42, 178-98, Menzel 1988: 3552-60; Riese 1992: 14-16). 

Historisch läßt sich der Erfolg einer solchen Strategie sowohl bei den 
Aufholern der industriellen Revolution (z.B. Kanada, Schweiz, Däne- 
mark, Schweden und Japan) sowie bei den südostasiatischen Schwellen- 
ländern belegen. Im Transformationsprozeß ergibt sich für den Staat die 
schwierige Aufgabe, entsprechende Schlüsselbranchen und -unternehmen 
innerhalb des bestehenden Industriepotentials zu identifizieren und deren 
Umstrukturierung zu fördern. Kriterien hierfür sind die externen Effekte 
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und Verknüpfungen für die Gesamtwirtschaft sowie langfristige Rentabili- 
tätsüberlegungen (vgl. Pasinetti 1981: 254,271; Todaro 1989: 385-86; 
Weiss 1988: 299-300,319-20; Menzel/Senghaas 1986: 1383-71; Menzel 
1988: 523-81). 

Aus verschiedenen Gründen wird dem Rüstungssektor hier eindeutig Prio- 
rität zukommen müssen. Erstens ist dieser politisch höchst brisant, da er 
sowohl international konkurrenzfähig ist als auch eine entsprechende zah- 
lungskräftige Nachfrage erlebt. Zweitens sind hier die leistungsfähigsten 
Fertigungsanlagen und die Hochtechnologie konzentriert. Außer Rü- 
stungsgütern werden noch zu 40% höherwertige Konsumgüter hergestellt; 
so z.B. 80% der Wasch- und Nähmaschinen, der Kühlschränke und Fahr- 
räder sowie 100% der Unterhaltungselektronik. Und drittens kommt der 
Stadtcharakter dieser Betriebe hinzu, der hier aus sozialen gründen beson- 
dere politische Anstrengungen erfordert (vgl. Lloyd 1991; Sasse 1991: 
495-97; Hewett 1988: 79). 

Eine selektiv-protektionistische Handelspolitik kann die Industriepolitik 
unterstützen, wenn sie zeitlich begrenzt und erfolgsgekoppelt ist: Durch 
die Erfolgskontrolle bleibt der Wettbewerb als Bedrohungspotential erhal- 
ten, und durch ihren temporären Charakter werden die Weltmarktpreise 
zu langfristigen Planungsdaten, wenn gleichzeitig der Wechselkurs stabil 
gehalten werden kann. Dazu ist es notwendig, von einem möglichst nied- 
rigen, einheitlichen Zollsatz abzugehen: eine selektive Protektion erfor- 
dert gerade unterschiedliche Zollsätze, und die Stabilisierung des Wech- 
selkurses ist mitunter aus Effizienzgründen auf den Einsatz von Quoten 
angewiesen. Allerdings sollte die durchschnittliche effektive Protektion 
des industriellen Sektors niedrig sein, um den Agrar- und Exportsektor 
nicht allzu stark zu benachteiligen (vgl. World Bank 1991a: 121; Weiss 
1988: 308-10). 

Hieraus ergibt sich auch eine andere Sequenz der Reformen: Die Öffnung 
der Wirtschaft nach außen hat unter strategischen Gesichtspunkten und 
später als die Binnenmarktliberalisierung zu erfolgen. Die Liberalisierung 
der Geldmärkte - insbesondere des internationalen Kapitalverkehrs - müß- 
te der der Gütermärkte nachgeordnet sein und zudem unter Stabilitätsge- 
sichtspunkten durch Regulationen begrenzt bleiben. Dies ist insbesondere 
deshalb wichtig, weil die Stabilität nicht nur Voraussetzung für den 
Transformationsprozeß ist, sondern auch umgekehrt von seinem Verlauf 
abhängt, also auf einer realökonomischen Basıs beruht.8 

Durch den im September 1992 eingeschlagenen Weg der Privatisierung 


8 vgl. Killick/Stevens 1991: 687; Weiss 1988: 275; Riese 1992: 9,15-16; zum internatio- 
nalen Kapitalverkehr auch World Bank 1991a: 17 


594 Andreas Wiukowsky 


ist es vorläufig unmöglich geworden, eine weitgehend haushaltsneutrale 
indirekte Industriepolitik zu betreiben, weil dabei lediglich drei Varianten 
der Kombination von Belegschafts- und weitem Streubesitz der in Aktien- 
gesellschaften umgewandelten Betriebe vorgesehen ist. Eine indirekte In- 
dustriepolitik würde demgegenüber den Banken, Investmentfonds und/ 
oder den in der G7-Studie vorgesehenen Holdings einen zentralen Stellen- 
wert einräumen. Dadurch kann ein langfristiges Engagement von Kapital- 
gebern gewährleistet, und somit Instabilität und Kurzsichtigkeit ver-mie- 
den werden. Einen entsprechenden Weg nachholender Industrialisierung 
sind z.B. Südkorea, Deutschland und Japan gegangen (vgl. Sachs 1991: 
20-21; Calvo/Frenkel 1991: 6). Diese indirekte Industriepolitik könnte 
durch eine Steuerpolitik zugunsten der Reinvestition der Gewinne geför- 
dert werden. Zudem sind Kreditobergrenzen und entsprechende Zuwei- 
sungskriterien für den rationierten Kredit denkbar. 

Mit solch einer Form von Regulation ließe sich ein längerfristiger Um- 
strukturierungsprozeß eher bewältigen als mit Börsen, da die Entschei- 
dung, welche Unternehmen liquidiert oder umstrukturiert werden, nicht 
nach dem kurzfristigen Rentabilitätskriterium gefällt werden, sondern 
aufgrund längerfristiger strategischer Überlegungen (wie z.B. der Bedeu- 
tung eines Unternehmens für die anderen im Portfolio gehaltenen). 
Selbstverständlich birgt auch dieses Szenario Risiken - vom Entstehen ei- 
ner Pfründewirtschaft bis hin zu einer weiterhin unkontrollierbaren öko- 
nomischen Machtkonzentration, wie sie von Kritikern in allen Ländern 
konstatiert wird, die einen entsprechenden Entwicklungspfad gewählt ha- 
ben.? Aber dies ist ein grundsätzliches Problem der Transformation. Zu- 
dem bietet m.E. die institutionelle Aufsplitterung von Interessen zwischen 
Staat, Zentralbank, Geschäftsbanken, Fonds und Holdings größere Kor- 
rekturpotentiale als ein von wenigen marktdominiernden Monopolen, ei- 
ner schwachen Zentralregierung und korrupten Lokalregierungen beglei- 
teter, unreguliert verlaufender Liberalisierungsprozeß. 

Der jetzt eingeschlagene Weg wird also den Strukturwandel eher verlän- 
gern. Selbst die Weltbank vertritt inzwischen eine Position, die den kurz- 
fristigen Transformationserfolg grundsätzlich bezweifelt - ohne allerdings 
entsprechende Konsequenzen in bezug auf die Liberalisierungspolitiken 
zu ziehen (World Bank 1990a: 10-11). Gerade aus der Langfristigkeit des 
Transformationsprozesses ergibt sich die Notwendigkeit der stärkeren 
Einbeziehung der sozialpolitischen Dimension in die Reformstrategie. In- 


9 Bereits 1946-47 erarbeitete die US-amerikanische Militärregierung eine ausführliche 
Kritik der Rolle des deutschen Bankenwesens im nationalsczialistischen Herrschaftssy- 
stem und empfahl seine Liquidierung (OMGUS 1985: 11,45£f.,133-290; 1986: 29ff.). 
Einen aktuellen Beitrag zur Debatte in der Bundesrepublik bietet Sörgel 1992: 3-8. 
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sofern sind die Verschiebung von sozialstaatlichen Maßnahmen auf 'bes- 
sere Zeiten’ und die mangelnde Berücksichtigung der verteilungspoliti- 
schen Komponente der jeweiligen Transformationsstrategie ein großes 
Manko der G7-Studie. Letztlich ist die Stabilisierung auch eine sozialpo- 
litische Aufgabe, und dieser Aspekt wird für die längerfristige Durchhalt- 
barkeit der Transformationsstrategie entscheidend sein. Über die Subven- 
tionen der Preise für bestimmte Grundnahrungsmittel hinaus ist die Auf- 
rechterhaltung eines minimalen Anteils der betrieblichen Sozialeinrichtun- 
gen durch Subventionen zu gewährleisten. Die Aufrechterhaltung bzw. 
Umstrukturierung des gesamten Sozialsystems ist nicht nur aus Humanität 
geboten, sondern auch unter dem Aspekt der Aufrechterhaltung der Pro- 
duktion von zentraler Wichtigkeit. 

Die Stabilität der Währung ist - um hier keine Mißverständnisse aufkom- 
men zu lassen - eine zentrale Aufgabe. Der Verzicht auf wichtige staatli- 
che Politikbereiche zur Herstellung kurzfristiger Stabilität bedroht jedoch 
ihre langfristige Sicherung. Aus dieser Sicht soll im folgenden ein Kon- 
zept internationaler Hilfe betrachtet werden. 


3.2 Internationale Hilfe und Kooperation 


Im Gegensatz zur G7-Studie verwies der Yavlinsky-Plan wiederholt auf 
den Marshall-Plan. Es fällt aber auf, daß der hohe Schenkungsanteil (und 
somit das Vermeiden von Devisenschulden) des historischen Vorbilds 
nicht übernommen wurde. Zudem wurden weitere Elemente des Mar- 
shall-Plans überhaupt nicht rezipiert, die unter den aktuellen Bedingungen 
sogar an Relevanz gewonnen haben. Dies betrifft z.B. die institutionali- 
sierte Kooperation: So wurde auf der Empfängerseite der Marshall-Plan- 
Hilfe das Committee of European Economic Cooperation gegründet, das 
später in die Organisation for European Economic Cooperation (OEEC) 
einging. Ihm gehörten 16 europäische Länder und Westdeutschland an. 
Das Komitee arbeitete einen Vorschlag für ein Vierjahresprogramm aus, 
das folgende Ziele beinhaltete: 


- Steigerung landwirtschaftlicher und industrieller Produktion; 

- Stabilisierung der Währungen und Wechselkurse; 

- wirtschaftliche Kooperation und deren Institutionalisierung; 

- Exportsteigerung zur Schließung der Devisenlücke (Price 1955: 36-39). 


Die europäischen Regierungen mußten die Bedürfnisse zur Erfüllung die- 
ser Ziele aufgrund von Anforderungen aus der Privatwirtschaft oder auf- 
grund eigener Entwicklungsprioritäten definieren, sie dann innerhalb der 
OEEC verhandeln und dann der 1948 von den USA gegründeten Econo- 
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mic Cooperation Administration (ECA) vorschlagen. Stimmten die An- 
forderungen mit den Untersuchungen der ECA überein, so gab sie ihre 
Zustimmung zur Gewährung der entsprechenden Hilfe. 90% der Gesamt- 
mittel standen als Schenkungen für Nahrungsmittel, fossile Brennstoffe 
und Rohstoffe zur Verfügung, und nur 10% waren Kredite für Kapital- 
güter. Hauptempfängerländer waren Großbritannien (23,2%), Frankreich 
(20,8%), Italien und Westdeutschland (beide 10,6%) (vgl. Price 1955: 
75-82,90,104-10; Burch 1987: 47). 

Eine weitere Besonderheit war die Einrichtung von counterpart funds. 
Der Gegenwert der Schenkungen mußte zunächst von den Empfängern in 
nationaler Währung in diese Fonds eingezahlt werden. Diese standen 
dann zu 95% den Regierungen der Empfängerländer zur Verfügung, die 
ECA hatte aber ein Vetorecht bezüglich des Verwendungszwecks. Die 
Schenkungen dienten also zunächst zur Überwindung der Devisenlücken, 
die Fonds zur Überwindung der nationalen Sparlücken. Die Fonds wur- 
den durchaus unterschiedlich verwandt. Während der ersten beiden Jahre 
wurden sie fast vollständig (433 der 435 Mio Dollar-Äquivalent) zur 
Rückzahlung von Staatsschulden eingesetzt. Einige Regierungen initiier- 
ten Öffentliche Wohnungsbauprogramme. In der Folgezeit variierte der 
Anteil der für produktive Zwecke eingesetzten Mittel von 83,9% in 
Frankreich bis zu 0,2% in Großbritannien, das weiterhin vornehmlich 
Staatsschulden bediente. Frankreich finanzierte den (bereits als Blaupause 
vorliegenden) Monnet-Plan zur Modemisierung der Kohle- und Stahlin- 
dustrien sowie der Eisenbahn, die britische Regierung leitete in großem 
Umfang Öffentliche Mittel in Sozialprogramme, und in Italien wurden öf- 
fentliche Arbeitsprogramme finanziert. Die Fonds ließen also den natio- 
nalen Regierungen Spielräume für eine Politik nach eigenständig gesetz- 
ten Prioritäten (vgl. Arkes 257,291-92; Price 1955: 98-100; Hogan 1987: 
153; Burch 1987: 51). 

Als wichtigste Langzeitfolge des Plans ist die Einleitung des Prozesses 
der europäischen Integration zu nennen. Die Opfer der deutschen Erobe- 
rungszüge kooperierten im Rahmen der OEEC mit dem ehemaligen 
Feind, und eine europäische Zahlungsunion wurde geschaffen. Die 'Erz- 
feinde' (West-) Deutschland und Frankreich gründeten den Vorläufer der 
EG, die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, und kooperierten 
damit erstmals auf einem Gebiet, das in beiden Weltkriegen strategischer 
Zankapfel zwischen diesen Nationen war (vgl. Kindleberger 1987: 81- 
90). Gerade diese Aspekte sind für die GUS, vielleicht sogar für weitere 
Länder Osteuropas, interessant. Die anti-russischen Ressentiments in den 
meisten dieser Länder und die Welle von Souveränitätsbestrebungen sind 
zwar aufgrund der Geschichte verständlich, die dabei oft vertretenen Kon- 


Alternativen zu Schocktheraphie und Verschuldung 397 


zepte absoluter Souveränität sind jedoch einer Welt ökonomischer Inter- 
dependenzen nicht angemessen. Die größten Chancen einer wirtschaftli- 
chen Erholung und einer längerfristigen Aufholstrategie bestehen wohl 
bei Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung der traditionellen Wirt- 
schaftsbeziehungen, und nicht in dem verzweifelten Versuch, einzeln und 
in Konkurrenz gegen alle anderen mit ähnlichen Gütern (Agrarprodukte, 
Rohstoffe, einfache Industriegüter) den schnellstmöglichen Anschluß an 
die dynamischsten Industrieländer zu finden, die sich zudem noch in die- 
sen Bereichen abschotten (vgl. Killick/Stevens 1991: 693). 

Von den GUS-Ländern hat wahrscheinlich lediglich Rußland mit seinem 
Produktions- und Binnenmarktpotential sowie seinen umfangreichen Roh- 
stoffreserven (und der daraus resultierenden starken Außenhandelsposi- 
tion gegenüber den anderen Republiken) dezente Ansätze zu einer eigenen 
Chance. Trotzdem wären selbst für diese Republik (und für die anderen 
allemal) die Erfolgsaussichten größer, wenn traditionelle Wirtschaftsbe- 
ziehungen in die Geldwirtschaft herübergerettet werden könnten, denn der 
Aufbau neuer Märkte ist immer ein langwieriger Prozeß. Dies wird ver- 
stärkt durch die gegenseitige Abhängigkeit aufgrund der traditionellen in- 
terrepublikanischen Arbeitsteilung. Diese kannte kaum intra-industriellen 
Handel, sondern war planvoll nach Ricardianischen Modellvorstellungen 
organisiert, d.h. jedes Land war auf bestimmte Produktpaletten speziali- 
siert (vgl. Götz 1991: 4, 7). 

Inzwischen ist nicht mehr zu erwarten, daß sich die GUS-Staaten auf eine 
gemeinsame Währung einigen. Aber für den Wirtschaftsraum gilt, was 
für die (gemeinsamen) Außenbeziehungen nicht zutrifft: der Freihandel 
ist, um nicht zusätzliche Wohlfahrtsverluste zu induzieren, unabdingbar. 
Eine Abschottung gegeneinander würde zusätzliche Transaktionskosten 
von nicht abzuschätzender Höhe verursachen. Ein gemeinsamer Wirt- 
schaftsraum ist also auch unterhalb der Stufe einer Einheitswährung im 
Interesse aller GUS-Staaten, wenngleich die Vorteile ungleich verteilt 
sein werden. Konkret bedeutet dies zumindest die Schaffung einer Zoll- 
union. Der ökonomische Zusammenhalt der Staaten, und damit eine Auf- 
gabe ökonomischer Souveränitäten zugunsten der Gemeinschaft, ist auch 
im Interesse der Industrieländer. Nicht nur, daß so die Erfolgsaussichten 
für Hilfe wahrscheinlicher werden, auch die Gefahr weiterer ethnischer 
Konflikte mit nicht abzuschätzenden globalen Wirkungen wird durch eine 
wirtschaftliche Erholung vermindert. Aus diesem Grund wäre ein interna- 
tionales Hilfsprogramm wünschenswert, das durchaus am Marshall-Plan 
orientiert ist. 

Die Industrieländer Könnten eine der ECA vergleichbare Koordinations- 
stelle - z.B. bei der OECD - einrichten, die mit einem entsprechenden 
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osteuropäischen Gremium zusammenarbeitet. Letzteres könnte potentiell 
alle GUS-Staaten, aber auch weitere Länder der Region umfassen. Bei 
den heute erkennbaren zentrifugalen Tendenzen in der GUS wäre eine Er- 
klärung der westlichen Länder (ähnlich der der USA nach dem 2. Welt- 
krieg), keine bilateralen Hilfen zu gewähren, ein wichtiger Schritt zur 
"Gründungshilfe' solch einer Ost-ECA. Die Hilfe würde in erster Linie in 
Form von Schenkungen (auch von Investitionsgütern) gewährt und durch 
eine umfassende technische Hilfe ergänzt werden. Gleichzeitig würden 
counterpart funds eingerichtet, so daß die Hilfsempfänger einer Budgetre- 
striktion in nationaler Währung unterliegen. Die Fonds können von den 
Regierungen der Empfängerländer zur Abzahlung der Staatsschuld, für 
Sozialausgaben, Infrastrukturpolitiken, Investitionen ins Bildungswesen 
und industriepolitische Maßnahmen verwandt werden. Die notwendige 
Zustimmung der Geber zur Mittelverwendung könnte insbesondere im 
produktiven Bereich den durch die Außenliberalisierung gerade nicht zu 
erreichenden Wettbewerb ersetzen. Dieses Konzept böte folgende Vortei- 
le: 


(1) Kooperation: Die Teilnehmerstaaten sind zu einer umfassenden 
Kooperation verpflichtet, die sowohl zum Erhalt wirtschaftlicher Bezie- 
hungen als auch zur politischen Stabilität beitragen wird. 

(2) Counterpart funds: Zu Beginn der Hilfe entstehen zusätzliche Mittel 
zur Geldwertstabilisierung. Später können weitere Staatsaufgaben finan- 
ziert werden. Einer Überschuldung der Staaten durch Devisenkredite im 
Rahmen traditioneller Hilfskonzepte wird entgegengewirkt. 

(3) Strukturwandel: Durch die Finanzierbarkeit strategischer Importe und 
einer selektiven Industriepolitik werden die Auswirkungen der Rezession 
auf den Transformationsprozeß gemindert. 

(4) Technische Hilfe: Die technische Hilfe der Finanzinstitutionen zur Be- 
wältigung der institutionellen Neuerungen wird durch die der Geberbe- 
hörde verstärkt. 

(5) Institutionelle Vernetzung: Durch das institutionelle Geflecht und die 
unterschiedlichen Zuständigkeiten wird das Aufbrechen der stark zentral 
orientierten Bürokratien der ehemaligen Planwirtschaften und das Entste- 
hen vernetzten Denkens und Handelns gefördert. 

(6) Effizienz: Im Vergleich zu bilateralen Abkommen kann Hilfe so wirk- 
samer eingesetzt und abgestimmt werden. 


Dazu ist aber auch ein Paradigmenwechsel in der Industrieländerpolitik 
gegenüber der GUS vonnöten: nämlich hin zu einer multilateralen Koope- 
ration mit dem Ziel der Eingliederung der GUS-Ökonomie in den Welt- 
markt bei gleichzeitiger Binnenmarktentwicklung. Z.Zt. wird im Westen 
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wohl eher auf die Kosten eines solchen Arrangements gesehen (Öffnung 
der Märkte für Ostprodukte); längerfristig werden aber die Kosten eines 
politisch und ökonomisch zerrütteten Ostens wesentlich höher liegen. 


4, Fazit 


Das verständliche politisch-emotionale Mißtrauen gegen den Staat hat in 
den ehemaligen Planwirtschaften zur bereitwilligen Annahme einer Posi- 
tion geführt, die den gewünschten Transformationserfolg durch eine radi- 
kale Marktlösung verheißt. Eine nicht-statische Analyse des Transforma- 
tionsprozesses führt aber zu dem Ergebnis, daß sich ein radikaler Markt- 
ansatz und der gewünschte Transformationserfolg eher ausschließen als 
bedingen. Insofern sind alternative Ansätze gefordert, in denen der Trans- 
formationsprozeß im Spannungsfeld von Markt und Regulation zwar nicht 
von mehr Staat, aber von einem besseren Staat vorangetrieben wird. Al- 
lerdings ist zu betonen, daß der Erfolg der Transformation nicht nur von 
einer ökonomischen Strategie abhängt, sondern v.a. von der - durchaus 
damit verbundenen - gesellschaftlichen Unterstützung. 

Von zentraler Bedeutung wird dabei die soziale Dimension des Prozesses 
sein. In der Sowjetunion entstand die Zuwendung zur Marktwirtschaft 
nicht deshalb, weil den Menschen eine pareto-optimale Allokation der 
Ressourcen so sehr am Herzen lag, sondern weil sie sich davon ein besse- 
res Leben versprachen. Aber Marktwirtschaften leiden unter dem, was 
Weber die »prinzipielle Schranke« ihrer formalen Rationalität nannte: ih- 
rer Indifferenz gegenüber nicht-kaufkräftigen Bedürfnissen (vgl. Weber 
1980: 59). Gerade zur Befriedigung dieser Bedürfnisse, v.a. derjenigen 
der Transformationsverlierer, sind ebenfalls staatliche Konzepte gefragt, 
die über die hier entwickelte ökonomische Alternative herausgehen. Dies 
- wie im übrigen schon die minimalen Staatsfunktionen des G7-Konzeptes 
- sind hohe Anforderungen an eine Staatsbürokratie, die eine gänzlich an- 
dere Tradition aufzuweisen hat. Ein wesentlicher Faktor der Transforma- 
tion wird deshalb die Reformierbarkeit dieser Staatsbürokratie und deren 
Entwicklung und Durchsetzung einer gesellschaftlich akzeptablen Trans- 
formationsstrategie sein. Die Chancen darauf mag man z.Zt. als niedrig 
bewerten, es wäre jedoch falsch, deshalb in einem Verzweiflungsakt auf 
die Schocktherapie zu setzen. Um bei Weber zu bleiben: 

»Im ganzen neigen Menschen hinlänglich stark dazu, sich dem Erfolg oder dem jeweilig 
Erfolg versprechenden innerlich anzupassen, nicht nur - was selbstverständlich ist - in den 
Mitteln oder dem Maße, wie sie ihre letzten Ideale jeweils zu realisieren trachten, sondern 
in der Preisgabe dieser selbst. In Deutschland glaubt man dies mit dem Namen 'Realpoli- 


tik’ schmücken zu dürfen. Es ist (...) nicht einzusehen, warum gerade die Vertreter einer 
empirischen Wissenschaft das Bedürfnis fühlen sollten, dies noch zu unterstützen, indem 
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sie sich als Beifallssalve der jeweiligen 'Entwicklungstendenz’ konstituieren und die 'An- 
passung’ an diese aus einem (...) Wertungsproblem zu einem durch die Autorität einer 
"Wissenschaft' angeblich gedeckten Prinzip machen. 

Es ist - richtig verstanden - zutreffend, daß eine erfolgreiche Politik stets die "Kunst des 
Möglichen’ ist. Nicht minder richtig aber ist, daß das Mögliche sehr oft nur dadurch er- 
reicht wurde, daß man nach dem jenseits seiner liegenden Unmöglichen griff« (Weber 
1973b: 279, Hervorh. 1.0.) 


Es ist richtig, daß der Modernisierungsprozeß nach westeuropäisch/ nord- 
amerikanischem Vorbild nicht zwangsläufig gelingt - die GUS ist sehr 
konkret bedroht von denselben Rückschritten, Stagnations- und Desinte- 
grationstendenzen, wie sie in nationalen Modernisierungsprojekten welt- 
weit zu beobachten sind (vgl. Müller 1991: 272-76, 283-87). Es ist sogar 
wahrscheinlich, daß ein auch nur irgendwie als Erfolg zu bezeichnender 
Transformationsverlauf zu einer ganz anderen ökonomischen und sozialen 
Struktur führt, als sie das 'Vorbild’ aufzuweisen hat. Aber selbst dieser 
Verlauf wird nur dann eintreten, wenn es strategische Vorstellungen gibt, 
die nicht allein auf den Markt setzen. Insofern handelt es sich bei der Ent- 
wicklung dieser Alternative um eine Notwendigkeit. 
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Jacek Tittenbrun 
Der polnische Weg zum Kapitalismus 


1. Nach dem »Big Bang« 


Fast drei Jahre sind seit dem Zusammenbruch des sogenannten kommuni- 
stischen Regimes in Polen vergangen. Zwar ist die Bewertung der folgen- 
den postkommunistischen Regierungen noch immer Gegenstand heftiger 
politischer Kontroversen, doch ist genug Zeit vergangen, um eindeutig zu 
sehen, daß die meisten Vorhersagen und Versprechungen, die im Verlauf 
der historischen Veränderungen gemacht worden sind, nicht erfüllt wur- 
den. Damit soll nicht in Abrede gestellt werden, daß mit dem Wirt- 
schaftsprogramm der von Solidarnosc-Anhängern besetzten Regierungen 
einiges erreicht wurde, es handelt sich dabei aber höchstens um Teilerfol- 
ge. 

Die polnische Währung ist zwar inzwischen fast völlig konvertibel, aber 
um den Preis einer erheblichen Abwertung, die auch die Ersparnisse der 
Bevölkerung entwertete. Der Kampf gegen die Inflation war ein Pyrrhus- 
sieg, da die Inflationsrate auf Kosten einer ungeheuren Abnahme von 
Nachfrage und Einkommen gesenkt wurde. Die Warteschlangen sind 
vielleicht kürzer geworden, aber hauptsächlich weil sich die Menschen 
die angebotenen Waren nicht mehr leisten können. Damit verblassen auch 
diese positiven ökonomischen Veränderungen. 

Das Ausmaß der Disparität zwischen den Vorhersagen und der Realität 
illustrieren die folgenden Zahlen: Die Regierung kündigte Anfang 1990 
an, daß die Abnahme der Industrieproduktion in diesem Jahr die 5%- 
Marke nicht überschreiten würde. Tatsächlich fiel sie nach offiziellen An- 
gaben gegenüber 1989 um 24,2%, nach unabhängigen Expertenschätzun- 
gen sogar um beinahe 29% (The Economist 1991: 5). Das Volkseinkom- 
men sollte nur um 3,1% fallen, aber Ende 1990 war es um 15% (eventu- 
ell sogar um 21%) gefallen. Das BSP Polens nahm um 11,6% ab, und das 
Investitionsvolumen um 10,1%. Die Reallöhne sollten höchstens um 20% 
sinken, in Wahrheit sanken sie um 27,6%. Die Einkommen der Gehalts- 
und Lohnempfänger fielen sogar um 36% (Zycie Gospodarcze 4, 1992: 
N). Die Zahl der Arbeitslosen betrug mehr als 1,1 Million, während die 
Vorhersagen von 400 000 ausgegangen waren. Die jährliche Inflationsrate 
betrug anstelle von 20% erstaunliche 586%. 

Im folgenden Jahr war die Lage ähnlich. Die Regierung kündigte an, daß 
das polnische Volkseinkommen um etwa 4% steigen würde, das BSP um 
3 bis 4%, die Industrieproduktion um 5,5%, das Investitionsvolumen um 
20%, usw. Die Realität sah ganz anders aus. Die jährliche Inflationsrate 
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erreichte 74% anstelle der erhofften 36%. Die Produktionskapazität fiel 
gegenüber 1990 um 14,2% und die Investitionen um 9,9% (Zycie Gos- 
pordarcze 5, 1992: 1). Das Volkseinkommen fiel um 8 bis 10% und das 
BSP um 9.3%. Ende des Jahres betrug die Arbeitslosigkeit, gemäß den 
offiziellen, heruntergerechneten Zahlen 11,8%. Die Konsumausgaben 
stiegen um magere 2 bis 3%, statt um 11 bis 13%. Hinzu kommen die 
drastischen Kürzungen der öffentlichen Ausgaben in den Bereichen Ge- 
sundheit, Bildung, Kultur usw. 1991 waren die Staatsausgaben im Bil- 
dungsbereich um 22.5% niedriger als 1990, im Gesundheitsbereich um 
16.2%, für Erholung, Tourismus und Sport um 51.6% (Zycie Gospodar- 
eze 23, 1992: 4). Der polnische Wohlfahrtsstaat, der vorher schon unzu- 
länglich war, wurde drastisch beschnitten. 

In einer im Oktober 1991 durchgeführten Umfrage stimmten bloß 9% der 
Befragten der Aussage zu: »Viel hat sich zum Besseren geändert«, 13% 
zogen die Feststellung vor »Die Lage ist etwas schlecher geworden«, wäh- 
rend 22% die Sıtuation als »viel schlechter« einschätzten, 17% fanden, 
daß sich »praktisch nichts geändert hat«. Und über 71% meinten, der 
Preis, den die Bevölkerung für die Veränderungen bezahlt habe, sei zu 
hoch gewesen. Nur 15% glaubten, daß es »der angemessene Preis« sei 
(The Warsaw Voice 22.-29. Dezember 1991: 8). Für die Mehrheit der 
polnischen Bevölkerung wiegen die durch das Wirtschaftsprogramm der 
Regierung erlittenen Verluste offensichtlich weitaus schwerer als die da- 
mit erreichten Vorteile. 


2. Zufall oder Absicht? 


Die Einschätzung der Bevölkerung bestätigt lediglich die Kritik vieler in- 
und ausländischer Ökonomen an dem Wirtschaftsprogramm der Regie- 
rung. Von Anfang an betonten sie, daß eine »Schockbehandlung« - der 
schnelle Übergang vom Plan zum Markt - die ganzen oben genannten ne- 
gativen Phänomene mit sich bringen würde. Die Behauptung, daß dies die 
unausweichlichen Kosten des Übergangs zum Markt seien, sind wenig 
glaubwürdig. Allerdings ist auch die Schlußfolgerung fragwürdig, daß 
diese immensen Kosten lediglich von zwei Hauptfehlern im Regierungs- 
programm herrühren: der zu großen Geschwindigkeit der Reformen, so- 
wie dem Rückzug des Staates aus allen ökonomisch regulierenden Funk- 
tionen, was dazu führte, daß der Markt sich selbst überlassen blieb. Mit 
dieser Einschätzung wird das Problem aber nur oberflächlich erfaßt. Die 
ersten beiden von Solidarnosc geführten Regierungen ignorierten alle 
Warnungen und verfolgten unbeirrt ihren Kurs, mit der Begründung, je 
schneller die Transformation vorangehe, desto eher beginne der Auf- 
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schwung.! Aber der erwartete Aufschwung kam nicht voran. Auch die 
dritte Regierung, die von Jan Olszewski geführt wurde, der aufgrund des 
wachsenden Unmuts in der Bevölkerung ab und zu Lippenbekenntnisse 
zur Notwendigkeit einer Kursänderung ablegte, hielt an der bisherigen 
Wirtschaftspolitik fest. Diese Tatsachen legen nur eine plausible Erklä- 
rung des Verhaltens der Regierung nahe. 

Die extrem hohen sozialen und ökonomischen Kosten der Schocktherapie 
sind nicht das Resultat irgendwelcher Fehler oder der Unerfahrenheit, 
sondern einer bewußt konzipierten Politik. Das Hauptziel dieser Politik 
war die schnellstmögliche Einführung des Kapitalismus in Polen. Diesem 
Hauptziel sollte alles andere untergeordnet werden, egal zu welchen Ko- 
sten. Die Richtung, das Tempo und die Methoden der marktwirtschaftli- 
chen Reformen wurden ideologisch bestimmt und nicht ökonomisch oder 
aufgrund von Kosten/Nutzen Erwägungen. Der durch den IWF ausgeübte 
Druck war sicher auch ein wichtiger Faktor, aber die Ansichten des IWF 
stimmten auch mit dem stark marktwirtschaftlich orientierten Regierungs- 
team unter Polens Finanzminister Leszek Balcerowicz überein. 

Die Freigabe der Preise und die Begrenzung der Inflation (mittels stren- 
ger Kontrolle der öffentlichen Ausgaben) liefern günstige Bedingungen 
für die Entwicklung des Kapitalismus. Die Kürzung der Löhne und So- 
zialabgaben sollte die Lohnstückkosten senken und somit hohe Profite für 
neue Kapitalisten sichern und ausländisches Kapital anziehen. Aufgrund 
der Massenarbeitslosigkeit sollte eine industrielle Reservearmee entste- 
hen, die entsprechend der Phillips-Kurve zu niedrigen Löhnen führt, was 
natürlich dem Vorteil der Arbeitgeber dient. Eine extrem restriktive Steu- 
er- und Geldpolitik, einschließlich hoher Zinssätze und Kreditbeschrän- 
kungen für die Staatsunternehmen, zielte darauf ab, diese Unternehmen 
zu ruinieren oder zumindest zu schwächen, um ihre Privatisierung zu för- 
dern. Staatsunternehmen konnten zu Dumping-Preisen verramscht wer- 
den, wobei die Belegschaften und die Manager selbst auf die Privatisie- 
rung drängten, um der Strafsteuer für Lohnerhöhungen, die bei Privatun- 
ternehmen nicht angewandt wurde, zu entgehen. 

Der Staat war ebenfalls bemüht, optimale »Treibhausbedingungen« für die 
ursprüngliche Akkumulation von Kapital herzustellen. Ein derartiger Pro- 
zeß setzt die Bereicherung einer Klasse von potentiellen Kapitalisten vor- 
aus, denn deren Wohlstand ist für die Organisation kapitalistischer Unter- 


1 Jeffrey Sachs, ein Berater der polnischen Regierung und einer der Hauptarchitekten 
der Marktreformen in Polen, äußerte häufiger: »Man springt nicht in zwei Sprüngen 
über den Graben«, und: »Eine langsame Einführung der Reformen wäre einem Be- 
schluß in Großbritannien vergleichbar, den Übergang vom Links- zum Rechtsverkehr 
zunächst nur für LkWs einzuführen« (The Warsaw Voice, 31. Mai 1992: B2). 
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nehmen notwendig. Die Bildung solchen Reichtums wird vom Staat mit 
allen zur Verfügung stehenden Mitteln unterstützt: von zollfreien oder 
minimalen Zöllen unterworfenen Privatimporten, praktisch unkontrollier- 
tem und unverzolltem Straßenhandel, über Steuerkredite und -begünsti- 
gungen für die Privatwirtschaft? bis hin zu Schlupflöchern im Rechts- und 
Steuersystem, die zu enormen Erträgen führen sowie der weitverbreiteten 
Korruption von Staatsbeamten. Die spektakulärsten Formen der »Bour- 
geoisifizierung«, sind die »Insider-Privatisierungen«, bei denen die Mana- 
ger der Staatsbetriebe zu ihren Besitzern werden. 


3. Der »Laffer-Effekt«, ganz groß 


Welches sind die Ergebnisse dieser Politik des erzwungenen Marsches 
zum Kapitalismus? Bis jetzt führte die Austrocknung des staatlichen Be- 
reichs höchstens zu einem Teilerfolg. Staatsbetriebe müssen die soge- 
nannte »Dividende« bezahlen, d.h. eine Vermögenssteuer auf der Grund- 
lage ihres mit der Inflationsrate multiplizierten früheren Wertes. In den 
meisten Fällen ist diese Dividende zusammen mit anderen Steuern und 
den explodierenden Zinszahlungen höher als der Unternehmensprofit. 
1991 lag die Steuerlast der staatlichen Firmen um 26,4% über ihrem 
durchschnittlichen Bruttoprofit (Zycie Gospodarcze 28, 1992: 5). Trotz 
des Drucks der restriktiven Geld- und Fiskalpolitik der Regierung, schaf- 
fen es die staatlichen Firmen, sich irgendwie über Wasser zu halten. Sie 
verkaufen Aktiva oder harte Devisen, schreiben Buchgewinne, gewähren 
einander Kredite oder die den Bankiers und Lieferanten geschuldeten 
Summen, ja selbst die Steuern, werden einfach nicht mehr bezahlt. Ende 
1991 schuldeten die Staatsunternehmen dem Staatshaushalt 29 Billionen 
Zloty an unbezahlten Steuern Überbesteuert und von Krediten abgeschnit- 
ten, von der Schuldenlast erdrückt und ohne Märkte (die aufgrund der zu- 
rückgehenden Nachfrage zusammenbrechen), kämpfen Tausende von 
staatseigenen Unternehmen weiter. 

Somit schlug die Regierungspolitik völlig fehl. Bei der öffentlichen Hand 
setzte sich das Laffersche Gesetz durch: eine übermäßige Ausweitung der 
Besteuerung führt schließlich zu einem sinkenden Steueraufkommen, da 
die Unternehmen die Steuern nicht mehr zahlen können und sich der Be- 
steuerung entziehen. Immer mehr Staatsunternehmen befinden sich auf 


2 1991 war die Steuerlast pro Kopf in der Privatwirtschaft nur halb so groß wie bei den 
Öffentlichen Unternehmen (Polityka 3, 1992: 4). 1988 lieferten die Staatsunternehmen 
71,6% des Bruttosozialprodukts, 1989 noch 69,9% und 1990 68%. Ihr Beitrag zum 
öffentlichen Budget stieg im gleichen Zeitraum von 84,8% über 84,1% auf 92,7% 
(Zycie Gospodarcze 22, 1992: 14). 
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der Schwelle zum Bankrott - der Anteil der Firmen, die noch vor dem 
Steuerabzug rote Zahlen schreiben, belief sich Ende April 1992 auf 46% 
(Zycie Gospodarcze 24, 1992: 1) - die Staatseinkünfte fielen drastisch. 
1991 betrug das Haushaltsdefizit 3,8% des BSP (Zycie Gospodarcze 28, 
1992: 5), was weit über der mit dem IWF vereinbarten Zielgröße lag. 
Deshalb wurden die Gespräche mit dem Fonds und weitere Kredite sus- 
pendiert. Die prokapitalistische Politik der Regierung wurde ironischer- 
weise durch die führende kapitalistische Institution gerade nicht belohnt; 
Geldmittel zur Förderung der Privatwirtschaft blieben aus und eine Ver- 
einbarung mit dem Pariser Club über einen teilweisen Schuldenerlaß, der 
den Übergang zum Kapitalismus für das Land immens erleichtern könnte, 
wurde ausgesetzt. 

Mittlerweile steht die polnische Regierung vor einem weiteren schwer- 
wiegenden Problem, nämlich den riesigen, uneinbringlichen Forderungen 
der Banken. Man schätzt, daß 40% der Kredite der Staatsunternehmen zu 
dieser Kategorie gehören, der Gesamtbetrag der notleidenden Kredite be- 
ziffert sich auf unglaubliche 200 Billionen ZI. Der Economist führte aus, 
daß bei einer realistischen Einschätzung der Vermögensbestände der 
Banken keine Zinsen auf die Einlagen mehr gezahlt werden und diese 
auch nicht mehr zurückgezahlt werden Könnten. 

»Die Regierung, die schon jetzt krampfhaft gegen das Haushaltsdefizit kämpft, müßte die 
Einleger selbst ausbezahlen. Die einzige Möglichkeit hierzu wäre eine drastische Steuerer- 
höhung. Dann würde die Regierungs aber nur mit der einen Hand geben, was sie mit der 
anderen Hand nimmt und die Wirtschaft noch tiefer in die Rezession treiben. Eine ebenfalls 
ungangbare Alternative wäre das notwendige Geld zu drucken, um die Einleger auszuzah- 
len, doch würde dies sehr schnell zu einer Hyperinflation führen (Manasian 1991: 23). 

Ein noch größeres Problem stellen die Schulden zwischen den Unterneh- 
men dar. Die Regierung muß es sich daher zweimal überlegen, ob sie den 
Konkurs irgendeiner großen Firma zuläßt, da dies eine Kettenreaktion 
von Zusammenbrüchen hervorrufen könnte, was zu einer erhöhten Ar- 
beitslosigkeit führen und die verzweifelten Menschen eventuell auf die 
Straße treiben würde. 

Abgesehen von den erzwungenen Handelskrediten versuchen sich die 
staatlichen Unternehmen durch den direkten Austausch von Gütern zu 
retten. Somit hat die Politik, die den Übergang zum kapitalistischen 
Markt beschleunigen sollte, stattdessen eine Ökonomie produziert, die 
zum primitiven Stammesaustausch degeneriert ist. 


4. Die Privatwirtschaft und ihre Rückseite 


Die Begünstigung der Privatwirtschaft durch die Regierung brachte eben- 
falls viele perverse Effekte mit sich. Rein zahlenmäßig gesehen blühte die 
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Privatwirtschaft auf. Ende 1991 gab es etwa 1,5 Millionen Privatunter- 
nehmen, d.h. 25,6% mehr als im Vorjahr (Zycie Gospodarcze 11, 1992: 
1). Bei der überwiegenden Mehrheit handelt es sich dabei jedoch um ein- 
fache Selbstständige. Die Zahl der mittleren oder großen Unternehmen 
(welche über 20, und in der Bauindustrie über 50 Personen beschäftigen) 
beträgt nur etwa 3500 (Polityka 22, 1992: 3). Bei ihren verzweifelten 
Bemühungen, die Entstehung und das Wachstum von Privatunternehmen 
zu fördern, war die Regierung nicht in der Lage, das massenhafte Schei- 
tern dieser Unternehmen zu verhindern. Unter dem Einfluß einer lan- 
gandauernden, brutalen Rezession, die von der Regierungspolitik selbst 
hervorgebracht wurde, gingen mindestens 300 000 Privatunternehmen 
unter (Wprost 13, 1992: 45). Eine Folge davon war die Entstehung des 
illegalen Teils der Privatwirtschaft. 

Fast alle Privatunternehmungen haben ihre »graue« oder »schwarze« 
Rückseite: unkontrollierte Steuerhinterziehung, Kapitalflucht?3, Unter- 
schlagung von Lohnzahlungen, nicht gemeldete Erträge und Gewinne. 
Die unbesteuerte und illegale Produktion von Gütern und Dienstleistun- 
gen ist zum »way of life« für Polens Privatwirtschaft geworden. Neben 
der Ausnutzung von Gesetzeslücken und anderen Unzulänglichkeiten, 
sind diese informellen Aktivitäten nicht so sehr als Reaktion auf hohe 
Steuern (da die Besteuerung der Privatwirtschaft ohnehin sehr nachsichtig 
ist) zu betrachten, als vielmehr als Reaktion auf astronomisch hohe Zins- 
sätze und eine stagnierende Nachfrage aufgrund der von der Regierung 
induzierten Rezession. Das Vermeiden von Steuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträgen ermöglicht vielen Unternehmen die Einsparung von Ko- 
sten und die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit. 

Natürlich sollten die »antizyklischen«* Auswirkungen dieser Schattenwirt- 
schaft nicht unterschätzt werden. Die katastrophalen Auswirkung der der- 
zeitigen Rezession sind bis zu einem gewissen Grade von der expandie- 
renden Schattenwirtschaft abgemildert worden. Das Wachstum dieser ille- 
galen Seite der Privatwirtschaft ist nicht zuletzt ein Grund dafür, warum 
es trotz einer hohen offiziell Arbeitslosenrate nicht zu Ausschreitungen in 
den Straßen kommt. Die von der Schattenwirtschaft verursachten Schäden 
sind jedoch weitaus größer als deren positive Wirkungen. 

Weit davon entfernt, ein nützliches Schmiermittel für die offizielle Öko- 
nomie zu sein, wird diese von der Schattenwirtschaft sogar untergraben. 
Die Schattenwirtschaft ist eine Bargeldökonomie, und sie zwingt den Bar- 


3 Die in jüngster Zeit ins Ausland abgefloßene Kapitalmenge wird auf mindestens 2 Mil- 
liarden Dollar geschätzt (Nie 17, 1992: 3). 

4 Ich verwende an dieser Stelle Anführungszeichen, da eine Stendanirhesrie der Kon- 
junkturzyklen kaum auf die junge polnische Wirtschaft anwendbar ist. 
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geldverkehr auch der übrigen Privatökonomie auf. Bargeld-Transaktionen 
sind natürlich keine Merkmale des modernen Kapitalismus. Wenn Geld 
von Hand zu Hand wechselt, sind die Möglichkeiten betrügerischer 
Transaktionen viel größer als im bargeldlosen Geschäft. Hinzu kommt, 
daß auch häufig nicht bezahlt wird, da die privaten Unternehmer einander 
hintergehen. All diese pathologischen Phänomene verlangsamen die mo- 
netäre Zirkulation und verursachen Diskontinuitäten im ökonomischen 
Kreislauf, abgesehen davon, daß sie der Regierung und den Banken die 
Lenkung des ökonomischen Prozesses und der Kapitalzirkulation sowie 
die Geldpolitik erschweren, wenn nicht gar verunmöglichen. 

Die wenigen ehrlichen Unternehmer werden von skrupellosen Geschäfts- 
leuten in die Ecke gedrängt und vor die Alternative gestellt: entweder 
Bankrott oder Schattenwirtschaft. Sollten Schwindel, Schmuggel und an- 
derer Schwarzhandel ein Verhaltensmuster für polnische Geschäftsmänner 
werden, wäre dies ein schlechtes Omen für die Zukunft des polnischen 
Kapitalismus. Die Ausdehnung der Schattenwirtschaft wurde weithin als 
Beweis für einen zunehmenden Unternehmergeist angesehen. Aber den 
Kapitalismus vorwiegend, wenn nicht gar ausschließlich, mit den Händen 
von Kriminellen und skrupellosen Geschäftsleuten aufzubauen, ist wenig 
erfolgversprechend. Die Logik des Marktes sollte nicht mit der Logik des 
Schwarzmarktes verwechselt werden, und letztere zu erlernen führt nicht 
zum Begreifen der ersten. 

Die irregulären Machenschaften, die Polens Wirtschaft durchziehen, tra- 
gen nicht nur zur ökonomischen und finanziellen Anarchie, Ineffizienz 
und Rückständigkeit bei, sie schädigen auch die polnische Gesellschaft als 
Ganze. Systematischer Betrug untergräbt das Vertrauen zwischen den 
Menschen wie auch zwischen dem Volk und der Regierung. Es zerstört 
den Respekt vor den Gesetzen und den Regelungen des Landes und zer- 
frißt das moralische Klima der Gesellschaft, wodurch in der Bevölkerung 
ein wild wuchernder Zynismus entsteht. Unter diesen Bedingungen wird 
in Polen allenfalls ein Kapitalismus von lateinamerikanischem Zuschnitt 
entstehen. 


5. Die Privatisierung und die Börse 


Trotz der Bedeutung, die die Regierung den oben genannten Privatisie- 
rungen von unten, der »kleinen Privatisierung« beimaß, war die »Entstaat- 
lichung” stets ihr wichtigstes Ziel. Die Gründe für diese Prioritätenfolge 
sind unschwer zu finden. Die Privatisierung von unten ist notwendiger- 
weise ein langsamer Prozeß. Dagegen schien die Umwandlung von Tau- 
senden von staatlichen Firmen in Privateigentum unmittelbar zu einer 
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Gesellschaft von Eigentümern zu führen. Gemäß den ambitiösen Regie- 
rungsplänen soll die Hälfte der Öffentlichen Unternehmen bis Ende 1993 
privatisiert sein. Ist dieses Ziel realistisch? 

Wie vieles andere auch läuft Polens Privatisierungsplan nach dem Motto 
ab »laß die linke Hand nicht wissen was, die rechte tut«. Was anfänglich 
als wichtigste Privatisierungsstrategie gedacht war, der Verkauf von Ak- 
tien der Staatsunternehmen an das Publikum, stellte sich als besonders 
schwierig heraus. Dieser elegante, britische Weg der Privatisierung 
brachte bisher nur magere Resultate hervor. Die sich noch in den Kinder- 
schuhen befindliche Warschauer Börse weist derzeit bloß 14 Firmen auf. 
Etwa 60 000 Anlagekonten wurden eröffnet, aktive Marktteilnehmer gibt 
es lediglich ein paar Tausend (The Warsaw Voice, 26. April 1992: 4; 
Polityka 20, 1992: 6). Verglichen mit ihren Ausgabepreisen, haben bis 
auf zwei Aktien alle an Wert verloren. In realen Größen ausgedrückt, lie- 
gen die Marktpreise aller Unternehmen unter den Anfangskursen. Dies 
zieht natürlich kaum neue Investoren und Firmen an. Die gezahlten Divi- 
denden haben diese Kapitalverluste nicht wettmachen können. Nur zwei 
Firmen zahlten größere Dividenden, bei vier Firmen war die Dividende 
marginal, drei andere beschlossen, ihre gesamten Erträge zu reinvestie- 
ren, und vier verzeichneten Verluste. 

Somit gelingt es der Börse nicht, ihre ökonomischen Funktion zu erfül- 
len: Ersparnisse anzuziehen und in den Investitionsprozess weiterzuleiten. 
Dies verlangsamt natürlich den gesamten Prozeß der Bildung privaten 
Kapitals. Damit potentielle Kapitalisten ihre Überschüsse andern zur Ver- 
fügung stellen, müssen sie natürlich sicher sein, daß dies für sie von Vor- 
teil ist. Wenn die Aussichten auf anständige Dividenden oder Kapitalge- 
winne gering sind, sind sie selbstverständlich nicht bereit, das Risiko des 
Kaufs von Aktien einzugehen. Falls die Menschen nach der Bezahlung 
ihrer Rechnungen überhaupt noch Geld übrig haben, wären sie besser be- 
raten, dieses Geld auf ein Sparkonto einzuzahlen. 

Die Ursachen für das geringe Interesse des Publikums an der Börse 
»mitzuspielen«, die Gründe für das kleine Volumen und die geringe Effi- 
zienz des polnischen Kapitalmarktes sind natürlich in der anhaltenden De- 
pression und der damit verbundenen Abnahme des Lebensstandards zu 
suchen. Die Löhne und Gehälter der meisten Polen sind so niedrig, daß 
über das Existenzminimum hinaus nichts übrig bleibt. 

Aus demselben Grunde fehlen der polnischen Börse die großen institutio- 
nellen Anieger, die in modernen kapitalistischen Ländern den Kapital- 
markt dominieren. Zur Begleichung ihrer Rechnungen, erst recht aber für 
Investitionen in Aktien, fehlen den Unternehmen die Finanzmittel. Die 
polnischen Banken befinden sich kaum in einer besseren Verfassung. Pen- 
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sionskassen und Kapitalanlagegesellschaften sind noch in weiter Ferne. 
Daher ist nicht damit zu rechnen, daß solche Institutionen das Geld zur 
Finanzierung der Entwicklung des polnischen Kapitalismus bereitstellen. 
Betrachtet man die mißliche Lage Polens aus einer anderen Perspektive, 
so kann man feststellen, daß die ökonomische Gesamtstrategie, die Be- 
schleunigung der kapitalistischen Entwicklung durch die erzwungene Ent- 
wertung von Unternehmen, gescheitert ist. Die Regierung verfolgte eine 
brutale, deflationistische Politik, um die Nachfrage zu senken. Die Ein- 
kommen und der Lebensstandard gingen zurück, die Erträge nahmen be- 
trächtlich ab, und im Jahre 1991 büßten ein Viertel der Staatsunterneh- 
men die Kreditwürdigkeit ein. Dies führte zu einem Mangel an Käufern; 
das Angebot an zu privatisierenden Unternehmen übersteigt die Nachfra- 
ge bei weitem. Ein Beispiel ist die Liste von 400 staatseigenen Unterneh- 
men, die für eine beschleunigte Privatisierung ausgewählt wurden. Diese 
Liste mußte halbiert werden, weil 200 der Unternehmen pleite waren (The 
Warsaw Voice, 10.11.1991: B2). Nach Angaben des stellvertretenden 
Ministers für Eigentumsübertragungen werden, wenn der Trend anhält, 
sämtliche zu privatisierenden Firmen schließlich insolvent sein (Zycie 
Gospodarcze 2, 1992: 8), so daß die Anzahl der unverkäuflichen Firmen 
noch weiter zunehmen würde. 

Die unmittelbare Zukunft der meisten Firmen besteht eher in einem Kol- 
laps als darin, einen Käufer zu finden. Wird aber tatsächlich ein neuer Be- 
sitzer gefunden (der meistens aus der eigenen Belegschaft stammt), so 
trägt diese Änderung des juristischen Status’ wenig zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Situation bei. Die überwiegende Zahl privatisierten Un- 
ternehmen kämpft mit denselben Schwierigkeiten, wie die staatlichen Fir- 
men: Verkäufe, Erträge und Profitraten nehmen ab (Zycie Gospodarcze 
28, 1992: 5). 


®. Kapitalismus ohne Kapital 


Dies alles stellt das Mammutprogramm der Massenprivatisierung in 
Frage, das konzipiert wurde, um das Problem eines Kapitalismus ohne 
Kapital zu lösen. Die Regierung hätte allein aufgrund des geringen Um- 
fangs der privaten Ersparnisse (die aufgrund der restriktiven Regierungs- 
politik noch weıter reduziert wurden), wissen müssen, daß die Privatisie- 
rung Jahre dauern würde, falls die Menschen ihre Ersparnisse überhaupt 
für diesen Zweck verwenden wollen. Es wird geschätzt, daß die privaten 
Ersparnisse lediglich 15% des Buchwertes der staatlichen Unternehmen 
entsprechen (The Warsaw Voice, 8.12. 1991: B2). Eine scheinbar einfa- 
che Lösung dieses Problems wurde vorgeschlagen: Warum sollte man die 
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Unternehmen nicht verschenken? Dies würde in kürzester Zeit eine Na- 
tion von Kapitalisten entstehen lassen. 

Das Privatisierungsprogramm hat sich lediglich in der Rhetorik als stark 
erwiesen. Wie oben vermerkt, umfaßte die Liste der zu privatisierenden 
Unternehmen in der ersten Phase des Programms 400 Firmen und wurde 
schließlich auf 200 gekürzt. Was sind die Gründe dieses Zögerns? Offen- 
sichtlich hat sich die Regierung selbst eine Falle gestellt. Mit dem Zu- 
sammenbruch des gesamten staatlichen Bereiches werden sehr wahr- 
scheinlich viele privatisierte Firmen pleite gehen und damit das ganze 
Programm diskreditieren. Die mit einer massiven Propagandakampagne 
geschürten Erwartungen der Bevölkerung werden enttäuscht werden. 
Auch das Verschenken der Aktien von Firmen, die vor dem Bankrott ste- 
hen, wird nicht das dringend benögtigte Kapital liefern. Und ohne neues 
Investitionskapital werden sie vermutlich nicht überleben können. 


7. Coca-Colonisierung 


Dieses Investitionskapital, sowie das ebenfalls benötigte Know-how in 
Fragen der Technologie und des Managements könnte von ausländischem 
Kapital zur Verfügung gestellt werden. In der Tat fällt ausländisches ka- 
pital vor allem durch seine Abwesenheit auf. Während westliche Ge- 
schäftsleute den Aufbau des Kapitalismus in Polen begrüßen, lassen sie 
ihren frommen Wünschen keine Taten folgen. Polnische Politiker und 
Ökonomen haben vorschnell erklärt, daß die Privatisierung dem massiven 
Zustrom ausländischen Kapitals Tür und Tor öffnen würde. Doch der 
Prozeß der Privatisierung ist voll im Gange, und die versprochene Flut ist 
zu einem bloßen Rinnsal geschrumpft. 

Die oben erwähnten Expertenaussagen, daß die Geschwindigkeit der 
Transformation das zentrale Anliegen westlicher Investoren sei, wird 
durch das ungarische Beispiel widerlegt. Obwohl in Ungarn keinerlei 
Schocktherapie versucht wurde und die Privatisierung sehr langsam vor- 
angeht, entfielen auf Ungam 3 Milliarden Dollar aus den insgesamt 4,7 
Milliarden Dollar, die in Mitteleuropa investiert wurden. Polens Anteil 
beträgt bloß 700 Millionen Dollar (Wprost 29, 1992: 44). Der Pro-Kopf- 
Anteil der ausländischen Investitionen ist in Ungarn zehn mal höher als in 
Polen (Zycie Gospodarcze 26, 1992: IV). Mitte 1991 existierten 7000 
Jeint ventures ın Ungarn, im viel größeren Polen jedoch bloß 2290 (Poli- 
tyka 1, 1992: 11). Gemäß der Zeitschrift Institutional Investor wird die 
Kreditwürdigkeit Polens als sehr niedrig eingeschätzt (25 Punkte auf einer 
Skala von 9 bis 100), während die Kreditwürdigkeit Ungarns viel höher 
angesetzt ist (41 Punkte) (Wprost 16, 1992: 18). 
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Die Gründe für das fehlende Interesse der westlichen Investoren liegen 
nicht bei der diese Investitionen betreffenden Gesetzgebung. In den ver- 
gangenen Jahren hat die polnische Regierung die Bestimmungen über die 
Kontrolle der ausländischen Investitionstätigkeit und die Rückführung 
von Gewinne gelockert oder ganz abgeschafft. Es gibt keine Begrenzung 
für die Höhe ausländischer Investitionen und auch 100%iges Eigentum 
von Ausländern ist erlaubt. Es gibt keine Beschränkungen hinsichtlich der 
Beschäftigung von Ausländern in Führungspositionen von Firmen mit 
ausländischer Beteiligung. Solche Firmen sind während der ersten drei 
Jahre ihres Betriebs von Steuern befreit und dieser Steuererlaß wird oft 
um weitere drei Jahre verlängert. Insgesamt ist die polnische Gesetzge- 
bung im Hinblick auf ausländische Investitionen liberaler als die Gesetz- 
gebung der meisten, wenn nicht aller mittel- und osteuropäischen Staaten. 
Wichtiger sind solche Hürden wie die marode Infrastruktur, insbesondere 
bei der Telekommunikation, oder die noch immer erdrückende Last der 
Zinszahlungen, die dazu führt, daß sich Polen stets am Rande des Staats- 
bankrotts befindet. Allerdings läßt auch die Gesetzeslage noch zu wün- 
schen übrig: Welche seriösen Geschäftsleute würden schon in einem Land 
investieren, in dem Firmen nicht einmal ihre Forderungen bei anderen 
Firmen einklagen können? Zusätzlich werden ausländische Investoren 
durch die Existenz eines riesigen wirtschaftlichen Untergrundes abge- 
schreckt, wodurch, wie es ein polnischer Geschäftsmann formulierte, 


»sich die polnische Wirtschaft in totalem Chaos befindet; mehr als die Hälfte aller Konsum- 
güter werden mehr oder weniger illegal gehandelt. Es ist schwer vorstellbar, daß eine 
Firma, welche ihre ersten Schritte in Polen unternimmt, eine Geschäftsplanung vornehmen 
könnte, wenn die Güter, die sie herstellen soll, bereits illegal verkauft werden. Die Preise 
solcher Güter sind um einiges niedriger, da keine Zölle und Steuern bezahlt wurden ... 
ohne ein bißchen Ordnung in das Zollsystem einzuführen, ohne die Schließung der Lücken 
in den Grenzen - was im Interesse des Staatsbudgets wäre - sind ausländische Investitionen 
undenkbar« (The Warsaw Voice, 19. Juli 1992: 82). 


Die Kornmuption grassiert in der gesamten Bürokratie. Die andauernde 
ökonomische Krise führt zu häufigen Regierungswechseln, so daß ein In- 
vestor mit stets neuen Behördenvertretern verhandeln und stets wieder 
von Neuem beginnende Gesprächen führen muß. Polen befindet sich nach 
wie vor in einer tiefen Rezession bei gleichzeitiger Inflation. Auch aus 
diesem Grunde vermag der potentielle Vorteil Polens, die niedrigen Löh- 
ne, ausländisches Kapital nicht anzuziehen. So sieht es auch die volks- 
wirtschaftliche Abteilung der Commerzbank: das »Lohnniveau ist tief, 
aber angesichts der Gesamtbefindlichkeit der Ökonomien Osteuropas, 
kann dieser Wettbewerbsvorteil zur Zeit nicht ausgenutzt werden« (The 
Economist, 17. August 1991: 60). 
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Die Regierungspolitik und die damit verbundenen Härten verursachen 
Demonstrationen, Streiks und Straßenblockaden. Betriebliche Auseinan- 
dersetzungen flammen überall im Lande auf. Ein derartiges Klima trägt 
nicht dazu bei, Polen als Investitionsstandort beliebt zu machen. Westli- 
che Kapitalisten wollen nicht eher in Polen investieren, als bis die Arbei- 
ter dort sind, wo sie hingehören, nämlich ganz unten. »Wer will denn 
schon ein Unternehmen kaufen, in dem die Belegschaft streikt?« (Seddon 
1990: 508). 

Somit enthielt die Anklage in Lech Walesas Rede vor dem Europäischen 
Rat in Straßburg mehr als ein Körnchen Wahrheit: »Der Westen sollte uns 
helfen, stattdessen hat er nur unsere Märkte geplündert« (The Warsaw 
Voice, 22. März 1992: 88). Westliche Firmen betrachten Polen vor allem 
als Absatzmarkt für ihre Produkte. Und damit können sie Erfolge verbu- 
chen: ausländische Waren verfügen über einen Anteil von 80% der in 
polnischen Läden und Supermärkten verkauften Güter. Diese Coca-Colo- 
nisierung ist ein weiteres Phänomen, das Polen in die Nähe von Dritt- 
weltländern rückt. 

Die tatsächlich getätigten Investitionen können als »Rosinenpickerei« be- 
zeichnet werden, denn nur die schönsten Rosinen im Kuchen sind für die 
ausländischen Firmen interessant. Einige dieser »Rosinen« sind die Kon- 
kurrenten der westlichen Firmen. ASARCO wili zum Beispiel die pol- 
nische Kupferindustrie übernehmen. Die Engländer möchten liebend 
gerne Polens Zuckerfabriken aufkaufen, erwiesenermaßen um sie auf- 
grund der Wettbewerbsfähigkeit von polnischem Zucker so schnell wie 
möglich zu schließen (The Warsaw Voice, 13.10. 1991: B2). 

Die westlichen Firmen wollen diese »Rosinen« selbstverständlich so billig 
wie möglich bekommen. Beispielsweise hat Gerber 60% des Aktienkapi- 
tais des Rzeszower Obst- und Gemüseverarbeitungswerkes in Alima, dem 
größtem Säuglingsnahrungsmittelproduzenten Mitteleuropas, für ganze 
11,3 Millionen Dollar aufgekauft. Darüber hinaus ist Gerber von der 
Einkommenssteuer befreit worden. Diese Steuerbefreiung macht genau 
die Summe aus, die für die Alima-Aktien bezahlt wurde. 

Die Politik der westlichen Konzerne besteht darin, nur die unmittelbar 
gewinnträchtigen Teile der aufgekauften Firmen zu behalten und den Rest 
zu verschrotten. So hat ABB, eine schwedisch-schweizerische Firma, 
nach dem Erwerb von neun polnischen Unternehmen zu Dumpingpreisen, 
unter anderem die zahlreichen Sozialeinrichtungen der Firmen aufgelöst: 
Kindergärten, Kinderhorte, Ferienhäuser, Wohnsiediungen, Kliniken, 
Miethäuser für die Arbeitnehmenden usw. (Polityka 223, 1992: 4). 

Ein Kapitalzufiuß, der neue Technologien und Managementfertigkeiten 
mitbringt, ist notwendig, um die Lücken zu den fortgeschrittenen Län- 
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dern des Westens auf dem Gebiet der Technologie und des Managements 
zu schließen oder zumindest zu verkleinern. Und die Zeit vergeht schnell; 
aufgrund einer Vereinbarung mit der Europäischen Gemeinschaft muß 
Polen 1995 damit beginnen, seine Zölle einzuschränken und in den fol- 
genden fünf Jahren sogar ganz abschaffen. Alles weist darauf hin, daß 
dieser Zeitraum nicht für die Mödemisierung der polnischen Wirtschaft 
ausreichen wird. Diese Modernisierung erfordert Investitionen, die vom 
Staat nicht aufgebracht werden können und ausländische Kapitalgeber las- 
sen auf sich warten. Demzufolge ist anzunehmen, daß »der kalte Wind- 
stoß des Wettbewerbs« nach der Grenzöffnung sämtliche noch verbleiben- 
den Reste der polnischen Wirtschaft wegblasen wird. 

Andererseits sind die wettbewerbsfähigsten Bereiche der polnischen Wirt- 
schaft, nämlich Landwirtschaft, Textilien, Zement, Kohle, Kupfer, Eisen 
und Stahl sowie die Chemieindustrie, erheblichen nichttarifären Hemm- 
nissen unterworfen, wie Kontingentierungen, Anti-Dumping-Regelungen, 
strengen Hygienebestimmungen und ähnliches. Zum Beispiel liegt das 
diesjährige Rindfleischkontingent (4000 Tonnen) niedriger als die tatsäch- 
lichen Exporte Polens in den letzten Jahren (Zycie Gospodarcze 10, 1992: 
12). Zwischen der westlichen Propaganda der freien Marktwirtschaft und 
dem realen Protektionismus besteht eine augenfällige Diskrepanz. Doch 
selbst wenn die Europäische Gemeinschaft dazu gezwungen werden könn- 
te, die freie Marktwirtschaft, die sie propagiert, auch zu praktizieren, 
würde dies nicht viel ändern. Polen sollte keine Illusionen hegen, daß 
sich der westliche Club je öffnen wird. Die Industrieländer ziehen es vor, 
Polen und andere osteuropäische Länder im Zustand der technologischen 
Abhängigkeit (Carchedi 1991: 286) zu belassen. 

Technologien werden auch nicht durch Direktinvestitionen multinationa- 
ler Konzerne übertragen. Dies verdeutlicht das Beispiel von ABB. Dieses 
Unternehmen ist weltweit führend in der Elektrotechnik und Polens größ- 
ter ausländischer Investor und Arbeitgeber. Der Economist schrieb über 
diese Firma, daß sie »bei ihrem Auftritt in Osteuropa das tatsächlich ge- 
zahlte Geld minimiert, indem sıe moderne aber schon entwertete Maschi- 
nen einbringt - alt nach westlichem Standard, aber der osteuropäichen 
Ausrüstung um Jahre voraus« (The Economist, 29. Juni 1991: 70). Das 
abhängige Wachstum Polens begründet sich also auf veralteten, vom We- 
sten ausrangierten Maschinen, und in der Folge wird Polen immer ein 
oder zwei Schritte hinter der im Westen vorherrschenden Technologie zu- 
rückbleiben. Technologieübertragungen durch den Außenhandel oder 
durch Direktinvestitionen werden keinen Wachstumsprozeß in Gang set- 
zen können, der zu einer hohen technologischen Entwicklung führt (Car- 
chedi 1991: 286) und dem Lande ermöglicht, dem Club der industriellen 
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»Kern«-Länder beizutreten. Dies wird durch die folgenden Schätzungen 
bekräftigt: Nach einer neueren Studie wären in Osteuropa jährlich etwa 
1,5 Billionen Dollar an jährlichen Investitionen nötig, um die produktive 
Kapitalmenge pro Arbeiter innerhalb von zehn Jahren derjenigen des We- 
stens anzugleichen (Collins, Rodrik 1991). Die Studie besagt, daß die Re- 
gion im günstigsten Falle 90 Milliarden Dollar pro Jahr erwarten kann, 
im schlechtesten 30 Milliarden. 

Meiner Ansicht nach täuschen sich die Autoren beim optimistischen Fall. 
Während Osteuropa auf jeden Fall westliche Investitionen in weitaus grö- 
ßerem Umfang bräuchte, als diejenigen des Marshall-Planes nach dem 
zweiten Weltkrieg, welcher nach heutigen Preisen den Transfer von etwa 
300 Milliarden Dollar umfaßte (Haynes 1991: 77), dehnt sich die Welt- 
wirtschaft heute nicht im selben Maße aus wie sie es nach 1945 tat. Statt- 
dessen wird auch der Westen von einer Rezession geplagt. Außerdem ist 
zu berücksichtigen: 

»1945 dominierten die USA die Weltwirtschaft und konnten es sich deshalb leisten, den 
Wiederaufbau zu fördern. Sie wußten, daß die eigene Wirtschaft davon erheblich profitie- 
ren würde. Heute ist die ökonomische Macht viel gleichmäßiger verteilt und die Situation 
viel stärker von der Konkurrenz geprägt. Kein Land ist bereit, ein anderes als Trittbrettfah- 
rer zu dulden... Während jeder Staat betont, wie engagiert er den »östlichen Brüdern« hilft, 
versucht er dabei gleichzeitig den anderen den Vortritt zu lassen« (Haynes 1992: 77-78). 
Nach besagter Studie wird der Löwenanteil des Geldes, aus naheliegenden 
Gründen, nach Ostdeutschland fließen. Die Gesamtmenge des 1991 nach 
Ostdeutschland transferierten Kapitals (etwa 160 Mrd.DM) war größer als 
das BSP Polens und 135 mal höher als die ausländischen Investitionen in 
Polen (Ostdeutschland entspricht etwa einem Drittel von Polen). Nichts- 
destotrotz wurde berechnet, daß Ostdeutschland mit einer unmöglichen 
jährlichen Wachstumsrate von 17% (BSP pro Kopf) aufwarten müßte, um 
die Wohlstandslücke zwischen den beiden Teilen Deutschlands innerhalb 
von zehn Jahren zu schließen (bei einer westdeutschen Wachstumsrate 
von 2% annimmt) (Wprost 28, 1992: 15). Mit der gleichen Methode läßt 
sich zeigen, daß Polen eine jährliche Wachstumsrate von 17% haben 
müßte (das BSP pro Kopf lag 1990 bei etwa 1700 Dollar), um die EG in- 
nerhalb von 16 Jahren einzuholen (das durchschnittliche BSP pro Kopf 
beträgt dort etwa 15000 Dollar) - und dies ohne den bevorzugten Zugang 
zu einer der größten Quellen von Investitionskapital zu haben, über den 
Ostdeutschland verfügt. Nimmt man eine realistischere Wachstumsrate 
von 3% an, wird das EG-Niveau erst ın 223 Jahren erreicht sein! 
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8. Die Management-Revolution nach polnischer Art 


Die zahlenmäßig erfolgreichste Art der Privatisierung, die Liquidierung 
von Unternehmen und der Verkauf beziehungsweise Verleih ihrer Vermö- 
gensbestände, hat ebenfalls ihre Nachteile. Von 1230 privatisierten oder 
zu privatisierenden Firmen - meistens kleineren, mit weniger als 200 An- 
gestellten, waren (Anfang Juni 1992) 695 technisch bankrott (Prywatyzac- 
Ja 6, 1992: 2,5). Von den verbleibenden 535 Firmen wuren ganze 476, 
meistens von ihren Angestellten, geleast. Unter anderem werden diese 
Firmen durch die relativ hohen, varıablen Mietsätze ın den Bankrott ge- 
trieben (Prywatyzacja 6, 1992: 5). Von 171 untersuchten Firmen (der 
oben genannten 535), schafften es nur 11,7% in der ersten Hälfte des Jah- 
res 1991, ihr Exportniveau gegenüber 1990 beizubehalten oder zu erhö- 
hen (Prywatyzacja 1992: 24). In den ersten sechs Monaten des Jahres 
1991 betrugen ihre durchschnittlichen Bruttoerträge 32,5% derjenigen des 
Vorjahres, und ihre Nettoerträge - betrugen 31,2% (Prywatyzacja 1992: 
25). Das Verhältnis der Nettoeinkünfte zum Unsatz (exklusive Umsatz- 
steuer), fiel in diesen Monaten um durchschnittlich 5% - d.h. fast um die 
Hälfte (Prywatyzacja 1992: 35). 

Die betreffenden Firmen sind genauer betrachtet vorwiegend im Besitz 
der Angestellten. Bei 42% der Firmen besitzt ein von der Belegschaft ge- 
gründetes Unternehmen 100% der Aktien, und bei 30% der Firmen besit- 
zen die Angestellten individuell mehr als 51% der Aktien (Prywatyzacja 
1992: 9,13). Würden die Arbeiter wirklich diese Firmen besitzen und 
kontrollieren, würde dies mit den Zielen der Privatisierungspolitik der 
Regierung kollidieren. Aus offizieller Sicht hat diese Eigentumsform »im 
Westen selten funktioniert und ist in Jugoslawien ein Desaster gewesen« 
(Manasian 1991: 15). Die Arbeiter würden versuchen, ihr gegenwärtiges 
Einkommen zu verbessern, würden ihre Profite verkonsumieren anstatt 
sie zu reinvestieren, usw. 

Tatsächlich verfügen die Arbeiter in den genannten Firmen jedoch nicht 
über eine Aktienmehrheit. Ein Beispiel ist Pollena-Ewa, ein Hersteller 
von Toilettenartikeln. Im allgemeinen waren es, nach einer Studie der 
obersten Aufsichtsbehörde, die 88 Firmen untersuchte, stets firmeneigene 
Manager, die die Privatisierung einleiteten. Sie machten sich zu den 
Chefs der neugegründeten Unternehmen und verfolgten dort ihre Interes- 
sen (Zycie Gospodarceze 42, 1991: 7). 

Zu diesem Zweck beuten sie oft steuerbegünstigte Stiftungen aus. Staatli- 
che Unternehmen stecken Geld in diese Stiftungen und leihen es sich dann 
wieder zu geringen Zinssätzen. Angestellte, und insbesondere die Mana- 
ger, können dann mit niedrig verzinsten oder gar zinsfreien Krediten die 
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Aktien ihrer Firma aufkaufen. Die Stiftungen, oder genauer gesagt deren 
Gründer und Treuhänder, erhalten eine Kompensation für ihre Dienste. 
Somit wäre es zutreffender, zu diese Firmen als Eigentum des Manage- 
ments denn als Eigentum der Arbeiter zu beschreiben. Dies bestätigt eine 
weitere Studie, welche 115 durch Liquidation privatisierte Unternehmen 
untersuchte. Nach dieser Studie nahm die Zahl der Beschäftigten in denje- 
nigen Firmen, deren Aktien vollständig im Besitz der Angestellten sind, 
um durchschnittlich 46% ab, während sie in den übrigen Firmen nur um 
25% abnahm (Zycie Gospodarcze 2, 1992: 9). Wenn sich die Firmen 
wirklich in der Hand der Arbeiter befinden würden, wäre es doch sehr 
seltsam, wenn sich die Eigentümer selbst hinauswerfen würden. Aus der 
Sicht der Regierung, hat eine effiziente Management-Kontrolle viele Vor- 
teile. Der Aktienbesitz der Angestellten führt üblicherweise zu einer Ein- 
schränkung des Handels mit diesen Aktien und verhindert so eine indirek- 
te Einflußnahme von außen. Außerdem wird durch ein Management-buy- 
out Eigentum und Kontrolle wieder vereinigt, was eine starke Motiva- 
tionsquelle darstellt (Filatotchev, Buck, Wright 1991: 4). 

So weit so gut. Das Problem ist, daß die Arbeiter der privatisierten Fir- 
men, wie auch der Großteil der Bevölkerung, diesen Privatisierungsweg 
nun verbittert ablehnen. Ende 1991 befürworteten nur 15% der befragten 
Angestellten die Privatisierung (Zycie Gospodarcze 19, 1992: 8). Sie leh- 
nen die Privatisierung ab, weil sie deutlich sehen, wer die Hauptbegün- 
stigten sind und welche Mißbräuche und dubiosen Insider-Geschäfte mit 
diesem angeblichen Arbeitereigentum verknüpft sind. Sie fühlen sich im 
bei diesem Eigentümerwechsel eher enteignet als begünstigt (Zycie Gos- 
podarcze 19, 1992: 8). Dies entspricht der zunehmenden Desillusionie- 
rung der Bevölkerung über die Privatisierung. In einer Umfrage im Au- 
gust 1991 wurden Eigentumsübertragungen von der Mehrheit (55%) 
befürwortet (The Warsaw Voice, 15. Sept. 1991: 5), etliche Monate spä- 
ter befürwortete nur noch jeder dritte die Idee der Privatisierung (The 
Warsaw Voice, 27. Okt. 1991: 8). 

Während es im Westen durchaus möglich ist, daß die Arbeitgeber kleine 
Besitzanteile dazu verwenden können, um die Motivation und Arbeitsein- 
stellung der Arbeiter zu beeinflussen, ohne in irgendeiner Weise die Ge- 
samtwirtschaft zu gefährden, liegen die Dinge in Polen (und den anderen 
osteuropäischen Ländern) nicht so einfach. Die mehr als 40jährige Exi- 
stenz des sogenannten gesellschaftlichen Eigentums an den Produktions- 
mitteln hat die Denk- und Verhaltensweisen der Menschen tiefgehend 
verändert. Unter den polnischen Arbeitern leben die Ideen der Arbeiter- 
selbstverwaltung und des kollektiven Eigentums weiter. Viele Teile der 
polnischen Arbeiterklasse sehen im Eigentum der Arbeiter an ihren Ar- 
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beitsbedingungen ein Ziel und nicht bloß ein Mittel zum Zweck und 
schon gar nicht ein Mittel zum Aufbau des Kapitalismus, der noch dazu 
besonders korrupt und inhuman ist. 

Diese Schwierigkeiten wurden von den staatlichen Autoritäten nicht gese- 
hen. Sie haben eine außerordentliche Chance verpaßt, den Arbeitern das 
Gefühl zu geben, daß sie eine Rolle in der laufenden Transformation 
spielen. Viele Arbeiter begrüßten anfangs das Privatisierungskonzept, das 
zum Angestellten-Eigentum führen sollte. Sie wurden enttäuscht und sind 
heute hinsichtlich der Privatisierung völlig desillusioniert. Der Mythos 
einer Demokratie von Aktienbesitzern ist angesichts des massiven Ar- 
beitskräfteüberschusses und den fehlenden positiven Veränderungen der 
Verhältnisse am Arbeitsplatz völlig unglaubwürdig. Stattdessen wurde 
selbst die eingeschränkte Beteiligung der Arbeiter, welche unter dem frü- 
heren Regime eingeführt wurde, noch weiter beschnitten. 


9, Nach der Euphorie - die Desillusionierung 


Wie schon gesagt, betrachteten viele Arbeiter die Solidarnosc-geleitete 
Regierung zunächst als »ihre« Regierung. Diese nutzte die anfängliche 
Siegeseuphorie über das alte Regime, um ihr kapitalistisches Transforma- 
tionsprogramm voranzutreiben. Doch der Enthusiasmus wich schnell, als 
die Kosten des Übergangs und deren ungleiche Verteilung sichtbar wur- 
den. Bei einer Umfrage meinten 60% der Befragten, daß gewiße Gruppen 
bei der laufenden Transformation unfaire Vorteile hätten (The Warsaw 
Voice, 9. Feb. 1992: 6). Von diesen Gruppen wurde angenommen, daß 
sie mit den »Machistrukturen« assoziiert seien und daß ihre Privilegien 
auch die Möglichkeit zur Gründung von Privatfirmen (oft unter Verwen- 
dung von Öffentlichen Geldern) umfassten. Somit stellte eine weitere pro- 
kapitalistische Maßnahme, die Verwandlung von politischem Kapital in 
ökonomisches Kapital, einen Boomerang gegen die Regierung dar, weil 
sie die verbreitete Unzufriedenheit mit den politischen Eliten verstärkte. 
Zygfryd Regulski, ein Solidarnosc-Aktivist, sprach vielen aus dem Her- 
zen, als er sagte: »Die neuen Eliten sind schlimmer als die Kommunisten. 
Sie hintergehen und plündern unverhohlen das Land. Die Arbeiterklasse 
hat jetzt nur das Recht auf Hunger, Armut und Arbeitslosigkeit« (The 
Warsaw Voice, 22. März 1992: 4). 

Die verschiedenen Regierungen waren bisher zumindest darin erfolgreich, 
die Bevölkerung zu zwingen, die Kosten der Transformation zu tragen. 
Aber dabei haben sie die Verbitterung und Frustration von Millionen von 
Polen hervorgerufen. Diese Unzufriedenheit mit der ökonomischen Re- 
form und dem Establishment von Solidarnosc ım allgemeinen offenbarte 
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sich nicht nur in Meinungsumfragen oder in Streiks und Protesten, son- 
dern auch im Wahlverhalten der Polen. In den Kommunalwahlen von 
1990, den ersten freien Wahlen seit den 20er Jahren, bemühte sich nicht 
einmal die Hälfte der Bevölkerung zur Ume. Diese niedrige Wahlbeteili- 
gung ist ein eindeutiger Ausdruck von Entfremdung und Frustration. 
Während der Präsidentschaftswahlen vom Herbst 1990 wurde der dama- 
lige Premierminister Mazowiecki durch den »Mann aus dem nirgendwo«, 
Stansilaw Tyminski, vernichtend geschlagen. Etwa 3.6 Millionen Wähler 
waren von der harschen Kritik an der Regierungspolitik und der Privatı- 
sierung sowie dem Versprechen von Arbeit für alle, die in Tyminskis 
Kampagne enthalten war, begeistert. Ein Jahr später nahmen nur etwa 
43% der Wahlberechtigten an den ersten Parlamentswahlen teil, und die 
postkommunistischen Parteien nahmen dabei den zweiten und dritten 
Platz ein. Der Premierminister der abdankenden Regierung nannte das 
Resultat ein »Votum gegen die Marktwirtschaft«. 

All dies zeigt, wie schwach und anfällig der polnische Kapitalismus noch 
immer ist. Den prokapitalistischen Regierungen ist es nicht gelungen, 
eine breite Basis in der Gesellschaft aufzubauen. Der Prozeß der Privati- 
sierung ist reversibel. Im Allgemeinen hat der Kapitalismus in der pol- 
nischen Erde keine Wurzeln schlagen können. Trotzdem gibt es ganz be- 
stimmte Faktoren, wie die Außenschuld, die Vereinbarungen mit dem 
IWF und der Weltbank und das Abkommen mit der EG, welche stark ge- 
nug sınd, die Einbindung Polens in das weltkapitalistische System zu ga- 
rantieren, egal ob Polen dies will oder nicht. 
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Heiner Ganßmann 
Der nationale Sozialstaat und 
die deutsch-deutsche Solidarität 


1. Die nationale Karte 


Wenn man vom verstärkten Gebrauch nationaler Symbole absieht, hatte 
sich die konservativ-liberale Bundesregierung nach der Vereinigung 
zunächst in der Artikulation des neuen, gesamtdeutschen Nationalgefühls 
überraschend zurückgehalten. Es waren nicht zuletzt Teile der Opposi- 
tion, die sich bemüßigt sahen, die »nationale Karte« zu spielen. Willy 
Brandts Spruch, daß jetzt zusammenwachsen müsse, was zusammenge- 
höre, war eine ausbaufähige soziobiologische Formel. Helmut Schmidt 
sprach vom »Glück der wiedergewonnenen nationalen Einheit« und ver- 
langte angesichts der sich abzeichnenden Verschärfung von Ost-West- 
Verteilungskonflikten von der Regierung, »den Appell an die Solidarität 
der Nation«, »an unsere Brüderlichkeit und Opferbereitschaft« zu wagen 
(in »Die Zeit«, 17.5.91). Inzwischen hat sich die Semantik der »Nation« 
gut eingebürgert. 

In seiner offenen Art machte Helmut Schmidt dankenswert deutlich, daß 
diese Semantik immer mit dem Verlangen nach »Opferbereitschaft« ge- 
paart ist. Sie wird deshalb von Politikern gern eingesetzt, wenn die 
Staatskasse sich leert. Damit unterstellt die politische Klasse, daß das Ge- 
fühl der Zugehörigkeit zu dem sozialen Großgebilde »Nation« bei den als 
deren Mitglieder Angesprochenen moralische und damit materielle Res- 
sourcen mobilisierbar macht, die auf anderen Wegen für die Politik nicht 
oder schwieriger erreichbar sind. Historisch ist diese Unterstellung gut 
gedeckt. Im Namen der Nation, insbesondere der deutschen, sind die er- 
staunlichsten Dinge möglich gewesen. 

Trotzdem (oder deswegen?) fragt sich, ob derlei Mobilisierungskonzepte 
heute noch aufgehen. Wenn der Verweis auf die Nation, ihre wiederge- 
wonne Einheit und Größe, die erhoffte Opferbereitschaft nach sich ziehen 
soll, muß man unterstellen, daß für die Deutschen der neue Nationalstaat 
nichts anderes als eine Verbesserung ihrer aus moralischen, kulturellen, 
materiellen Bausteinchen zusammengesetzten Gesamtliage bedeuten könne. 
Diese Unterstellung ist vor- und subsoziologisch. Historische Erfahrung 
und soziologische Aufklärung haben jeden, der es wissen will, inzwi- 
schen darüber belehren können, daß es sich auch bei der »verspäteten Na- 
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tion« (H. Plessner) um eine »imagined community« (B. Anderson) han- 
delt. Um eine imaginiertes soziales Gebilde, eine Konstruktion also, in 
der Bedürfnisse nach Gemeinschaft, nach Sicherheiten, die nur im über- 
schaubaren, lebensweltlichen Kontext befriedigt werden können, auf ein 
politisch konstituiertes und in seiner Zusammensetzung heterogenes Kol- 
lektiv und seine staatliche Organisation projiziert werden. Derlei Projek- 
tion ist prekär, weil Staat und Staatsvolk diese Bedürfnisse normalerweise 
nicht befriedigen können. Wenn sie auf solchen Bedürfnissen beruht, 
bleibt die Konstruktion kollektiver Identität über die Semantik der »Na- 
tion« instabil, selbst wenn sie sich nicht, wie in der deutschen Tradition, 
auf die Fiktion einer gemeinsamen Abstammung, eines von Blutsbanden 
zusammengehaltenen Volkes, bezieht. 

Der von Politikern vorgetragene Appell an die Solidarität der Nation als 
Mittel, erhöhte Zahlungsbereitschaft zu wecken, ist deshalb in doppelter 
Hinsicht riskant. Einerseits kommt er Bedürfnissen entgegen, die in ihrer 
Richtungsgebung auf Gemeinschaft irrational und wegen ihrer Kehrseite, 
der Ab- und Ausgrenzung Nichtzugehöriger politisch und ökonomisch 
schädlich sind. Das erste Risiko besteht also in der von der offiziellen 
Politik induzierten Eskalation nationalistischer Gefühle und der Mobili- 
sierung derjenigen sozialen Bewegungen, die von aus fehlgeleitetem Ge- 
meinschaftsbedarf (Lepenies 1992) gespeisten Gefühlen getragen werden. 
Andererseits wird die ausgespielte nationale Karte nicht unbedingt ange- 
nommen, vor allem wenn die damit verbundene Absicht einer Verbesse- 
rung der Zahlungsbereitschaft so offen erkennbar wird wie im aktuellen 
politischen Diskurs. Das zweite Risiko besteht also darin, daß die Se- 
mantik der »Nation« auf Unverständnis bzw. Ablehnung stößt - nicht un- 
erwartbar angesichts eines bei vielen Deutschen existierenden Unbehagens 
an der Nationalgeschichte und angesichts der Tatsache, daß niemand wis- 
sen kann, wie sich die in über vierzig Jahren entstandenen zwei deutschen 
Gesellschaften unter dem Vorzeichen der wiedergefundenen Nation 
schließlich zusammenraufen werden. Im Zuge der Veralltäglichung des 
neuen Nationalstaats wird jedenfalls der Appell an nationale Zusammen- 
gehörigkeitsgefühle offenbar mehr und mehr als zweckvolle Propaganda 
wahrgenommen, auf die man nicht hereinfallen möchte. 

Leere Kassen und das Interesse an Machterhalt oder -erwerb verleiten 
wohl Politiker, dieses doppelte Risiko einzugehen. Beobachtbar und be- 
denkenswert ist allerdings, daß sich beide Risiken, die ja von unter- 
schiedlichen Bevölkerungsteilen ausgehen, verhaken und wechselseitig 
steigern können. Während ein Teil der Nation deren Sache beim Wort 
nimmt und sich, sei es aggressiv nach außen oder gegen Fremde nach in- 
nen, sei es im Sinne erhöhter Opferbereitschaft, selbst mobilisiert, wendet 
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sich ein anderer Teil mit wachsendem Schaudern und zunehmender Zah- 
lungsunwilligkeit ab. Daraus entsteht eine neue gesellschaftliche Bruchli- 
nie, die das Ergebnis, das das Ausspielen der nationalen Karte ursprüng- 
lich bewirken sollte, unwahrscheinlich werden läßt. So ist wohl die fol- 
gende, erstaunt-entrüstete Klage zustandegekommen: »Nein und abermals 
nein: So haben wir uns weder die Bundesrepublik nach vier Jahrzehnten 
noch das befreite, endlich wiedervereinigte Deutschland vorgestellt. Wir 
hatten gehofft, das Ende der DDR, dieser langersehnte, einzigartige Mo- 
ment, werde eine allgemeine Aufbruchstimmung zeitigen. Statt dessen 
macht sich resignierende Unlust breit.« (Ein Manifest, unterzeichnet von 
Helmut Schmidt u.a., Die Zeit, 13. 11. 1992) Der Gesellschaftswissen- 
schaftler unter den Unterzeichnern, Meinhard Miegel, hatte eine Woche 
zuvor die »Einheit als Entziehungskur« (Zeit, 6. 11. 1992) schmackhaft 
machen wollen. Dabei tauchte schon jene Diagnose auf, die im zitierten 
»Manifest« die mangelnde Resonanz auf den Appell ans Nationale erklä- 
ren soll. Die Westdeutschen haben Angst um ihr Geld, unter anderm, 
weil »sie in dem fast zwanghaften Glauben (lebten), ihr Gemeinwesen 
ruhe ganz wesentlich auf dem brüchigen Fundament ständig zunehmenden 
materiellen Wohlstands.«(ibid.) Während Miegel zeigen will, daß zwar 
der materielle Wohlstand beeinträchtigt werden muß, aber das Gemeinwe- 
sen eben dadurch gestärkt werden könne (deshalb »Entziehungskur«), ge- 
hen die Unterzeichner des »Manifests« mit den Westdeutschen etwas här- 
ter ins Gericht: »Wir haben es satt, in einer Raffgesellschaft zu leben, in 
der Korruption nicht mehr die Ausnahme ist und in der sich allzu vieles 
nur ums Geldverdienen dreht. Es gibt Wichtigeres im Leben des einzel- 
nen wie auch ım Leben der Nation.« (Die Zeit, 13.11.1992) 

An dieser Botschaft, die ja bereits als Reaktion auf die mangelnde Zug- 
kraft des Appells ans Nationale verstanden werden muß, ist zweierlei in- 
teressant: Das erste Risiko, daß der Nationalismus außer Kontrolle gerät, 
wird durch ambivalente Formulierungen verharmlost: »Auch wir«, so 
heißt es im pluralis populi, »müssen achtgeben, daß ein nationales Selbst- 
bewußtsein a la Jörg Haider, Le Pen und Schönhuber nicht zu aggressi- 
vem Nationalismus und schließlich zu Intoleranz und Illiberalität wird«. 
In Bezug auf das zweite Risiko wırd denjenigen, die sich gegenüber dem 
Appell ans Nationale bisher taub gestellt haben, eine amoralische Orien- 
tierung am schnöden Mammon vorgeworfen. Lassen wir beiseite, daß das 
»nationale Selbstbewußtsein a la Jörg Haider« etc. schon lange zu aggres- 
sivem Nationalismus, zu Intoleranz und Illiberalität geworden ist, leider 
nicht nur bei Haider. Wie treffend ist die Diagnose, daß die nationale Ge- 
fühlsverweigerung die Kehrseite übersteigerter und amoralischer Raff- 
sucht sei? »Das Zurücktreten der moralischen, kulturellen und geistigen 
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Werte hinter praktischen Leistungen und beruflichen Erfolgen, die primär 
in Geld gemessen werden, ist schon heute das traurige Kennzeichen unse- 
rer Zeit« (ibid.). Kann man es sich mit der Gesellschaftsdiagnose so ein- 
fach machen? 

Zwei Komplikationen sind bedenkenswert: Erstens geht, entgegen einem 
auch in der Soziologie verbreiteten Vorurteil, die Gleichung Geldorientie- 
rung = Amoralität nicht auf. Zweitens kann die fiskalpolitische Strategie, 
nach dem »Gold-gab-ich-für-Eisen« - oder dem Muster des »Eintopftags« 
der Nazis sozial undifferenziert moralische Ressourcen von »allen Deut- 
schen« zu beanspruchen, heute nicht mehr so umstandslos funktionieren 
wie vor der Überstrapazierung der Semantik der »Nation« durch das wil- 
helminische Deutschland und das der Nazis. Die etablierten Umvertei- 
lungsansprüche des Staates beruhten in der alten Bundesrepublik auf ei- 
nem eingespielten System »impliziter Kontrakte« (Offe 1991). Die 
(weitgehend negativen) Reaktionen der Bevölkerung auf gesteigerte und 
gewandelte politische Umverteilungsansprüche müssen vor dem Hinter- 
grund dieses Systems gesehen werden. Es handelt sich dabei keineswegs 
um eine staatlich-administrative »Sphäre normfreier Sozialität« 
(Luhmann/Habermas), sondern um an Institutionen gebundene Vorstel- 
lungen von Fairness oder Gerechtigkeit, die von der Politik respektiert 
werden müssen, wenn der Staat seine Umverteilungsansprüche ohne be- 
deutende Legitimationsverluste decken will. Natürlich sind Änderungen 
dieses Systems »impliziter Kontrakte« denkbar, etwa wenn, wie im Falle 
der deutschen Einigung, für alle Beteiligten und Betroffenen erkennbare, 
dramatische Entwicklungsbrüche stattfinden. Aber jene Änderungen sind 
nicht beliebig von oben zu verordnen. Sie können auch nicht ohne wei- 
teres durch den Appell an nationale Solidarität gedeckt werden. Vielmehr 
müssen demokratische, also im Prinzip abwählbare Politiker für die ent- 
standene und vorgesehene Lasten-und-Gewinn-Verteilung aus der Einheit 
nachvollziehbare Gründe angeben können, wenn sie Zahlungsbereitschaft 
erzeugen oder erhalten wollen. Dazu gehört, daß die Interessen, die in die 
praktische Verwirklichung des neuen Nationalstaats eingehen, kenntlich 
gemacht werden. 

Mit den folgenden Überlegungen versuche ich einen Schritt in diese 
Richtung, indem ich einfach zu verstehende Interessen im neuen deut- 
schen Nationalstaat darstelle. Mit der Nachzeichnung vordringlich öko- 
nomischer Interessenlagen verbinde ich nicht die Behauptung, daß es 
keine anderen Interessen oder Handlungsmotive, eiwa Liebe, Freund- 
schaft oder Solidarität, gibt. Es ist aber sicherlich eines der spannendsten 
Probleme des sozialen Großexperiments Vereinigung, inwieweit solche 
Interessen und Motive über die jeweiligen lebensweltlichen Interaktions- 
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zusammenhänge hinaus auf gesellschaftlicher Ebene wirksam werden 
können. Der umstandslose Appell an die nationale Solidarität unterstellt, 
daß der Nationalstaat lebensweltlich gestiftete moralische Ressourcen 
nach wie vor beanspruchen kann. Ob dem so ist, ist zwar nicht nur eine 
empirische Frage (Wer ist mit solchen Appellen überhaupt noch an- 
sprechbar?), sondern auch eine moralische, die im Lichte der deutschen 
Geschichte diskutiert werden sollte. Ich beschränke mich aber im folgen- 
den auf Annäherungen an den empirischen Aspekt. Auf welche Bedin- 
gungen stößt der Versuch, die Semantik der »Nation« im vereinigten 
Deutschland erneut politisch zu instrumentalisieren? Muß nicht ein er- 
folgversprechender, d.h. zeitgemäßer und legitimationsfähiger, politi- 
scher Diskurs ohne die in dieser Semantik traditionell implizierte Projek- 
tion von lebensweltlichen Gemeinschaftsidealen auf soziale Großgebilde 
wie die Gesellschaft und ihren »politischen Anstaltsbetrieb« (M. Weber) 
Staat auskommen? 


2. Die Ausgangslage 


Rein ökonomisch gesehen müßte die überwiegende Mehrheit der West- 
deutschen (und damit die gesamtdeutsche Mehrheit) bereits die Leipziger 
Parole: Wir sind ein Volk, als unsittlichen Antrag empfunden haben. 
Damit war die regimekritische Formel: Wir sind das Volk, zweideutig 
umgeschlagen in eine wirtschaftsbürgerliche Anspruchsformel einerseits 
und eine Reminiszenz an das gesamtdeutsche Staatsvolk andererseits. Auf 
die erste Deutung antwortet der Wessi im Witz: Wir auch. Auf die zweite 
antwortete (unter anderem) der Artikel 23 des Grundgesetzes, der den 
Westdeutschen in der Einigungsfrage förmlich eine passive Rolle zu- 
schrieb. Mit jener Zweideutigkeit ist auch die heutige Problemlage ein- 
fach zu beschreiben: ein Volk in rechtlicher und politischer, zwei Völker 
in wirtschaftlicher Hinsicht. Das »Beitrittsgebiet« bleibt ökonomisch eine 
Sonderzone, die als solche statistisch beobachtet und mit wirtschaftspoliti- 
schen Therapien überzogen wird. Was bedeutet das für die Interessenla- 
gen in der Nation? 

Zunächst will ich zeigen, daß die nationale Einheit sich für die Mehrheit 
der westdeutschen Bevölkerung erkennbar auf absehbare Zeit »nicht rech- 
net«. Dabei muß man zwischen kurzfristigen Übergangskosten und mittel- 
bis langfristigen Belastungen unterscheiden. Die Frage, warum die Mehr- 
heit die Politik der Einigung akzeptiert hat, ist eine andere als die, in- 
wieweit die Mehrheit die daraus entstehenden Belastungen auch in Zu- 
kunft akzeptieren wird. Die Antwort auf die letztere Frage hängt sicher- 
lich mit davon ab, wie diese Belastungen verteilt werden - und dabei 
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kommt unvermeidlich der Sozialstaat, oder genauer: das System sozialer 
Sicherung, ins Spiel. 

Ich vermute, daß die spezifische Politik der Einigung, mit vorgezogener 
Währungsunion und 1:1 Austauschrelation, im Westen zunächst toleriert 
wurde (von mehr kann man angesichts der Wahlergebnisse der Koalition 
nicht sprechen), weil sie einerseits einfach den Normen des Grundgeset- 
zes und den Traditionen der politischen Semantik in der alten BRD 
folgte, und weil sich andererseits kaum jemand über die aus dieser Form 
der Einigung entstehenden Kosten klar war. 

Die alte Bundesrepublik hatte schon immer Prämien für Ost-West-Mobi- 
lität gezahlt. »Go West« war und blieb die, zeitweise mit dem wunderbar 
passend etikettierten »Begrüßungsgeld« unterfütterte, Devise auch im Jahr 
nach der Maueröffnung. Der Erfolg war so groß, daß nun umgekehrt im 
Westen mit der Angst vor einer Einwanderungswelle (...sonst kommen 
wir!) gespielt werden konnte: Plötzlich sollten Prämien dafür gezahlt (und 
finanziert) werden, daß die DDR-Bevölkerung zu Hause blieb und nicht 
die Arbeits- und Wohnungsmärkte der Westdeutschen überschwemmte. 
Aus der Perspektive entsprechender Ängste erschien wohl die rasche na- 
tionalstaatliche Einigung, die ja unter anderm eine politische Kontrolle 
dieser drohenden Wanderungsprozesse und der gegenläufigen Geldströme 
versprach, auch unter rein ökonomischen Gesichtspunkten als alternativ- 
los. 

Abgesehen von der Geschwindigkeit und entsprechenden Unkontrollier- 
barkeit des Vorgangs war für seinen reibungslosen Anfang aber entschei- 
dend, daß sich die meisten Alt- und Neubundesbürger - vom Kanzler bis 
zur Frau auf der Straße und den Wirtschaftsforschungsinstituten - Illusio- 
nen darüber machten, wie schnell die Marktwirtschaft den alles heilen- 
den, segensreichen Aufschwung in der Ex-DDR bewirken würde. Den 
Westdeutschen, aber nicht nur denen, war nicht bewußt, wie schlecht die 
. ökonomische und ökologische Lage dort wirklich war.ı Zudem galten die 
Ostdeutschen als eine Art kleiner Riese, der, einmal von den Fesseln so- 
zialistischer Mißwirtschaft befreit, umstandslos zu ähnlich glorreichen 
Wirtschaftstaten schreiten würde wie sein westdeutscher großer Bruder. 
All diese Erwartungen haben sich nicht bestätigt. Die Talfahrt in der Ex- 
DDR-Wirtschaft insgesamt hielt mindestens bis ins erste Halbjahr 1992 


1 Trotzdem muß man sich den Blick dafür nicht verstellen lassen, daß die gegenwärtige 
wirtschaftliche Katastrophe in der ehem. DDR natürlich nicht nur mit »Altlasten« son- 
dern einerseits mit Spekulationen zu tun hat: Je länger ein Interessent an einem DDR- 
Betrieb sich mit dem Kauf zurückhält, um so günstiger wurden bisher die Investitions- 
bedingungen. Andererseits sind die entscheidenden Verflechtungen, in die die DDR- 
Wirtschaft eingebunden war, durch das Auseinanderfallen des RGW-Systems zerbro- 
chen und durch neue Märkte im Osten nicht ersetzt worden. 
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an. Nach wie vor verschlechtert sich die Beschäftigungssituation, auch 
wenn sich das Tempo des Stellenabbaus verlangsamt. Viele Ostdeutsche 
haben längst verstanden, daß die Vernichtung von Arbeitsplätzen sehr 
viel schneller geht als ihr Neuaufbau: Soweit sie mobil sind, suchen sie 
Arbeit im Westen (vom vierten Quartal 1989 bis zum vierten Quartal 
1991 schätzen DIW und IfW die Zahl der Übersiedler auf 648 TSd., die 
der Pendler auf 482 Tsd. (DITW 1992/39, S.469), wobei es sich um einen 
überproportionalern Anteil von qualifizierten Arbeitskräften, insbeson- 
dere jungen Männern (Wirtschaftswoche, 8. 3. 1991) handelt. 

Die Daheimgebliebenen bewegen sich in einer wirtschaftlichen Trüm- 
merlandschaft und werden in der Mehrzahl aus eigener Kraft nicht in der 
Lage sein, durch den Aufbau neuer Arbeitsplätze in den Genuß der wohl- 
fahrtssteigernden Zutaten der Weltmarktanbindung zu kommen. Für Auf- 
bau und Zusatzgenuß zahlen die Westdeutschen. Aber wieviel werden und 
müssen sie auf Dauer zahlen? Die Katerstimmung hat eingesetzt. Einmal 
kräftig ins Portemonnaie zu langen, um eine Wiedervereinigungsfeier zu 
spendieren (nach dem Muster des »Begrüßungsgeldes«), ist etwas anderes, 
als über viele Jahre auf die gewohnten, selbstbewußt der eigenen Leistung 
zugerechneten Einkommenszuwächse zu verzichten. Diese Zurechnung, 
die Rückführung des eigenen, individuellen Wohlstands auf die eigene, 
individuelle Leistung, ist auf viele Weisen institutionalisiert, sei es in 
Lohnfindungsformen oder in der Bemessung sozialstaatlicher Transfers. 
Sie dürfte ein fester Teil des altbundesdeutschen Alltagsbewußtseins sein. 
Angesichts des zur Finanzierung der Einheit geforderten Einkom- 
mens(zuwachs)verzichts wird nun plötzlich gegen diese Zurechnung ar- 
gumentiert: Die Westdeutschen hätten nur Glück gehabt, letztlich hätten 
sie ihren Wohlstand nur dem Umstand zu verdanken, daß die Westalli- 
ıerten am Ende des 2. Weltkriegs nicht am Rhein, sondern an der Elbe 
halt gemacht hätten, usw. Aber sehr einsichtig sind derlei Argumente 
nicht. Sie dürften an eingeschliffenen Denkgewohnheiten abprallen. Auch 
der Vereinigungsspaß hört irgendwann beim Geld auf, nicht aus Raff- 
sucht, sondern weil das eigene Einkommen als Äquivalent für die eigene 
Leistung gilt. Es steht einem fairerweise zu. 

Kann die Forderung von Solidarität im Namen der Nation, gepaart mit 
dem Vorwurf der egoistischen Raffsucht, in diesen Überzeugungspanzer 
einbrechen? Mit Helmut Schmidt scheint sich für einen Teil der politi- 
schen Klasse die Beanspruchung dieser Solidarität als einer als vorhanden 
unterstellten moralischen Ressource anzubieten. Ob die Überzeugung, 
daß das funktionieren kann, nun auf der Projektion jeweils eigener Nor- 
men auf das »Volk« beruht oder auf die instrumentalistisch-distanziert 
wahrgenommene Möglichkeit baut, eine Art synthetischen Nationalismus 
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von oben zu erzeugen, in jedem Fall soll der Appell an die nationale Soli- 
darität die Wahrscheinlichkeit einer dauerhaften Akzeptanz der Kosten 
der Einheit steigern. 

Ob das gelingen kann, hängt sowohl von der Höhe dieser Kosten ab als 
auch davon, wieviel Mobilisierungskraft das vorhandene oder das als 
Identifikationsangebot wiederbelebte deutsche Nationalgefühl hat. Einer- 
seits besteht die Möglichkeit, daß marktkonforme Einstellungen das na- 
tionale Pathos blamieren. Dann wird man sich für die Regelung der Ko- 
stenverteilung der Einheit andere Mittel und Argumente einfallen lassen 
müssen. Andererseits besteht die Gefahr, daß der aus einer ökonomischer 
Zwangslage geborene Appell ans Nationale nicht nur ein paar Jugendli- 
chen-Randgruppen rechts außen mehr Deckung für ihr kriminell-rassisti- 
sches Treiben gibt, sondern auch massiv jenen Herrenmenschen freisetzt, 
der jetzt schon bei vielen den Umgang mit Ausländern und das Verhältnis 
der West- zu den Ostdeutschen mitprägt und gesamtdeutsch auf jeder 
Stufe der sozialen Hackordnung auf der Suche nach Unterlegenen ist. 
Zwischen diesen beiden Extremen unter den möglichen Ausgängen des 
Appells ans Nationale liegen viele andere, auch der sicherlich von Helmut 
Schmidt gewünschte: Die Deutschen krempeln - bildlich gesprochen - für 
die nächsten 10 Jahre die Ärmel hoch, schnallen die Gürtel enger, fahren 
ein paar Sonderschichten (oder auch Subotniks) und am Ende geht es den 
vormaligen »Brüdern und Schwestern jenseits von Mauer und Stachel- 
draht« genausogut wie den Altbundesdeutschen. Wenn alle schön brav 
bleiben und die Randbedingungen stimmen, warum soll es nicht so kom- 
men? 

Einige sind schon jetzt nicht brav, aber da hilft vielleicht die Polizei. Die 
Randbedingungen, von der Weltwirtschaftsentwicklung bis zum Schicksal 
der Sowjetunion, sind schwer überschau-, prognostizier- und kontrollier- 
bar. Sie sehen eher düster aus, aber das kann sich ändern, also lassen wir 
sie außer Betracht. Dann besteht das Hauptproblem des weiteren Eini- 
gungsprozesses darin, den »Aufschwung Ost« endlich in Gang zu setzen. 
Abgesehen von der Frage, ob und wie ein solches gesellschaftliches 
Großprojekt kompetent gemanagt wird, kommen wir wieder zur Kosten- 
frage. Um den Schmidtschen Idealfall zu realisieren, müssen die von den 
Kosten dieses Projekts Belasteten das Gefühl haben können, daß erstens 
die Kosten in ihrer Höhe angemessen und daß zweitens die Belastungen 
faır verteilt sind. In dieser Hinsicht stehen die Chancen schlecht, wenn 
ınan von den bisjetzt dreijährigen Erfahrungen mit dem Einigungsvorgang 
auf die Zukunft schließen darf. 
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3. Die Kosten der Einheit 


Stellen wir zunächst die aktuelle Differenz in der wirtschaftlichen Lei- 
stungskraft zwischen West- und Ostdeutschland fest. Die Industriepro- 
duktion in der ehem. DDR ist nach dem Vollzug der Währungsunion ra- 
pide gesunken und belief sich im Sommer 1992 nur noch auf ein Drittel 
des Niveaus vor dem DDR-Zusammenbruch. (Übrigens, wenn man tief 
genug gesunken ist, kann es nur noch aufwärts gehen. Die Zuwachszah- 
len aus dem Keller sehen meist sehr eindrucksvoll aus, sagen aber wenig 
über das Wohlstandsniveau. Erfolgsmeldungen über die Wende zum Bes- 
seren in der Wirtschaft der Ex-DDR sollten nach diesem Kriterium ge- 
prüft werden.) Das reale Bruttoinlandsprodukt ist von 80,4 Mrd. DM im 
ersten Quartal 1990 auf 46 Mrd. im ersten Quartal 1992 (DIW 39/92, 
468) gefallen, wobei jedoch für 1992 insgesamt erstmals mit einem An- 
stieg um 3,5% gegenüber dem Vorjahr gerechnet wird. Der Tiefpunkt des 
Tals der Tränen scheint also durchschritten. Das Bruttosozialprodukt Ost- 
deutschlands wird für 1992 auf 241,5 Mrd. DM geschätzt, das sind 8,7% 
des westdeutschen Bruttosozialprodukts (2771,5 Mrd. DM). Erwirtschaf- 
tet wird dieses Produkt von (im Durchschnitt des Jahres 1992) 6,17 Mil- 
lionen Erwerbstätigen (das sind 21% der Erwerbstätigenzahl in der alten 
BRD).?2 Das Bruttosozialprodukt pro Erwerbstätigen betrug 39141 DM, 
das sind 41,6%, also weniger als die Hälfte der durchschnittlichen Pro- 
Kopf-Wirtschaftsleistung in der alten BRD. Die Vergleichszahlen sehen 
damit für Ostdeutschland etwas günstiger aus als im Vorjahr (WiSta 
5/1991, S.306). Aber bei nach wie vor rückläufigen Erwerbstätigenzahlen 
und nach wie vor rückläufigem Arbeitsvolumen (DIW 44/92, S.595) geht 
die Verringerung des Abstandes in der Produktivität wohl hauptsächlich 
darauf zurück, daß unbeschäftigte, aber bezahlte Arbeitskräfte ausgeschie- 
den sind. 

Mit einem Erwerbstätigeneinsatz von etwa einem Fünftel wird in der 
ehem. DDR ein Bruttosozialprodukt von weniger als einem Zehntel des 
westdeutschen Niveaus erwirtschaftet. Für 1993 rechnen die fünf Wirt- 
schaftsforschungsinstitute in ihrem Gemeinschaftsgutachten mit einem 
Anstieg des BSP (Ost) auf 291 Mrd. DM und einem Rückgang der Er- 
werbstätigenzahl auf 5,9 Millionen. Die Arbeitslosenquote soll auf 
16,5% ansteigen. Zwar wird die Stundenproduktivität, wie das bei wach- 
sender Arbeitslosigkeit normalerweise der Fall ist, ansteigen. Aber die 
Erwerbstätigengquote (Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölke- 
rung) und das Gesamtarbeitsvolumen in Ostdeutschland fallen nach wie 
vor, wenn auch ein verlangsamtes Tempo erwartet wird. Das Arbeitsvolu- 


2 Zum Vergleich: Anfang 1989 gab es in der DDR noch 9,93 Mill, Erwerbstätige. 
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men sank 1991 um 33,6%, für 1992 und 1993 wird ein weiterer Rück- 
gang um 4 bzw. 3,5% geschätzt (DIW 44/92, 8.595). Unterm Strich be- 
deuten diese Zahlen, daß eine wegen Übersiedlungen leicht schrumpfende 
ostdeutsche Bevölkerung sich mit deutlich weniger Erwerbsarbeit repro- 
duzieren muß. 

Normalerweise folgt aus einer solchen Konstellation, daß die Einkom- 
men, letztlich also die verfügbaren Haushaltseinkommen, sinken. Sie sind 
aber in den neuen Bundesländern nach wie vor gestiegen, lagen 1991 um 
23,1% und 1992 (geschätzt) um 22,5% über dem Vorjahrsniveau. Nach 
Abzug der Preissteigerungen verbleiben reale jährliche Einkommenszu- 
wächse der Gesamtheit? der privaten Haushalte von etwa 10%. Diese 
Zuwächse übersteigen die Zuwächse der Wirtschaftsleistung deutlich. Das 
reale Bruttoinlandsprodukt nahm in Ostdeutschland 1991 um 31,4% ab, 
für 1992 wird mit einem Zuwachs von 3,5% gerechnet. Die Löhne stei- 
gen schneller als die Produktivität, die verfügbaren Einkommen der pri- 
vaten Haushalte (1991: 199,9 Mrd. DM) übersteigen in den neuen Bun- 
desländern das dort erwirtschaftete Bruttosozialprodukt (195,4 Mrd. 
DM). Oder anders: Während das Bruttosozialprodukt in der ehem. DDR 
sich 1991 auf 7,4% (1992: 8,7%) desjenigen in der alten BRD belief, er- 
reichte der private Verbrauch die Höhe von 13,1% (1992: 14,6%) des 
westdeutschen Niveaus. (DIW 44/92, S.593f.) 

Die Frage drängt sich also nach wie vor auf: Wer bezahlt (wie) die Diffe- 
renz zwischen dem, was in der ehem. DDR erwirtschaftet, und dem, was 
dort an Einkommen zugeteilt und verbraucht wird? Irgendwo muß das 
Geld für die »Kaufwelle« (Bundesbank 7/91, S.22) der ostdeutschen 
Nachholkonsumenten herkommen. Wenn der laufende Geldbedarf das 
Einkommen übersteigt und man keine Anrechte auf zusätzliche Geldlei- 
stungen hat, gibt es drei ehrliche Möglichkeiten, um zu Geld zu kommen: 
Entweder man macht Schulden. Oder man liquidiert Vermögen, verwan- 
delt also Besitzstände in Einkommen. Oder man läßt sich Geld schenken. 
Abgesehen von der Treuhandanstalt läuft das private und staatliche Schul- 
denmachen in der ehem. DDR nur zögerlich an, hauptsächlich, weil die 
Gläubiger natürlich Sicherheiten verlangen, die in solch unsicheren Zeiten 
und Umständen nicht zu bieten sind. Die Vermögensliquidation findet auf 
privater und staatlicher Ebene zwar statt, aber bei weiten nicht in einem 
Ausmaß, das die Lücke zwischen Einkommen und Verbrauchsausgaben 
schließen könnte. Abgesehen von Teilen des Immobilienmarktes ist die 
Situation für die Verkäufer von DDR-Vermögen, alien voran die Treu- 


3 Das das Aggregat »verfügbares Einkommen der privaten Haushalte« kräftig wächst, 
schließt natürlich nicht aus, das es bei einigen sozialen Gruppen (Arbeitslose usw.) ab- 
nimmt. 


632 Heiner Ganßmann 


handanstalt, nach wie vor denkbar ungünstig. Die Erwartung (aus dem 
Herbst 1990) eines Verkaufswerts der ehemals staatlichen Betriebe von 
600 Mrd. DM ist durch die (wahrscheinlich noch niedrig gegriffene) Er- 
wartung eines Abschlußdefizits der Treuhandanstalt von 250 Mrd. Ende 
1994 ersetzt worden. Trotz aller Privatisierungsanstrengungen sitzt die 
Treuhandanstalt noch auf etwas mehr als einem Viertel aller Industrieun- 
ternehmen, die 57% der Beschäftigten in der Industrie stellen. 

Wenn die Vermögensliquidation nicht genug bringt, um die Lücke zwi- 
schen Einkommen und Verbrauch zu decken und die Möglichkeiten, 
Schulden zu machen, begrenzt sind, bleibt als dritte Möglichkeit der 
Gelderwerb durch Schenkung. Geldzuwendungen ohne Gegenleistung 
gibt es in zwei Formen, private und öffentliche. Ökonomisch relevant 
und politisch interessant sind die Öffentlich organisierten, monetären 
West-Ost-Transfers. 

Voraussichtlich wird das Gesamtvolumen dieser Transfers in diesem Jahr 
bei insgesamt 160 Mrd. DM (DIW 44/92, S.580) liegen, nach 131 Mrd. 
DM 1991. Diese Summe entspricht etwa 2/3 des ostdeutschen Bruttosozi- 
alprodukts (und immerhin ca. 5,8% des westdeutschen. D.h. von jeder 
DM, die im Westen erwirtschaftet wird, fließen etwas über 5 Pfennig via 
Staatskasse in den Osten, womit der Staat zu jeder DM, die im Osten er- 
wirtschaftet wird, noch einmal etwa 66 Pfennig beisteuert. Der größte 
Teil dieser Summe fließt (über die Einkommen von Rentnerinnen, Ar- 
beitslosen, Kurzarbeitern und öffentlich Bediensteten) in den Verbrauch, 
und davon wieder der größte Teil (bisher) in den Verbrauch westdeut- 
scher oder importierter Konsumgüter (was hier nur wegen seiner Bedeu- 
tung für die künftige Wirtschaftsentwicklung vermerkt sein soll)#. 

Soweit der einfache Stand der Dinge. Alles weitere wird kompliziert, 
etwa wenn man wissen will, wer letztlich die Gewinner und die Verlierer 
bei dieser Operation sind, oder wie es wahrscheinlich weitergeht. 

Bleiben wir zunächst bei dieser zweiten Frage: Die Bundesbank z.B. hat 
ım letzten Jahr betont, daß durch »die Transfers ... die Anpassungspro- 
zesse sozial abgefedert sowie die finanziellen Voraussetzungen für die 
Verwaltungstätigkeit und für das Ingangkommen der Öffentlichen Investi- 
tionen zur Verbesserung der Infrastruktur geschaffen« (Bundesbank 
7/1991, S.29) werden sollen. Der zwecks Finanzierung der Transfers ent- 


4 Zunächst profitieren also vor allem die westdeutschen Produzenten (und Importeure) 
von Verbrauchsgütern von diesem West-Ost-Kreislauf, der für die ostdeutsche Kon- 
sumgüterindustrie verheerende Folgen hatte. Die Transfers haben zwar einen positiven 
Nachfrageeffekt, aber an der falschen Stelle. Dem Waren- und Dienstleistungsstrom 
von West nach Ost im Wert von 240 Mrd. DM (1992) steht einer von 55 Mrd. DM in 
umgekehrter Richtung entgegen. 
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standene »Verschuldungsschub durch (den) Vereinigungsprozeß« (Bundes- 
bank 8/1991, 3.36) sei zwar durch die »Ausnahmesituation« zu rechtferti- 
gen, aber »längere Zeit« dürfe man so etwas nicht machen. Widrigenfalls 
beschwört die Bundesbank »die Gefahr gravierender gesamtwirtschaftli- 
cher Fehlentwicklungen« (S.40) herauf. Da die Bundesbank durchaus in 
der Lage ist, solche »Fehlentwicklungen« selbst zu produzieren, also etwa 
den Teufel Inflation durch Leitzinserhöhungen mit dem Beelzebub Rezes- 
sion auszutreiben, durfte man solche Worte durchaus als Warnung an die 
Regierung verstehen. Defizitär finanzierte Konsumausgaben sind dem- 
nach allenfalls zwecks »sozialer Abfederung« kurzfristig opportun, solan- 
ge bis irgendwelche nicht genauer spezifizierten » Anpassungsprozesse« 
abgelaufen sind. 

Was aber, wenn diese Anpassung kurzfristig nicht gelingt? Auf keinen 
Fall, so die präventiv von der Bundesbank ausgegebene Direktive, dürfen 
Ausmaß und Form der Staatsverschuldung fortgesetzt werden. Soll dann 
also Schluß gemacht werden mit dem »sozialen Abfedern«? Oder sollen 
die Westdeutschen nun stärker direkt und weniger über den Umweg der 
Verschuldung zur Kasse gebeten werden? 

Um die Berechtigung der Sorgen unserer Geldwächter einzuschätzen, 
müssen wir zwei Fragen beantworten: 1. Wird in absehbarer Zeit die 
Notwendigkeit von beträchtlichen öffentlichen Ost-West-Transfers entfal- 
len? 2. Wenn nicht, gibt es Alternativen zur Staatsverschuldung als Fi- 
nanzierungsweise dieser Transfers? 

Zur Zeit besteht, wie wir gesehen haben, eine beträchtliche Differenz 
zwischen dem, was in der Ex-DDR verbraucht, und dem, was dort an 
Einkommen erwirtschaftet wird. Diese Differenz kann im Prinzip auf 
zwei Wegen abgebaut werden: Entweder das erwirtschaftete Einkommen 
steigt, oder der Verbrauch sinkt. Einkommenssteigerungen setzen Wachs- 
tum, also einen Ausweg aus der gegenwärtig eher stagnativen Tendenz 
der ostdeutschen Wirtschaft voraus. Dazu braucht es, nach dem Lehr- 
buch, vor allem Investitionen - und die sind bisher so dünn gesät, daß die 
Hoffnung auf selbsterwirtschaftete Einkommenszuwächse in der ehem. 
DDR (»das Licht am Ende des Tunnels«) bisher noch wenig Stütze in der 
Realität findet. Die ostdeutschen Anlageinvestitionen beliefen sich 1991 
mit 86,2 Mrd. DM auf 14,7% der westdeutschen (1992: 17,5%). Um 
sich eine Vorstellung von der Bedeutung dieser Zahlen zu machen: Im 
selben Jahr betrug die Zahl der ostdeutschen Erwerbstätigen 24,6% 
(1992: 21%) der westdeutschen. Das heißt, daß relativ zur Zahl der Er- 
werbstätigen in Ostdeutschland nach wie vor deutlich weniger investiert 
wurde und wird als in Westdeutschland. Auf diese Weise kann eine An- 
gleichung der wirtschaftlichen Leistungskraft nicht zustandekommen. Tat- 
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sächlich ist, wenn man, wie üblich, Westdeutschland als Modell nimmt, 
der Kapitalbedarf für die Ausstattung von, sagen wir, 5-6 Millionen welt- 
marktkonkurrenzfähigen Arbeitsplätzen (inklusive der entsprechenden, 
öffentlich bereitgestellten Infrastruktur) so immens, daß Finanzierung 
und Realisierung der entsprechenden Investitionen wenigstens 10 Jahre in 
Anspruch nehmen müssen. Zudem müssen die Investitionen aber auch 
noch in die richtige Richtung gehen, d.h. es müssen genügend innovative 
Schumpetersche Unternehmer auftauchen, die wissen, womit, mit welchen 
Produkten oder Dienstleistungen man auf dem Weltmarkt konkurrenz- 
fähig sein wird. Der Aufschwung Ost ist also nicht nur ein finanzielles 
Problem, aber allein die finanziellen Voraussetzungen bedeuten: Kurz- 
und mittelfristig gibt es keine Aussichten dafür, daß die Lücke zwischen 
Konsum und Produktion in den neuen Bundesländern durch dort selbster- 
wirtschaftete Einkommenszuwächse abgebaut wird. 

Es bleibt also nur die Möglichkeit, den Verbrauch zu senken. Auch dafür 
stehen die Aussichten nicht gut, ganz abgesehen von der menschlichen 
Seite, also vom dann sozial nicht abgefederten Absturz in die Armut. 
Man kann (in einer Geldwirtschaft) den Verbrauch nur dadurch senken, 
daß man die verfügbaren Geldeinkommen, an erster Stelle die Löhne, ab- 
senkt. Dabei nimmt man aber in Kauf, daß das eigentliche Ziel, die Ver- 
ringerung der Lücke zwischen Produktion und Verbrauch, verfehlt wird, 
wenn und soweit die Senkung der Geldeinkommen zu einer weiteren Ab- 
nahme der wirtschaftlichen Aktivitäten führt. Die Notwendigkeit der De- 
fizitfinanzierung wird so nicht beseitigt. 

Unter dem Gesichtspunkt der Produktivität und Konkurrenzfähigkeit ost- 
deutscher Unternehmen muß man, wenn man durchschnittliche Verhält- 
nisse unterstellt, sagen: Die Geldlöhne in der ehem. DDR sind für die 
überwiegende Anzahl der Betriebe offensichtlich zu hoch. Das stimmt, 
aber ebenso offensichtlich ist die Leistungsfähigkeit der Betriebe nicht der 
einzige Maßstab, an dem sich Lohnforderungen orientieren. Im Osten ha- 
ben die Gewerkschaften wie selbstverständlich begonnen, Lohnforderun- 
gen in Prozent der westlichen Tariflöhne auszudrücken. Diese Tendenz ist 
angesichts eines offenen Arbeitsmarktes mit möglicher Ost-West-Mobili- 
tät nachvollziehbar. Sie wird von der alten gewerkschaftlichen Norm 
»Gleicher Lohn für gleiche Arbeit« gestützt. Konkurrenzprozesse (in der 
Form von Arbeitskräftemobilität) wirken zudem daraufhin, daß größere 
Lohndifferenzen in einem tendenziell einheitlichen Arbeitsmarkt auf die 
Dauer nicht aufrechterhalten werden können. Zum Niedriglohngebiet Ex- 


5  Miegel führt in dem oben zitierten "Zeit"-Artikel eine entsprechende Rechnung vor. 
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DDR gehören also Abwanderungsbewegungen.$ Sie sind nach wie vor 
kräftig. Im zweiten Quartal 1992 betrug die geschätzte Anzahl der Pend- 
ler 534 Tsd. Die Gesamtzahl der Übersiedler von IV/1989 bis I/92 wird 
auf 512 Tsd. geschätzt. Die Zahl der Pendler wächst deutlich schneller, 
die der Übersiedler nur noch langsam, wohl weil der westdeutsche Woh- 
nungsmarkt immer weniger Umzüge zuläßt. Welche Auswirkungen die 
westdeutsche Rezession haben wird, läßt sich vermuten: Der Nachfrage- 
sog auf dem Arbeitsmarkt über die ehemalige Grenze hinweg ist wohl 
schon jetzt eingeschlafen. Dennoch bleiben die Wanderungsbewegungen 
ein Problem, weil wahrscheinlich eher die Leistungsfähigsten und Mobil- 
sten nach wie vor auf den westdeutschen Arbeitsmarkt drängen und damit 
die Aussicht auf eine wirtschaftliche Erholung und Annäherung an das 
westdeutsche Niveau in den neuen Bundesländern dauerhaft verschlech- 
tern. Im Endeffekt ergäbe sich aus der Lohnniveau- und Verbrauchssen- 
kung die Mezzogiorno-Konstellation, mit der ehemaligen DDR als Billig- 
arbeitskräftereservoir für die westliche Bundesrepublik. 

Um die Ostbürger zum Verbleib anzuhalten, wurde ihnen von der Regie- 
rung im letzten Wahlkampf das Versprechen einer Anpassung der Ein- 
kommen nach oben gegeben. Zwar haben die deutlichen Lohnsteigerun- 
gen wahrscheinlich dazu beigetragen, die Migration zu dämpfen, aber sie 
waren offensichtlich auch hoch genug, um die wirtschaftliche Konkur- 
renzfähigkeit der Betriebe in der ehemaligen DDR weiter zu beeinträchti- 
gen. Akerlof et al. (1991, S.19) haben schon kurz nach der Einigung ge- 
schätzt, daß nur 8,2 % der Industriebeschäftigten in überlebensfähigen 
Betrieben arbeiteten (nach dem Kriterium, ob die in DM kalkulierten Er- 
träge der Kombinate die in DM kalkulierten, laufenden variablen Kosten 
decken können). Diese frühe pessimistische Schätzung wird durch die Er- 
eignisse in der ostdeutschen Industrie bestätigt: Von Anfang 1990 bis 
Mitte 1992 ist die Zahl der Beschäftigten im produzierenden Gewerbe 
von 4,2 auf 2,1 Millionen zurückgegangen (DIW 39/92, S.469), das Ge- 
meinschaftsgutachten spricht von einem Rückgang von 3 Mill. vor der 
Einigung auf derzeit 1,25 Mill. im verarbeitenden Gewerbe, mit einem 


6  Akerlofet al. (1991, S. 34f.) haben aufgrund einer frühen eigenen Umfrage die Wahr- 
scheinlichkeit einer wirklich massenhaften Migration allerdings als gering eingeschätzt. 
Das Argument, man müsse die Löhne im Osten dem Westniveau angleichen, um Mi- 
gration zu verhindern, sei falsch. Vielmehr seien die hohen Löhne ein Haupigrund der 
Arbeitslosigkeit und erst die Aussicht auf dauerhafte Arbeitslosigkeit würde eine rele- 
vante Zahl von Erwerbstätigen zur Migration treiben. Demgegenüber seien die meisten 
Befragten bereit, Lohnkürzungen hinzunehmen, wenn sie dann beschäftigt blieben oder 
würden. Wahrscheinlich wird diese Frage demnächst per Sozialexperiment beantwor- 
tet. 
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Rückgang des Anteils der Industriebeschäftigten an allen Beschäftigten 
von einem Drittel auf ein Fünftel. 

Wie auch immer man den Anstieg der Löhne in der ehem. DDR beurtei- 
len mag, er ist, selbst wenn man wollte, kurzfristig nicht mehr soweit 
rückgängig zu machen, daß die z.Z. noch existierenden Betriebe allesamt 
kostenmäßig hinreichend entlastet werden könnten. Die Betriebe ver- 
schulden sich, werden subventioniert oder geschlossen. Die Arbeitskräfte 
werden auf Kurzarbeit gesetzt, weitergebildet, umgeschult, vorzeitig ver- 
rentet oder entlassen. Trotzdem wollen sie und ihre Familien leben und 
dazu brauchen sie Geld. Somit wird es auf absehbare Zeit dabei bleiben, 
daß erhebliche West-Ost-Transfers für primär konsumtive Zwecke statt- 
finden. Der Subventionsbedarf kann in verschiedenen Formen (Lohnsub- 
ventionen, Arbeitslosengeld, Renten usw.) gedeckt werden, aber er be- 
steht auf jeden Fall so lange, bis durch Investitionen soviel neue Arbeits- 
plätze geschaffen werden, daß ein neues Gleichgewicht zwischen Ein- 
kommen und Konsum im »Beitrittsgebiet« entsteht. Gegen das bestehende 
Ungleichgewicht hilft es nichts, möglichst viele Arbeitskräfte vom Ar- 
beitsmarkt zu nehmen. Damit wird, beispielsweise beim vorgezogenem 
Ruhestand, das Problem nur von verschiedenen Möglichkeiten der direk- 
ten Einkommenssubvention zu den Sozialversicherungen geschoben. Ana- 
log gilt für die Verwandlung von erwerbstätigen Frauen in Hausfrauen, 
daß sie als Einkommensproduzentinnen im Sinne der Marktwirtschaft 
ausfallen. Die in der alten Bundesrepublik übliche Kosmetik für die 
Arbeitslosenstatistik, der gemäß Arbeitslose, die sich vorzeitig verrenten 
lassen oder an Qualifikations- oder Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen teil- 
nehmen oder kurzarbeiten oder in die echt stille Reserve abwandern, nicht 
mehr als Arbeitslose gezählt werden, kann zwar auch das Bild in den 
neuen Bundesländern verschönen. Die registrierte Arbeitslosigkeit liegt 
nur bei etwa 1,2 Millionen oder 16%. Es ist zudem richtig, daß die ent- 
sprechenden arbeitsmarktpolitischen Programme für die Beteiligten alle- 
mal besser sind als passive Arbeitslosigkeit. Aber am Problem der Lücke 
zwischen Einkommen aus marktförmiger Erwerbstätigkeit und Konsum- 
ausgaben, das die Misere in der ehem. DDR kennzeichnet, ändert sich 
weder durch sozialstaatlich finanzierte Entlastungen des Arbeitsmarkts 
etwas noch durch beschönigende Arbeitslosen-Statistiken. Insofern sind 
also im Hinblick auf die oben gestellte erste Frage die Sorgen der Bun- 
desbank berechtigt. Der West-Ost-Transfer-Bedarf bleibt uns erhalten. 
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4. Schulden, Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 


Wie steht es mit der zweiten Frage nach der Art der Finanzierung dieser 
Transfers? Prinzipiell gilt zunächst, daß die dem Transfervolumen ent- 
sprechenden Leistungen im laufenden Wirtschaftsprozeß erbracht werden 
müssen, gleichgültig, ob sie mittels Staatsverschuldung oder höheren 
Steuern oder Sozialabgaben finanziert werden. Es sollte also bei der Dis- 
kussion um die Staatsverschuldung nicht primär darum gehen, daß der 
Finanzminister die Lasten der Einheit auf unsere Kinder oder Enkel ver- 
schiebt, wenn er jetzt Schulden macht, die in zehn Jahren zurückgezahlt 
werden müssen. Wichtig ist vielmehr, welche Ressourcen aktuell auf wel- 
che Weise für die West-Ost-Transfers in Anspruch genommen und damit 
in ihrer Verwendung umgewidmet werden. Entscheidend ist die gegen- 
wärtige Verwendung dieser Ressourcen. Investitionen versprechen den 
künftigen Reichtum zu vermehren, während Konsum den schönen Dinge 
dieser Welt hier und jetzt ein mehr oder weniger freudvolles Ende macht. 
Investitionen versprechen zudem die schmerzlose Rückzahlung der Schul- 
den aus dem durch sie finanzierten Wachstum, während Verbrauch auf 
Pump die Notwendigkeit des Schuldenmachens fortschreibt. Man kann 
natürlich auch in diesem Fall die kreislaufmäßigen Effekte zusätzlicher 
Verbrauchsausgaben weiter verfolgen und mit einigem Recht ihre stimu- 
lierende Wirkung behaupten: die Kaufwelle im Osten führt zum Konsum- 
güterindustrieboom im Westen, damit zu zusätzlichen Staatseinnahmen 
und schon ist ein Teil der West-Ost-Transfers wieder eingespielt. Aber 
ehe wir uns in den Seitenläufen des Wirtschaftskreislaufs verlieren, be- 
trachten wir lieber das Gesamtbild und die Grundoptionen zur Finanzie- 
rung der West-Ost-Transfers. 

Hier ist nun auffällig, daß trotz aller schon in Kraft gesetzter Steuer- und 
Abgabenerhöhungen (von der drastischen Erhöhung der Arbeitslosenver- 
sicherungsbeiträge über den vorübergehenden sog. Solidaritätszuschlag 
bis zur Erhöhung von Verbrauchssteuern für Tabak und Mineralöl, zur 
Mehrwertsteuererhöhung und zur Zinsabschlagsteuer) nach der Vereini- 
gung weder die staatlichen Einnahmen insgesamt (inklusive Sozialversi- 
cherungsabgaben) noch die Steuereinnahmen in ihrem relativen Gewicht, 
gemessen als Anteile am Bruttosozialprodukt, bisher den gestiegenen 
Ausgabeanforderungen gemäß gewachsen sind. Dagegen hat beim Staats- 
ausgabenanteil mit über 59% des BSP im Durchfluß durch die Staatskas- 
sen so etwas wie eine Rückkehr zu sozialliberalen Zeiten stattgefunden. 
Dementsprechend bewegt sich das Defizit (inklusive dem der Treuhand- 
anstalt) mit etwa 5% des Bruttosozialprodukts auf einem Niveau, das nur 
in der Krisenperiode Mitte der siebziger Jahre überschritten wurde. 


638 Heiner Ganßmann 


Diese Konstellation ist nicht sonderlich stabil, schon allein weil der An- 
stieg der Staatsverschuldung ein spezifisch (west-M)deutsches Angstthema 
ist. Die Dauerdrohung mit dem Schuldenberg läßt ein strategisches 
Kalkül ahnen, denn eigentlich müßte die Diskussion wenigstens auf der 
Grundlage einer Unterscheidung geführt werden zwischen Schulden, die 
zur Finanzierung von Investitionen, und Schulden, die zur Finanzierung 
des laufenden Verbrauchs gemacht werden. Vielleicht liegt hier eine Art 
Politikzyklus vor: In einem Wahljahr erhöht eine an ihrer Wiederwahl 
interessierte Regierung nicht die Steuern, auch wenn absehbar ist, daß sie 
mehr Geld braucht. Um in der unmittelbaren Folgezeit ihre Glaubwür- 
digkeit zu erhalten, macht sie weiter Schulden. Erst dann folgt der Ver- 
weis auf die leeren Kassen einerseits und die Unmöglichkeit, noch mehr 
Schulden zu machen andererseits. Zugleich findet die Bundesbank solches 
Finanzgebaren natürlich unerträglich. Ihre Drohgebärden setzen die Re- 
gierung unter den äußeren Zwang, im Nachschlag die Steuern zu erhöhen 
oder Sparprogramme anzusetzen. Die Regierung kann dann immer noch 
sagen, sie habe es anders gewollt. 

Dieses Verfahren ist, wie sich inzwischen zeigt, nicht nur riskant wegen 
der mit dem möglichen, kräftigen Tritt auf die Zinsbremse verbundenen 
Rezessionsgefahr: die Bundesbank fährt nicht mit ABS. Das Verfahren ist 
auch in seinen Verteilungswirkungen problematisch. Steuererhöhungen 
sind schon schlimm genug, aber solange der Staat mit den zusätzlichen 
Ressourcen demokratisch legitimierte Aufgaben wahrnimmt und die Steu- 
erlasten einigermaßen fair verteilt sind, ist daran nicht viel auszusetzen, 
auch wenn es zu Umverteilungen zwischen Begünstigten und Belasteten 
kommt. Demgegenüber dürfte Verschuldung zu konsumtiven Zwecken 
demokratisch kaum legitimierbar sein, weil es nicht nur, wie bei einem 
privaten Konsumkredit, darum geht, daß man aufgrund eigener Entschei- 
dung jetzt konsumiert und später (etwas mehr) zahlt. Vielmehr geht es 
darum, daß die Steuerzahler aufgrund einer Entscheidung der Regierung 
laufend die Zinsen für die Finanzierung des laufenden Konsums anderer 
berappen müssen. Ein immer größerer Anteil der Steuereinnahmen fließt 
einfach nur aus den Taschen der Steuerzahler in die der Halter von Staats- 
schuldtiteln, die dafür dem Staat die Disposition über ihr Geldvermögen 
überlassen. Der Staat transferiert das Geld in die neuen Bundesländer, wo 
es in der Form von Einkommen und Einkommenshilfen verausgabt wird. 
Die Verausgabung dieses Geldes für konsumtive Zwecke nützt unmittel- 
bar den Konsumenten, aber den Steuerzahlern allenfalls über Effekte 
zweiter Ordnung. 

Die Warnungen der Bundesbank legen die Suche nach Alternativen zur 
Verschuldung nahe. Natürlich gibt es die bereits andeutungsweise reali- 
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sierte Alternative der Steuer- und Abgabenerhöhungen. Die Regierung tut 
sich damit schwer. Einerseits ist sie mit dem Vorhaben angetreten, die 
Steuerbelastungen der Unternehmen zu senken (mit der falschen Behaup- 
tung, diese Belastungen seien in der Bundesrepublik im Vergleich zum 
internationalen Niveau ungewöhnlich hoch). Andererseits muß sie die zu- 
sätzliche direkte Belastung der Einkommen der abhängig Beschäftigten 
scheuen. Die Verteilungsrelationen zwischen (Brutto-) Löhnen und Ge- 
winnen verschieben sich seit Jahren drastisch zugunsten der Gewinne.? 
Wenn man die Abgabenlasten miteinbezieht, kann man die Verschlechte- 
rung der Lohnquote nur noch als dramatisch beschreiben, denn die Dis- 
krepanz zwischen Brutto- und verfügbaren Einkommen wird immer grö- 
Ber, hauptsächlich wegen der steigenden Abgaben für die sozialstaatlichen 
Sicherungssysteme. Die Bundesregierung hat einerseits mit der drasti- 
schen Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung bereits einen 
nicht unbeträchtlichen Teil der Kosten, die die Bundesanstalt für Arbeit in 
den neuen Ländern (oder für Aus- und Übersiedler) aufwendet, nur auf 
die versicherungspflichtigen, abhängig Beschäftigten abgewälzt und nicht, 
wie es der »nationalen« Problemlage angemessen wäre, auf alle Steuer- 
zahler umgelegt. Andererseits ist seit Mitte des 1992 der sog. Solidarzu- 
schlag, der proportional zur Lohn oder Einkommensschuld erhoben 
wurde, wieder abgeschafft worden. Während diese Form der Steuerbela- 
stung der Semantik einer »nationalen Aufgabe« entsprochen hatte, weil sie 
in etwa alle Steuerzahler nach ihrer Zahlungsfähigkeit belastet, ist die 
Anhebung der Mehrwertsteuer, die das Aufkommen des Solidarzuschlags 
ersetzen soll, erneut eine Maßnahme, die die Bezieher kleinerer Einkom- 
men stärker belastet (weil sie einen höheren Anteil ihres Einkommens 
konsumieren). Vom Umfang her reicht das zusätzliche Steueraufkommen 
nach wie vor nicht aus. In Frage steht aber, ob die Akzeptanz weiterer 
Steuerzuschläge dieser Art erwartet werden kann, wenn sich auch noch 
herumspricht, daß gleichzeitig die Steuerbelastung der Unternehmen ver- 
ringert wird. Die Bundesregierung scheut offenbar davor zurück, die 
Antwort praktisch auszutesten. 


7 Die Bundesbank hat die schiefe Verteilung zwischen Löhnen und Gewinnen bereits 
vorsorglich unter dem Etikett »Normalisierungsprozeß« thematisiert. Er war angeblich 
»erforderlich.., um die Rentabilität zusätzlicher Investitionen an sich und im Vergleich 
zu den weit weniger risikobehafteten Geldvermögensanlagen wieder herzustellen.« 
(Monatsbericht 8/91, S.45) Diese Begründung ist voller hintergründigem Humor: Der 
deutsche Michel konkurriert in seiner Eigenschaft als Steuerzahler, der für die wach- 
senden Zinslasten aufgrund der Staatsverschuldung aufkommt, mit sich selbst als ab- 
hängig Beschäftigtem um die Ehre, wen er durch Einkommensverzicht am meisten be- 
glücken darf: Rentiers oder Unternehmer. 
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Es bleibt als dritte Möglichkeit zur Finanzierung der West-Ost-Transfers 
das Sparen. »Sparen« klingt, auch wenn es der Staat macht, gut und so- 
lide, bedeutet aber Ausgabenkürzungen bei monetären Transfers oder 
staatlichen Sach- und Dienstleistungen. Um die möglichen Belastungen 
aus Einsparungsvorhaben abzuschätzen, muß man die gegenwärtigen 
Nutznießer der entsprechenden Programme kennen, die sowohl staatliche 
Akteure und staatliche Auftragnehmer als auch die Adressaten der Pro- 
gramme umfassen können. Das ist oft schwer zu überblicken. Die ein- 
schlägigen politischen Optionen sind jedoch in den großen Zügen klar: 
Da sich die Nato-Länder offenbar darauf geeinigt haben, die mit dem 
Ende der Ost-West-Konfrontation gegebenen Einsparungsmöglichkeiten 
fürs Militär zu ignorieren, und da Subventionen für die Land- und son- 
stige Wirtschaft trotz Möllemanns längst vergessenem Rücktrittsangebot 
in unseren schweren Zeiten nötiger sind denn je, bleiben eigentlich nur 
die Bereiche Soziales, Bildung und Wissenschaft, wenn in lohnendem 
Umfang gespart werden soll. Das Sparen fällt dabei insofern relativ 
leicht, als es in vielen staatlichen Dienstleistungsbereichen nicht notwen- 
dig ist, bestimmte Ausgabenposten effektiv zu kürzen. Es genügt, sie 
nicht den durch den Beitritt der fünf neuen Länder gewachsenen Aufga- 
ben gemäß zu erhöhen. Wenn, einmal angenommen, die Gelder für Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen insgesamt gleichbleiben, aber im Westen 
die Anzahl der ABM-Stellen gekürzt, im Osten dagegen erhöht wird, gibt 
es zwar das soziale Aggregat: Arbeitslose im Westen, das durch diese 
Entscheidung benachteiligt wird, aber keine Personen, die sich direkt be- 
lastet fühlen könnten, weil der Kreis derjenigen, die von AB-Maßnahmen 
ausgeschlossen bleiben, in Hinsicht auf Personen undefiniert ist. (In 
Westberlin soll es inzwischen schon Personen geben, die sich im Ostteil 
der Stadt fiktiv anmelden, damit sie in den Genuß einer ABM-Stelle 
kommen.) In anderen Bereichen, in denen die Belastungen durch Einspa- 
rungen unmittelbarer sichtbar wären, agieren die politischen Entschei- 
dungsträger entsprechend vorsichtiger, sei es, daß steigende Belastungen 
nicht mit den West-Ost-Transfererfordernissen begründet werden, sei es, 
daß die Belastungen durch Kürzungen in der Form ausbleibender Lei- 
stungsanpassungen kaschiert bleiben: Wenn der Bafög-Richtsatz im We- 
sten nicht erhöht und im Osten allmählich auf das Westniveau angehoben 
wird, bleibt die Tatsache relativ unauffällig, daß die Nichtanpassung an 
die steigenden Lebenshaltungskosten im Westen effektiv eine Leistungs- 
kürzung bedeutet. 

Während es solche wenig sichtbaren Sparvorgänge in - gemessen an den 
Ausgabenerfordernissen für die West-Ost-Transfers - begrenztem Umfang 
bereits gibt, hat die Regierung massive, sichtbare Sparaktionen bisher 
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nicht durchgeführt. Das ist aus zwei Gründen verständlich. Erstens führt 
jedes Sparprogramm mit der Verknappung der Etatmittel zu einem Kon- 
flikt zwischen den Ressorts, da kein Minister und keine Verwaltung sich 
gerne mit der Ankündigung von Leistungskürzungen an die Öffentlichkeit 
wendet. Wen soll es also treffen? Eine Regierung kann sich mit der Be- 
anwortung dieser Frage leicht selbst lahmlegen. Zweitens setzt die An- 
kündigung von breiten Sparmaßnahmen nicht nur den Protest der Betrof- 
fenen bzw. der entsprechenden Interessenverbände in Gang, sondern wo- 
möglich einen öffentlichen Diskurs über die Fairness der gesamten La- 
sten- und Nutzenverteilung. Eine Einigung über einschlägige Fairness- 
Kriterien würde zwar bei deren Umsetzung die Akzeptanz von Sparent- 
scheidungen steigern, aber kann man eine solche Einigung erwarten? Eher 
führt die Diskussion um die Lasten- und Kostenverteilung doch wohl in 
stärkere Konflikte und zur kruden Interessendurchsetzung durch relativ 
knappe, mittelfristig erodierende Mehrheiten (wie das Beispiel der Regie- 
rung Thatcher gezeigt hat). Massives Sparen lohnt sich politisch nicht. In 
der derzeitigen Konjunkturphase würde es zudem die rezessiven Tenden- 
zen verstärken. Vermutlich wird es also beim punktuellen oder verdeck- 
ten Sparen bleiben. Auch letzteres ist nicht unbedingt konfliktfrei mög- 
lich, weil die implizierten relativen Benachteiligungen der betroffenen so- 
zialen Gruppen auf die Dauer doch erkennbar werden. Sind wir nicht lau- 
fend damit befaßt, unsere je eigene soziale und wirtschaftliche Situation, 
unser Einkommen, unsern Lebensstandard mit denen anderer in unserem 
Umfeld zu vergleichen? Dieser Dauerbeobachtung können Verschiebun- 
gen im Gefüge sozialer Positionen nicht verborgen bleiben. Sie führt zu 
dem, was sich vielleicht mittels eines Konsenses über faire Kriterien der 
Lastenverteilung durch Sparmaßnahmen vermeiden ließe: zur Entsolidari- 
sierung. 


5. Entsolidarisierung? 


Gleichgültig, ob in relativ verdeckter Form gespart wird, ob die Steuern 
und Sozialversicherungsabgaben oder die Zinslasten erhöht werden, in 


8 Die Belastungsinzidenz ist jedesmal unterschiedlich. Am eindeutigsten selektiv wirken 
Transfers über Sozialversicherungen: versicherungspflichtig sind nur die abhängig Be- 
schäftigten mit Ausnahme der Beamten und derjenigen, die die jeweiligen Einkom- 
mensgrenzen überschreiten. Diese Art der Finanzierung hat ausdrücklich regressive 
Umverteilungswirkungen. Ebenso die über Verschuldung, soweit die Staatsgläubiger in 
den oberen Einkommens- und Vermögensklassen sitzen und die Zinslasten aus dem 
allgemeinen Steueraufkommen getragen werden. Angesichts der durch den Appell an 
die Solidarität der Nation gesetzten Maßstäbe der Belastungsverteilung wäre allein die 
Finanzierung der Einheit über direkte Einkommenssteuern angemessen. 
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jedem Fall muß man damit rechnen, daß die dauerhaften und womöglich 
noch steigenden Belastungen durch West-Ost-Transfers zu einem Entsoli- 
darisierungseffekt im Westen führen. Das entspräche einfach der an Ko- 
sten-Nutzen-Kalkülen orientierten, selbstsüchtigen ökonomischen Ratio- 
nalität, die den Altbundesbürgern jetzt öfter vorgeworfen wird, ein Vor- 
wurf, der einen Teil der Westdeutschen sicher zurecht trifft. 
Darüberhinaus besteht aber ein Zusammenhang zwischen der Art der Be- 
lastung, ihrer Verteilung und dem Niveau der Zahlungswilligkeit. In ei- 
ner kapitalistischen Ökonomie liegt es systembedingt nahe, daß jeder das 
eigene Einkommen als äquivalentes Entgelt für die eigene Arbeitsleistung 
definiert. In einem sozialstaatlichen Sicherungssystem wie dem der Bun- 
desrepublik (alt) wird diese Zurechnung verlängert (Ganßmann 1986): 
Auch im Bereich sozialstaatlicher Umverteilungen geht es im Kern 
darum, für Vorleistungen (wie Steuern und Sozialversicherungsabgaben) 
irgendwann, im Versicherungsfall, im Alter, ein Äquivalent an staatli- 
chen Transferleistungen zu beziehen. Von den Randbereichen des sozial- 
staatlichen Sicherungssystems (wie der Sozialhilfe) abgesehen, legt seine 
Organisationsweise nahe, die Empfänger sozialstaatlicher Transferleistun- 
gen, ob im Westen oder im Osten, danach zu beurteilen, ob sie entspre- 
chende Vorleistungen vorzeigen können. Wenn nicht, stehen sie unter 
Schmarotzerverdacht, der sich mit der Länge ihrer Untätigkeit und der 
Höhe ihrer Bezüge verdichtet. Die bundesrepublikanischen Vorzeigeinsti- 
tutionen für gesellschaftliche Solidarität, die sozialstaatlichen Sicherungs- 
systeme, funktionieren überwiegend nach einer Logik der Äquivalenz, 
der gemäß in die sogenannte Solidargemeinschaft der Versicherten nur 
aufgenommen werden soll, wer Vorleistungsbereitschaft gezeigt hat. Die 
Sicherheit, daß Nicht-Leistungswillige (aber auch -fähige) ausgeschlossen 
bleiben (Offe 1991), garantiert die Akzeptanz der immer weiter gewach- 
senen Abgabelasten. Für den garnicht so kleinen Teil der Bevölkerung, 
der Vorleistungen nicht erbringen kann oder dem die Gelegenheit dazu 
nicht geboten wird, sorgt das System mittels der aus allgemeinen Steuern 
finanzierten Sozialhilfe. 

Angesichts des vergangenen und gegenwärtigen West-Ost-Gefälles im 
wirtschaftlichen Leistungsniveau liegt es für die Westdeutschen nahe, so- 
lange sie gemäß der Logik ihres Wirtschaftssystems Leistungen Personen 
zurechnen, den gegenwärtigen und künftigen ostdeutschen Sozialstaatskli- 
enten mehr oder weniger jene Äquivalenzfähigkeit abzusprechen, die ih- 
nen erst die Anerkennung als gleichberechtigte Mitglieder des bundesre- 
publikanischen sozialen Sicherungssystems sichern kann. Von daher ist 
erwartbar, daß die Finanzierung von Vereinigungslasten über die sozialen 
Sicherungssysteme, allen voran die Renten- und die Arbeitslosenversiche- 
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rung, von den westdeutschen Beitragszahlern als illegitim wahrgenommen 
wird. Die Ostdeutschen haben in dieser Wahrnehmung (genauso wie die 
Aussiedler) die Mitgliedschaftsbedingungen für die »Solidargemeinschaft« 
der Sozialversicherten nicht erfüllt. Wenn die Regierung, und bisher 
zeichnet sich keine Änderung ab, weiterhin große Teile der Vereini- 
gungslasten über die Sozialversicherungssysteme finanziert, riskiert sie 
einerseits einen höheren Entsolidarisierungseffekt als bei einer durchaus 
vergleichbaren, aber in ihrer Verteilung als »fair« definierten Steuerbela- 
stung. Andererseits riskiert sie eine sinkende Akzeptanz der sozialen Si- 
cherungssysteme selbst: als Institutionen realisieren sie den »impliziten 
Kontrakt« nicht mehr, der durch die (mitunter fiktive) Äquivalenz von 
Leistung und Gegenleistung definiert ist. Eine solche Rückwirkung des 
Einigungsprozesses auf die Institutionen der alten Bundesrepublik träfe 
eine ihrer tragenden Säulen. 

Entsolidarisierung entsteht also mit einiger Sicherheit aus der bloßen 
Funktionslogik des sozialen Sicherungssystems, sobald die Existenz einer 
sich aus ehem. DDR-Bürgern rekrutierenden, aus Sozialversicherungs- 
beiträgen alimentierten Dauersozialstaatsklientel beobachtbar wird. Die 
Entsolidarisierungstendenz wird sich zudem immer dann verstärken, 
wenn die durch die West-Ost-Transfers und ihre politische Regulierung 
bedingte Lastenverteilung als unfair wahrgenommen wird. Auf der Ebene 
des Sozialstaats erzeugt diese Entsolidarisierungstendenz Druck in Rich- 
tung der Nicht-Anerkennung DDR-spezifischer Vorleistungen und Son- 
derbedingungen, also letztlich den Druck, die an Private gehenden Trans- 
ferleistungen in Richtung Sozialhilfe zu senken. Das Einkommen aus der 
Sozialhilfe ist ja das, was unsere Gesellschaft übrig hat für all diejenigen, 
die den Anschluß an das erwartete wirtschaftliche Leistungsniveau aus 
welchen Gründen auch immer nicht finden. Es definiert jeweils das Mi- 
nimalniveau praktizierter, in politisch-administrativer Weise umgesetzter 
Solidarität, damit auch die ökonomische Grenze möglicher Entsolidarisie- 
rung. Der ministerielle Vorschlag, den Sozialhilfesatz für Asylbewerber 
zu senken, zeigt, daß diese Grenze durchaus verschoben werden kann. 
Falls diese erwartbare Tendenz zur Entsolidarisierung - parteipolitisch 
aufgegriffen und verstärkt - durchschlüge, könnte das Sozialhilfeniveau 
das Einkommen markieren, das diejenigen Bürgerinnen und Bürgern der 
ehemaligen DDR erwarten dürfen, die den Anschluß verpassen, sei es 
massenhaft, weil das Projekt Aufschwung Ost nicht klappt, sei es als im 
Vergleich zur alten Bundesrepublik (mit ihren ca. 5% Sozialhilfeempfän- 
gem) sicherlich verstärkte untere Randgruppe. Im ersten Fall wären wir 
mitten im Mezzogiorno-Szenario: Die West-Ost-Umverteilung wird auf 
das allernötigste Minimum reduziert, Der arme, sich langsam entvöl- 
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kernde Osten stellt einzelwirtschaftlich keine Konkurrenz, gesamtwirt- 
schaftlich keine direkte Bereicherung, sondern lediglich das Arbeitskräfte- 
und Raumreservoir dar für den damit um so flexibleren, wachstumsfähi- 
geren Westen. 

Wie wahrscheinlich ist es, daß eine relevante politische Partei die nicht 
unwahrscheinliche, unterschwellige Entsolidarisierungstendenz bei den 
Westdeutschen aufgreift? Soweit die großen Parteien Belastungsakzeptanz 
durch das Spielen der »nationalen Karte« erzeugen wollen, ist das partei- 
politische Forcieren der Entsolidarisierung eher unwahrscheinlich, denn 
es läßt sich schwerlich ein konsistentes Programm aus den Bausteinen 
Nationalismus und deutschdeutsche Entsolidarisierung formulieren. Zu- 
dem, das wurde z.B. an der in der West-Ost-Dimension genau differen- 
zierten Wahlpropaganda der CDU? deutlich, geht es im Osten nicht nur 
um Wählerstimmen, sondern gegenwärtig noch um ein besonders attrakti- 
ves, weil in seinen parteipolitischen Präferenzen bisher weniger als im 
Westen erstarrtes Wählerreservoir. Die Verstärkung der Entsolidarisie- 
rungstendenz wäre demnach gegenwärtig nur für separatistisch-populisti- 
sche Strömungen im Westen eine Option. Um sie mit nationalistischen 
Tönen kompatibel zu halten, müßte es vor allem gelingen, die Opfer des 
Solidaritätsentzugs für diesen selbst verantwortlich zu machen durch die 
Zuschreibung von Negativeigenschaften (wie »Sozialstaatsschmarotzer«), 
entweder auf »Ossis« generell oder auf eine gewichtige Auswahl be- 
stimmter Teilgruppen der Bevölkerung der ehem. DDR (von Stasi-Mitar- 
beitern bis zu »Roten Socken« und nicht mehr lernfähigen Älteren). 

Bei all dem spielt sicher auch eine Rolle, daß die vordringliche Themati- 
sierung der Lasten der Einheit im Westen die Fähigkeit der dortigen 
Wähler beeinträchtigen kann, zwischen denjenigen Einkommenseinbußen 
zu unterscheiden, die sich West-Ost-Umverteilungen und denjenigen, die 
sich der schiefen Lohn-Gewinn-Verteilung verdanken. In der öffentlichen 
und selbst in der gewerkschaftlichen Diskussion ist bisher kaum zur 
Kenntnis genommen worden, daß die Bundesrepublik (alt) eine immer un- 
gleichere Einkommensverteilung aufweist. Es liegt bestimmt im Interesse 
der besserverdienenden Bundesbürger, wenn diese Zusammenhänge 
möglichst wenig thematisiert werden. Nichts eignet sich zur Überlage- 
rung des Themas Einkommensverteilung zwischen Lohnabhängigen- und 
Gewinn- und Vermögenseinkommen wohl besser als die Dauerthematisie- 
rung der West-Ost-Verteilung: Da läßt sich nicht nur eine ganze Herde 
von Sündenböcken vorzeigen, die dafür verantwortlich gemacht werden 


9 Die Berliner CDU hatte bei den letzten Wahlen im Ostteil der Stadt mit der Formel 
geworben: Gleichen Lohn für gleiche Arbeit gibt es nur mit uns. Im Westteil wurde die 
Frage der Entwicklung der Einkommen im Osten hingegen nicht ihematisiert. 
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kann, daß die Masse der Altbundesbürgerinnen nicht mehr immer mehr 
verdient. Gleichzeitig kann ebenso nachdrücklich darauf bestanden wer- 
den, daß allein staatlich verordnetes Investorenhätscheln ein Ende der Mi- 
sere verspricht. 

Vor diesem Hintergrund läuft das Abverlangen von mehr nationaler Soli- 
darität offenbar auf den Versuch hinaus, die Altbundesbürger mit einer 
Art abgeschwächter Blut-Schweiß-und-Tränen-Semantik von der Fixie- 
rung aufs Portemonnaie und der Neigung zur Entsolidarisierung abzu- 
bringen. Ob eine dramatisierende Deutung der deutschen Situation diesen 
Effekt haben kann? Einerseits ist die Situation zu kompliziert. Niemand 
ist gern solidarisch, wenn er das Gefühl hat, dadurch ausgenutzt zu wer- 
den. Solidarität könnte wohl eher nach einer offenen Diskussion der not- 
wendigen Schritte zur Überwindung der Einigungsprobleme abverlangt 
werden als mit dem undifferenzierten Appell ans Nationale. Andererseits 
ist die Situation nicht dramatisch genug. Die Blut-Schweiß-und-Tränen- 
Semantik wirkt nur überzeugend angesichts einer wirklich bedrohlichen 
Notlage. Da jede Bundesbürgerin täglich im Fernsehen beobachten kann, 
wie es in Jugoslawien, Bulgarien, Rumänien, Ungarn, Polen und den 
Teilen der ehemaligen Sowjetunion zugeht, verblaßt die Dramatik der 
Situation in der ehem. DDR und in Gesamtdeutschland. Die Ausrufung 
des nationalen Notstands ist nicht überzeugend. Hinzu kommt, daß die 
Regierung den Solidarität abverlangenden Anlauf zu nationalen Anstren- 
gungen schon jetzt durch die Art der Verteilung der Lasten der Einheit 
sabotiert hat. Wenn im Namen der Nation geforderte Solidarität regie- 
rungsamtlich übersetzt wird in eine einseitige Belastung der Lohnabhän- 
gigen, wie bei der Erhöhung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge, oder 
der Rentner, wie bei der erwogenen Aussetzung der Rentenerhöhung, 
oder der Bezieher niedriger Einkommen, wie bei der Mehrwertsteuerer- 
höhung, kann die richtige Stimmung des »Alle-in-einem-Boot-Sitzens« 
nicht aufkommen. Das dürfte auch so bleiben, solange die Regierung auf 
das seit der »Wende«-Operation von 1982/83 praktizierte Anti-Robin- 
Hood-Umverteilungsprogramm von unten nach oben festgelegt ist. 
Angesichts der unübersichtlichen Lage, in der die Regierungskoalition auf 
Durchwursteln setzt, die Altbundesbürgerinnen zur Kasse gebeten und die 
Neubundesbürger massenhaft entlassen werden, nützen zur Orientierung 
vielleicht sozialwissenschaftliche Analyse und Aufklärung etwas, aber 
keins moralisierenden Vorwürfe oder Phantasien von einer »Kultur des 
Teilens« und auch keine Versuche von Teilen der Sozialdemokraten, das 
Stigma der »vaterlandslosen Gesellen« endlich loszuwerden. Der Konflikt 
um die Verteilung der Lasten der Einheit ist nicht zu vermeiden. Er sollte 
nicht durch riskante Appelle an nationale Gefühlslagen übertüncht, son- 
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dern besser gleich offen ausgetragen werden, so daß er möglichst wenig 
für irgendwelche Machterwerbs- oder -erhaltungsinteressen instrumentali- 
sierbar ist. Daß »nationale« Solidarität nicht ohne weiteres vorausgesetzt 
und in Anspruch genommen werden kann, müßte sich inzwischen herum- 
gesprochen haben. Vielleicht entsteht aber so etwas wie gesamtdeutsche 
Solidarität in der Auseinandersetzung mit schlechter Politik? 
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Anna Bergmann 

Fruchtbarkeit als Todeskult im Patriarchat: 
Historisch-philosophische Hintergründe des 
modernen Menschenopfers 


1920 erschien die akademische Abhandiung Die Freigabe der Vernichtung 
lebensunwerten Lebens. Sie war verfaßt von zwei Hochschulprofessoren, 
nämlich von dem bis heute bekannten und gewürdigten Juristen Karl Bin- 
ding (1841-1920) und dem Psychiater Alfred Hoche (1865-1943). Darin 
wurde erstmais in der Geschichte der Moderne aus wissenschaftlicher 
Perspektive eine Ethik für die ärztliche Tötung von medizinisch so defi- 
nierten »geistig Toten« (Binding/Hoche 1920, 58) qua »Euthanasie« 
(griech. »sanfter Tod«) entworfen. Die »Euthanasie« wurde hier als »Heil- 
handlung« zur »Leidverringerung« (ebd. 18, 19) proklamiert, indem »gei- 
stig Tote« unter Begriffen wie z.B. »leere Menschenhülsen« (ebd., 55) aus 
dem Personenstatus herausdefiniert wurden. Dazu Hoche: »Im Falle der 
Tötung eines geistig Toten, der nach Lage der Dinge, vermöge seines 
Hirnzustandes, nicht imstande ist, subjektiven Anspuch auf irgend etwas, 
u.a. also auch auf das Leben zu erheben, wird somit auch kein subjektiver 
Anspruch verletzt (ebd., 59)«. »Geistig Tote« kategorisierte man nach 
streng wissenschaftlichen Maßstäben, darunter faßte Hoche »angeborene 
oder in frühester Kindheit einsetzende Gehirnveränderungen«, »Greisen- 
veränderungen des Gehirns«, »Hirnerweichungen, dann eine »der großen 
Gruppe der jugendlichen Verblödungsprozesse (Dementia praecox), »gro- 
be Mißbildungen des Gehirns« sowie epileptische Anfälle (ebd., 51f.). 
All diese Gruppen hätten eines gemeinsam, ihr »geistiges Inventar« sei 
vergleichbar mit einem »regellos herumliegenden Haufen von Steinen, an 
die noch keine bildende Hand gerührt hat, und den Steintrümmern eines 
zusammmengestürzten Gebäudes« (ebd., 52). 

Es handelt sich hier um den ersten systematischen Versuch, sich, in Liai- 
son mit staatlichen Instanzen wissenschaftlich den Tod über medizinische 
Definitionsmacht anzueignen, indem er an bestimmten Bevölkerungsgrup- 
pen, die man keineswegs zufällig - wie ich noch zeigen werde - als »gei- 
stig Tote« deklarierte, zu inszenieren war. Im Nationalsozialismus wurden 
im Zuge der »Euthanasie-Aktion« zwischen 1939 und 1945 auf Basis me- 
dizinischer Kriterien etwa 200 060 Kinder, Frauen und Männer klinisch 
ermordet, indem sie durch Spritzen vergiftet, vergast, erschossen oder 
dem Hungertod ausgesetzt wurden (vgl. Klee 1983; Aly 1987). Als Vor- 
bild dieser Patiententötung diente die Schrift von 1920: Psychiater, Kin- 
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derärzte, Humangenetiker und Ministerialbeamte waren es, die aus 
Expertensicht einen Kriterienkatalog für die medizinische Indikation der 
»Euthanasie« ausgearbeitet hatten (vgl. Weß 1990, 64). 

1979 erscheint in Oxford die Schrift Practical Ethics. Sie ist dieses Mal 
verfaßt von einem Professor der Philosophie, dem Australier Peter Sin- 
ger. Auch er ist dem medizinischen Diskurs seiner Zeit verpflichtet. Seit 
Anfang der 80er Jahre engagiert er sich als Propagandist der australischen 
Reproduktionsmedizin, die auf dem Gebiet der Embryonenforschung 
weltweit führend ist, und in diesem wissenschaftlichen Zusammenhang 
leitet Singer das Institut »Human Bioethics« der Monash University, auch 
gibt er eine Zeitschrift für Geburtshilfe und Gynäkologie mitheraus 
(Jonas 1991, 39ff.). Singer führt, sicherlich ohne es zu wissen, in seinem 
Buch die ethische Begründung für die »Euthanasie« ganz und gar im Sinne 
eines Binding und Hoche fort. Dieses in viele Sprachen übersetzte Werk 
erscheint 1984 in der Bundesrepublik im Reclam Verlag und sorgt anläß- 
lich einer Einladung Singers zum internationalen Symposium unter dem 
Titel »Bio-Technik - Ethik - geistige Behinderung« in Marburg 1989 für 
Schlagzeilen, denn allzusehr werden Betroffene durch Singers Tötungs- 
aufruf an die medizinischen Verbrechen im Nationalsozialismus erinnert. 
Auch Singer führt einen Personenbegriff ein und stellt ihn in den Kontext 
des Hirns als Index für Vernunftfähigkeit (vgl. Singer 1984, 84, 106, 
135). »Hirngeschädigte Menschen« - so Singer - würden »lediglich dahin- 
vegetieren«. »Es scheint keine moralisch relevanten Eigenschaften zu ge- 
ben, die solche Menschen besäßen«. »Solche Menschen« gelten für Singer 
als »keine Personen«, nämlich als »human vegetable« (Singer 1984, 135, 
104), und in diesem Status könnten sie als Menschen gar nicht anerkannt 
werden. Mit Etikettierungen wie »bloße Gefäße« oder »Behälter« (Singer 
1984, 141) zeichnet Singer ein Menschenbild, das exklusiv durch »Eigen- 
schaften wie Rationalität, Autonomie und Selbstbewußtsein« menschli- 
chem Sein Existenzberechtigung verleiht. Da »mißgebildete Säuglinge« 
potentiell über solche Eigenschaften niemals verfügen werden, ruft Singer 
als Strategie der Leidvermeidung zum medizinischen Mord auf: »Sie zu 
töten kann daher nicht gleichgesetzt werden mit dem Töten normaler 
menschlicher Wesen.« Und weiter folgert Singer, »daß das Leben eines 
Wesens, das keine bewußten Erlebnisse hat, über keinen Wert an sich 
verfügt« (Singer 1984, 179, 128). 

Eine neue Version des »geistigen Todes«, nämlich die des »Hirntodes«, 
die im Sterbeprozeß begriffene Patienten zu fühllosem, weil »geistlosem 
Fleisch« definiert und entmenschlicht, führen uns derzeitig Erlanger Wis- 
senschaftler seit dem 5. Oktober 1992 auf besondere Weise vor. Dieses 
Mal nicht um zu töten, vielmehr wird eine Frau grausam auf die medizi- 
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nische Folter gespannt, indem sie gewaltsam am Prozeß des Sterbens ge- 
hindert wird, weil sie schwanger ist. Wir hören ihre Schreie und Qualen 
nicht, wir können ihre körperlichen und seelischen Schmerzen nicht nach- 
empfinden, denn sie verfügt über keine Sprache. Da ihr sinnliches Erle- 
ben rational, z.B. technisch über Monitore oder andere Maschinen nicht 
beweisbar sind, wird es durch die Rede der Medizin aus dem Leben die- 
ser Frau herausdefiniert. Es steht die hybride Behauptung im Raum, daß 
Marion P. nicht in der Lage sei zu fühlen, und nur diese stumpfsinnige 
Hypothese liefert die Rechtfertigung für alles weitere. Auch hier geht es, 
wie bei einem Peter Singer, um einen Humanisierungsversuch, nämlich 
um die Durchsetzung eines »Rechts auf Leben« von einem Fötus im Früh- 
stadium (11. Woche), der in einem per Totenschein erklärten »Kadaver« 
lebendig gehalten werden soll. Maschinen fungieren als Substitut für ein 
»totes Hirn«, sie sind es, die sozusagen als GROSSHIRN »Leben« zeugen. 
Welche Mentalität verbindet die »Euthanasie« mit dem Erlanger Men- 
schenexperiment? Wissenschaftliche Definitionsmacht (Medizin, Theolo- 
gie, Jurisprudenz) - auch als Ethik bezeichnet - ist schon lange bestrebt, 
den Tod und die Geburt ebenso wie das Leben unter Ausblendung aller 
sinnlich wahrnehmbaren Aspekte kulturell zu vereinnahmen. Bisher wur- 
de entweder das eine oder das andere versucht. Eine im Sterben begriffe- 
ne schwangere Frau eröffnet solcher Mentalität alle Möglichkeiten, sich 
durch die definitiorische Verkehrung von Leben und Tod beides in einem 
anzueignen. Diese Strategie war nur unter einer historischen Vorbedin- 
gung überhaupt realisierbar: Nach dem Motto, aus eins (schwangere 
Frau) mache zwei und aus zwei mache eins, ist der Fötus zum Subjekt 
Konstituiert worden - alle reden von »dem Kind« - und zugleich die Frau 
in ein fötales Umfeld aufgelöst (vgl. Duden 1991). In diesem Experiment 
kristallisiert sich in der Geschichte der Menschheit die eklatanteste Verfü- - 
gung über Leben und Tod durch Experten, legitimiert durch die hinter ih- 
nen stehenden Gläubigen. Natur ist hier qua medizinischer Definitions- 
macht und Technik zu einem Abstraktum verdinglicht - sogar auch, wenn 
man zwei Existenzen, also den Fötus einerseits und die »hirntote« Frau 
andererseits, zerstückelt denkt. Es handelt sich um den bisher radikalsten 
Emanzipationsversuch von menschlicher Natur, der ein Opfer, - viele Op- 
fer impliziert. Denn die an Sexualität gebundene weibliche Fruchtbarkeit, 
die an Sexualität und Sinnlichkeit gebundenen menschlichen Erfahrungen 
von Leben und Sterben werden einem künstlichen »Leben« und »Tod« ge- 
opfert. Die maschinelle und künstliche Simulation von Sinnlichkeit durch 
Gymnastik, Erzeugung von Darmgeräuschen, Musik, Spieluhr und Stoff- 
tierchen, das auf den Bauch der Frau gelegt wird, - ja Marion Ploch sitzt 
sogar geschminkt an diesen Maschinenpark angekettet - zelebriert die 
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Verkehrung von Leben und Tod auf dem Opferaltar unserer Kultur. Die 
Frau tritt dabei nur noch als »Leichnam« oder genauer als »tote Materie« 
(griech.: Baumaterial; lat.: Stoff, aus dem etwas gefertigt wird) in Er- 
scheinung. Solche Nekrophilie, die im klassischen Sinne dieses Wortes 
ihre Lust aus der Widerstandslosigkeit der Leiche bezieht, ist zu einer 
Ethik des Lebensschutzes umgemünzt. Sie holt ihre verbindliche Logik 
aus der uralten Tradition der abendländischen Kultur, die sich in der An- 
tike als Denkform und seit der Aufklärung als soziale Lebensform durch- 
gesetzt hat. 

Im folgenden skizziere ich die theoretische Grundlegung dieses Geist- 
Körper-Dualismus, um dann exemplarisch zu zeigen, wie sich historisch 
in der Moderne die Idee von einem solchen gespaltenen menschlichem 
Sein etabliert und verwirklicht hat. 

Die Dichotomie repräsentiert die Denkform der abendlänischen Kultur 
par excellence (vgl. für das folgende Schweighofer 1991; Llyod 1985; 
Röd 1988; Graeser 1983). Einen der ersten Schritte zu diesem Denksy- 
stem unternahmen im 6. Jahrhundert v.Chr. die Pythagoreer, als sie eine 
Tafel mit zehn Kontrasten wie z.B. Gutes-Schlechtes; Gerades-Ungera- 
des; Ruhendes-Bewegtes als Prinzipien zur Deutung der Welt entwarfen. 
Diese Erkenntnismethode, die auf dem Prinzip der Gegensätzlichkeit be- 
ruht, begründete weiter die seit dem 4. Jahrhundert v.Chr. ausformulierte 
Form-Stoff Polarisierung der griechischen Philosophie, die eine aktiv- 
passiv Analogie zu männlich-weiblich einführte. Aus diesem dichotomen 
Denkmodell ging zwingend der Geistseele-Materie-Dualismus hervor, in 
dem ein Lebensmodell, nämlich ein Prinzip des Werdens, enthalten ist. In 
ihm ist das Geschlechterverhältnis verhandelt - und noch mehr, es ist ın 
ihm vereinnahmt. Das dichotome Denken schließt strikt jegliche Refle- 
xion über Geschlechtlichkeit als Differenz aus, denn sein methodisches 
Fundament, der Geist-Materie-Dualismus birgt ein Zeugungssystem des 
als männlich identifizierten Geistes in sich. Männliche Fruchtbarkeit als 
die Bessere wird dabei nur über die Verbannung der realen Frau und ihrer 
Potenz, Leben hervorbringen zu können, erreicht, indem »Mutterschaft« 
als ein Prinzip des Geistes okkupiert wird. Das Werkzeug für einen sol- 
chen Frontalangriff gegen die Geschlechterdifferenz sind die Schrift, das 
Wort, »das am Anfang war«, der Logos! - und in der Moderne die Tech- 
nik und das Bild, das in der Lage ist, aus Visionen endgültige, starre 
Wahrheiten zu fabrizieren - so z.B. den Fötus auf Ultraschall-Bildern in 


1 Im folgenden benutze ich die von Christina von Braun 1985 entwickelte Theorie von 
der Verleiblichung des Geistes. Unter »Logos« wird hier die Repräsentation der pro- 
jektiven Welt verstanden, die über das Wort geschaffen, von der sinnliche wahrnehm- 
baren Realität abstrahiert und diese tendenziell zu ersetzen versucht. 
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schwarz-weiß. Dieses Instrumentarium dient der Neukenstruktion einer 
von der Natur unabhängigen Welt, wobei der Geist zum Subjekt von Ge- 
schichte für die Zeugung einer von ihm bearbeiteten Materie, die sich 
dann als Ordnung materialisiert, avanciert. Das dichotome Denken macht 
nicht mehr nur allein die Geschlechterdifferenz, sondern Differenz 
schlechthin un-denkbar, weil es exklusiv Gegensätze oder Gleichheiten 
zuläßt. (Das ist uns allen aus dem mathematischen Unterricht bekannt - 
was wäre die Mathematik ohne ihr Gleichheitszeichen?) 

Seit Aristoteles, dem Begründer der Metaphysik, wird der Geist im Rah- 
men des dichotomen Denkens als männliches Prinzip der Materie als 
weiblichem Prinzip hierarchisch gegenübergestellt. Formend bearbeitet er 
sein Objekt, die Materie, den noch ungezeugten Roh-Stoff, wobei der 
Geist als das Bewegungsprinzip par excellence auftritt, ohne sich dabei 
auch nur im geringsten selbst zu verändern. Er ist nicht eingebunden in 
Raum, Zeit, Körperlichkeit. Als Gleichsetzungstechniker kann er in die- 
ser Position jede Differenz und sinnliche Welt wegdefinieren: aus Chaos 
entsteht Ordnung. Die dichotome Logik diktiert den genauen gegensätzli- 
chen Charakter der Materie. Denn was wäre der Geist ohne seine materia? 
Um sich von ihr absetzen zu können, bedarf es ihrer Gegensätzlichkeit. 
Er kann sich nur entkörperlichen, wenn er den Leib zum anderen, näm- 
lich zum geistlosen Prinzip macht, denn nur so hat er eine Chance, sich 
als wahr darzustellen (von Braun 1985, 104ff.). Die Materie ist passiv, 
sie ist Körper und deswegen entseelt - heute würde man sagen »hirntot« - 
und in diesem Status von ihrem Gegenüber veränder- und formbar, ab- 
hängig von Raum und Zeit und vor allen Dingen: sie ist sterblich. »Die 
Seele kann ihre 'Ewigkeit' nur dadurch beweisen, daß sie einen Körper 
zurückläßt« (ebd., 104). Der Geist ist in dieser Dualität entleibt und somit 
entsexualisiert, nur so kann er das Prinzip des Ewigen für sich reklamie- 
ren. Die unsterbliche Seele wird in der antiken Philosophie zum eigentli- 
chen Lebensprinzip erklärt, während die Materie als per se toter Rohstoff 
nur von der Seele verlebendigt werden kann. So erklärte Aristoteles die 
Seele zu einer exklusiv männlichen Potenz, ohne die der Leib existenzun- 
fähig sei. Ohne sie »wird es ein Leichnam sein oder ein Glied eines sol- 
chen« (Aristoteles, Über die Zeugung der Geschöpfe, 101). Ohne Geist - 
so resümiert Thomas Laqueur die aristotelische Auffassung - »sei der 
Körper nichts anderes als ein Leichnam. .. Das Tote wird durch den Fun- 
ken, durch das unkörperliche sperma (Same) des Erzeugers belebt« (La- 
queur 1992, 44). Diese Zeugungsvortellung übernahm man in die ihoma- 
sische Lehre der mittelalterlichen Scholastik. Das weibliche Blut wurde 
als Bau-Material, als unlebendiger Werk-Stoff statuiert, demgegenüber 
der Geist tätig wird. »Denn das sanquis ist nur lebendig der Möglichkeit 
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nach, d.h. ein Stoff, der lebendig gemacht werden kann« (Frank 1988, 
In. 

Es geht also um ein Prinzip der Lebendigmachung, der Belebung von ei- 
nem zu tot erklärten Stoff. Dieses Zeugungssystem enthält eine doppelte 
Opferstruktur: Zum einen wird die Materie geopfert, indem sie ohne 
männlichen Part für tot erklärt wird. Und zum anderen fordert es dem 
Mann die Askese, das Selbstopfer ab. Seit der frühen Antike ist die Un- 
sterblichkeit der Seele an ihre »Reinigung« von körperlichen Begierden 
geknüpft. Nur der Verstand - ein Prinzip des Geistes - ist hier in der 
Lage, die Hinwendung zum »Reinen, Ewigen, Unsterblichen«, sprich 
Göttlichen zu leisten. 

Im Prozeß der Aufklärung - also im Zeitalter der Sichtbarmachung des 
»Göttlichen« durch den Geist - bekommt der Geist-Materie-Dualismus 
samt seiner Opferstruktur eine neue, und zwar höchst gewalttätige Pointe. 
Oder, wie Christina von Braun sagt, es findet durch den »Tod« des un- 
sichtbaren, monotheistischen Gottes eine »Neubeleibung des Geistes« und 
parallel dazu eine Neubewertung der alten Materie statt (Braun 1985, 
107). In der Fabrikation einer vom Logos geschaffenen Natur beginnt 
sich der Geist zu materialisieren, und zwar im wahrsten Sinne des Wor- 
tes. Er nimmt Gestalt an, und in diesem Kontext entsteht im 19. Jahrhun- 
dert das Phänomen des Biologismus. Die neuartige Berufung auf Natur, 
die mit Rousseau beginnt und mit dem Darwinismus einen Höhepunkt er- 
fährt, kann so interpretiert werden, daß hier eine »Materialisierung des 
Logos« stattfindet, eine »Beleibung der Idee«, »die ihre eigene 'neue’ 
Materie schafft« (ebd.) und der alten, bisher nicht den Gesetzen des Lo- 
gos gehorchenden Materie, an den Kragen geht. Am Ende des 19. Jahr- 
hunderts steht dann die nach solchen Diktaten des Logos kreierte »Natur« 
in Gestalt der Rasse, die alle Attribute des Geistes und noch einmal be- 
sonders das der Unsterblichkeit inkarniert, denn die Rasse oder auch der 
»Volks-Körper« verheißen Linearität,2 und zwar keine jenseitige, sondern 
vielmehr eine irdische durch die Erlösung von der alten und die Fabrika- 
tion einer neuen, »reinen« Materie. Und am Ende des 20. Jahrhunderts 
steht die vom Logos hervorgebrachte Zeugungsmaschine in Erlangen, die 
»tote« in »lebendige«, d.h. vom Logos geschaffene Materie hervorbringen 
soll. 

Doch genauer zu diesem Prozeß: Die Moderne wird eingeleitet von der 
Hexenverfolgung, in der es um eine Emanzipation von der Erfahrung 
tödlicher Natur ging und deren Inkarnation in der Hexe erfunden wurde. 
Die Hexe wurde als die Todesfigur par excellence gezeichnet. In einem 


2 Vgl. zu dieser These genauer Bergmann 1992. 
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der berühmtesten Hexenbücher, nämlich im sogenannten Hexenhammer 
von 1487, wird nicht mehr nur die Hexe, sondern »das Weib« schlechthin 
zur Verkörperung des Todes erklärt und in einen apokalyptischen Zu- 
sammenhang gestellt - es sei sogar »noch bitterer als der Tod«3 - heißt es 
im »Hexenhammer«. 

Um die Eliminierung des Todes ging es auch in dem Projekt der Aufklä- 
rung in dem Sinne, daß die unsterbliche Seele nicht mehr in den Himmel, 
in das Reich Gottes aufsteigen und sich von der sterblichen Materie abset- 
zen konnte, weil dieses immaterielle Reich zunehmend über das Bekennt- 
nis zum Sichtbaren durch Empirie und durch Erforschung der Natur 
obsolet wurde. Natur wurde nun als Maschine, als Regelsystem neukon- 
struiert (s. dazu genauer Kutschmann 1986; Merchant 1987). In der Auf- 
klärung beginnt auch die Reduktion des Leibes auf den Körper. Die ety- 
mologische Wortbedeutung deutet auf die Neubewertung der Materie und 
des Leibes hin, der als Leiche gedacht wird. Denn das deutsche Wort 
»Körper« wird im 13. Jahrhundert dem mittelhochdeutschen »korper« 
entlehnt, das auf die Wortbedeutung von Leiche, Leichnam zurückgeht. 
Dagegen hat der Begriff »Leib« eine viel ältere Herkunft, er bezieht sich 
auf das hochdeutsche »lib«, das mit »Leben« synonym war. Um aus Mate- 
rie bzw. Körper-Maschine zu definieren, agiert der Naturwissenschaftler 
nicht nur als Denker, Seher, Forscher, vielmehr tritt das inquisitorische 
Experiment als Erkenntnisform hinzu. Es ist in der Lage, Natur als 
geistlosen Mechanismus zum Gehorchen zu bringen. Zu diesem Zweck 
wurde gesammelt, gemessen, gezählt, zerstückelt, seziert. Die Methodo- 
logie solcher Erkenntnisweisen, nämlich zählen, messen, erfinden, expe- 
rimentieren, um »reine« Natur als Gesetz, als Ordnung hervorzubringen, 
wurde dann im 19. Jahrhundert als männlicher Geschlechtscharakter zu- 
sarmmengefaßt, nachdem die früheren Aufklärer wie etwa John Locke 
(1693: Einige Gedanken über Erziehung) oder Jean Jacques Rousseau 
(1762: Emile oder über die Erziehung) die Umformung des männlichen 
Geschlechts zu einem Vernunftwesen über die konsequente Abhärtung des 
Körpers und der Seele postuliert hatten. So wurde der Zögling von Rous- 
seau als »Rohmaterial« (s. dazu genauer Dreßen 1982, 135) verhandelt, 
oder Locke sprach in seinen Instruktionen zur »Zucht zur Vernunft« von 
einem »weißen Papier oder Wachs .., das man bilden und formen kann, 
wie es einem beliebt« (Locke 1693, 109, 305). 

Im 19. Jahrhundert finden ım Zuge des Biologismus am traditionellen 
Geist-Materie-Dualismus zwei parallele Transformationen statt: einerseits 


3 1486/87 Heinrich Institoris und Jacobus Sprenger, Malleus Maleficarum, in Ausschnit- 
ten abgedr., in: Becker u.a. 1977, 347. 
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wird unter dem Begriff der »Fortpflanzung« die Zeugung als ein Prinzip 
der »Höherentwicklung« vergeistigt, während die reale Mutterschaft in 
diesem Jahrhundert wie nie zuvor in den Tod getrieben wird (Kinder- und 
Müttersterblichkeit, Politik der Geburtenmaximierung, Kindsmord und 
Kindsaussetzung). Auf der anderen Seite wird der bisher von der Natur 
gerade unterschiedene »reine Geist« verleiblicht: Hirnanatomen, Anthro- 
pologen und Psychiater geben ihm ein organisches Gewand. Die 
Fleischwerdung des Logos vollzieht sich am Gehirn. Die Craniometrie 
und Phrenologie werden mit der Sektion von Schädeln zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts als psychiatrische und anthropologische Wissenschaft be- 
gründet (s. dazu genauer Bergmann 1992, 246ff.). Männer- und Frauen- 
köpfe, Schädel von Weißen und Schwarzen sowie Hirnvolumen, Schädel- 
kapazität, Schädeloberfläche und Hirnwindungen von berühmten Män- 
nern, Verbrechern, Prostituierten wurden ausgemessen und gewogen, 
männliche und weibliche Charakteristika im Gehirn verortet. Hirmvolu- 
men, Hirngewicht, Schädelindex ect. stellten die Materialisierung des 
Geistes dar: er wurde meßbar, faßbar und dadurch absolut wahrhaftig. 
Die Totalität, die diesem Organ neu zugesprochen wurde, entspricht voll- 
ends dem Status des zuvor entleibten Geistes. Der Psychiatrieprofessor 
Auguste Forel (1848-1931) im Jahre 1907 zu solcher Subjektwerdung 
dieses Organs: »Und doch ist es das Gehirn, sind es die Gesetze seines 
Lebens, die die sozialen Sitten leiten. Das Gehirn ist der Mensch« (Forel 
1907, 171). Selbstredend wurde die Größe dieses Organs nach der De- 
vise« der »geistigen Überlegenheit des männlichen Geschlechts entspricht 
das größere Hirngewicht« (Matiegka 1902) zum Inbegriff für Männlich- 
keit und Vernunft. 

Die seit Mitte des 19. Jahrhunderts von Psychatern vorgelegte Entar- 
tungslehre (s. Bergmann 1992, Kap. 3.) fundierte auf den Forschungen 
der Hirnanatomie, und unter dem Primat des Geistes begann diese medi- 
zinische Zunft an einer neuen Gesellschaftsordnung zu basteln. Solche 
Ordnung basierte auf einer dualen Vorstellung von gesellschaftlicher 
Normalität und Pathologie. Das Kategoriensystem der »Entartung« - auch 
auf den Begriff der »(geistigen) Minderwertigkeit« oder »Degeneration« 
gebracht, kann man in vier Gruppen zusammenfassen: 1. soziale Abwei- 
chungen (Kriminalität, Bettelei, »Arbeitsscheue«); 2. sexuelle Devianz 
(Homosexualität, uneheliche Mutterschaft, Prostitution); 3. unheilbare 
Krankheiten (Epilepsie, Blind- oder Taubheit); 4. psychische Leiden 
(Schizophrenie, manische Depression, Imbezilität). Dieses Kategoriensy- 
stem der »Entartung« verweist auf die beginnende Transformation des tra- 
ditionellen Geist-Materie-Dualismus. Denn die Materie wird hier nicht 
mehr wie im urspünglichen Sinne als Darstellungsmedium des Geistes 
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eingesetzt, vielmehr beginnt sie ihr Plazet, ihre Existenzberechtigung zu 
verlieren, indem sich der Geist als das Prinzip für gesellschaftliche Nor- 
malität von ihr abzusetzen beginnt. Leiblichkeit mit ihren immanenten 
Leidenspotentialen wie Sterblichkeit, Krankheit, triebhafter Sexualität 
wird seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert in Pathologie umgewandelt 
und unter dem Begriff der »Entartung« zum Todfeind des Logos. Der Ma- 
terie muß das Handwerk gelegt werden, denn sie hat die Kraft unkontrol- 
liert, ohne geistige Direktive sterbliche, chaotische Natur aus ihrem 
Bauch heraus zu gebären. Und so heißt es auch in dem Handbuch für Gei- 
steskrankheiten von 1878: »Fortzeugend muss die böse That Böses gebä- 
ren. Im Fluch der Heredität wird es verwirklicht« (Schüle 1878, 266). 
Oder der Psychiater Richard von Krafft-Ebing beschrieb das Phänomen 
der »Entartung« als das »ab ovo zum Bösen organisch Prädestinierte« 
(Krafft-Ebing 1868, 202). 

»Entartete« repräsentierten in dieser Lehre eine »Rasse von Individuen«. 
Eine ganze Anthropologie der »Degeneration« wurde entworfen. D.h., 
die alte Materie wurde ebenso verleiblicht, indem die als »entartet« einge- 
stuften Menschen in Irrenanstalten von Kopf bis Fuß vermessen wurden. 
Auf der anderen Seite wurde damit begonnen, Normalität darzustellen: 
Der normale Mann repräsentierte schon durch seine Konstitution das Gei- 
stesprinzip: Er sei »hochgewachsen«, »nicht fettreich und muskulös«. Sein 
Kopf sei »groß, eckig und gegliedert«. Gegenüber Gefühlen resistent, 
»lacht und weint (er) schwer«. Ihn interessierten die objektiven Dinge des 
Lebens, denn er »beobachtet geduldig, urtheilt langsamer und schärfer, er 
zählt und misst ... Alles Schlaffe, Weiche, Niedrige verachtet er, er ist 
stolz und will lieber hart als weich erscheinen« (Möbius 1903, 5f.). Die 
Degenerationstheoretiker führten darüber hinaus männliche Normalität 
und »Entartung« auf die von Darwin entwickelten Prinzipien des Lebens 
wie »Kampf ums Dasein«, »Natürliche« und »Geschlechtliche Selektion« 
zurück. Darwin selbst hatte den »Kampf der Natur« auch als einen gesell- 
schaftlichen verstanden und seine Gesetze auf die Formel gebracht, »daß 
im Krieg der Natur ... keine Furcht gefühlt, daß der Tod gewöhnlich 
rasch erfolgt, und daß der Kräftigste, Gesündeste und Glücklichste die an- 
deren überlebt und sich vermehrt« (Darwin, 0.J., 114). Diese Allegorıe 
vom »Krieg der Natur« wiederholt die in der antiken Geist-Materie-Duali- 
tät schon angelegte Opferstruktur genauso wie sein immanentes Zeu- 
gungssystem, - nur haben sich beide Pinzipien radikalisiert. Denn Darwin 
führte als erster systematisch das (Menschen)Opfer als Lebensprinzip ein, 
oder wie Günther Anders sagt: Dem Tod wird hier »das Amt übertragen«, 
»dem stärkeren (und 'deshalb' legitimeren) Leben zu seinem Alleinrecht 
zu verhelfen, und zwar dadurch, daß er das schwächere (und 'deshalb' le- 
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bensunwertere) Leben durch seine Sieblöcher fallen ließ« (Anders 1956, 
281). Das heißt, der Darwinismus verkehrte den Tode zu einem Prinzip 
des »Aufstiegs des Lebens«, der »Höherentwicklung« und assoziierte in 
seiner Theorie der »geschlechtlichen Selektion« die Evolution an männli- 
che »Fortpflanzung«. Darwin hatte in dieser Theorie »Fortpflanzung« als 
ein maskulines Prinzip vorgestellt - allein männliche Natur sah er dazu 
befähigt, sich selbst im Sinne von »Höherentwicklung« und »Fortschritt« 
zu bearbeiten und weiterzuzeugen. Darüber hinaus basierte die Evoluti- 
onstheorie auf einer Fortschrittsvorstellung, die in ihrer Tendenz als Pro- 
zeß vom »Niederen« zum »Höheren« begriffen war. Geschichte wurde hie- 
rarchisch aufgefaßt und linear gedacht. Im Darwinismus sind also das 
(Menschen)Opfer »Kampf ums Dasein« und »Natürliche Selektion«), das 
männliche Zeugungssystem (»Geschlechtliche Selektion«) sowie die Idee 
irdischer Linearität (Evolution) als Naturgesetze theoretisch angelegt. 

Das Medium für »bessere« und »höhere Natur« lautete »Fortpflanzung« - 
sie galt, angelehnt an Darwins Theorie der »geschlechtlichen Selektion«, 
in der Entartungslehre als Grundpfeiler männlicher Normalität. Männli- 
ches sexuelles Begehren repräsentierte die Ausgeburt der »Entartung« 
schlechthin. Potentiell alle Sexualpraktiken galten als »degeneriert«, wenn 
sie nicht an die »Erhaltung der Art«, also an »Fortpflanzung« gebunden 
waren (Onanie, Homosexualität, uneheliche Heterosexualität etc.): »Als 
pervers muss jede Aeusserung des Geschlechtstriebs erklärt werden, die 
nicht den Zwecken der Natur i.e. der Fortpflanzung entspricht« (Krafft- 
Ebing 1837, 37). Diese Zeugungsobsession durchzog das gesamte Nor- 
malitätskonzept: »Rechnet man auf 1.000 Seelen einen Verkehrten, so 
giebt das auf 50 Millionen 50.000 Männer, die sich der Zeugung enthal- 
ten«, schrieb ein berühmter Nervenarzt, »die Onanisten, die Schwärmer, 
die Gleichgiltigen, die Emancipirten, die alle taugen schlecht zur Vater- 
und Mutterschaft« (Möbius 1903). 

Im Zuge dieses Materialisierungsprozesses des Geistes durch die Entse- 
xualisierung der Zeugung (»Fortpflanzung«) und ihre geistige Vereinnah- 
mung, ging analog dazu weibliche Sexualität in der geistigen Mutterschaft 
auf. Auch wenn Frauen noch zuviel Erinnerung an ihre Leiblichkeit 
wachriefen, nach dem Motto, »daß das Weib während eines beträchtlichen 
Teiles seines Lebens als abnorm anzusehen« (Möbius 1900, 26) sei, po- 
stulierte man »Kinderliebe« und »Mutterinstinkt« als Maxime weiblicher 
(pathologischer) Normalität, die sich auch im Gehim organisch 
manifestierte. Der »weibliche Schwachsinn« war in der Entartungslehre 
nicht nur ein physiologisches Faktum, 


»sondern auch ein physiologisches Postulat. Wollen wir ein Weib, das seinen ganzen Mut- 
terberuf erfüllt, so kann es nicht ein männliches Gehirn haben. Liesse es sich machen, dass 
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die weiblichen Fähigkeiten den männlichen gleich entwickelt würden, so würden die Mut- 
terorgane verkümmern und wir würden einen hässlichen und nutzlosen Zwitter vor uns ha- 
ben. Jemand hat gesagt, man solle vom Weib nicht verlangen, als dass es "gesund und 
dumm' sei. Das ist grob ausgedrückt, aber es liegt in dem Paradoxon eine Wahrheit. Ue- 
bermässige Gehirnthätigkeit macht das Weib nicht nur verkehrt, sondern auch krank« 
(ebd., 23). 

Rassenhygieniker und Eugeniker übernahmen um die Jahrhundertwende 
vollends das psychiatrische Kategoriensystem der »Entartung« und der 
»Minderwertigkeit«. Nur war nun der Exorzismus der »pathologischen 
Materie« angesagt. Rassenhygieniker und Eugeniker kündigten expressis 
verbis ein »Ausmerzungssystem«, einen »Reinigungsprozeß« qua medizi- 
nischer »Fortpflanzungsauslese« gegenüber all denjenigern an, die an leib- 
liche, sexuelle und sterbliche Materie erinnerten. Geburten politik als me- 
dizinische Technik der Sterilisation, Abtreibung und »Euthanasie« reprä- 
sentierte ein Erlösungsprogramm zur Herstellung einer »reinen«, d.h. un- 
sterblichen Rasse (für näheres s. Bergmann 1992). Der Arzt Josef Graßl 
1911: 

»Vollparasit ist, wer sich seine Lebensbedürfnisse nicht selbst verdient, verdient hat oder 
verdienen wird. Parasit ist also, wer die ererbten Ansammlungen seiner Voreltern aufzehrt. 
Parasit ist auch der Kranke, der von der Allgemeinheit lebt. Der eine schuldig, der andere 
unschuldig; im Wesen aber beide gleich. .. Halb- und Viertelparasit ist, wer sich seine Le- 
bensbedürfnisse nur teilweise verdient. Teilparasit ist jeder, der über seinen Stand lebt, ... 


sie alle zwingen die Allgemeinheit, die Produzenten, ihnen einen Teil ihrer Produkte abzu- 
treten ohne jede persönliche Gegenleistung« (Graßl 1911, 188f.). 


Die Selektion - so der Begründer der deutschen Rassenhygiene Alfred 
Ploetz (1860-1940) 1895 - sei unter naturwissenschaftlicher Regie mit 
dem Geist bezwingbar. Die »Verbesserung unserer Glücksbedingungen« 
ließe sich durch das »Beherrschen unserer eigenen und äusseren Natur« 
realisieren: »Werkzeug und Waffe dafür ist unser Gehirn« (Ploetz 1895, 
13). Mit dem Ruf nach »Opfersinn für die Gesamtheit« forderte man eine 
Ethik, auf deren Grundlage die »Fortpflanzung von Personen mit vererb- 
baren Krankheiten oder sonstigen Entartungsanlagen als ... ein unverzeih- 
liches Verbrechen« (Schallmayer 1903, 309) zu bewerten und entspre- 
chend zu Kriminalisieren sei: Um die »Fortpflanzung« »Minderwertiger« 
moralisch zu attackieren, Könne der »Begriff der 'Körperverletzung‘ ... - 
gleichnisweise - hier auf den Volkskörper übertragen und als Verbrechen 
gebrandmarkt ... werden« (Poll 1921). Um solcher Körperverletzung 
durch die alte sterbliche, krankhafte und sexuell triebhafte Materie am 
neu zu fabrizierenden großen Volkskörper zu entgehen, begann man 
schon vor dem Ersten Weltkrieg in Deutschland mit dem »Reinigungspro- 
zeß«. Mit der Technik der Sterilisation wurden die ersten Blutopfer zu- 
nächst ın den Frauenkliniken per medizinischer Indikation oder - wie 
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immer in Phasen des Experiments - willkürlich auf den Operationstisch 
gelegt (Müller 1985). 

Dieselben Mediziner und Eugeniker, die an der Legalisierung der rassen- 
hygienischen Sterilisation und Abtreibung arbeiteten, engagierten sich in 
demselben geburtenpolitischen Kontext für den radikalen staatlichen Ge- 
bärzwang durch das Verbot der privaten, d.h. ohne medizinische Kon- 
trolle durchgeführten Abtreibung. Gegen die »willkürliche«, also chaoti- 
sche Geburtenkontrolle von Frauen, die sich im Geburtenrückgang mani- 
festierte, entwarf der sozialistische Arzt Alfred Grotjahn (1869-1931) 
1912 ein Programm, nämlich die »rationalisierte Fortpflanzung«. Es rich- 
tete sich gegen den von wissenschaftlicher Kompetenz behaupteten droh- 
enden »Rassentod« durch sinkende Geburtenziffern. Grotjahn postulierte 
gegen das Phänomen der »Entartung« eine »rationelle Bemeisterung des 
Fortpflanzungsprozesses durch die menschliche Vernunft«. In der »ratio- 
nellen Hygiene« komme es darauf an, »die minderwertigen Individuen 
durch die Maßnahmen der Geburtenprävention an der Erzeugung uner- 
wünschter Nachkommen« (Grotjahn 1910, 169, 167) zu hindern. Für die 
Ehe Qualifizierte hatten in bestimmten Zeitabständen mindesten drei, 
möglichst sechs Kinder aus einem »Fortpflanzungspflichtgefühl« heraus 
zu planen (Grotjahn 1915). Der Muttertrieb wurde nun dem Vernunft- 
prinzip unterstellt und daher als Trieb beziehungsweise als Prinzip stoffli- 
cher Materie hinfällig. Grotjahn ging es, wie allen Rassenhygienikern 
und Eugenikern seiner Zeit auch, um die eugenische Kreation des vom 
Logos geschaffenen »Neuen Menschen«: »Es wird einmal die Zeit 
kommen, wo auf dem Gebiete der Sachkundigen ... den Prometheus 
gleichen werden, den Goethe sagen läßt: Hier sitz ich, forme Menschen 
nach meinem Bilde« (Grotjahn 1910, 169). 

Die »Rationalisierung der Fortpflanzung« stellte nichts anderes dar als die 
naturwissenschaftliche Version eines Reinigungs- und gleichermaßen ei- 
nes Opferrituals, das sich auf menschliche Triebhaftigkeit wie auf die 
vom Logos unkontrollierbaren und unheilbaren Leiden richtete, und das 
an denjenigen praktisch werden solite, die als inkarnierte »alte Materie« 
mit diesen Attributen auffällig wurden. Es ging um die Herstellung säku- 
larisierter Unsterblichkeit durch die zunächst ideelle Inszenierung des To- 
des von »sterblicher Materie«. Denn - so Grotjahn - »nur das Voik«, dem 
die Rationalisierung der Fortpflanzung gelinge, »wird seine Kultur mit 
Sicherheit generativer Unsterblichkeit krönen können« (Grotjahn 1921, 
365). 

Der Spuk eines Alfred Grotjahn wurde im Nationalsozialismus wirklich. 
Der Zusammenhang von Gebär- und Vernichtungspolitik ist hier auf seine 
krasseste Weise zutage getreten, indem ein Szenario des Todes nach 


Historisch-philosophische Hintergründe des modernen Menschenopfers 659 


streng wissenschaftlichen Kriterien aufgeführt wurde. Dieses Projekt des 
Logos endete aber nur vordergründig in der »Stunde Null«. Inzwischen 
hat man von solchen Mythen wie denen der Rasse Abstand genommen. 
Die Technik bringt zur Zeit eine neue Version der naturunabhängigen 
Zeugung hervor. Sie hat ihre ideelle Qualität völlig abgestreift, denn auch 
an die Rasse mußte man glauben, obwohl man viel für ihre Verleibli- 
chung tat. Die neue Version bezieht ihre materia aus zu Tode definierten 
»Frauenleichen«. Deshalb ist dieses neue Zeugungsprojekt nicht mehr da- 
rauf angewiesen, das Menschenopfer an bestimmten Bevölkerungsgrup- 
pen exemplarisch zu inszenieren - für die Selektion von »lebensunwertem« 
Leben wird diese Zeugungsmaschine auch zu sorgen haben. Das heißt, 
der Konflikt zwischen der »alten« und der »neuen Materie« ist zu seinem 
Ende gekommen. Die Frau ist als logosgeschaffene Maschine in der gro- 
ßen Gebärmaschine verschwunden. Sie ist als Logos in der Materie und 
als Materie im Logos synthetisiert und somit als leibliche Wirklichkeit in 
der Tat getötet. Nach dem Grundsatz »aus sterblicher Materie werde deus 
ex machina«, ist sie der Sprache ihres Leibes, ihrer Sexualität, ihres 
Willens vollständig beraubt. Als »Hirn«-Tote - so das Weiblichkeitsideal 
der Medizin ım 19. Jahrhundert - fungiert sie unter der Maxime der 
männlichen Zeugungsmaschine. Nicht einmal ein hysterischer Aufstand 
ist noch möglich. Der Geist-Materie-Dualismus hat seine Schuldigkeit 
getan: Die getötete, die »tote Materie« kann beliebig sterben - und immer 
wieder neu vom Geist verlebendigt werden, um unendlich »Leben« zu 
produzieren. Ludger Weß hat anläßlich der »Euthanasiedebatte« darauf 
hingewiesen, daß es »Themen« gibt, die akademisch nicht diskussionsfä- 
hig sind, und gegen die »Praktische Ethik« praktischen Widerstand gesetzt 
(vgl. Weß 1990, 66). Die Verdinglichung von Marion Ploch verlangt 
praktische Notwehr. 
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Martina Herrmann 
Das Leben des Fötus von Erlangen: Ein Streitfall 
medizinischer Ethik 


Seit Mitte Oktober diskutiert eine interessierte Öffentlichkeit darüber, ob 
es moralisch zulässig bzw. zu verantworten ist, eine Frau in einer Phase 
ihres Sterbens aufzuhalten, damit in ihrem Körper ein Fötus heranwach- 
sen kann. Im Gegensatz zu den VerfasserInnen vieler Stellungnahmen, die 
ich gelesen habe, bin ich der Meinung, daß sich die Entscheidung der 
Ärzte (und anderer Beteiligter) in Erlangen einer moralischen Beurteilung 
weitgehend entzieht. Das soll nicht heißen, daß es nichts dazu zu sagen 
gäbe. 

Diese Auffassung möchte ich hier erläutern. Die Begründung lautet for- 
mal so: In der Medizin gibt es heute Problemsituationen mit Entschei- 
dungsdruck, die es früher nicht gegeben hat. Die Entwicklungen, die zu 
diesen Problemen führen, kann man begrüßen, weil neue Interventions- 
möglichkeiten neue Heilerfolge versprechen. Man kann sie bedauern oder 
auch verwerfen, weil sie Risiken bergen und Folgen zeitigen, die keiner 
will. Wie auch immer, ich halte dafür, daß es sich um neue moralische 
Probleme handelt, deren Vorliegen es erst einmal zuzugeben gilt. Und 
wie im allgemeinen und im Einzelfall zu verfahren ist, darüber fehlen die 
Orientierungen; die bekannten gelten nur bedingt. Wenn das eine richtige 
Beschreibung für die Situation in Erlangen ist, so fehlen die Beurtei- 
lungskriterien für ein abschließendes bzw. ein verbindliches Urteil. 

Das gilt mit zwei wichtigen Qualifikationen: Zum einen ist dabei voraus- 
gesetzt, daß gewisse Sachverhalte vorliegen, deren Zutreffen ich nur ver- 
muten kann. Auf diese Annahmen komme ich noch zurück. Zum andern 
behaupte ich diesen Mangel an Beurteilbarkeit nicht für alle Zeit, sondern 
zunächst nur für die gegenwärtige Situation, in der sich nicht einmal sa- 
gen läßt, ob die Wertmaßstäbe medizinischen Handelns im Fluß sınd, 
oder sich nur nicht mehr selbstverständlich auf neue Situationen übertra- 
gen lassen.! 

Die Entscheidung über das Schicksal der schwangeren Frau in der Erlan- 
ger Universitätsklinik nach ihrem Unfall ist nun keine Entscheidung über 
einen genuin neuen Einzelfall. Aber die Entscheidung darüber, ob die für 


1 Ich möchte mich damit nicht auf ein »Fortschritts«-modell für die Entwicklung der gel- 
ienden Moral unserer Gesellschaft fesilegen. Pluralisierungstendenzen können im 
Effekt auch dazu führen, daß die Moralauffassungen verschiedener Gruppen immer 
weiter divergieren und es keinen moralischen Minimalkonsens mehr gibt. 
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den Fötus lebenswichtigen Funktionen des Körpers von Marion Ploch 
stabilisiert werden sollen, hat verschiedene moralische Aspekte. Und eine 
Vielzahl von diesen Aspekten ist verhältnismäßig neu und umstritten. 
Durch die Kulmination sonst unabhängig voneinander auftretender Pro- 
bleme wird das Leben und Sterben dieses einen Fötus und seiner Mutter 
besonders dramatisch und damit besonders geeignet für eine spektakuläre 
öffentliche Diskussion. 


Wozu überhaupt medizinische Ethik? 


In dieser Diskussion werden von verschiedenen Gruppen und Einzelper- 
sonen prinzipielle Argumente vorgetragen, mit dem Anspruch, die als 
Gegenseite wahrgenommenen Personen und Gruppen komplett zu wider- 
legen, wenn nicht gar als Interessenvertreter mit moralischen Scheinposi- 
tionen zu desavouieren. Auch Leute, die sich beruflich mit medizinischer 
Ethik beschäftigen, werden so wahrgenommen. »BioethikerIn« scheint ein 
verbreitetes Schimpfwort zu sein und so viel zu bedeuten wie: Frau oder 
Mann, die oder der sich der Aufgabe widmet, Medizinern durch schlau 
ausgedachte rhetorische Figuren gegenüber den berechtigten moralischen 
Vorwürfen der Bevölkerung den Rücken freizuhalten, damit sie weiterhin 
machen können, was sie wollen. Weiter kennzeichet die BioethikerIn, daß 
er oder sie am liebsten, wenn nicht ausschließlich, in Kosten/ Nutzen- 
Kategorien denkt und damit über Wert und Unwert menschlichen Lebens 
entscheiden zu können glaubt. 

Da ich einen Teil meiner Arbeitszeit damit verbringe, mich mit Proble- 
men der medizinischen Ethik auseinanderzusetzen, liegt mir daran, meine 
Berufsauffassung dagegenzustellen. Vielleicht gibt es wirklich Leute, die 
so sind, wie angegeben, oder so ähnlich. Meiner Erfahrung nach sind 
diejenigen, die sich mit medizinischer Ethik beschäftigen, moralisch ge- 
nauso integer wie der Rest der der Bevölkerung. Mein erstes Ziel besteht 
darin, wenigstens ansatzweise plausibel zu machen, warum ich es für 
sinnvoll halte, sich mit medizinischer Ethik zu beschäftigen: Die Aufgabe 
von theoretischer Beschäftigung mit Moral im allgemeinen, von der me- 
dizinische Ethik nur ein Teilbereich ıst, sehe ich darin, auf so einer Art 
Restposition der Aufklärung darüber nachzudenken, welche Handlungs- 
alternativen sich stellen, was für sie und was gegen sie spricht. 

Wie sieht diese Restposition aus? Wir leben in einer Gesellschaft, die oft 
als pluralistisch bezeichnet wird. Das bedeutet unter anderem, daß reli- 
giöse Legitimationen moralischer Standpunkte, wie auch Begründungen 
aus der Verbindlichkeit einer alle Menschen einigenden praktischen Ver- 
nunft nicht mehr allgemein akzeptiert werden. Allgemein akzeptiert wer- 
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den diverse moralische Prinzipien, zum Teil gesetzlich niedergelegt, und 
moralische Beurteilungen vieler Einzelsituationen. Andere Prinzipien und 
Beurteilungen sind kontrovers. In der öffentlichen Diskussion moralischer 
Fragen wird oft nicht recht deutlich, daß trotz moralischer Divergenzen 
Urteile nicht einfach willkürlich gefällt werden können, sondern mit an- 
deren moralischen Urteilen in Beziehungen stehen: Einzelurteile werden 
mit Bezug auf allgemeine Prinzipien gerechtfertigt?, Prinzipien werden 
mit anderen Prinzipien begründet,3 Prinzipien können anderen Prinzipien, 
wenigstens auf den ersten Blick, widersprechen.4 Die bestehenden morali- 
schen Weltbilder kann man nur noch in Ausschnitten zur Deckung brin- 
gen, aber jedes einzelne bietet in sich eine gewisse Geschlossenheit. Be- 
gründungsbeziehungen zwischen moralischen Urteilen und Prinzipien 
sind Gegenstand der Ethik. Wenn man schon nicht mehr sagen kann, wel- 
che allgemeinen moralischen Vorstellungen objektiv wahr und verbind- 
lich sind, so kann man wenigstens noch daran arbeiten, welche Vorstel- 
lungen zusammenpassen, welche Argumente zulässig sind, welche Ge- 
sichtspunkte einschlägig sind und berücksichtigt werden müssen. Dadurch 
lassen sich wenigstens die Konfliktlinien nachziehen, die Alternativen wie 
die Kompromißmöglichkeiten bestimmen, einige Positionen als unhaltbar 
erweisen und man sieht genauer, welche Folgerungen man sich mit wel- 
chen Behauptungen einhandelt. Ein weiteres Ziel, das ich hier nicht ver- 
folge, besteht darin, Vorschläge mit der Chance auf möglichst weitgehen- 
de Akzeptanz zu erarbeiten, die Entscheidungen über die weitere Ent- 
wicklung fallen dann woanders. 

Was läßt sich zu den vertretenen Standpunkten im Konflikt um die Erlan- 
ger Entscheidung sagen? 

Ich will als erstes die Argumentationslinien darstellen, die ich für ent- 
kräftbar halte, oder doch für nachgeordnet gegenüber anderen. Das sind 
im wesentlichen drei. Die erste betrifft die Motivlage der handelnden 
Ärzte. Es wird vermutet, daß es ihnen weder um das Wohl des Kindes, 
noch um den Willen der Mutter geht, sondern letztlich nur um sich selbst. 
Ihre egoistischen Motive werden als Karrierismus angegeben, als rück- 
sichtslose Neugierde, als Bedürfnis, das Machbare auszuschöpfen, als wi- 
dernatürlicher männlicher Machtwille, der sich die Gebärfähigkeit aneig- 
nen will. 


2 »Man darf den Körper dieser Frau nicht als Mittel mißbrauchen, denn man darf einen 
Menschen nicht instrumentalisieren.« 

3  »Experimente an Menschen, insbesondere gegen deren Willen, sind nicht veriretbar, 
denn die Gesundheit aller ist gleich zu berücksichtigen.« 

4  »Jede Frau soll über ihren Körper selbst bestimmen dürfen«, steht gegen »Menschliches 
Leben muß in jeder Form geschützt und bewahrt werden.« 
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Ob das richtige Beschreibungen der Motive der Mediziner sind oder 
nicht, kann ich nicht beurteilen. Aber, selbst unterstellt, sie seien reine 
Egoisten, halte ich das für ziemlich bedeutungslos. Für die Beurteilung 
ist wichtig, ob das, was sie tun, auch angezeigt ist, und was sie damit be- 
wirken. Wenn ein Chirurg mir den Uterus herausnimmt, so kommt es bei 
der Beurteilung nicht darauf an, ob er damit eine bestimmte Operations- 
technik üben will, oder ob es ihm hauptsächlich darauf ankommt, ein paar 
Mark mehr für sein Eigenheim zu verdienen. Sondern es kommt darauf 
an, ob die Operation indiziert war, ob ich zugestimmt habe, und ob er sie 
fehlerfrei macht. Seine Motive sind zwar wichtig, aber für etwas anderes: 
nämlich für meine Entscheidung, vorsichtshalber noch eine zweite Mei- 
nung über meinen Befund einzuholen. Egoistische Motive sind Ver- 
dachtsmomente dafür, daß die vorgetragenen Gründe nur vorgegeben sind 
und nicht zutreffen. Das hieße z.B., daß man die gegebene Prognose für 
den Fötus genau prüfen müßte, aber nicht, daß diese Prognose falsch sein 
muß. Wenn man den Absichten der Ärzte nicht traut, sollte man auch un- 
bedingt die Schlüssigkeit der von ihnen vorgetragenen moralischen Grün- 
de, wie der, daß »zur Rettung des Kindes verpflichtet« ist, »wer sie sich 
zutraut« (FAZ v. 17. 10. 1992), überprüfen. Aber man kann nicht ohne 
diese Prüfung davon ausgehen, daß alles, was sie sagen, unhaltbar ist. 

Ein Kurzschluß scheint mir bei einer zweiten Argumentationsform vorzu- 
liegen, bei der davon ausgegangen wird, daß die Menschenwürde der 
Frau es verbietet, ihren Körper in dieser Form zu gebrauchen.5 Es gibt 
eindeutige Fälle der Verletzung der Menschenwürde. Dazu gehören z.B. 
alle Verletzungen der Menschenrechte, auf die sich die meisten Staaten 
geeinigt haben. Bei dem »Erlanger Fall« wird das aber gerade bestritten. 
Wir brauchen also eine Erläuterung des Begriffs »Menschenwürde«, Kri- 
terıen dafür, was eine Verletzung der Menschenwürde ist und was nicht. 
Erläuterungen müßten beide Seiten geben, und damit würden sie sich in 
die Niederungen der Einzelbetrachtungen begeben müssen, in denen 
allein Aussicht besteht, von den Parolen weg und zur Auseinandersetzung 
hin zu kommen. Für mich ist es keineswegs selbstverständlich, daß Frau 
Ploch degradiert wird, noch daß das, was mit ihr gemacht wird, die Pietät 
verletzt. Gerade was den Umgang mit Sterbenden und Toten angeht, exi- 
stieren zwar hohe Ideale, aber viele Klagen über fehlende wirksame ak- 
zeptierte Normen. Auf der anderen Seite kann man nicht leugnen, daß die 
Patientin hier selbst nicht mehr handelt, sondern behandelt oder benutzt 
wird, und das Benutzen anderer, wenn auch nicht grundsätzlich verboten, 


5 Süddeutsche Zeitung v. 17.118. 10. 1992, Darstellung der Kritik einer partejübergrei- 
fenden Gruppe von Politikerinnen. 
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muß immer mit übergeordneten Zielen gerechtfertigt werden. Die Stich- 
worte »Menschenwürde« und »Pietät« sind also Ausgangspunkte, nicht 
Schlußpunkte einer Diskussion. Das gleiche gilt für die Behauptungen, 
man ließe der Natur ihren Lauf, wenn man die intensivmedizinische Be- 
handlung einstellt, oder man verhelfe der Natur zu ihrem Recht, wenn 
man alles nötige für die weitere Entwicklung des Fötus tut. 

Als drittes möchte ich bezweifeln, daß es für die moralische Beurteilung 
ausschlaggebend ist, ob anläßlich der Behandlung der Marion Ploch der 
Geschlechterkampf ausgetragen wird. Daß die eigentlichen Interessen 
nicht den vorgetragenen Gründen entsprechen, ist, wie ich schon bezüg- 
lich der Motive der Ärzte ausgeführt habe, zwar ein Indiz dafür, daß die 
vorgetragenen Gründe schlecht sind, aber dieses Indiz verlangt nach miß- 
trauischer Beobachtung und kann nicht selber der Beweis der Untauglich- 
keit dieser Gründe sein. 

Wenn man aus der rhetorischen Figur ein Argument machen wollte, so 
müßte man zunächst zeigen, daß zu den Konsequenzen der intensivmedi- 
zinischen Aufzucht des Fötus eine weitere Verschlechterung der Situation 
von Frauen in unserer Gesellschaft gehört. Eine zusätzliche Diskriminie- 
rung könnte z.B. dadurch entstehen, daß sich die Meinung verbreitet, 
Frauen seien eigentlich nur organische Brutkästen.6 Aber selbst wenn un- 
ter den Konsequenzen einige sind, die zu Lasten von Frauen gehen, be- 
deutet das nicht, daß sich damit klar eine Verurteilung ergibt. Erst, wenn 
auch die anderen Konsequenzen betrachtet und bewertet sind, kann festge- 
stellt werden, wie schwer diese Benachteiligung wiegt. 


Bevor ich endlich dazu komme, die moralischen Konflikte darzustellen, 
die ın der Behandlung von Marion Ploch entschieden werden müssen, 
möchte ich sagen, welche empirische Annahme ich dabei voraussetze: Ich 
gehe davon aus, daß mit großer Wahrscheinlichkeit am Ende ein Baby 
entbunden wird, das weder durch medizinische Eingriffe noch durch psy- 
chische Entbehrungen dauerhaft zu leiden hat. Das ist eine Annahme, die 
ich durch nichts ausweisen kann. Im Gegenteil, die Darstellungen in den 
Medien lassen eher zweifeln. So wird einer der behandelnden Ärzte mit 
der Stellungnahme zitiert: »Leben bis zur 32. Woche ist wie ein Sechser 
im Lotto« (Die Zeit v. 30. 10. 1992, S.19). Das läßt für die Risiken der 
Behandlung das Schlimmste vermuten. Auch um das Gefühlsleben des 
Fötus dürfte es karg bestellt sein: Die Ratgeberliteratur für Mütter ist voll 
von tiefen Einsichten in die eminente Wichtigkeit der vorgeburtlichen 


6 Das entspräche etwa der zynischen Meinung, daß jugendliche Motorradfahrer eigent- 
lich nur hervorragende Organspender sind. 
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Mutter-Kind-Beziehung. Das verträgt sich schlecht mit den eher plumpen 
Versuchen, eine für den Fötus positive Außenwelt zu simulieren. Und so 
melden sich Helfer zu Wort, die »Forschungsergebnisse der pränatalen 
Psychologie« dem Fötus zugute kommen lassen wollen (Frankfurter 
Rundschau v. 28. 10. 1992, S.18). Der Ausgang ist offen. 

Risiken und Erfolgsaussichten, wie die Zumutungen einer Behandlung für 
den Patienten, sind wichtige Determinanten dafür, ob diese Behandlung 
angezeigt ist oder nicht. Wenn der Fötus mit großer Wahrscheinlichkeit 
vor Ende des sechsten Monats sterben wird, ist es sehr viel einleuchten- 
der, die Behandlung einzustellen, als wenn die Chancen besser stehen. 
Deshalb kann man bei der Beurteilung eigentlich nicht auf Überlegungen 
zum Risiko verzichten. Ich muß aber darauf verzichten, und zwar nicht 
nur, weil ich die Risiken nicht beurteilen kann. Selbst wenn man ein Ri- 
siko nicht kennt, kann man doch in der Regel bedingte Aussagen darüber 
machen, was zu tun ist, wenn das Risiko so und so aussieht. Im vorlie- 
genden Fall ist mir aber selbst das völlig unklar. Und es scheint mir, daß 
auch bei guter oder sehr guter Prognose die meisten vorgetragenen Be- 
denken bestehen bleiben. 


Nach all diesen Präliminarien bleibt, die neuen und immer noch offenen 
Konflikte schlicht darzustellen. Sie sind weiterhin unentschieden, obwohl 
es inzwischen in der medizinischen Praxis mehr oder weniger etablierte 
Umgangsformen mit ihnen gibt. Ich nenne zunächst Stichworte, die die 
entsprechenden Diskussionszusammenhänge bezeichnen: (1) Todesdefini- 
tion und Organspende, (2) Entwicklung der medizinischen Techniken für 
Interventionen am Anfang und Ende menschlichen Lebens, (3) morali- 
scher Status von Föten und Embryonen, 


(1) Der Himtod einer PatientIn ist in der Medizin derzeit notwendige und 
hinreichende Bedingung für ihren Tod und damit für das Einstellen inten- 
sivmedizinischer Behandlung. Die einzige Ausnahme, bei der lebens- 
wichtige Funktionen weiterhin aufrecht erhalten werden, liegt dann vor, 
wenn Organe der Toten entnommen und verpflanzt werden sollen. Der 
Übergang vom Herz/Kreislauftod zum Himtod als Kriterium für den Tod 
einer Person hatte zwei Ursachen. Zum einen fühlten sich viele Mediziner 
verpflichtet, Kreislauf und Atmung ihrer Patienten weiterhin aufrecht zu 
erhalten, selbst wenn keine Chance bestand, daß sie je wieder ihr Bewußt- 
sein wiedererlangten. Nur wenn sie die Patienten für tot erklären konn- 
ten, schien es gerechtfertigt, mit der Behandlung aufzuhören. Zum ande- 
ren sind Organverpflanzungen nur möglich, wenn das Gewebe noch bis 
kurz vorher ausreichend versorgt wird. Einem lebenden Menschen kann 
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man aber nicht einfach Organe entfernen, die er selbst noch braucht. Erst 
wenn er tot ist, rechtfertigt der Zweck, das Überleben des einen, die Mit- 
tel, nämlich Körperteile eines anderen zu benuzten, und damit diesen an- 
deren zu instrumentalisieren. 

Die Rechtfertigungen, die dafür gegeben werden, den Hirntod als Krite- 
rıum für den Tod einer Person zu akzeptieren, sind pragmatischer Natur. 
Und deshalb sind sie unbefriedigend. Es sind weniger neue Erkenntnisse 
über den Tod, die den Ausschlag dazu gegeben haben, daß ein verbesser- 
tes Kriterium eingeführt wurde, sondern es sind bestimmte Handlungs- 
möglichkeiten, die zu einer Änderung des Kriteriums geführt haben. Das 
hat Rückwirkungen auf die breite Akzeptanz der Definition. Dazu 
kommt, daß die Feststellung des Hirntodes technischer Mittel bedarf und 
damit für den medizinischen Laien viel schwerer faßbar ist. Dagegen ist 
es im Alltag völlig klar, daß tot ist, wessen Herz nicht mehr schlägt. 

Daß das Kriterium des Hirntodes sich nicht wirklich durchgesetzt hat, 
wird auch bei der Behandlung von Marion Ploch deutlich. Wenn ihre 
Herz/Kreislauf-Funktionen jetzt über Monate hinweg aufrecht erhalten 
werden sollen, so scheint vielen AutorInnen die paradoxe Bezeichnung 
»lebender Leichnam« angemessen. Damit wird aber gerade Unsicherheit 
darüber ausgedrückt, ob sie tot ist oder lebt. Und diese Unsicherheit, so 
spekuliere ich, schwächt die Glaubwürdigkeit der Ärzte. Wäre Marion 
Ploch tot, so könnte man ihren Körper für bestimmte Zwecke benutzen. 
Es könnte immer noch Streit darüber geben, welche Zwecke dieses Mittel 
rechtfertigen. Lebt sie aber, so ist man vor einer für sie so entscheidenden 
Intervention darauf angewiesen, sie zu fragen. Stellvertreterentscheidun- 
gen durch Verwandte scheinen unangemessen. Sie sind akzeptiert bei In- 
terventionen, die einer Person wieder zum Bewußtsein verhelfen sollen. 
Hier soll aber nicht Frau Ploch geholfen werden, sondern ihrem Fötus. 
So ist alles auf merkwürdige Weise fraglich, was an dieser Frau im 
Schwebezustand zwischen nicht-mehr-leben und noch-nicht-tot-sein getan 
wird. Die Situation entspricht in dieser Hinsicht einer Organverpflan- 
zung, wo sich aufgrund der praktischen Erfordernisse Stellvertreterent- 
scheidungen durchgesetzt haben. Ich zögere allerdings, in Marion Plochs 
Fall von einer Organspende zu sprechen. 


(2) Für den Übergang zum Hirntod als Kriterium für den Tod einer Per- 
son waren technische Entwicklungen in der Intensivmedizin der Anlaß. 
Erst wenn man in der Lage ist, die lebenswichtigen Funktionen eines 
Körpers von außen aufrechtzuerhalten, stellt sich die Frage, wann der 
Mensch tot ist. Das ist nicht das einzige Problem mit moralischem Ge- 
halt, das mit neuen technische Möglichkeiten der Intensivmedizin einher- 
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geht. Mit jeder neuen Technik muß entschieden werden, wann und ob 
man sie zum Einsatz bringt. Wenn das Leben eines Menschen zu Ende 
geht, ist dabei das Abschalten der intensivmedizinischen Apparatur nur 
die Rückseite des Anschaltens, d.h. des Versuchs, den Tod aufzuhalten 
und abzuwenden. Es wird, gerade in der Diskussion einer breiteren Öf- 
fentlichkeit, immer wieder bezweifelt, ob sich lebensverlängernde Maß- 
nahmen, intensivmedizinischer oder anderer Art, für die Patienten in je- 
dem Fall lohnen. 

Neben den Interventionmöglichkeiten zur Lebensverlängerung hat sich 
ein anderer Zweig der Medizin stark entwickelt, der gelegentlich erwähnt 
wurde, wenn es um den Fötus ging, dessen Entwicklungsbedingungen in 
Erlangen geschaffen werden sollen: Die Perinatal-Medizin. Früher be- 
gann die medizinische Betreuung eines Menschenlebens nach der Geburt, 
vorher wurde nur beobachtet. Die Beobachtungsmethoden heute sind für 
sich genommen schon Anlaß zur Besorgnis, insofern es dabei natürlich 
immer um eine möglichst genaue Feststellung des Gesundheitszustandes 
des Fötus geht, also um die Einhaltung oder Abweichung von Normalität. 
Heute gibt es darüber hinaus aber auch spektakuläre Eingriffsmöglich- 
keiten. Es werden z.B. im Mutterleib Operationen vorgenommen. Außer- 
dem kann man heute Frühgeborene bereits ab etwa 500g Gewicht außer- 
halb des Mutterleibes aufziehen, zu einem Zeitpunkt der Schwanger- 
schaft, der ein Überleben früher ausschloß. Dadurch wird es auch mög- 
lich, wenn die Schwangerschaft nicht mehr fortgesetzt werden kann, das 
Kind zu holen und - wieder durch intensivmedizinische Behandlung - am 
Leben zu erhalten, bis es sich fertig entwickelt hat. Erste Konsequenz für 
den Fötus von Marion Ploch: Seine Überlebenschancen verbessern sich. 
Die Möglichkeiten der Perinatalmedizin wachsen, mit ihnen aber wachsen 
auch die Schäden an Säuglingen, die durch die intensivmedizinische Be- 
handlung hervorgerufen werden. Je jünger das Frühgeborene, desto wahr- 
scheinlicher wird es, daß seine Beatmung, seine künstliche Ernährung 
oder andere Eingriffe bleibende Schäden zurücklassen. Wie bei todkran- 
ken und sehr alten Menschen kann man daran zweifeln, ob sich der Ein- 
satz der Mittel für die Betroffenen immer lohnt. Dadurch wird auch der 
Wert der Weiterentwicklung der zur Verfügung stehenden Mittel zweifel- 
haft. Konsequenzen aus dieser Überlegung betreffen die Risiken für den 
Fötus, wenn er einmal das entsprechende Alter erreicht hat. Welche das 
sein Können, werde ich aus den oben angegebenen Gründen vernachlässi- 
gen. 

Eine andere Konsequenz der Entwicklungen in der perinatalen Medizin ist 
es, die ich hervorheben will. Sie läßt sich wohl nicht mehr vermeiden. 
Ich meine die Aufwertung der moralischen Bedeutung von Föten in den 
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letzten drei Monaten der Schwangerschaft. Sie werden behandelt wie 
Neugeborene, die Fürsorge hat denselben Umfang. Auch das emotionale 
Engagement ist das gleiche, bei den beteiligten ÄrztInnen, PflegerInnen 
und Eltern. Wenn sich die Einflußmöglichkeiten der perinatalen Medizin 
in immer frühere Abschnitte der Schwangerschaft hinein erweitern, wird 
voraussichtlich für immer jüngere Föten gelten, daß sie für die, die sie 
behandeln, so sind wie jetzt Säuglinge: vollwertige Patienten. Man sieht, 
wohin das führen kann: Zu einem Verständnis des Fötus als Patienten in 
jeder Phase seiner Entwicklung. So wird jetzt offenbar von einigen der 
Fötus in Erlangen bereits gesehen. Diese Sicht ist verständlich, aber kei- 
neswegs selbstverständlich. Im Lichte anderer sozialer Praktiken muß 
man sich fragen, ob sie wünschenswert ist. 

Im Konflikt dazu innerhalb der Medizin stehen z.B. Tendenzen bei der 
künstlichen Befruchtung. Hier kann man mit Embryonen innerhalb und 
außerhalb des Uterus nur deshalb so großzügig verfahren, weil man den 
Wünschen und Interessen der an ihrer Erzeugung Beteiligten eine Bedeu- 
tung beimißt, die die Embryonen nicht haben. Niemand sucht für über- 
zählige Embryonen bereitwillige Ersatzmütter, damit ihr Weiterleben ge- 
sichert wird. Man fragt sich, ob nicht irgendwann die Entwicklungen der 
verschiedenen Teilgebiete der Medizin sich wiıdersprechende Anschauun- 
gen über die moralische Bedeutung der gleichen Leibesfrucht vorausset- 
zen. In der Diskussion um die Legitimität der Behandlung des Erlanger 
Fötus wird ja immer wieder darauf hingewiesen, daß er kaum älter war 
als die gesetzliche Grenze für erlaubte Abtreibung, als seine Ärzte ihm 
den Patientenstatus zuerkannten. 


(3) Widersprüchliche Verhaltensweisen, den moralischen Status eines 
Embryos, Fötus, Neugeborenen oder Säugling betreffend, sind schon an 
einer anderen Stelle fest institutionalisiert, nämlich durch die Abtreibung 
aus eugenischen Gründen. Das Abtreiben bei Vorliegen einer Krankheit 
oder Mißbildung ist noch zu einer Zeit gestattet, da ein gesunder Fötus 
schon ausgetragen werden muß. Hier liegt also eine Ungleichbehandlung 
von normalen und in irgendeiner Form behinderten Embryonen im zwei- 
ten Drittel der Schwangerschaft vor. Diese Ungleichbehandlung läßt sich 
schwer rechtfertigen, wenn man dem Fötus im zweiten Trimester den 
vollen moralischen Status eines Säuglings gibt. Der Widerspruch läßt sich 
vertiefen: Kommt ein Kind mit einer Behinderung zur Welt, die als 
Grund für seine Abtreibung ausgereicht hätte, sei es auch noch so früh, so 
hat es beste Chancen, volle intensivmedizinische Betreuung zu erhalten, 
um sein Überleben zu sichern. 
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Ich habe mit Absicht nicht über Rechte von Föten und Personen geschrie- 
ben, weil ich versuchen wollte, umstrittene Assoziationen so weitgehend 
zu vermeiden, wie es mir gelingt. Die Probleme stellen sich von selbst, 
wenn man die Praxis beschreibt. Man muß gar keine besondere Theorie 
darüber vertreten, ob Empfindungsfähigkeit oder Rationalität oder Be- 
wußtsein die Charakteristika von Personalität sind, um zu sehen, daß es 
so jedenfalls nicht geht. 

Jetzt kann man sich natürlich zurücklehnen und die Perversität des Sy- 
stems anprangern, das solche Phänomene hervorbringt. Mir liegt das 
nicht, und mir liegt es auch nicht, möglichst laut »Halt!« und »Zurück!« 
zu rufen. Ich sehe nicht, was das helfen sollte. Ich sehe nur, daß es eine 
offene Frage ist, welchen moralischen Status der heranwachsende Fötus 
hat, und es nicht gut ist, diesen Status zu wechseln, wenn man den medi- 
zinischen Be-Handlungsrahmen wechselt. Aber ich sehe nicht, warum 
weitere theoretische Bemühungen, d.h. medizinische Ethik, nicht helfen 
können sollten, wenigstens die miteinander verträglichen Auffassungen 
über den moralischen Status herauszufinden. Erst dann kann man auf 
einen Entscheidungsprozeß hoffen, der einen befriedigenden moralischen 
Rahmen zum Ergebnis hat. 


PROKLA % März 1993 Regionalisierung der Welt 


Die Weltwirtschaft der Zukunft scheint sich in Wirtschaftsblöcken zu 
organisieren: Der europäische Binnenmarkt steht vor der Tür, die 
USA versuchen mit der amerikanische‘ Freihandelszone gegenzuhal- 
ten, Japan und die ostasiatischen Schwellenländer vertiefen ihre Zu- 
sammenarbeit. Die Globalisierung der Ökonomie wird durch nachho- 
lende Prozesse der Regionalisierung von Politik flankiert. Wie lassen 
sich diese Trends interpretieren: Regionale Blöcke als Absicherung 
der ökonomischen Einflußsphären jeweiliger Regionalmächte? Regio- 
nale Blöcke als Nachfolger von Nationalstaaten, vielleicht gar Vor- 
stufe der grenzenlosen Globalisierung? Oder eher als Abschottung der 
Regionen untereinander? Und was wird aus den Ländern, die für kei- 
nen der Wirtschaftsblöcke interessant scheinen: Afrıka, Osteuropa, die 
looser in der Weltwirtschaft? Haben regionale Kooperations- und Inte- 
grationsprozesse in den Entwicklungsländern oder den ehemals sozia- 
listischen Staaten eine Chance? Und letztlich: wie verträgt sich eigent- 
lich die neue Welle des Nationalismus in vielen Teilen der Welt und 
direkt vor unserer Haustür mit den Regionalisierungstendenzen? 


